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Vorwort 


Wer in diesem Quellenband liest, kommt aus dem Staunen nicht 
heraus. Die Frage, wie wirtschaftliche Effizienz und soziale Verant- 
wortung zusammengehen, wie also im Bereich des wirtschaftlichen 
Handelns Freiheit und Gerechtigkeit verbunden werden können, ist 
keineswegs so neu, wie eine geschichtsvergessene Gegenwart denken 
mag. 

Die hier gesammelten Beiträge breiten dazu eine Fülle präziser und 
anregender Gedanken aus. Neben dem Staunen stellt sich allerdings 
auch eine gehörige Portion Skepsis ein. Man kann darüber erschrecken, 
wie unbekannt und darum auch unwirksam viele Einsichten der Tradi- 
tion geblieben sind und wie viel in Kirche und Theologie versäumt 
wurde, solche Schätze zu heben. Gleichzeitig machen die Texte auch 
demütig im Blick auf die heutigen Veröffentlichungen und Einsichten, 
deren Wirksamkeit wohl erhofft und befördert, aber nicht überschätzt 
werden darf. 

Ein erstaunlicher Gesichtspunkt muß besonders gewürdigt werden. 
Wichtige Beiträge dieses Bandes stammen von Laien, nicht von Theo- 
logen. Dies erinnert an die Besonderheit des Protestantismus, daß 
Fragen der politischen Ethik, aber auch Fragen des Glaubens und 
Gewissens durch Laien aufgegriffen werden. 

Der Quellenband knüpft an die Denkschrift »Gemeinwohl und 
Eigennutz« (1991) an und ergänzt sie. Wer die hier gesammelten Bei- 
träge, angefangen mit Adolph Wagners »Rede über die sociale Frage« 
aus dem Jahr 1871, sorgfältig studiert, wird immer wieder auf den grund- 
legenden Gedanken stoßen, der dann auch die Denkschrift »Gemein- 
wohl und Eigennutz« bestimmt: Eigennutz muß aufs Gemeinwohl 
bezogen werden. Die Addition und Koordination egoistischer Hand- 
lungen ergibt noch kein gemeinwohlverträgliches Ergebnis. Erfolg und 
Überlebensfähigkeit wirtschaftlichen Handelns hängen daran, daß über 
die politisch gesetzten Rahmenbedingungen und die Eingriffe der Poli- 
tik hinaus die Teilnehmer am Wirtschaftsprozeß selbst ihren Eigennutz 
in gemeinwohlverträglicher Weise verfolgen und zerstörerischen Egois- 
mus in Schranken halten. Eine sachgemäße und zugleich menschenge- 
rechte wirtschaftliche Ordnung ist moralisch anspruchsvoller als viele 
heute wahrnehmen. 


Mit dem Dank an Günter Brakelmann und Traugott Jähnichen für die 
Herausgabe dieses Bandes verbinde ich den Wunsch, daß er viele Lese- 
rinnen und Leser finde und die Fähigkeit zu verantwortlichem Han- 
deln stärke. 


Hannover, im November 1993 Landesbischof 
Dr. Klaus Engelhardt 
Vorsitzender des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
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A. Einleitung 


Protestantische Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft 
Günter Brakelmann und Traugott Jähnichen 


Um die gegenwärtige und kommende Arbeit an dem Modell einer so- 
zial und ökologisch verpflichteten Marktwirtschaft in einen größeren 
historischen Zusammenhang stellen zu können, soll in diesem Quel- 
lenband der Versuch unternommen werden, die protestantischen Tra- 
ditionslinien dieses Ordnungsmodells verfügbar zu machen. Dieser 
Traditionsabruf als Vergegenwärtigung der Vergangenheit kann dazu 
dienen, uns den aktuellen Problemen geschichtsbewußter zu stellen und 
Aufgeregtheit und Hektik in der heutigen Diskussion zu zügeln. 

Wir stellen die zentrale These sofort voran: Das Konzept »Soziale 
Marktwirtschaft« ist in wesentlichen Zügen von den sozialethischen 
Traditionen des Protestantismus mitbestimmt. Für die unmittelbare 
Nachkriegszeit läßt sich diese These sogar dahingehend zuspitzen, daß 
eine direkte Verbindungslinie zwischen der sozialethischen Diskussion 
des Protestantismus und der Begründung des Konzepts »Soziale Markt- 
wirtschaft« besteht. Im Unterschied zur sozialdemokratischen und ge- 
werkschaftlichen Forderung nach einer gelenkten Wirtschaft und dem 
im sozialen Katholizismus mehrheitlich propagierten »christlichen So- 
zialismus« einerseits und im Unterschied zur von den liberalen Parteien 
geforderten freien Marktwirtschaft andererseits sind es vor allem in der 
Iradition des sozialen Protestantismus stehende Theoretiker, die eine 
neue Synthese sozialer Verantwortung und marktwirtschaftlicher Effi- 
zienz anstreben. Dieser Zusammenhang ist kaum noch im allgemeinen 
Bewußtsein präsent. 

Auch die Wirtschafts-Denkschrift der EKD »Gemeinwohl und Ei- 
gennutz« geht auf die Ursprungslinien der »Sozialen Marktwirtschaft« 
nur sehr unzureichend ein. Während in Ziffer 35 immerhin der »Frei- 
burger Kreis« als protestantischer Beitrag zur Entwicklung des Kon- 
zepts »Soziale Marktwirtschaft« gewürdigt wird, werden in Ziffer 100 
vor allem die caritativen Impulse des Protestantismus in der Zeit des 
19. Jahrhunderts, weniger jedoch die ordnungspolitischen Anregungen 


aus dieser Zeit genannt: 
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»... Aber das Hauptgewicht lag darauf, durch caritative Hilfen in Ge- 
meinden und Anstalten soziales Elend zu mildern ... Im theologischen 
Denken und im allgemeinen kirchlichen Bewußtsein haben ökono- 
misch-soziale Strukturfragen lange Zeit keine angemessene Beachtung 
erfahren. Fragen der staatlichen Ordnung und der politischen Ethik 
haben in Kirche und Theologie sehr viel größere Aufmerksamkeit ge- 
funden. Wirtschaft repräsentiert aber eine mindestens ebenso wesentli- 
che Dimension der modernen Lebenswelt und Kultur wie die Politik. 
Hier eine Brücke zu schlagen zu der Bedeutung von Motiven und Ori- 
entierungen der christlichen Tradition für die Soziale Marktwirtschaft 
— darum geht es in der Diskussion inhaltlicher Ordnungskriterien.« 

Auch die in Ziffer 3 aufgestellte Behauptung, die kirchliche Diskus- 
sion der Nachkriegszeit sei jahrzehntelang von der Alternative »Kapita- 
lismus oder Sozialismus« bestimmt gewesen, trifft nur bedingt zu. Eine 
bedeutende Tradition sozialethischen Denkens, wie sie sich vor allem 
in der Arbeitsgruppe »Wirtschaft« während der Kirchentage profiliert 
hat, beschäftigte sich intensiv mit Fragen der weiteren sozialen Ausge- 
staltung der marktwirtschaftlichen Ordnung. 

So sollen im folgenden die spezifischen Traditionslinien des sozialen 
Protestantismus aufgezeigt werden, um vor diesem Hintergrund in der 
öffentlichen Diskussion das protestantische Profil besser konturieren 
zu können. 


I. Die Begründung des Sozialstaatsgedankens in der 
protestantischen Tradition 


1. Protestantisches Ethos und bürgerliche Sozialreform 


im 19. Jahrhundert 


Das Konzept »Soziale Marktwirtschaft« ist nicht als Reißbrettkonstruk- 
tion findiger Ökonomen zu verstehen, sondern verdankt sich im we- 
sentlichen der sozialgeschichtlichen Entwicklung in Deutschland. Die 
mit dem Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« untrennbar verbun- 
dene Forderung des sozialen Ausgleichs meint insbesondere das in 
Deutschland seit dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts durchgesetz- 
te Sozialstaatsprinzip. Dieser moderne Sozialstaat, wie er sich unter den 
Bedingungen des Zweiten Deutschen Reiches entwickelt hat, verdankt 
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sich vornehmlich »Motiven und Orientierungen« aus dem Raum des 
Protestantismus. Den Staat nicht nur als Macht- und Kulturstaat, son- 
dern ergänzend auch als Sozialstaat zu begreifen und ihn für eine kon- 
sequente Sozialpolitik zugunsten der im kapitalistischen Wirtschaftssy- 
stem Schwächeren und Schutzbedürftigen handlungswillig zu machen, 
ist das politisch-moralische Ziel von Männern aus Wissenschaft und 
Staatsbürokratie gewesen, die sich selbst ganz bewußt als protestanti- 
sche Christen verstanden haben. Diese Tradition hatte sich zunächst 
gegen den radikalen Wirtschaftsliberalismus durchzusetzen. 

Seit dem ersten Industrialisierungsschub in Deutschland gegen 1850 
bis zum Ende der 70er Jahre herrschte zunächst die vom Volkswirtschaft- 
lichen Kongreß in der Öffentlichkeit vertretene liberale Freihandelsdok- 
trin vor. Ihr Hauptvertreter ist John Prince-Smith, der seine Position wie 
folgt charakterisiert: »Der volkswirtschaftlichen Gemeinde ist jede Soli- 
darität grundsätzlich fremd.«' Allein dem Markt kommt in dieser Per- 
spektive die Verteilung der wirtschaftlichen Erträge und Güter und 
damit letztlich der Lebenschancen der Betroffenen zu. Diese im Markt- 
geschehen durch das Wechselspiel von Angebot und Nachfrage ermittel- 
te Verteilung der Güter wird von Prince-Smith als »gerecht« bezeichnet; 
jede Einmischung des Staates — auch zugunsten der wirtschaftlich und 
sozial Schwächeren — wird demgegenüber als »ungerecht« bezeichnet. ? 

Gegen diese Position formiert sich nach und nach der Widerstand 
der aufstrebenden Arbeiterbewegung, des sozialen Katholizismus sowie 
der bürgerlichen Sozialreform und der mit ihr eng verbundenen evan- 
gelisch-sozialen Tradition. Die bedeutendste Institution, die in Deutsch- 
land dem Sozialstaatsgedanken den Weg bereitet hat, ist der 1872 in 
Eisenach gegründete Verein für Sozialpolitik. Programmatisch heißt es 
in dem Einladungsschreiben: »Wir sind der Überzeugung, daß das un- 
beschränkte Walten teilweise entgegengesetzter und ungleich starker 
Einzelinteressen das Wohl der Gesamtheit nicht verbürgt, daß vielmehr 
die Forderungen des Gemeinsinns und der Humanität auch im wirt- 
schaftlichen Leben ihre Geltung behaupten müssen, und daß das wohl- 


1. J. Prince-Smith, Über die weltpolitsche Bedeutung der Handelsfreiheit. Vor- 
trag auf dem volkswirtschaftlichen Kongreß, in: K. Diehl/P. Mombert, Ausge- 
wählte Lesestücke zum Studium der politischen Ökonomie, Karlsruhe 1920, 
S. 193. 

2. J. Prince-Smith, a.a.O., S. 194. 
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erwogene Eingreifen des Staates zum Schutze der berechtigten Interes- 
sen aller Beteiligten zeitig wachzurufen ist. 

Diese staatliche Fürsorge sehen wir nicht als Notbehelf oder als un- 
vermeidliches Übel an, sondern als Erfüllung einer der höchsten Auf- 
gaben unserer Zeit und unserer Nation. In ernster Durchführung die- 
ser Aufgaben wird sich der Egoismus des Einzelnen und das nächste 
Interesse der Klassen der dauernden und höheren Bestimmung des 
Ganzen unterordnen.« 

Dieselben Intentionen formuliert der Nationalökonom Gustav 
Schmoller, der recht bald zum Haupt der sogenannten »Kathedersozia- 
listen« werden sollte, in seiner Eröffnungsrede der die Vereinsgründung 
vorbereitenden Konferenz am 8. Oktober 1872. Die versammelten 
Männer »kommen überein in einer Auffassung des Staates, die gleich 
weit von der naturrechtlichen Verherrlichung des Individuums und sei- 
ner Willkür wie von der absolutistischen Theorie einer alles verschlin- 
genden Staatsgewalt ist. Indem sie den Staat in den Fluß des histori- 
schen Werdens stellen, geben sie zu, daß seine Aufgaben je nach den 
Kulturverhältnissen bald engere, bald weitere sind; niemals aber be- 
trachten sie ihn, wie das Naturrecht und die Manchesterschule, als ein 
notwendiges, möglichst zu beschränkendes Übel; immer ist ihnen der 
Staat das großartigste sittliche Institut zur Erziehung des Menschen- 
geschlechts...sie wollen eine starke Staatsgewalt, welche, über den egoi- 
stischen Klasseninteressen stehend, die Gesetze gebe, mit gerechter Hand 
die Verwaltung leite, die Schwachen schütze, die unteren Klassen hebe.«‘ 
Ziel dieses sozialstaatlichen Handelns soll es sein, »einen immer größe- 
ren Teil unseres Volkes zur Teilnahme an allen höheren Gütern der 
Kultur, an Bildung und Wohlstand zu berufen.«° Mit dieser Zielbe- 
stimmung weiß sich der Verein deutlich in der Tradition protestanti- 
schen Staatsdenkens verankert, wie es bei Schmoller selbst — »die mei- 
sten von uns sind Protestanten«° — in seiner Eröffnungsrede zum 25jäh- 


3. Einladungsschreiben zur Gründungsversammlung des Vereins für Sozialpolitik 
1872 in Eisenach, in: E. Boese, Die Geschichte des Vereins für Sozialpolitik 
1872-1932, Berlin 1939, S. 4. 

4. G. Schmoller, Eröffnungsrede der Gründungsversammlung des Vereins für So- 
zialpolitik 1872 in Eisenach, in: F. Boese, a.a.O., S. 8. 

5. G. Schmoller, a.a.O., S. 10. 

6. G. Schmoller, Eröffnungsrede zum 25-jährigen Bestehen des Vereins für Sozial- 
politik 1897 in Köln, in: F Boese, a.a.O., S. 260. 
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rigen Bestehen des Vereins im Jahr 1897 wie folgt zum Ausdruck kommt: 
»Es ist dieselbe geistig-ethische und soziale Gedankenwelt, welche in 
der deutschen Staatswissenschaft, im besten Teil unseres Beamtentums 
und unserer Geistlichen, welche in dem wiederbelebten christlichen 
und staatlichen Sinne wie in einem Teil des politischen Fortschrittes 
sich von 1880 bis zur Gegenwart immer mehr Terrain eroberte.«’ 

Dieser von Schmoller hier skizzierte Zusammenhang von christli- 
chem Ethos und deutscher, speziell preußischer Staatstradition, über 
den sich im Blick auf die Förderung eines Untertanengeistes sicherlich 
auch manches Kritische sagen läßt, hat in Deutschland aber auch dem 
Sozialstaatsgedanken zum Durchbruch verholfen. Am Anfang unseres 
Sozialstaates steht somit die wissenschaftliche und politisch-geistige 
Überwindung des reinen Wirtschaftsliberalismus. Männer wie Erwin 
Nasse (1829-1890), Adolph Wagner (1835-1917) und Gustav Schmoller 
(1838-1917) haben zusammen mit vielen anderen die geistigen und 
fachlichen Grundlagen für unser heutiges System von Sozialstaatlich- 
keit gelegt. 

Vor allem waren es bewußt protestantische Beamte, die bei der Aus- 
formulierung wie auch bei der Umsetzung staatlicher Sozialreformen 
eine führende Rolle gespielt haben. Diese preußisch-deutschen Be- 
amten haben von ihren beruflichen Voraussetzungen her die gesetzli- 
chen Grundlagen geschaffen, den Staat als Sozialstaat auf Dauer zu 
stellen. Theodor Lohmann (1831-1905), Hans von Berlepsch (1843- 
1926) und Graf Posadowsky (1845-1932) — um die wichtigsten zu 
nennen — haben ihr Engagement zum sozialpolitischen Fortschritt 
immer als Form konkreter christlicher Nächstenliebe verstanden. Es 
sind diese Christen in weltlicher Verantwortung, die den entscheiden- 
den Beitrag des Protestantismus zur Sozialstaatsidee und Sozialstaats- 
praxis geleistet haben. 


7. G. Schmoller, a.a.O., S. 261. 
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2. Theodor Lohmann und die Sozialgesetzgebung im 
Deutschen Reich — Die Denkschrift der Inneren Mission 
von 1884 


Bei der konkreten Ausgestaltung der Sozialgesetzgebung spielen die o.g. 
protestantischen Ministerialbeamte eine entscheidende Rolle. Zu nen- 
nen ist hier in erster Linie Theodor Lohmann, der führende sozialpoli- 
tische Referent Bismarcks im preußischen Handelsministerium.® Loh- 
mann, der selbst wesentliche Anregungen von Wichern und von Huber 
erhalten hat, versucht, seiner evangelisch-sozialen Verantwortung im 
oben genannten Tätigkeitsfeld nachzukommen. Sein Fachgebiet ist die 
gewerbliche Arbeiterfrage, und er ist an der Erarbeitung der Novelle 
zur Gewerbeordnung führend beteiligt. 1881 wird er von Bismarck in 
das Reichsamt des Inneren berufen und arbeitet federführend an der 
Krankenversicherungsgesetzgebung mit. Hier ist es seinem Einfluß zu- 
zuschreiben, daß eine Selbstbeteiligung der Arbeiter an den Beitrags- 
zahlungen durchgesetzt wird. Lohmanns Anliegen kann dahingehend 
verstanden werden, daß er bei einer zu starken Fixierung auf sozial- 
staatliches Handeln eine Entmündigung der Arbeiter befürchtet und 
demgegenüber stärker Selbsthilfemaßnahmen einfordert. Als Lohmann 
im Zuge der Erarbeitung der Unfallversicherungsgesetze die zwangs- 
weise Schaffung von Berufsgenossenschaften als Form der Entmündi- 
gung der Arbeiter ablehnt, kommt es zum Bruch zwischen ihm und 
Bismarck. In der Folgezeit stellt er seine sozialpolitische Kompetenz in 
den Dienst der Inneren Mission, zu der er seit seiner Studienzeit enge 
Kontakte gepflegt hat. Seine bedeutendste Leistung ist hier die gründ- 
liche Überarbeitung und Erweiterung einer Thesenreihe, die Adolf Stoek- 
ker 1884 verfaßt hat, um die Innere Mission zu einer neuen Stellung- 
nahme zur sozialen Frage zu bewegen. 

Diese im wesentlichen von Lohmann verfaßte Denkschrift »Die 
Aufgabe der Kirche und ihrer Inneren Mission gegenüber den wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Kämpfen der Gegenwart« wird vom 
Zentralausschuß der Inneren Mission als offizielle Stellungnahme ver- 
öffentlicht und in der Folgezeit im Protestantismus intensiv diskutiert. 


8. Zum Engagement Lohmanns vgl. M. Gerhardt, Ein Jahrhundert Innere Missi- 
on, 2. Teil. Hüter und Mehrer des Erbes, Gütersloh 1948, S. 72f. 
9. Die Denkschrift »Die Aufgabe der Kirche und ihrer Inneren Mission gegen- 
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Dieses Dokument zählt zu den wichtigsten offiziellen Äußerungen aus 
dem Bereich der evangelischen Kirche zur sozialen Ordnungsfrage und 
ist entsprechenden katholischen Stellungnahmen, insbesondere der sie- 
ben Jahre später erscheinenden Sozialenzyklika Rerum Novarum, durch- 
aus vergleichbar, in einzelnen Teilen sogar überlegen.'® 

Die Zielrichtung der Denkschrift der Inneren Mission ist eine dop- 
pelte: einerseits will sie den Beginn sozialstaatlicher Intervention unter- 
stützen, andererseits wird auch die Kirche dazu aufgerufen, angesichts 
der sozialen Kämpfe ihre Verantwortung für das wirtschaftliche wie das 
gesellschaftliche Geschehen zu erkennen und wahrzunehmen. Im Blick 
auf die Ordnungsfrage ist es bedeutsam, daß die Denkschrift sowohl 
den Liberalismus als auch den Sozialismus deutlich kritisiert. Der Haupt- 
einwand gegen den ökonomischen Liberalismus lautet, daß sein Pro- 
gramm des freien Kampfes der natürlichen Kräfte und Interessen die 
»Macht der Sünde«!! verkennt und keine Schranke gegen die Durch- 
setzung egoistischer Interessen aufzurichten vermag. Damit ist dem al- 
lein am Markt orientierten Ordnungsdenken eine e deutliche, theolo- 
gisch begründete Absage erteilt. 

Demgegenüber wird der Sozialismus einerseits als Gegenbewegung 
gegen die aus dem freien Spiel der Kräfte resultierende Herrschaft der 
Stärkeren verstanden, die eine »tatsächliche Verurteilung der Unterlas- 
sungssünden, welcher Staat und Kirche auf dem Gebiet des wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Lebens sich schuldig gemacht haben«'?, 
bedeutet. Andererseits ist der Sozialismus jedoch letztlich »die äußerste 
Konsequenz der von den höheren Klassen zu den breiten Schichten des 


über den wirtschaftlichen und sozialen Kämpfen der Gegenwart« fand als Flug- 
schrift weite Verbreitung. Eine neuere Ausgabe der Denkschrift fehlt bisher. Sie 
ist in Auszügen zugänglich in der von Friedrich Naumann wiedergegebenen 
Fassung in: Naumann, Das soziale Programm der evangelischen Kirche, in: 
ders., Werke, Bd.1, Religiöse Schriften, hg. von W. Uhsadel, Köln/Opladen 
1964, S. 141-265. 

10. Vgl. Th. Heuss, Friedrich Naumann. Der Mann - das Werk — die Zeit, Stutt- 
gart 1968, 3. Aufl., S. 60. Die Enzyklika »Rerum Novarum« ist zugänglich in: 
Die Enzyklika Leos XIII »Rerum Novarum« und die Enzyklika Pius’ XI »Qua- 
dragesimo Anno«. Amtlicher deutscher Text, hg. vom Erzbischöflichen Seelsor- 
geamt Köln, Düsseldorf 1946. 

11. Die Denkschrift wird im folgenden nach der von Naumann wiedergegebenen 
Fassung zitiert: a.a.O., S. 165. 

12. Denkschrift, a.a.O., S. 172. 


19 


Volkes durchgedrungenen materialistischen Strömung der Gegenwart.«'? 

Es ist somit bereits in der Denkschrift von 1884 ein grundlegender 
Einwand gegen die freie Durchsetzung egoistischer Interessen im wirt- 
schaftlichen Geschehen formuliert. Diese Erkenntnis zählt zum origi- 
nären Bestand protestantischer Sozialethik mit einer deutlichen Kritik 
der liberalen, den Markt sich selbst überlassenden Position. Es ist be- 
merkenswert, wie entschieden ablehnend die Denkschrift von 1884 im 
Blick auf den ökonomischen Liberalismus argumentiert. 

Mit dieser Kritik sowohl des ökonomischen Liberalismus als auch 
des Sozialismus weist die Denkschrift von 1884 in eine Richtung, die 
heute mit dem Leitbild »Soziale Marktwirtschaft« umschrieben wird. 
Ohne das Privateigentum und die Marktordnung abschaffen zu wol- 
len, wird ein deutlicher Ausbau der staatlichen Sozialgesetzgebung ein- 
gefordert. Insbesondere wird eine »allgemeine gesetzliche Bestimmung 
der Regelung des Arbeitsverhältnisses«'* verlangt, welche die aufgrund 
der ungleichen wirtschaftlichen Machtsituation überholte liberale Vor- 
stellung des freien Arbeitsvertrages abweist. Ferner plädiert die Denk- 
schrift für das Verbot der Sonntagsarbeit, für Gesundheits- und Ju- 
gendschutzgesetz, für die Festlegung der Normalarbeitszeit sowie für 
eine Sozialversicherungsgesetzgebung.'? Es handelt sich hier also im 
Kern bereits um die Propagierung einer sozial regulierten Marktwirt- 


schaft. - 


3. Die freien Verbände des sozialen Protestantismus 


als wichtige Anreger der evangelischen Sozialethik 


Mit der Gründung des Evangelisch-Sozialen Kongresses im Jahre 1890, 
von dem sich im Jahre 1897 der sozialkonservative Flügel zur Freien 
Kirchlich-Sozialen Konferenz abspaltet, schafft sich der soziale Pro- 
testantismus ein öffentliches Diskussionsforum, das sich in viel beach- 
teter Weise mit den wichtigsten sozial- und wirtschaftspolitischen 
Herausforderungen der Zeit beschäftigt hat. Hier bündeln sich auf 


evangelischer Seite die vielfältigen Ansätze zur Überwindung der sozia- 


13. Ebd. 
14. Denkschrift, a.a.O., S. 253. 
15. Vgl. Denkschrift, a.a.O., S. 215, S. 256. 
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len Frage und tragen entscheidend mit zu dem bei, was heute Sozial- 
staat und soziale Marktwirtschaft ausmacht. 

Die grundlegende Perspektive zur Gestaltung der Wirtschaftsord- 
nung skizziert der Hauptvortrag von Julius Kaftan aus dem Jahre 1893 
zum Ihema »Christentum und Wirtschaftsordnung«. Kaftan bezeich- 
net es als die Aufgabe von Christen, die Wirtschaftsordnung so zu 
gestalten, daß sie Grundlage für die »Pflege der sittlichen Ideale des 
Christentums«'® sein kann. Dies hält er in der gegebenen Wirtschafts- 
ordnung grundsätzlich für möglich. Allerdings ist diese Ordnung im 
Blick auf die Bedürfnisse speziell der Arbeitnehmer stets reformerisch 
weiter zu entwickeln. 

Im einzelnen fordert der Evangelisch-Soziale Kongreß in seinen Re- 
solutionen eine die Zeitdauer und die Art der Arbeit gesetzlich regeln- 
de Arbeiterschutzgesetzgebung, die gesetzliche Anerkennung der Ge- 
werkschaftsvereine, die konstitutionelle Ausgestaltung industrieller 
Großbetriebe im Sinne von Mitbestimmung der Arbeitnehmer und die 
Entwicklung eines sozialen Wohnungsbaurechtes.'” Ferner wird die 
Bedeutung des Aufbaus von Tarifverträgen gewürdigt und die Empfeh- 
lung ausgesprochen, durch das freie Aushandeln von Tarifverträgen die 
Konflikte zwischen Kapital und Arbeit institutionell und fair zu regeln. 

Mit diesem umfassenden Reformprogramm, das in der Zeit des deut- 
schen Kaiserreiches nur in wenigen Ansätzen ausgestaltet wurde, for- 
dert der Evangelisch-Soziale Kongreß wesentliche Merkmale ein, die 
nach 1945 das Konzept der sozialen Marktwirtschaft näher umschrei- 
ben. Auch die Freie Kirchlich-Soziale Konferenz sowie die evangeli- 
schen Arbeitervereine vertreten dieses Konzept einer sozialreformeri- 
schen Regulierung der Marktwirtschaft, wobei diese Organisationen 
noch stärker interventionistische Maßnahmen befürworten. 


16. J. Kaftan, Christentum und Wirtschaftsordnung, in: Verhandlungen des evan- 
gelisch-sozialen Kongresses von 1893, Berlin 1893, S. 30. 

17. Die wichtigsten Resolutionen des evangelisch-sozialen Kongresses finden sich 
in: K. Heienbrok, H. Przybylski, F. Segbers (Hg.) Protestantische Wirtschafts- 
ethik und Reform des Kapitalismus. 100 Jahre evangelisch-sozialer Kongreß, 
Bochum 1991, S. 142 - 150. 
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II. Newe sozialethische Impulse in der Zeit der 
Weimarer Republik 


1. Die weitgehende Prägung der deutschen Diskussion 
durch religiös-sozialistische Positionen 


In Deutschland ist es in der unmittelbaren Nachkriegs- und Revoluti- 
onszeit vor allem das autonome Handeln von Unternehmern und Ge- 
werkschaften, das wichtige neue Elemente der Wirtschafts- und Sozial- 
ordnunghervorbringt. Die Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und 
die drei Richtungsgewerkschaften schließen sich in einem Abkommen 
am 15.11.1918 zur »Zentralarbeitsgemeinschaft« zusammen. Mit die- 
sem Abkommen werden die Gewerkschaften als offizielle Vertreter der 
Arbeiterschaft anerkannt. Die Arbeitgeber verpflichten sich, die Arbeits- 
und Lohnbedingungen mit den Gewerkschaften durch Tarifverträge zu 
regeln, die Arbeitszeit auf acht Stunden zu reduzieren, in Betrieben mit 
mehr als 50 Personen Belegschaft obligatorische Arbeiterausschüsse (d.h. 
die späteren Betriebsräte) einzurichten und Streikbrecherorganisatio- 
nen in Zukunft nicht mehr zu unterstützen. Für Streitfälle werden pa- 
ritätisch besetzte Einigungsämter eingerichtet. Die Gewerkschaften 
verpflichten sich ihrerseits, alles in ihrer Kraft Stehende zu unterneh- 
men, um eine geregelte Produktion wieder zu ermöglichen. 

Diese Übereinkunft der Tarifparteien wird von der am 19.1.1919 
gewählten Nationalversammlung in ihren wesentlichen Punkten in den 
Rang von Verfassungsartikeln erhoben. Mit diesen Vereinbarungen so- 
wie dem 1920 verabschiedeten Betriebsrätegesetz erreicht der in der 
wilhelminischen Ära vergeblich angestrebte Prozeß einer weiteren Ver- 
rechtlichung der Arbeitsbeziehungen einen bedeutsamen Höhepunkt. 

Die verschiedenen Impulse des sozialen Protestantismus werden in 
der Weimarer Zeit von der verfaßten Kirche zumindest teilweise in der 
»Sozialen Botschaft der evangelischen Kirche« des ersten verfassungs- 
mäßigen Deutschen Evangelischen Kirchentages von Bethel im Jahr 
1924 aufgenommen. Hier wird an Arbeitgeber und Arbeitnehmer ap- 
pelliert, im Sinne der 1918 geschlossenen Zentralarbeitsgemeinschaft 
in gemeinsamer Anstrengung die wirtschaftlichen Nöte zu überwin- 
den. Die neu entbrannten Kämpfe zwischen den Sozialparteien werden 
als Ausfluß materialistischen Geistes scharf verurteilt. In recht deutli- 


chen Worten an die Adresse der Arbeitgeber wird die »soziale Gleichbe- 
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rechtigung« der Arbeitnehmer eingefordert, die sich vor allem in der 
»Freiheit zum gewerkschaftlichen Zusammenschluß«'? zu konkretisie- 
ren habe. Mit dieser in weiten Passagen allerdings noch zu sehr im Sin- 
ne einer Tugendethik argumentierenden Stellungnahme begründet die 
evangelische Kirche in Deutschland ihre öffentliche Verantwortung für 
die soziale und wirtschaftliche Ordnung. Auch dieses Wort zielt auf 
eine Lösung, die jenseits der Gegensätze von ökonomischem Liberalis- 
mus und Sozialismus liegt. 

Der Evangelisch-Soziale Kongreß und der Kirchlich-Soziale Bund, 
die Nachfolgeorganisation der Freien Kirchlich-Sozialen Konferenz, 
bleiben im wesentlichen ihrer bisherigen Programmatik treu. Die inn- 
erprotestantische Diskussion über soziale Themen beginnen nun aller- 
dings immer stärker die nach 1918 entstehenden religiös-sozialistischen 
Gruppen zu bestimmen. 

Die Mehrzahl dieser Gruppen konstituiert sich im August 1926 zum 
»Bund religiöser Sozialisten Deutschlands«, der mit seinen Publikatio- 
nen und Stellungnahmen sowohl innerhalb wie auch außerhalb der 
Kirche Aufsehen erregt. Geprägt sind diese Stellungnahmen nahezu 
durchgängig von einem ethisch geprägten, radikalen Antikapitalismus. 
Eine ethisch begründete Parteinahme für die Opfer der Gesellschaft 
und Versatzstücke marxistischer Kapitalismuskritik werden zu scharfen 
Anklagen gegen die kapitalistische Wirtschaftsordnung verbunden. So 
werden die niedrigen Löhne, die faktisch in den 20er Jahren erfolgte 
Aufhebung des Acht-Stunden-Arbeitstages, die mangelnde Arbeiter- 
schutzgesetzgebung, die gesundheitsgefährdenden Arbeitsbedingungen 
und vor allem die in der Weimarer Zeit beinahe ständig drohende Ar- 
beitslosigkeit als Ausdruck kapitalistischen Profitstrebens, das auf die 
materiellen und geistigen Bedürfnisse der Arbeiter keine Rücksicht 
nimmt, interpretiert. 

Dieser scharfe Antikapitalismus ist nun aber nicht bei allen Vertre- 
tern dieser Bewegung mit revolutionären sozialistischen Optionen ver- 
bunden, wie sie insbesondere der langjährige Bundesvorsitzende Erwin 
Eckert vertreten hat. Der reformerische Flügel der religiösen Soziali- 
sten um den Gewerkschafter Bernhard Göring, lange Jahre 2. Vorsit- 
zender und nach dem Ausscheiden Eckerts ab 1931 Bundesvorsitzen- 


18. Soziale Botschaft des deutschen evangelischen Kirchentages vom Juni 1924 in 
Bethel, Sonderdruck Berthel 1924, S. 8. 
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der, bemüht sich darum, die konkrete Sozialpolitik als Forderung christ- 
licher Sittlichkeit zu erweisen und in diesem Sinn Christen und Kir- 
chen in der Endphase der Republik gegen den massiven Sozialabbau zu 
mobilisieren. 

Auch die theoretisch seinerzeit glänzendste und bis heute bedeutsa- 
me Interpretation sozialpolitischer Maßnahmen wurde von einem reli- 
giösen Sozialisten entwickelt: von Eduard Heimann, einem Mitglied 
des von Paul Tillich inspirierten Kairos-Kreises. In seiner Schrift »So- 
ziale Theorie des Kapitalismus« weist Heimann auf, wie die Arbeiterbe- 
wegung gegen die Unfreiheit und Entwürdigung der Arbeit die vom 
Liberalismus verbrieften Freiheitsansprüche auch im sozialen Bereich 
einzufordern begonnen hat. Dieser Kampf der Arbeiterbewegung um 
soziale Freiheiten findet seinen institutionellen Niederschlag in sozial- 
politischen Maßnahmen. Heimann definiert Sozialpolitik als »Summe 
von Mafßregeln zum Schutz und zur Förderung der arbeitenden Men- 
schen ... Sozialpolitik ist also der Einbau des Gegenprinzips in den Bau 
der Kapitalherrschaft und Sachgüterordnung; es ist die Verwirklichung 
der sozialen Idee im Kapitalismus und gegen den Kapitalismus.« ' 

Mit seinen Thesen avancierte Heimann zu einem der führenden 
Sozialtheoretiker der Weimarer Zeit. In kirchlichen Kreisen wurde er 
vor allem durch die weitgehende Rezeption seiner Überlegungen in den 
Werken Tillichs bekannt. Das Neue seiner Konzeption liegt vor allem 
darin, daß er sozialpolitisches Handeln nicht aus der Perspektive eines 
obrigkeitlichen Staates ableitet, sondern aus der Emanzipationsbewe- 
gung der Arbeitenden selbst. Mit dieser Sichtweise ist ein bloß additi- 
ves oder kompensatorisches Sozialpolitikverständnis überwunden und 
das dynamische Moment sozialpolitischer Errungenschaften aufgezeigt. 


2. Die Gründungsversammlung von »Life and Work« 
in Stockholm 1925 


Weitere neue Impulse verdankt die sozialethische Debatte des deut- 
schen Protestantismus der ökumenischen Bewegung. Zudem wird durch 
diesen Diskussionszusammenhang deutlich, daß die Suche nach einem 


19. E. Heimann, Soziale Theorie des Kapitalismus. Theorie der Sozialpolitik, Frank- 
furt 1980 (Neudruck der Ausgabe Tübingen 1929), S. 167. 
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Ordnungsmodell jenseits von ökonomischem Liberalismus und Sozia- 
lismus nicht allein ein Anliegen des deutschen Protestantismus gewe- 
sen ist, sondern vor allem von den protestantischen Kirchen Westeuro- 
pas und Nordamerikas geteilt wird. Diese heute weithin vergessene 
Debatte führt zu beachtlichen Ergebnissen, an die auch heute noch — 
etwa im Rahmen der kirchlichen Diskussionen um den europäischen 
Binnenmarkt - sinnvoll angeknüpft werden kann. 

Die erste Weltkirchenkonferenz der Bewegung »Life and Work« wird 
im wesentlichen durch den Stockholmer Erzbischof Söderblom ange- 
regt und findet schließlich 1925 in Stockholm statt. Hier spielt das 
Thema »Die Kirche und die wirtschaftlichen und industriellen Fragen« 
eine zentrale Rolle. Die grundlegende Perspektive gibt das Einleitungs- 
referat des Dean of Worchester, William Moore Ede, an, der deutliche 
Kritik an der Theorie des wirtschaftlichen Liberalismus äußert und die 
Notwendigkeit einer christlichen Beeinflussung des Wirtschaftsgesche- 
hens betont. Das bestehende Wirtschaftssystem soll nicht zerschlagen, 
sondern von christlichen Prinzipien wie Liebe, Brüderlichkeit, Dienst 
und Gerechtigkeit durchdrungen werden. Auf dieser Basis könnten die 
sozialen Konflikte entschärft und damit auch ein erfolgreicheres wirt- 
schaftliches Arbeiten geleistet werden.?? Die bereits in der deutschen 
Diskussion aufgewiesene grundlegende Zielsetzung, das bestehende 
Marktsystem mit Elementen des sozialen Ausgleichs zu verknüpfen, ist 
somit auch hier erkennbar. 

Der sich aus dieser Aufgabenstellung ergebende weitere Diskussi- 
onsbedarf wird bereits in Stockholm deutlich benannt, und so ist die 
wichtigste Maßnahme zur Weiterarbeit die Einsetzung eines Fortset- 
zungsausschusses, der in verschiedenen Kommissionen das weitere 
Vorgehen koordiniert. Die beiden wichtigsten Ergebnisse dieser Fort- 
setzungsarbeit sind einmal die Herausgabe der internationalen sozial- 
kirchlichen Zeitschrift »Stockholm«, die ein beachtliches Niveau 
erreicht, aus Geldmangel allerdings bereits im Jahre 1931 eingestellt 
werden muß. Entscheidend für die weitere Arbeit wird schließlich das 


20. Vgl. W.M. Ede, Einführung in das Problem, in: Stockholmer Weltkirchenkon- 
ferenz. Vorgeschichte, Dienst und Arbeit der Weltkirchenkonferenz für prakti- 
sches Christentum 19.-30. August 1925. Amtlicher deutscher Bericht, im Auf- 
trag des Fortsetzungsausschusses erstattet von A.Deißmann, Berlin 1925, S. 


193.172: 
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im Jahr 1928 in Genf gegründete Sozialwissenschaftliche Institut, die 
eigentliche »Werkstätte der Bewegung«“'. Unter Anleitung von Hans 
Schönfeld und John Oldham organisiert man eine intensive ökume- 
nische Studienarbeit mit internationalen Tagungen und einem um- 
fangreichen schriftlichen Diskussionsprozeß, die der Vorbereitung der 
Weltkirchenkonferenz 1937 in Oxford dient. Diese Vorarbeiten tragen 
ihre Früchte, wenn in Oxford die Sektion zum Thema »Wirtschaft« 
einen anspruchsvollen Konferenzbericht vorlegt, der als Durchbruch 
der ökumenischen Sozialethik zu würdigen ist. 

Diese Ausarbeitung unter dem Titel »Kirche, Volk und Staat in ihrer 
Beziehung zur Wirtschaftsordnung« ist ein von allen Mitgliedern die- 
ser Sektion gebilligtes Papier, das von der gesamten Konferenz entge- 
gengenommen und den Kirchen zu »ernster und wohlwollender Erwä- 
gung« empfohlen wird.” 

Der Bericht selbst ist bestimmt von der Suche nach einem mittleren 
Weg zwischen individualistischem Liberalismus und kollektivistischem 
Kommunismus, der grundlegende sozialpolitische Sicherungssysteme 
ebenso wie ein Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer und die Rück- 
sichtnahme auf die Bedürfnisse der zukünftigen Generationen im Blick 
auf die Verwendung der Ressourcen der Schöpfung beinhaltet. Das damit 
bezeichnete Reformprogramm wird, wie der Bericht unmißverständ- 
lich herausstellt, »drastische Veränderungen im Wirtschaftsleben nach 
sich ziehen.«”° 

Auch die ökumenische Diskussion läuft somit in ähnlicher Weise 
wie die bereits geschilderte Entwicklung der sozialethischen Tradition 
des deutschen Protestantismus auf die Forderung einer sozial regulier- 
ten marktwirtschaftlichen Ordnung hinaus. Diese Linie ist auf dem 
Weg von Stockholm nach Oxford deutlich erkennbar und wird zuneh- 
mend präziser formuliert. Die Weltkirchenkonferenz zur Gründung des 
Ökumenischen Rates der Kirchen 1948 in Amsterdam geht über das in 
Oxford Formulierte nicht hinaus. Das dort postulierte Leitbild der 
»Verantwortlichen Gesellschaft« nimmt im wesentlichen die Perspekti- 


21. Bulletin des internationalen sozialwissenschaftlichen Instituts, Nr. 1, Mai 1927, 
S. 14. 

- 22. Forschungsabteilung des Ökumenischen Rates für praktisches Christentum, 
Kirche, Volk und Staat in ihrer Beziehung zur Wirtschaftsordnung, Bericht der 
3. Sektion in: Heienbrok/Przybylski/Segbers, a.a.O., S. 151. 

23. A.a.O., S. 175. 
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ve des Oxforder Berichtes wieder auf und weist der ökumenischen Chri- 
stenheit die Aufgabe zu, jenseits von Liberalismus und Kommunismus 
beim Aufbau einer sozial verantwortlichen und gleichzeitig effektiven 
Wirtschaftsordnung mitzuarbeiten. In Deutschland wird zu dieser Zeit 
das Konzept »Soziale Marktwirtschaft« entwickelt und als wirtschaftli- 
ches Leitbild propagiert. Auch evangelische Christen sind — vielfach 
bereits zuvor im Widerstand gegen die nationalsozialistische Gewalt- 
herrschaft — in verantwortlicher Position an diesem Prozeß beteiligt. 


III. Der Beitrag protestantischer Christen bei der Entwicklung 
des Konzeptes »Soziale Marktwirtschaft« 


1. Wirtschaftspolitische Ordnungsvorschläge aus Kreisen 
des Widerstands gegen den Nationalsozialismus 


Alle bisher kurz angeführten Traditionen des Versuchs einer gemein- 
wohlorientierten Kombination von ökonomischer Rationalität und 
Effektivität auf der einen und von personaler Freiheit und Würde wie 
Solidarität und Gerechtigkeit auf der anderen Seite werden nun von 
den Männern aufgenommen, die während der NS-Zeit über eine frei- 
heitliche und soziale Wirtschaftsordnung nachgedacht und ihre Grund- 
lagen in verschiedenen Neuordnungskonzeptionen zum Ausdruck ge- 
bracht haben. 

Ohne den wichtigen Beitrag des Kreisauer Kreises vergessen zu wol- 
len (vgl. Einleitung zu Teil IV.), steht im Mittelpunkt der folgenden 
Ausführungen die Denkschrift des sog. Freiburger Kreises: »Politische 
Gemeinschaftsordnung. Ein Versuch zur Selbstbesinnung des christli- 
chen Gewissens in den politischen Nöten unserer Zeit« (Januar 1943). 
Im Abschnitt IV dieser Denkschrift wird die Sozialpolitik, im Abschnitt 
V die Wirtschaftspolitik konzipiert. Dazu gibt es eine Anlage 4 mit der 
Überschrift »Wirtschafts- und Sozialordnung«. Es sind die National- 
ökonomen Constantin von Dietze (1891-1973), Walter Eucken (1891- 
1950) und Adolf Lampe (1897-1948) gewesen, ergänzt durch den Po- 


24. Vgl. »In der Stunde Null«. Die Denkschrift des Freiburger »Bonhoeffer-Krei- 
ses«, eingeleitet von H.Thielicke, mit einem Nachwort von Ph. von Bismarck, 


Tübingen 1979. 


27 


litiker Carl Goerdeler (1884-1945), den Unternehmer Walter Bauer 
(1901-1968), den Historiker Gerhard Ritter (1888-1967), die Juristen 
Erik Wolf (1902-1977) und Franz Böhm (1895-1977) sowie die bei- 
den Theologen Helmut Thielicke (1908-1986) und Otto Dibelius 
(1880-1977), die das Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« program- 
matisch und interdisziplinär formuliert haben. Sie alle sind als Glieder 
der Bekennenden Kirche bewußte Protestanten, die zum Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus gehören. 

Christen im Widerstand entwickeln das Grundkonzept einer frei- 
heitlichen und sozialen Wirtschafts- und Sozialordnung. Man muß die- 
sen »historischen Sitz im Leben« sehen, wenn man die innere Textur 
dessen verstehen will, was der protestantische Nationalökonom und 
Religionssoziologe Alfred Müller-Armack dann »Soziale Marktwirt- 
schaft« genannt und der Protestant Ludwig Erhard umgesetzt hat. 

Erlebt hatte diese Generation das Ungenügen des alten Wirtschaftsli- 
beralismus des 19. Jahrhunderts, dazu die politische Handlungsschwä- 
che des Weimarer Staates in Wirtschaftsfragen, die zu einem ungeordne- 
ten Interventionismus und zur Dominanz industrieller Interessen geführt 
hatte. Vor allem aber hatten sie die Lenkungs-, Kommando- und Maß- 
nahmenwirtschaft des Nationalsozialismus selbst erfahren sowie die bol- 
schewistische Zentralverwaltungswirtschaft beobachtet. Also: ein gerüt- 
telt Maß an historischer Erfahrung und historischem Leid sowie das 
eigene zeitgenössische Erleben der systematischen Aufhebung freiheitli- 
cher und rechtsstaatlicher Grundsätze und der totalen Instrumentalisie- 
rung des Menschen für ideologisch-politische Zwecke prägten ihren 
Erfahrungshorizont. Diese Abwesenheit konkreter Alltagshumanität hat 
sie nach einer Ordnungsalternative fragen lassen, die ihrem christlichen 
Menschenbild, den Grundsätzen christlicher Ethik und den Prinzipien 
ihrer humanistischen Bildung entsprach. 

Politisch sollte es ein handlungsfähiger Rechtsstaat sein, der die Würde 
des einzelnen als Person zu schützen hatte. Die Vorschläge, die sie zur 
Wirtschaftspolitik machen, »sind bestrebt, eben sowohl das Extrem des 
wirtschaftlichen Kollektivs mit seinen seelisch verwüstenden Wirkun- 
gen zu vermeiden wie die Wirtschaftsanarchie eines einseitig und falsch 
verstandenen Wirtschaftsliberalismus, der dem privaten Egoismus 
schlechthin alles überläßt, und auf eine prästabilierte Harmonie aller 
Wirtschaftsegoismen vertraut; sie wollen die selbständige Initiative und 
Freiheit der Wirtschaftenden anregen, aber zuchtvoll gebändigt und 
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eingefügt in den Rahmen einer festen und streng überwachten Gesamt- 
ordnung. Sie entsprechen also dem Grundgedanken unserer gesamten 
Ausarbeitung, die den Personcharakter des Menschen nur im Rahmen 
einer wahren Gemeinschaftsordnung gesichert sieht.«? 

In protestantischer Tradition steht die starke Betonung eines Staa- 
tes, der die Rahmenordnung für die Wirtschaft zu setzen und ihre Ein- 
haltung zu garantieren hat. Ein starker Staat, der nicht zum Spielball 
von Interessengruppen werden darf, ist für sie die Voraussetzung für 
geordnetes selbständiges Wirken der Wirtschaftssubjekte. Unentbehr- 
lich ist dafür eine »rechtliche Sicherung des privaten Eigentums und 
Förderung einer möglichst breiten Eigentumsverteilung...«.?° 

Fast alle wichtigen Komplexe, die mit Wirtschaftsordnungsfragen 
zusammenhängen, werden in der Denkschrift angesprochen. Und im- 
mer wieder versucht man in variierenden Formulierungen die beiden 
großen Ziele, die es zu verwirklichen gilt, nämlich Freiheit der Person 
und Gerechtigkeit in der Gesellschaft, aufeinander zu beziehen. Es trifft 
die Intention der Denkschrift, wenn der Eucken-Schüler Müller-Ar- 
mack später formuliert: 

»Was wir verlangen, ist eine neu zu gestaltende Wirtschaftsordnung. 
Eine solche kann nie aus dem Zweckdenken und überalterten politi- 
schen Ideen allein vorgehen, sondern bedarf der tieferen Begründung 
durch sittliche Ideale, welche erst die innere Berechtigung verleihen. 
Zwei großen sittlichen Zielen fühlen wir uns verpflichtet, der Freiheit 
und der sozialen Gerechtigkeit. 

Die Forderung nach wirtschaftlicher Freiheit ist heute weniger denn 
je das Anliegen nur einer begrenzten Schicht der wirtschaftlichen Füh- 
rung. Sie ist zu einer Forderung aller geworden, die die erdrückende Last 
der in das alltägliche Leben eindringenden Bürokratie auf Schritt und 
Tritt verspüren. Es würde jedoch keine Wirtschaftsordnung heute beste- 
hen, wenn sie nur an die Sicherung der Freiheit dächte. Bloße Freiheit 
könnte zum leeren Begriff werden, wenn sie sich nicht mit der sozialen 
Gerechtigkeit als verpflichtende Aufgabe verbände. So muß die soziale 
Gerechtigkeit mit und neben der Freiheit zum integrierenden Bestand- 
teil unserer künftigen Wirtschaftsordnung erhoben werden.«”’ 


25. »In der Stunde Null«, a.a.O., S. 91. 

26. A.a.O., S. 93. 

27. A. Müller-Armack, Genealogie der Sozialen Marktwirtschaft, Bern/Stuttgart 
1974, S. 90. 
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Da ein freiheitliches Marktsystem und ein gerechteres Sozialsystem sich 
nicht von selbst ergeben — der Markt produziert von seinen Ergebnis- 
sen her keine soziale Gerechtigkeit — , hat der Staat eben eine ordnungs- 
politische Aufgabe, d.h. er muß die Marktwirtschaft unter Rahmenbe- 
dingungen stellen, die ungerechtfertigte Machteinflüsse auf dem Markt 
verhindern oder anders: er muß eine Wettbewerbsordnung schaffen, 
_ die die Dynamik des Marktes fördert, aber gleichzeitig einen anarchi- 
schen Wettbewerb verhindert. Diese Ordo-Funktion hat der Staat. Alex- 
ander Rüstow, der von sich selbst sagt: »Ich stamme aus einer radikal 
protestantischen Familie«, hat das später wie folgt formuliert: 

»Wir glauben folgendes zu sehen: jene große Entdeckung des alten 
Liberalismus, die Entdeckung der Marktgesetze ist an sich durchaus 
richtig. Marktwirtschaft vereinigt tatsächlich höchste Produktivität mit 
höchster Freiheit. Diese Koinzidenz gilt aber nicht generell, wie die 
alten Liberalen in ihrer pseudotheologischen Befangenheit glaubten. 
Diese segensvolle Koinzidenz findet nur innerhalb eines ganz bestimmt 
abgegrenzten Bereichs und unter ganz bestimmten Voraussetzungen 
statt. Und diese Voraussetzungen müssen vom Staat geschaffen und 
überwacht werden. Die positive Wirkung des Marktes kann nicht, wie 
der alte Liberalismus meinte, durch Quietismus, durch Laufenlassen 
nach der Maxime laissez faire laissez aller« herbeigeführt werden. Dazu 
bedarf es vielmehr eines starken und neutralen Staates, der die Markt- 
polizei in die Hand nimmt, der jenen Bereich der Leistungskonkur- 
renz, innerhalb dessen allein die Koinzidenz zwischen Einzelinteresse 
und Gesamtinteresse statt hat, abgrenzt und dafür sorgt, daß die priva- 
te Wirtschaft sich innerhalb dieses Bereiches bewegt und jede Grenz- 
überschreitung verhindert wird. Zu diesem Zweck darf und muß der 
Staat auch in die Wirtschaft eingreifen.«”® 

Bei den Vätern der Sozialen Marktwirtschaft war das noch ganz klar: 
der politische Ordnungswille des Staates hat die Priorität auch und ge- 
rade gegenüber der Wirtschaft. Die Sache des Staates ist Wirtschaftspo- 
litik im Sinne der Gestaltung von Ordnungsformen der Wirtschaft, 
aber nicht im Sinne der Lenkung des Wirtschaftsprozesses selbst. Staat- 
liche Ordnungstätigkeit hebt also den Markt nicht auf, sondern wacht 
über seine Funktionsfähigkeit für das Allgemeinwohl. 


28. A. Rüstow, in: PM.Boarman (Hg.), Der Christ und die soziale Marktwirtschaft, 
Stuttgart 1955, S. 63. 
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Der Staat hat vor allem die Aufgabe der Korrektur der Marktergebnis- 
se. Er hat distributiv tätig zu sein. Die Kriterien, die er hier anwendet, 
sind nicht dem Markt und seinen Gesetzen entlehnt, sondern sind aus 
der christlich-humanistischen Sozialethik entnommen. Gerechtigkeit 
und Solidarität bestimmen den Umverteilungsprozeß der marktwirt- 
schaftlich erleisteten Ergebnisse, der als sozialer Ausgleich für die Un- 
gleichheit der Ergebnisse der Marktprozesse notwendig ist. 


2. Das Konzept »Soziale Marktwirtschaft« in der Spannung 
von personaler Freiheit und sozialer Gerechtigkeit 


In allen grundlegenden Texten wird ein Gesichtspunkt immer wieder 
hervorgehoben: Soziale Marktwirtschaft ist kein System, das sich dog- 
matisieren läßt, sondern eine ordnungspolitische Idee oder noch besser 
ein ordnungspolitisches Konzept, ein Instrument mit der Aufgabe, die 
zwei Zielbereiche zu korrelieren, die immer in Spannung zueinander 
stehen werden: Freiheit und Gerechtigkeit. Deshalb sagt Müller-Ar- 
mack zu Recht: 

»Der Begriff der Sozialen Marktwirtschaft kann so als eine ordnungs- 
politische Idee definiert werden, deren Ziel es ist, auf der Basis der 
Wettbewerbswirtschaft die freie Initiative mit einem gerade durch die 
marktwirtschaftliche Leistung gesicherten sozialen Fortschritt zu ver- 
binden.«” 

Oder an anderer Stelle: 

»Die soziale Marktwirtschaft ist gemäß ihrer Konzeption kein ferti- 
ges System, kein Rezept, das, einmal gegeben, für alle Zeiten im glei- 
chen Sinne angewendet werden kann. Sie ist eine evolutive Ordnung, 
in der es neben dem festen Grundprinzip, daß sich alles im Rahmen 
einer freien Ordnung zu vollziehen hat, immer wieder nötig ist, Akzen- 
te immer wieder neu zu setzen gemäß den Anforderungen einer sich 
wandelnden Zeit.« ° 

Es wird deutlich: hier wird radikal ernst gemacht mit der Geschicht- 
lichkeit und damit Offenheit und Unabgeschlossenheit aller Ordnungen. 


29. A. Müller-Armack, Artikel »Soziale Marktwirtschaft«, in: Handwörterbuch der 
Sozialwissenschaften, Bd.9, S. 390. 
30. Ebd. 
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Man setzt Instrumente ein, um mit Problemen umgehen und zu zwi- 
schenzeitlichen Lösungen kommen zu können. Es geht nicht um die 
Errichtung eines Systems, das die ewige Lösung bedeuten soll. Dieses 
offene und variierbare Konzept arbeitet auf der Handlungsebene mit 
den Mitteln von Reformen. Fin permanenter Reformismus, der nie an 
ein geschichtliches Ende kommt, wird die Weise, politische Verantwor- 
tung gegenüber dem Ökonomischen zu bewähren. Und in der Tat: eine 
Kette von Reformen verändert die Welt zuverlässiger als Revolutionen. 
Man erhebt nicht den Anspruch, die beste aller Welten zu haben und 
zu wollen, sondern jeweils nur auf dem Wege zur jeweils freieren und 
gerechteren Lösung zu sein. Dieses Denken im Komparativ ist die Ab- 
sage an ideologische Superlative. 

Man versteht nun vollends, daß das Konzept der »Sozialen Markt- 
wirtschaft«, geboren im Widerstand gegen den Totalitarismus, die Wirt- 
schaftsordnung einer freiheitlichen Demokratie werden konnte. — Es 
hat also seinen tieferen Sinn, wenn Staaten, die sich zur Demokratie 
befreien, von sich aus auf das Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« 
zugehen. — Bei aller Unterschiedlichkeit ihrer Funktionen besteht ein 
innerer Zusammenhang von politischer und wirtschaftlicher Ordnung. 
Einer wirtschaftlichen Kommandowirtschaft kann niemals eine politi- 
sche Demokratie entsprechen und umgekehrt. 

Das Problem der Freiheit erweist sich somit als das entscheidende 
Problem, sowohl im politischen wie im ökonomischen Bereich. Und 
die Freiheitsproblematik im Bewußtsein zu halten und öffentlich zu 
machen, dürfte das protestantische Prinzip schlechthin sein - in Theo- 
rie und Praxis. Deshalb ist es geschichtlich kein Zufall, daß das Kon- 
zept des freiheitlichen und sozialen Rechtsstaates nicht ohne die Vor- 
aussetzungen protestantischer Wirkungsgeschichte zu verstehen ist. Wir 
stehen hier schon in einer Iradition, wir müssen sie nicht erst begrün- 
den wollen. 

Und ein weiteres Element der inneren Textur der Sozialen Markt- 
wirtschaft ist zu benennen: nämlich ein anthropologisches. Ein konse- 
quenter Personalismus durchzieht nach der Erfahrung kollektivistischer 
Verramschung des Menschen das Denken der frühen Theoretiker der 
»Sozialen Marktwirtschaft«, natürlich sofort dialektisch ergänzt und 
verschränkt mit dem Gedanken der Sozialpflichtigkeit und Solidarität. 
Nach Zeiten ideologischer Rhetorik und pädagogischer Umerziehungs- 


versuche des Menschen läßt man diesen Menschen wieder sein, was er 
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in der Regel ist: ein Mensch mit Eigeninteresse und mit Verantwortung 
für das Gemeinwohl. 

Das Eigeninteresse wird als ein von der Natur dem Menschen Mit- 
gegebenes verstanden. Der Mensch hat einen Selbsterhaltungstrieb, 
Selbstliebe und damit Selbstverantwortung. Er ist bereit, für sich selbst 
und die Seinen zu sorgen, und im übrigen weiß er selbst am besten, was 
für ihn nützlich und schädlich ist. Er bedarf nicht der Interpretation 
seiner selbst durch politische oder gesellschaftliche Eliten. 

Wer nun dieses Potential bewußt und planmäßig unterdrückt, nimmt 

dem Menschen selbst, der Gesellschaft und der Wirtschaft eine ent- 
scheidende Triebkraft. Wer aus einer Wirtschaftsordnung das Eigenin- 
teresse und die Selbstverantwortung des Menschen herausorganisiert 
und an die Stelle der Selbstverantwortlichkeit das Prinzip von Zuwei- 
sungen von Lebenschancen durch Bürokratien und Funktionäre setzt, 
nimmt der Wirtschaft das dynamische Element. Nur für ein abstraktes 
Gemeinwohl arbeiten zu sollen und entsprechend dann vom politi- 
schen Gemeinwesen, d.h. vom Staat und seiner elitären Bürokratie, 
einen monetären Beitrag oder Bezugsscheine für Güter zu erhalten, 
widerspricht — so die Argumentation — fundamental der durchschnitt- 
lichen Bereitschaft eines selbständigen Menschen, für sich und seine 
unmittelbaren Angehörigen zu sorgen. 
Das Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« zeichnet sich also zu- 
nächst durch ein klares Ja zur Triebkraft des Eigeninteresses und der 
Selbstverantwortlichkeit des einzelnen Menschen aus. Die Bereitschaft, 
für sich selbst und die Seinigen zu arbeiten und zu sorgen, wird als 
vernunft- und pflichtgemäße Aufgabe jedes Menschen verstanden. 

Alexander Rüstow sagt dazu: 

»Es ist nun eben sozusagen das Kolumbusei der Marktwirtschaft, 
daß sie diese als selbstverständlich voraussetzbare Pflicht und Aufgabe 
jedes einzelnen Menschen, zunächst einmal nach besten Kräften für 
sich und die Seinigen zu sorgen, als ungebremste 'Iriebkraft benutzt; 
denn sie kann darauf jederzeit ohne weiteres bei jedem normalen Men- 
schen rechnen. Alle anderen Wirtschaftsformen dagegen müssen predi- 
gen; weil hier Eigeninteresse und Gesamtinteresse nicht wie bei der 
Leistungskonkurrenz der Marktwirtschaft gleichgeschaltet sind, sondern 
im Widerstreit liegen, müssen sie gegen den Egoismus zu Felde ziehen, 
unter Hinweis auf das Allgemeinwohl an die Opferbereitschaft des ein- 


zelnen appellieren... Aber solche Predigten und Appelle pflegen auf die 
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Dauer und im Durchschnitt wenig Erfolg zu haben. Von der Regierung 
durch Predigt muß man meist sehr schnell zu der Regierung durch 
Drohung und schließlich zur Regierung durch Terror übergehen.«' 

Dieses Zitat zeigt einige weitere implizite anthropologische Grund- 
entscheidungen im Blick auf die Struktur einer Wirtschaftsordnung nach 
dem Leitbild der »Sozialen Marktwirtschaft«: 

- Dem vorausgesetzten Eigeninteresse und der Selbstverantwortung 
entspricht als Ordnungsmodell die Marktwirtschaft. Über den Markt 
werden die Finzelinteressen koordiniert. Ein freier Zugang zu diesem 
Markt ist die Voraussetzung,dieses Eigeninteresse durchzuspielen und 
einen Effekt zu erzielen. Der einzelne ist Teilhaber am Markt, nicht nur 
Objekt in einem verwalteten Apparat. 

- Auf dem Markt konkurrieren die einzelnen Wirtschaftssubjekte 
miteinander. Die Konkurrenz, der Leistungswettbewerb führt dazu, daß 
technischer und ökonomischer Fortschritt realisiert werden. Das Wett- 
bewerbsprinzip, das zur optimalen Ausnutzung von Geld, Zeit und 
Arbeitsorganisation erzieht, führt zu Wirtschaftswachstum. Dieses 
Wachstum ist das Fundament, die Menschen immer besser mit Gütern 
zu versorgen und ihre materiellen und immateriellen Bedürfnisse i im- 
mer besser zu befriedigen. 

— An dieser Stelle fließen Eigeninteresse und Gemeinwohl ineinan- 
der. Die mit den Prinzipien des Wettbewerbs gewonnenen materiellen 
Zuwächse für einzelne erhöhen gleichzeitig den materiellen Wohlstand 
aller. Der Eigennutz schafft also gleichzeitig den Gemeinnutz. 

Zum Grundbild der Sozialen Marktwirtschaft gehört somit eine 
dynamische Marktwirtschaft mit dem Prinzip der freien Leistungskon- 
kurrenz. Die Regelmäßigkeiten und Gesetzmäßigkeiten der Marktwirt- 
schaft werden genutzt, um die Produktivität und damit den Wohlstand 
aller an der Wirtschaft beteiligten Subjekte und Gruppen zu erhöhen. 
Der Wettbewerb hat die Funktion, den technischen und ökonomischen 
Fortschritt zu realisieren. Seine Rechtfertigung ist also die permanente 
Produktionssteigerung. Daher ist eine Politik der Sozialen Marktwirt- 
schaft immer zugleich eine Politik des wirtschaftlichen Wachstums. 

Dies heißt dann weiter: die auf Wachstum setzende Marktwirtschaft 
hat schon in sich selbst einen sozialen Fffekt. Denn es dürfte sozial 
genannt werden, wenn der Anteil der Einzelnen an den ökonomischen 


31. Vgl. A. Rüstow, a.a.O., S. 58. 
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Fortschritten zunimmt. Marktwirtschaft und sozialer Fortschritt sind 
also schon im Ansatz keine sich ausschließenden Gegensätze, sondern 
korrelieren miteinander. Die Effektivität des marktwirtschaftlichen Sy- 
stems ist die Voraussetzung für die Schaffung eines ausgebauten Sozial- 
systems. 

Dieses ganze Denken wird von Klarheit der Argumentation und 
Erfahrungsklugheit durchzogen. Der Mensch wird hier weder zum 
Übermenschen erhöht noch zum Untermenschen vertiert. So wie er 
real ist, wie er sich bisher empirisch-geschichtlich gezeigt hat — so darf 
er sein. Er muß nicht erst umerzogen werden, sich ein neues Bewußt- 
sein erarbeiten oder durch eine neue intellektuelle und moralische Wende 
gehen — er kann so ambivalent, so zwiespältig, so spannungsvoll, so 
dialektisch strukturiert bleiben, wie er ist. Kein weltanschauliches Be- 
kenntnis oder ideologisches Trainingsprogramm ist die Voraussetzung, 
am Marktgeschehen als Mensch und Mitmensch, als Spieler und Ge- 
genspieler teilzunehmen. Das Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft«, 
das keine speziellen weltanschaulichen Bekenntnisse und keine ethi- 
schen Hochleistungen voraussetzt oder abverlangt, erweist sich somit 
unter den Bedingungen einer säkularisierten, pluralistisch verfaßten 
Gesellschaft als ein taugliches Instrument, Menschen mit ganz verschie- 
denen weltanschaulichen, religiösen oder konfessionellen Voraussetzun- 
gen am gleichen Markt wirken zu lassen. Es gibt keine konfessorischen 
Eingangsvoraussetzungen. Leistungen unter Wettbewerbsbedingungen 
zu erbringen ist das einzige, was von der Sache her zu verlangen ist. Das 
Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« ist auch nicht ein christliches 
Ordnungsmodell, so sehr es die Chance für Christen bietet, ihre sozial- 
ethischen Kriterien einzubringen und zur Praxis werden zu lassen. Aber 
es besteht jederzeit die Möglichkeit pragmatischer Kooperation mit 
anderen aus anderen Weltanschauungen, Religionen und Kulturen. 

Da diese geistige Textur das Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« 
durchzieht, ist es unangemessen, sich — wie es häufig heißt -zur Sozia- 
len Marktwirtschaft zu bekennen. Eine pseudoreligiöse Sprache hat hier 
keinen Platz. Alles atmet den Geist pragmatischer Vernünftigkeit, aller- 
dings im Dienst der geschichtlich gebotenen und möglichen Verwirkli- 
chung der Grundwerte Freiheit und Gerechtigkeit. 

Diese Absage an ideologische Überhöhungen des Menschen und die 
von ihm geschaffenen und proklamierten Systeme, diese Absage an die 
Mittelverwendung des Menschen für außerhalb seiner selbst liegende 
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Zwecke, diese Absage an Instrumentalisierungen und Funktionalisie- 
rungen des Menschen für das Aufbauen utopischer Entwürfe — alles 
dieses steht in der Frblinie eines protestantischen Menschen- und 
Weltverständnisses, das die Höhen- und Tiefenflüge neuzeitlicher Ideo- 
logien als das durchschaut, was sie sind: organisierte Verweigerungen 
des konkreten und aktuellen Humanums. Die ideologiekritischen Po- 
tentiale einer protestantischen Anthropologie und Ethik haben sich im 
Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« voll entfalten können. 

Wenn man nun fragt, auf welche im engeren Sinne theologische 
Traditionen sich die protestantischen Väter des Konzeptes der »Sozia- 
len Marktwirtschaft« bezogen haben, so fällt auf, daß sie.sich nicht auf 
ihr zeitgenössisches Luthertum berufen, dem sie fundamentales Versa- 
gen in den politischen Fragen der Zeit vorwerfen. Daß die Theologen 
der evangelischen Laienschaft, die in Beruf und Amt ihr Christsein zu 
bewahren und zu bewähren hat, so wenig Unterweisung und Schär- 
fung der Gewissen geboten haben, hat viele von ihnen fast verbittert. 
Geistig und geistlich leben diese evangelischen Laien in nicht- 
theologischen Wissenschaften aus dem Erbe der Reformation. Luther 
selbst und sein Verständnis von Glaube und Ethik, von Rechtfertigung 
und weltlicher Verantwortung, von Glaube und Gewissen sind ihnen 
Hilfen, in eigener Zeit und Situation zurechtzukommen. Zeitgenössi- 
sche Schultheologien haben wenig Eindruck auf sie gemacht. Veran- 
kert sind sie durch Herkunft und Bildung, durch Interesse und For- 
schung in den philosophischen, theologischen und ethisch-kulturellen 
Traditionen, die sich der Reformation verdankten. Reformatorisches 
Christentum ist ihnen aber mehr als nur ein bestimmter theologischer 
Ansatz, vielmehr der Beginn einer neuzeitlichen Bildungs- und Kultur- 
bewegung, die sich gegen Aber- und Irrglauben, gegen unaufgeklärtes 
Verständnis von Mensch und Welt durchzusetzen trachtet. Daß die 
Reformation der Beginn der neuzeitlichen Befreiungsbewegung gewe- 
sen ist, ist dieser Generation evangelischer Laien noch selbstverständ- 
lich. Ebenso, daß Luther in seiner Schrift »Von der Freiheit eines 
Christenmenschen« eine unüberbietbare Interpretation des christlichen 
Glaubens und christlicher Ethik gegeben, und daß Luther durch seinen 
Berufsgedanken einer Verantwortungsethik Raum verschafft habe - die- 
ses und vieles andere mehr hat die Weltsicht und das Selbstverständnis 
dieser großen Laiengeneration bestimmt. Man lebt mit und aus der 


deutschen Geschichte und ist deshalb bereit, für diese Geschichte zu- 
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künftig Verantwortung zu übernehmen. Im Tiefpunkt deutscher Ge- 
schichte entwirft man ein wirtschaftliches Ordnungsmodell, das beste 
deutsche protestantische Traditionen in sich aufgenommen hat. 


IV. Die Aufgabe einer konstruktiven Weiterentwicklung 
der sozialethischen Traditionen des Protestantismus 


Wozu eine solche historische Erinnerung? Sie mag uns helfen zu erken- 
nen, daß wir mit unserer heutigen Bemühung um eine sozial und für 
unsere Generation hinzukommend ökologisch verpflichtete Marktwirt- 
schaft in einer älteren Tradition stehen, deren genauere Kenntnis hilf- 
reich sein könnte im Blick auf die eigene Orts- und Aufgabenbestim- 
mung. Vor allem aber soll schlicht daran erinnert werden, daß an der 
Wiege des Konzeptes der »Sozialen Marktwirtschaft« durchweg prote- 
stantische Väter stehen. 

Wer seine eigene Geschichte nur unzureichend in den Blick nimmt, 
steht nämlich in der Gefahr, bestimmte Lernprozesse noch einmal in 
ähnlicher Form wiederholen zu müssen. Daß eine solche Geschichts- 
vergessenheit durchaus problematische Züge aufweist, zeigt die EKD- 
Denkschrift »Gemeinwohl und Eigennutz« , wenn sie über weite 
Strecken sehr defensiv argumentiert und den Eindruck nahelegt, daß 
Christen in der Vergangenheit vor allem Vorbehalte gegenüber der 
marktwirtschaftlichen Ordnung formuliert haben (vgl. Ziffer 4). Diese 
stark defensive Ausrichtung versperrt in gewisser Hinsicht den Blick in 
die Zukunft. Wäre man sich der Nähe der eigenen Tradition zum Kon- 
zept der sozialen Marktwirtschaft bewußster gewesen, hätte man selbst- 
bewußster und souveräner über die Weiterentwicklung der »Sozialen 
Marktwirschaft« diskutieren können. 

Wenn wir uns heute den neuen Herausforderungen in der sach-, 
menschen- und mitweltgerechten Weiterentwicklung dieses Ordnungs- 
konzeptes stellen, stehen wir ganz und gar in der Iraditionslinie des 
neuzeitlichen Protestantismus. 
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B.Christlich-soziale Beiträge 
zur Entwicklung des Sozialstaates 
in der Bismarckzeit 


I. Einführung 


Günter Brakelmann 


1. Der kathedersozialistische Impuls 


Der 18. Januar 1871 war ohne Zweifel für die meisten Zeitgenossen 
das große Jahrhundertereignis. Deutschland hatte seine nationale Ein- 
heit im Krieg gegen Frankreich erkämpft. Viele Publizisten in dieser 
Zeit sprechen davon, daß nach der Lösung der nationalen Frage nun 
die Lösung der sozialen Frage auf der Tagesordnung der Geschichte 
stünde. So hat es auch Johann Hinrich Wichern (1808-1881) in sei- 
ner letzten großen öffentlichen Rede auf der Oktoberkonferenz der 
Inneren Mission von 1871 in seinem Vortrag »Die Mitarbeit der Kir- 
che an den socialen Aufgaben der Gegenwart« (vgl. Text Nr. 1)1 gese- 
hen. Noch einmal hat Wichern seine großen Ziele der Evangelisie- 
rung des gesamten Volkes als Voraussetzung zur Lösung der sozialen 
Frage entfaltet. Vieles erinnert an seine Denkschrift von 1849, die 
Magna Charta der Inneren Mission.” Wichern identifiziert in dieser 
Oktoberrede auch den weltanschaulichen und politischen Widersa- 
cher: den zeitgenössischen radikalen Sozialismus, der sich in der inter- 
nationalen Arbeiterassoziation sein organisatorisches und ideologisches 
Zentrum gegeben habe. Gegen diesen atheistischen und materialisti- 
schen Sozialismus der Internationalen setzt Wichern den christlichen 
Sozialismus der Ökumene. Zwischen dem revolutionären Sozialismus 
auf der einen und dem »Sozialismus aus der Kraft des Reiches Gottes« 


1. Vgl. G. Brakelmann, Kirche und Sozialismus im 19. Jahrhundert. Die Analyse 
des Sozialismus und Kommunismus bei J.H. Wichern und Rudolf Todt, Wit- 
ten 1966, S. 64ff. | 

2. Vgl. J.H. Wichern, Die innere Mission der deutschen evangelischen Kirche. 
Eine Denkschrift an die deutsche Nation, in: ders., Ausgewählte Schriften, hg. 
von K.Janssen, Bd.3, Gütersloh 1979, S. 133-344. 
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sieht er einen scharfen, nicht vermittelbaren Antagonismus. Hier kann 
es nur Sieg oder Niederlage geben. Der radikale Sozialismus eines Karl 
Marx gehört für ihn zum »Antichristentum« und »Satanismus«. Kir- 
che und Staat haben für Wichern die Aufgabe, mit den ihnen gege- 
benen Mitteln gegen den gemeinsamen Feind für die Geltung der 
göttlichen Gebote und der göttlich wie geschichtlich legitimierten 
Schöpfungsordnungen zu kämpfen. 

Das Korreferat zu Wichern hat der Nationalökonom Adolph Wag- 
ner (1835-1917) gehalten. Seine »Rede über die sociale Frage«(vgl. Text 
Nr. 2) ist eines der frühesten Dokumente der sich langsam bildenden 
evangelisch-sozialen Bewegung. Ein Nationalökonom, der sich selbst 
als evangelischer Christ in wissenschaftlicher und weltlicher Verantwor- 
tung versteht, formuliert die Grundzüge einer Sozialpolitik aus christli- 
cher Verantwortung. In differenzierter Auseinandersetzung mit den 
Doktrinen des sog. Manchestertums und des radikalen Sozialismus 
beschreibt er einen dritten Weg zwischen den Extremen eines indivi- 
dualistisch strukturierten Kapitalismus und eines kollektivistisch orga- 
nisierten Kommunismus. Diese Rede ist eine der Geburtsurkunden 
bürgerlicher Sozialreform aus protestantischen Intentionen. 

Wagner gehört zusammen mit dem Bonner Nationalökonom Erwin 
Nasse (1829-1890), dem Berliner Nationalökonom Gustav Schmoller 
(1838-1917) und vielen anderen Wissenschaftlern, Unternehmern und 
Staatsbeamten zu den Männern, die 1872 den »Verein für Sozialpoli- 
tik« gegründet haben, der jährliche Tagungen durchgeführt und eine 
umfangreiche wissenschaftliche Publizistik entfaltet hat.” 

Gustav Schmoller hat die große programmatische Eröffnungsrede 
bei der Vereinsgründung gehalten (vgl. Text Nr. 6). Erwin Nasse, der 
auch enge Beziehungen zur Arbeit der Inneren Mission gehabt hat, ist 
bis zu seinem Tode Vorsitzender dieser nationalökonomischen und so- 
zialpolitischen Gesinnungs- und Arbeitsgruppe gewesen. 

Diese bald »kathedersozialistisch« genannte Richtung hat auf die 
Entwicklung einer evangelisch-sozialen Bewegung den stärksten Ein- 
fluß ausgeübt. Rudolf Todt, Adolf Stoecker und Friedrich Naumann 
haben in der kathedersozialistisch ausgerichteten Nationalökonomie ihre 
fachwissenschaftlichen Partner gesehen. Zum Verständnis dieser Rich- 


3. Vgl. FE Boese, Geschichte des Vereins für Sozialpolitik 1872-1932, Berlin 1939; 
D.Lindenlaub, Richtungskämpfe im Verein für Sozialpolitik, Wiesbaden 1967. 
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tung der Nationalökonomie und im Blick auf ihre Bedeutung für alle 
protestantisch geprägten Positionen in Fragen der Wirtschaftsordnung, 
der Sozial- und Gesellschaftspolitik ist es geboten, die innere Denk- 
und Entscheidungsstruktur dieser Richtung an einigen Punkten genauer 
zu entfalten: 

Ist die Wirtschaftsdoktrin des Manchestertums gekennzeichnet durch 
eine völlige Naturalisierung der Wirtschaft, so bedeutet Kathedersozia- 
lismus die Einführung des ethischen Momentes in die Wirtschaft oder, 
wie Wagner sagt, die Ergänzung des wirtschaftlichen Selbstinteresses 
durch moralische Potenzen. Die Wirtschaft wird nicht gefaßt als ein 
mechanischer Automatismus, sondern als der Bereich menschlicher 
Willensentscheidungen. Wirtschaft ist vom moralisch-sittlichen Sein 
des Menschen nicht zu trennen. Wirtschaft verlangt den sittlichen Ein- 
satz des Menschen. Wirtschaft ist kein System, das von außen beschrie- 
ben oder mit kausalen Gesetzen erklärt werden kann, sondern ist an die 
Existenz des Menschen selbst gebundene Existenzweise. Innerhalb der 
Wirtschaft selbst hat der Mensch sein Sein als Mensch, das heißt als 
sittlich verantwortliche Persönlichkeit, zu bewähren. Wirtschaftliches 
Tun und sittliches Sein des Menschen sind untrennbar. Ökonomik und 
Ethik sind nicht voneinander zu trennen. Es gibt keine wirtschaftli- 
chen Handlungen, die sittlich indifferent sind. Alle stehen sie in Ver- 
bindung mit dem Recht und der Sitte des Volkes als der ökonomischen 
Einheit. Daher ist Wirtschaft nicht nur eine Summe von privaten Ein- 
zelwirtschaften, sondern Volks-Wirtschaft. Der Zweck der volkswirt- 
schaftlichen Organisation ist nicht nur die Produktion von Gütern, 
sondern sie hat »zugleich das Gefäß, die erzeugende Ursache, der An- 
halt für die Erzeugung der moralischen Faktoren zu sein, ohne welche 
die Gesellschaft nicht leben kann.«® 

Wirtschaft in Form der Volkswirtschaft erscheint nun als ein 
wesentlicher Teilausdruck der gesamten Menschheitsgeschichte als 
Kulturgeschichte. Diese Einordnung der Wirtschaft in den geistig- 
sittlichen Fortgang der Weltgeschichte ergibt die Variabilität der 
volkswirtschaftlichen Organisationsformen, die sich von niederen zu 
höheren Ausprägungen genetisch-organisch entwickeln. Wirtschaftsle- 
ben und Wirtschaftsorganisation stehen in Wechselbeziehung zum sitt- 


4. G. Schmoller, Über einige Grundfragen des Rechts und der Volkswirtschaft, 
Jena 1875, S. 40. 
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lich-moralischen Stand des Volkes und seiner Kultur. Die einseitige 
Auffassung der Wirtschaft als einer Naturordnung wird im kathederso- 
zialistischen Denken korrigiert durch die Hervorhebung der psycholo- 
gischen und ethischen Ursachen der Wirtschaftsgestaltung. 

Durch diese Ethisierung der Wirtschaft und des wirtschaftlichen 
Handelns der Einzelpersonen gerät sie von einer einseitig naturhaft- 
statisch gefaßten Ordnungsweise in das Gefälle eines dynamischen 
Geschehens, dessen Motor der menschliche Wille ist. Der »deistische« 
Wirtschaftsbegriff wird ersetzt durch einen »anthropologischen«, das 
heißt, die physiokratische Schau der Wirtschaft muß einer anthropolo- 
gischen weichen. Kathedersozialismus bedeutet Mündigkeitserklärung 
des Menschen als eines autonomen im Bereich der Wirklichkeit Wirt- 
schaft. Er bedeutet die Vermenschlichung der Wirtschaft, ihre Überga- 
be an den sittlichen Aktivismus des Menschen, der zum Herrn der 
Wirtschaft gesetzt wird und nicht länger Untertan blind waltender öko- 
nomischer Gesetzmäßigkeiten bleibt. Von diesem humanistischen Wirt- 
schaftsbegriff her ist die T'hese einer radikalen Eigengesetzlichkeit der 
Wirtschaft hinfällig. Die ethische Betrachtungsweise schließt die natu- 
ralistisch-mechanische aus. Der Begriff einer wie ein Fatum wirkenden 
wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeit hat in diesem anthropozentrischen 
Weltverständnis keinen Raum. Der Mensch steht der Welt in souverä- 
ner Freiheit gegenüber. Sie ist ihm zur Gestaltung vorgegeben und zu- 
gleich aufgegeben. Der bewußte, planmäßige, von der Vernunft legiti- 
mierte Eingriff in das Welt- und Gesellschaftsgefüge kennzeichnet die 
sittliche Aufgabe des Menschen auf dem Wege, diese Welt immer 
menschlicher zu gestalten. Die Haltung der verantwortungsvollen Per- 
sönlichkeit ist nicht der sittliche Quietismus des atomistisch-mechani- 
schen Denkens des ökonomischen Materialismus, auch nicht der revo- 
lutionäre Radikalismus des kollektivistisch-mechanischen Denkens des 
extremen Sozialismus, sondern der ethische Aktivismus des sozial-volun- 
taristischen Denkens eines realen Sozialismus. Zwischen den Extremen 
des Individualismus und des Sozialismus liegt der Weg der kathederso- 
zialistischen Wirtschaftstheorie. Er weiß die partielle Berechtigung bei- 
der Systeme für den eigenen Ansatz in Rechnung zu stellen; er ist der 
positive Versuch, einen wirklichkeitsnahen, dem historischen Entwick- 
lungszustand der Gesamtwirtschaft entsprechenden Kompromiß zwi- 
schen Individual- und Sozialprinzip zu finden. Er ist die Absage an 
jedes abstrakte Wirtschaftsdenken, das an der Wirklichkeit der histori- 
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schen Gegebenheit scheitern muß. Die Geschichtlichkeit jeder gesell- 
schaftlichen Verfestigung und damit ihre historische Relativität kön- 
nen nicht zugunsten wirtschaftlichen perfektionistischen Denkens, sei 
es in der Form des Dogmas der natürlichen Interessenharmonie oder in 
der Form der kollektiven Totalplanung der Gesellschaft, ignoriert 
werden. Beiden Formen ideologischen Systemdenkens eignet höchste 
Ungeschichtlichkeit. 

Der Kathedersozialismus ist der Protest gegen dieses ungeschichtli- 
che Vergewaltigen der Gegenwart zugunsten einer zweifelhaften 
Zukunft. Ihn charakterisiert das Bemühen, historische Entwicklungs- 
linien und Tendenzen durch reale Erkenntnisbildung mit Hilfe wis- 
senschaftlicher Methoden zu konstatieren und zum Ausgangspunkt 
aktiven Wollens und Planens für die Zukunft zu machen. Diese Zu- 
kunftsgestaltung ist immer der jeweiligen Gegenwart als Aufgabe 
gestellt, die ihre Möglichkeit stets mit den Bedürfnissen und Anforde- 
rungen der Zukunft zu konfrontieren hat. Dieser Akt des Sich-Selbst- 
Besinnens der Gegenwart auf die Zukunft hin garantiert die Kontinuität 
des historischen Prozesses. Der Vollzug der kritischen Selbstbesinnung 
der Gesellschaft ist für den Kathedersozialismus der Ansatzpunkt zum 
gesellschaftlichen Reformismus. 

Die praktische Anwendung dieses Gesellschaftsreformismus im 
wirtschaftlichen Leben bedeutet die Aufhebung der Ursachen jedes 
ökonomischen und auch politischen Revolutionismus, der in einer Io- 
talzerschlagung der historisch überkommenen wirtschaftlichen Organi- 
sationsformen besteht. Das Prinzip der Reform ist die Liquidation der 
revolutionären Bewegungen, die ihren Grund, wie es die Geschichte lehrt, 
zumeist in einem sozialen Krankheitszustand der Gesellschaft haben. Es 
ist die Aufgabe der Gesellschaft, diesen immer in ihr ruhenden revolutio- 
nären Zündstoff durch richtige Behandlung seiner Ursachen in die 
Bahnen historisch-kontinuierlicher Entwicklung zu leiten. Das einzige 
Mittel hierzu ist eben die Reform. »...es gibt auch keine Revolution, die 
absolut nötig, absolut unvermeidlich wäre. Jede Revolution ist durch zeit- 
gemäße Reform zu verhindern. Und der ganze Fortschritt der Geschich- 
te besteht darin, an Stelle der Revolution die Reform zu setzen.«° 

Das wichtigste Gebiet, auf dem die Revolution durch die Reform 
aufgefangen und unnötig gemacht werden muß, ist eben die Wirtschaft. 


5. G. Schmoller, Über einige Grundfragen, a.a.O., S. 91. 
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Ihr kommt der Primat im reformistischen Prozeß zu. Ihre Gestaltung 
entscheidet über den Fortschritt der Kultur als einen Sieg über die 
blinden Kräfte der Natur oder über den Rückfall in feudale Zeiten, in 
denen eine privilegierte Herrenschicht ihre Vormachtstellung mit bru- 
taler Gewalt zu behaupten sucht. In der Gestaltung der volkswirtschaft- 
lichen Organisation liegt die Entscheidung über Sein und Nichtsein 
des Volkes als kultureller Einheit... 

Die führende Rolle im gesellschaftlichen Reformwerk kommt nach 
gemeinkathedersozialistischer Auffassung dem Staate zu. Schmoller for- 
muliert in seiner Eröffnungsrede die klassischen Sätze: »Sie (die Kathe- 
dersozialisten) kommen überein in einer Auffassung des Staates, die 
gleich weit von der naturrechtlichen Verherrlichung des Individuums 
und seiner Willkür wie von der absolutistischen Theorie einer alles ver- 
schlingenden Staatsgewalt ist. Indem sie den Staat in den Fluß des hi- 
storischen Werdens stellen, geben sie zu, daß seine Aufgaben je nach 
den Kulturverhältnissen bald engere, bald weitere sind; niemals aber 
betrachten sie ihn, wie das Naturrecht und die Manchesterschule, als 
ein notwendiges, möglichst zu beschränkendes Übel; immer ist ihnen 
der Staat das großartigste sittliche Institut zur Erziehung des Menschen- 
geschlechts. Aufrichtig dem konstitutionellen System ergeben, wollen 
sie doch nicht eine wechselnde Klassenherrschaft der verschiedenen ein- 
ander bekämpfenden wirtschaftlichen Klassen; sie wollen eine starke 
Staatsgewalt, welche, über den egoistischen Klasseninteressen stehend, 
die Gesetze gebe, mit gerechter Hand die Verwaltung leite, die Schwa- 
chen schütze, die unteren Klassen hebe....«° An dieser Formulierung 
Schmollers ist wieder symptomatisch der Versuch, einen vermittelnden 
Standort zwischen den extremen Positionen einer totalen Staatsnegie- 
rung und einer Absolutsetzung des Staates zu fixieren. Dem Staat wer- 
den zwar weitgehende Rechte und Pflichten zugeordnet, jedoch ist man 
weit davon entfernt, die Gesellschaft in einem omnipotenten Staatsme- 
chanismus aufgehen zu lassen. Von einer grundsätzlichen Priorität des 
Staates oder der Gesellschaft läßt man zugunsten einer polaren Betrach- 
tungsweise ab. Der Staat hat im Raume der Gesellschaft bestimmte 
Dienstleistungen zu übernehmen, während die Gesellschaft wiederum 


6. G. Schmoller, Eröffnungsansprache der konstituierenden Sitzung des Vereins 
für Sozialpolitik 1871, in : EBoese, Geschichte des Vereins für Sozialpolitik 
1872-1932, Berlin 1939, S. 8. 
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die Voraussetzungen zu schaffen hat, daß der Staat die ihm zugewiese- 
nen Aufgaben erfüllen kann. Aus dem lebenswirklichen Gegenüber von 
Staat und Gesellschaft ergeben sich die positiven Maßnahmen für das 
Wohl des Ganzen. Dem Staat kommt ein hoher »Kultur- und Wohl- 
fahrtszweck« zu, der in der »Förderung der Staatsangehörigen in der 
Verfolgung der Lebensaufgaben, der physischen, wirtschaftlichen, sitt- 
lichen, geistigen, religiösen Interessen (besteht)... Das Ziel des moder- 
nen Kulturstaates der europäischen Zivilisation wird dabei sein müs- 
sen: möglichst nur die allgemeinen Bedingungen für die Entwicklung 
des selbsttätigen Individuums seitens des Staates zu erfüllen und da- 
durch unter Erhaltung der Eigentümlichkeit der Kraft und der Bildung 
des einzelnen einen immer größeren Teil der Bevölkerung zum Mitge- 
nuß an den Kulturgütern zu erheben.«’ Diese Sätze verbieten es, von 
einem Staatssozialismus zu reden, wenn man darunter den unbeding- 
ten Vorrang des Staates vor der Gesellschaft in allen sozialen und wirt- 
schaftlichen Bereichen versteht. Es ist mehr ein Staatsinterventionis- 
mus. Der Staat greift kraft seines Auftrages als sittliches Institut zur 
Erziehung der Menschheit in den gesellschaftlich-historischen Prozeß 
ein, um einer größtmöglichen Zahl von Menschen ein menschenwür- 
diges Dasein zu ermöglichen. Durch gesetzgeberische Maßnahmen 
korrigiert der Staat gesellschaftliche Mißstände, die es bestimmten 
Menschen einer bestimmten Klasse unmöglich machen, an den Gü- 
tern des kulturellen Fortschritts teilzuhaben. Der Staat schafft die Basis 
für die freie individuelle Tätigkeit der Staatsangehörigen. Das Prinzip 
der Subsidiarität des Staates bleibt bestehen. Der Staat ist der erste Die- 
ner des Volkes. Er steht regulierend über den Interessen einzelner Klas- 
sen oder Gruppen. Sein Handeln ist ein Handeln für die Bedürfnisse 
der Gesamtheit. Das Prinzip der Solidarität ist ihm oberstes Gebot. Er 
hat überall da einzugreifen, wo Egoismus und Individualismus des Kor- 
rektivs durch das Prinzip der Sozialität und Subsidiarität bedürfen. 

In Sonderheit ist es unter den Kathedersozialisten Wagner, der mit 
fortschreitender Zivilisation und kultureller Entwicklung der Mensch- 
heit ein »Gesetz der wachsenden Ausdehnung der öffentlichen, beson- 
ders der Staatstätigkeit« feststellen zu müssen meint. »Der Staat, speziell 


als Wirtschaft zur Fürsorge für gewisse Bedürfnisse aufgefaßt, wird da- 


7. A. Wagner, Volkswirtschaftslehre, Grundlegung, Bd.1, Leipzig/Heidelberg 1879, 
S. 304. 
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bei absolut immer wichtiger für die Volkswirtschaft und für den einzel- 
nen.« Er spricht von einer »Steigerung des »kommunistischen< Cha- 
rakters der ganzen Volkswirtschaft«.® Dem Staat fallen immer neue 
Aufgaben in der Regelung der Sozialität der Gesellschaft zu. Durch 
Fabrikgesetze, Kranken- und Invaliditätsversicherung, kurz durch all- 
seitige gesetzliche Maßnahmen auf dem Gebiete der Arbeit, hat er sei- 
nen Charakter als Schutzmacht für die ökonomisch Schwachen gegen 
Ausbeutung durch die ökonomisch Stärkeren zu bewähren. Der Staat 
wird zum Garanten der Freiheitssicherung des einzelnen Staatsbürgers. 
Er hat die historisch-kulturelle Aufgabe, die Emanzipation des Rechtes 
durch die Emanzipation auf dem Gebiet des Ökonomischen zu ergän- 
zen und zu stabilisieren. Der Staat selbst mit seinen Institutionen und 
gesetzgebenden Körperschaften wird so zum Träger der Emanzipati- 
onsbewegung der Arbeit im industriellen System. 

Dieser Staatshilfe für die Schaffung menschenwürdiger Arbeitsbe- 
dingungen muß aber trotz aller Steigerung der Staatstätigkeit die Selbst- 
hilfe der Individuen oder einzelner Bevölkerungsschichten nach dem 
Prinzip der Subsidiarität des Staates entsprechen. Die äußerliche soziale 
Umbildung mit Hilfe der Staatsintervention muß ergänzt werden durch 
eine innere Erneuerung des Menschen, der zur Selbständigkeit und 
aktiven Selbsthilfe erzogen werden muß. Wir sehen: Der kathederso- 
zialistische Staatsinterventionismus hat mit dem perfekten Wohlfahrts- 
staat nichts zu tun. Es ist jeweils die Aufgabe der Gesetzgebung, die 
Prinzipien der Staats- und der Selbsthilfe in Einklang zu bringen. 

Es ist bei den Kathedersozialisten allgemeine Überzeugung, dafs die 
führende Rolle im großen gesellschaftlichen Neubau dem Herrscher- 
haus der Hohenzollern zukommt. Es ist dazu berufen, nach der natio- 
nalen auch die soziale Frage zu lösen.’ 


8. A. Wagner, a.a.O., S. 310. | 
9. Vgl. zu dieser Thematik: G. Brakelmann, Kirche und Sozialismus im 19. Jahr- 
hundert, Witten 1966, S. 124ff. 
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2. Die Herausbildung eines sozialkonservativen Protestantismus 


Es ist der Pfarrer Rudolf Todt (1838-1887), der die Initiative ergreift, 
kathedersozialistisch geprägte Nationalökonomie und Theologie in ein 
Dialog- und Kooperationsverhältnis zu bringen. Für diesen Zweck grün- 
det er 1877 den ersten evangelisch-sozialen Verein, den »Centralverein 
für Sozialreform« (vgl. Text Nr. 3). Dieser gibt unter der Schriftleitung 
von lodt eine »Wochenschrift für Sozialreform« mit dem Titel »Der 
Staats-Sozialist« heraus. Das Motto: »Die soziale Frage existiert, aber sie 
kann nur gelöst werden durch den starken monarchischen Staat im 
Bunde mit den religiösen und sittlichen Faktoren des sittlichen Volks- 
lebens«.!? Diese Zeitschrift, die von 1877-1882 erscheint, ist eine Fund- 
grube für die Rekonstruktion der Diskussionen im Vorfeld der begin- 
nenden staatlichen Sozialgesetzgebung durch die Kaiserliche Botschaft 
von 1881. Sie widerlegt das häufig zu hörende Klischeeurteil, die Kir- 
che und ihre Theologie habe zur sozialen Frage geschwiegen oder ihr 
gegenüber nur versagt. Das kann nur noch behaupten, wer keine Quel- 
lenkenntnis hat. Todt versucht im »Staatssozialisten« zu konkretisieren, 
was er in seinem aufsehenerregenden Buch »Der radikale deutsche So- 
cialiimus und die christliche Gesellschaft« (1877) für sich als dialogi- 
sche Methode entwickelt hat. Sein methodischer und inhaltlicher Spit- 
zensatz lautete: »Wer die soziale Frage verstehen und zu ihrer Lösung 
beitragen will, muß in der Rechten die Nationalökonomie, in der Lin- 
ken die wissenschaftliche Literatur der Sozialisten und vor sich aufge- 
schlagen das Neue Testament haben. Fehlt einer dieser drei Faktoren, 
so fällt die Lösung schief aus. Die drei gehören eng zusammen.«'' 

Todt wird der erste, der zum Zwecke des Dialoges zwischen Theolo- 
gie und Nationalökonomie Lehrstühle für Christliche Sozialwissenschaf- 
ten fordert. Die Begründung findet sich in seiner Broschüre »Der inne- 
re Zusammenhang und die notwendige Verbindung zwischen dem Stu- 
dium der Theologie und der Sozialwissenschaften«.'? 


10. Der Staats-Sozialist, Nr.1, Jg.1 (1877), Titelblatt. 

11. R. Todt, Der radikal deutsche Socialismus, Wittenberg 1878 (2.Aufl.), S. 7. 

12. Zu Todt vgl. G. Brakelmann, Kirche und Sozialismus im 19. Jahrhundert; ders., 
Die soziale Frage des 19. Jahrhunderts, Witten 1975, S. 150ff.; J. Kandel, Pro- 
testantischer Sozialkonservatismus am Ende des 19. Jahrhunderts. Pfarrer Ru- 
dolf Todts Auseinandersetzung mit dem Socialismus im Widerstreit der kirchli- 
chen und politischen Lager, Bonn 1993. 
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Auch Adolf Stoeckers Versuch der Gründung einer christlich-sozialen 
Arbeiterpartei (1878) ist nur zu verstehen auf dem Hintergrund der 
kathedersozialistischen Programmatik und der sozialethischen Inten- 
tionen eines Rudolf Todt. Es entwickeln sich Traditionslinien im sozial 
engagierten Protestantismus, die bis zum Ersten Weltkrieg nachweisba- 
re Konturen angenommen haben. 

Das von Adolf Stoecker und Adolph Wagner verfaßte Programm 
der Christlich-Sozialen Arbeiterpartei (vgl. Text Nr. 5) und die Erläute- 
rungen Stoeckers (Text Nr. 4) zeigt die Linie eines sozialkonservativen 
Reformismus, von dem aus theoretische und praktische Impulse in die 
staatliche Sozialgesetzgebung und Arbeiterschutzgesetzgebung eingegan- 
gen sind.” 

Wichtige Impulse für konkrete Sozial- und Fürsorgepolitik gingen 
weiterhin von den verschiedenen Arbeitszweigen der Inneren Mission 
aus. Höhepunkt des Redens über die soziale Frage von seiten der Inne- 
ren Mission ist zweifellos die Denkschrift von 1884 »Die Aufgabe der 
Kirche und ihrer Inneren Mission gegenüber den wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Kämpfen der Gegenwart« (vgl. Text Nr. 7), die schon 
in der Einleitung skizziert und interpretiert worden ist. Sie dürfte durch 
ihr hohes Reflexionsniveau die traditionellen Handlungsfelder der In- 
neren Mission in Richtung auf eine gesellschaftliche Diakonie erwei- 
tert haben. | 

Auf dem Hintergrund dieser sich bildenden Sozialreformbewegung 
im Protestantismus der siebziger und achtziger Jahre wird es verständ- 
lich, daß die »neue Ära« in der Sozialpolitik, die mit den Februarerlas- 
sen von 1890 durch Kaiser Wilhelm II eröffnet werden sollte, mit gro- 
ßen Hoffnungen begrüßt wurde.'‘ 


! 


13. Zu A. Stoecker vgl. G. Brakelmann/M. Greschat/W. Jochmann, Protestantis- 
mus und Politik. Werk und Wirkung Adolf Stoeckers, Hamburg 1982. 

14. Zum »neuen Kurs« vgl. H.-J. von Berlepsch, »Neuer Kurs« im Kaiserreich? Die 
Arbeiterpolitik des Freiherrn von Berlepsch 1890-1896, Bonn 1987. 
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II. Die Innere Mission 


Text Nr. 1 
J.H. Wichern, Die Mitarbeit der Kirche an den sozialen Aufga- 
ben der Gegenwart (1871) 


Indem ich auf das heutige Thema eingehen will, erlaube ich mir die 
nachfolgenden wesentlichen Vorbemerkungen zur Orientierung und 
zur Bezeichnung der Stellung, die ich in diesem Vortrag zur Sache ein- 
zunehmen gedenke. | 

Die soziale Frage gehört der ganzen Kulturwelt an, und der Staat ist 
dabei ebenso beteiligt wie theoretisch und praktisch die Kirche. Sie hat 
nicht bloß politische, sondern ebenso wesentlich kirchliche Seiten. Eben- 
so schweift sie hinüber in den Bereich der Schule, der Wissenschaft, der 
Kunst, der Literatur und hat allerorten ihre Provinzen. Im besonderen 
Sinne aber ist sie der Gegenstand ihrer Fachwissenschaft, der National- 
ökonomie. Nur durch das Zusammenwirken aller dieser Faktoren kann 
sie zu einem Abschluß gelangen, wenn Einseitigkeiten und Verkehrt- 
heiten vermieden werden sollen. Wo sie also, vollends wie hier in einer 
kurzen Zeitfrist, zur Sprache kommt, muß man sich beschränken, in- 
dem nur die eine Sache erfaßt und zugleich auf das Ganze verwiesen 
wird. Charakteristisch bleibt, daß gerade unsere Zeit zur Lösung dieser 
Frage berufen ist, sie, die wegen ihrer Zerrissenheit und leidenschaftli- 
chen Erregung und in ihrer Unsicherheit, in der sie alles in Frage stellt, 
am wenigsten zur Lösung geeignet erscheint. Allein diese allseitige Zer- 
rissenheit und Erregung, Zersplitterung und Unsicherheit sowie die all- 
seitige prinzipielle Sichbefehdung aller gegen alle weist darauf hin, daß 
in dem gegenwärtigen Stand unseres Völkerlebens ein großer Mangel 
vorhanden, daß das alle verbindende Band zerrissen ist, daß die Funda- 
mente schwanken und vielleicht im Weichen sind. Eine Gärung der 
Art ist bei vielen Völkern bereits das Zeichen des herankommenden 
Untergangs geworden. Wo das soziale Leben also schwankt, ist wesent- 
lich das Ethische und also auch Religiöse, in der christlichen Welt das 
Christentum, das Reich Gottes beteiligt. Es wird darum auch sehr er- 
klärlich, daß ich mich bei der mir aufgetragenen Behandlung unseres 
Themas speziell an die ethische Seite halte, zumal der Herr Korrefe- 
rent, Herr Professor Wagner, als Mann vom Fach die nationalökono- 
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mische Seite ins Auge fassen wird, die freilich nicht minder in die Ethik 
eingetauscht sein muß, um zur rechten Antwort zu führen. Durch das 
starke Hinzutreten des ethischen Momentes ist die soziale Frage, die 
freilich so alt ist wie die Geschichte, für jetzt auf eine Stufe getreten, die 
sie auf eine weltgeschichtliche Höhe gehoben hat. Daher auch das all- 
gemeine Interesse, das sie mit vollkommenstem Recht in Anspruch zu 
nehmen hat. Sie wird nicht wieder untergehen, bis sie im Interesse aller 
zivilisierten Völker wenigstens vorläufig wieder erledigt worden, was 
nur unter Mitbeteiligung des Reiches Gottes möglich, ja durch die Kräfte 
des Reiches Gottes allein erreichbar ist. 

Wir wollen gleich und mehr, als es sonst Brauch zu sein pflegt, in 
die Mitte der Sache selbst eingehen. Es wird das zugleich durch die 
Kürze der Zeit entschuldigt sein. Wir unterscheiden die soziale Frage 
im engeren und im weiteren Sinne. Diese beiden Seiten berühren sich 
freilich überall. Im engeren Sinne verstehen wir sie als die Frage nach 
der wirtschaftlichen und, was davon unzertrennbar, der sittlichen Lage 
resp. Reform der handarbeitenden Klassen, die die Gefahr sehen, dem 
Proletariat, der künftigen fünften Gesellschaftsklasse, anheimzufallen. 
Der Gegensatz zu der übrigen, sogenannten besitzenden Welt, beste- 
he der Besitz in bloßem Kapital oder im Grundbesitz oder in der In- 
dustrie oder in der höheren Bildung, erwartet einen Ausgleich, den 
die Lösung der sozialen Frage geben soll. Diese Seite der sozialen Fra- 
ge im engeren Sinne drängt uns, wenn wir ohne Umschweife auf den 
gegenwärtigen Kern derselben, auf die konkreten Bildungen dersel- 
ben eingehen wollen, in diejenigen Vergesellschaftungen aller Art, die, 
unter welchem Namen es auch sei, uns gegenwärtig namentlich als 
Arbeitervereine entgegentreten. Dieselben werden augenblicklich mehr 
und mehr von einem bestimmten Mittelpunkt aus dirigiert. Dieses 
Zentrum ist jetzt in die Mitte der zivilisierten Welt gestellt und am 
meisten unter dem Namen der Internationalen bekannt. Der Plan zu 
dieser Vereinigung entstand bei der ersten Londoner Industrieausstel- 
lung von 1862; sie trat im Jahre 1864 ins Leben und hielt ihren ersten 
Kongreß 1866. Wer dem Gang ihrer Geschichte gefolgt ist, weiß je- 
doch, daß ihre Grundsätze im wesentlichen in der Schweiz schon vor 
1848 von Genf aus eifrig in Angriff genommen worden von Leuten 
wie jener Marr, der noch heute wie damals in Hamburg als Literat 
seine Grundsätze mit Beifall verbreitet. Ihr gegenwärtiger Führer ist 
ein in der nationalökonomischen Welt durch seine literarische Tätig- 
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keit mit Recht anerkannter Mann, Dr. Karl Marx in London, der ei- 
gentliche Lehrmeister des Agitators Lassalle, der zunächst mit seinen 
Verbündeten die Durchführung von Marx’ Ideen in Deutschland mit 
Erfolg unternommen ... 


Was ist die Aufgabe der evangelischen Kirche gegenüber jenen neu- 
erstandenen Gegnern? 


Die Aufgabe der Kirche, so bleibt unsere Antwort, ist auch hier die, die 
in der evangelischen Kirche immer die erste sein muß, nicht auf unser 
Recht, sondern auf unser Nichtrecht und Unrecht zu sehen, also zu 
Gottes Gnade, an die lebendigen Quellen uns zu wenden, welche bis 
an die Wurzel alles Lebens und an die innersten Gesinnungen gehen. 
Wie geschieht das? Das geschieht nur — mit der offenen Anerkennung 
dieser unserer Schuld vor Gott! Wir haben den sozialistischen Gegnern 
ohne Minderung ihrer Schuld unsere Liebe, die sie nicht haben wollen, 
ja die sie verwerfen, zu bieten. Solche Buße bleibt die Brücke über die 
Kluft, die uns von jenen trennt; sie ist der einzige Weg, um zu der Tat 
der Liebe und der Wahrheit, die helfen kann, überzugehen. 

Schon das Bekenntnis solcher Schuld in der Bufe ist eine lat, und zwar 
eine Tat, wie voller Wahrheit, so voller Kraft, mächtig und stark! Zu- 
nächst muß in ihr alles Parteiwesen untergehen, in dem sich bis dahin 
solche bekämpft, die allen Ernstes in dem Bekenntnis zu dem einen 
Herrn eins sind, die einen Glauben, ein Bekenntnis zu Christo, eine 
Liebe, eine Hoffnung, ein Gebet, einen Meister haben. Mit solchem 
Schritt lebendiger Buße öffnet sich der Blick auf den Herrn und König, 
und alle wissen sich einig in dem Wort des Augsburger Bekenntnisses 
vor Kaiser und Reich: sub uno Christo sumus et militamus! Über die 
Frage, die sich erheben wird, in welcher Kirche wir dabei stehen sollen, 
kann nicht abermals eine zwiespältige Meinung entstehen; wir lassen 
uns des weiteren gern belehren, aber für jetzt wissen und halten wir nur 
die eine Antwort: in der geschichtlich gewordenen, mit ihrem Bekenntnis 
zu Recht bestehenden Kirche, in der wir heute hier gerüstet stehen, ob 
lutherisch, reformiert innerhalb oder außerhalb der Union, es bleibe 
jeder da, wo er zum Kampfe gerufen wird; — aber das eine, für das wir 
kämpfen, ist unbeschadet der berechtigten Verschiedenheit für alle das- 
selbe, das eine Reich Gottes, das in allen Kirchen der Kern und das un- 
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wandelbare Palladium bleibt. Alle geeinigt durch den lebendigen Glau- 
ben an den einen Herrn, eins in dem einen Gebot der einen Liebe, 
welche doch zuletzt siegreiche, bis in den Tod nie unterliegende Waffen 
hat und führt, die steht und nicht wankt, weil sie jene Liebe um Christi 
willen ist und hat, in welcher Christus selbst lebt. Will man aber den- 
noch die Parteifahne nicht fahren lassen, wohlan, so halte man sie fest, 
wenn es um des Gewissens willen notwendig erscheint; Gott selbst wird 
im wahren Streit für ıhn und sein Reich solche Fahne in unserer Hand 
selbst in eine Fahne für ihn und sein Reich verwandeln. 

Aber wie hat sich diese aus dieser Buße geborene Liebe der Kirche zu 
betätigen? Worin hat sie sich lebendig zu erweisen? Wir nennen als 
Antwort drei Erweisungen, deren Ausführung wir schließlich der Ver- 
sammlung in Vorschlag bringen wollen, daß sie selbst ihr Votum dafür 


abgebe. 


I. Als erstes Zeichen der bußfertigen Liebe nennen wir auch hier die 
von Kirchen wegen zu verordnende Predigt auf unseren Kanzeln. 


Wir reden zuvörderst von dieser Verkündigung Christi auf unseren 
Kanzeln in den Gemeinden, damit die Gemeinde auch auf diesem Wege 
wiederholt Kunde von diesen Dingen, die die Gemeinde so unmittelbar 
angeht, erhalte. Neben der Verbreitung dieser Kunde ist es aber ebenso 
notwendig, die Liebe und das Erbarmen gegen diese verirrten Brüder 
selbst, aber in jenem Sinne Christi zu predigen, ebenso aber auch von 
der Gemeinde die Buße und die Beweisung des Geistes und die Kraft 
in Worten und Werken in der Nachfolge Christi zu fordern. 

Eine ganze Predigt aber, die wir meinen, ist diejenige, welche sich an 
jene unsere abgewichenen Brüder selbst wendet und vor denselben die 
Darlegung des ganzen Evangelii von diesem neuen dargebotenen Stand- 
punkt fordert. Da diese Hörer nun aber wie so viele andere in den dazu 
geordneten Gotteshäusern grundsätzlich zicht erscheinen und ihnen 
also das göttliche Wort nur selten anders als zufällig begegnen kann, so 
müssen andere Wege ausfindig gemacht werden, ihnen tatsächlich die 
Liebe Christi selbst ohne direktes Wort nahe zu bringen. Es muß das 
freilich in rechter Weise geschehen! Aus dem Handwerker- und Arbei- 
terstande müssen schlichte, einfache Männer sich bei ihnen Eingang 
verschaffen, die auch ohne solch direktes Wort, aber doch zu diesem 
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bereit, sich durch tüchtige Leistungen auf dem Gebiet der sozialen Fra- 
ge Gehör zu verschaffen verstehen. Ich möchte sagen: den Juden ein 
Jude, den Griechen ein Grieche, dem Herrn und Knecht ein Herr und 
Knecht, dem Sozialisten und Internationalen ein Sozialist und Interna- 
tionaler! Sie alle bieten dazu reichlichen Anlaß und stehen, ohne es zu 
wissen, unter dem Christentum, von dem sie gewisse Wahrheiten in 
sich aufgenommen, und zwar solche, ohne die es auch solchen kosmo- 
politischen Sozialismus nicht geben würde. In unserem Volke sind sol- 
che Männer selten, aber sie fehlen dennoch nicht, auch nicht im Hand- 
werker- und Arbeiterstande. Die rechten Orte dazu sind, wenn sie sich 
nicht unversehens finden, die Volksversammlungen. In diesen ist jetzt 
nicht die Arbeit der Pastoren, sondern die Arbeit der Nichtpastoren am 
Platze, die mit der Liebe und Weisheit Christi im Herzen und Gebrauch 
machen vom allgemeinen Priestertum der Christen... 

Wir wollen hier schließlich noch ... einzelne Gebiete der Art, die wir 
im Sinne haben, aufweisen, die ... durch die freiwilligen persönlichen 
Kräfte, ganz individuell oder durch Assoziation, werden Gegenstand 
der Arbeit sein; und zwar in sehr verschiedener Art. 


1. Wir meinen zunächst den kleinen, so schwer leidenden Handwer- 
kerstand. Wie viele dieser Handwerker müssen in großen und kleinen 
Städten und auf Dörfern über den ihnen vorenthaltenen Lohn klagen 
und für ihre gerechten Forderungen ungehaltene und ungebändigte 
Worte hören! Wir treffen mit diesen Hinweisungen abermals einen Kern 
der sozialen Frage an Hunderten von Stellen, wo Geiz und Hartherzig- 
keit und Nachlässigkeit regieren. In diesen Regionen ist gerade ein 
großer Teil des Herdes, worauf das Feuer, das auf demselben glimmt, 
zuletzt auflodert und zur Flamme aufschlägt. Darum sehe man und 
besuche man diese Glieder der Gemeinde in ihren elenden, verhältnis- 
mäßig teuren Wohnungen und sche ihre Lage und die daran sich knüp- 
fenden Beschränkungen an; so wird man ihre Lage verstehen und das 
ganze Elend und die Ungunst ihrer Lebenslage beurteilen können und 
begreifen, warum in diesen Kreisen der Pseudosozialismus so vielen Ein- 
gang sucht. Hier ist zu verstehen, daß eine Neugeburt und Christiani- 
sierung auch der kleinen Industrie und des kleinen Handwerkerstandes 
not tut. Dieser sehr große und wichtige Teil unserer Bevölkerung stellt 
sich, und zwar der Familie wegen, großenteils auch aus wirtschaftlichen 
Gründen noch den Streiks entgegen. Man nehme sich ihrer an und 
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zeige ihnen die Teilnahme, deren allein sie oft bedürfen, und biete ih- 
nen die moralische Hilfe, soweit es möglich ist. Man wird sie teilneh- 
mender, menschlicher, ergebener und weniger begehrlich finden, als 
man glauben möchte. Sie bedürfen nur der Liebe, um den Aufwieglern 
nicht zu folgen. 


2. Wir haben wiederholt schon des Sonntags, aber nur vorübergehend, 
gedacht. Was ist ein Volk ohne Sonntag? — und was wird aus ihm, 
wenn es keinen Sonntag hat? Wer den Sonntag in seinem Leben ver- 
liert, verliert auch den Segen des Werktags! Das ist ein Stück göttli- 
cher Nationalökonomie, das nicht laut genug im Namen dessen ver- 
kündigt werden kann, der gesagt hat: des Menschen Sohn ist ein Herr 
auch über den Sabbat! Deswegen konnte nur Er den Sabbat abtun, 
was kein Mensch, auch, wir dürfen so sagen, der Menschensohn nicht 
hätte tun können und dürfen, wenn er nicht kraft seiner Vollmacht 
einen anderen Tag, seinen Tag, den Auferstehungstag in der Herrlich- 
keit seiner Freiheit durch den Geist seiner Gnade und kraft seiner 
Weltregierung in die Welt wieder eingeführt hätte! Aber wenn er dies 
Wunderwerk, eins seiner größten, ein welt- und zugleich kulturge- 
schichtliches, ausgeführt, was hat hintennach und vollends jetzt sein 
Volk aus seinem Tag gemacht? — Mit vollkommenem Recht sagt man, 
die Sonntagsfrage ist eine soziale Frage der allerernstesten Art, göttli- 
chen Charakters — und zwar sagen wir das im antienglischen und an- 
tipuritanischen Sinne; wir sind keine Puritaner. Wir sagen es als deut- 
sche evangelische Christen. Wir wiederholen die Frage: Was hat die 
Christenheit aus dem Sonntag gemacht? Er ist für manche Stände der 
eigentliche Tag der Sklaverei geworden, und man hat damit recht ei- 
gentlich an Gottes Reich einen Raub begangen, einen Raub, der sich 
furchtbar straft und fort und fort gestraft werden muß, ein Raub, über 
den uns die Sozialisten schamrot gemacht, die dieses Stück Christen- 
heit bereits an sich gebracht!... 


3. Wer könnte vom Sonntag reden, ohne dabei des Loses der Tagelöh- 
ner, besonders derer auf dem Lande zu gedenken! Mit Ausnahme des 
Wandels, den einige Gutsbesitzer in dieser Beziehung mit nicht gerin- 
gen Opfern, aber nicht zu ihrem Schaden getroffen, in was für einer 
traurigen Lage befinden sich an unzählig vielen Orten diese Leute in 
sozialer Beziehung mit ihren Hausständen, Familien und Kindern, so 
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daß ein erträgliches Los und Leben trotz aller höheren Löhne ihnen in 
den schlechten Wohnungen und bei der oft harten und kalten und 
teilsnahmslosen Behandlung unmöglich wird! Das alles kulminiert in 
dem ihnen entzogenen Sonntag, den man ihnen vielleicht nur vergönnt, 
damit sie am Sonntag die saure Alltagsarbeit auf dem eigenen Acker 
ausführen können. Und diese Sonntagsentziehung ist nur ein Teil alles 
des anderen, das man ihnen als Liebe und als Gottesgabe vorenthalten 
und von dem man sie entwöhnt, so daß sie auch den Sonntag in seinem 
eigentlichen Sinne gar nicht mehr verstehen. Infolge aller dieser Not- 
stände wandern an der einen Stelle die Leute selbst, bei den anderen 
aber wandert die Liebe zum Vaterlande und die Liebe zu den landbe- 
sitzenden Herrschaften aus und läßt sich erst in der Freiheit jenseits des 
Meeres wieder nieder! So öffnet man aber gerade hier den Internationa- 
len die Tür, durch die sie eingehen können und die sie immer geöffnet 
sehen. Die Gutsherren selbst führen ihre Leute hinaus, so daß sie im- 
mer mehr allein dastehen: und hintennach schelten sie, daß man die 
Leute (wir sprechen von lebendigen Exempeln!) keiner Liebeserwei- 
sung mehr wert achten soll, und wehrt auch anderen, welche ihnen 
helfen wollen. Das ist ein ungeheurer sozialer Notstand, der unmittel- 
bar das Land betrifft und auszubeuten droht. Wenn die Sozialisten erst, 
wie sie bereits drohen, unter die Landbevölkerung ziehen, werden wir 
die Folge und die Frucht sehen. — Die Tagelöhner sind einer von den 
vielen Beweisen, daß die Arbeiterfrage durch die Lohnfrage (der Lohn 
hat bei ihnen ja schon außerordentlich erhöht werden müssen) allein 
nicht und nie zu erledigen ist. 


Und noch einmal wegen des Sonntags! 


Man kann diejenigen Landgüter und vielmehr noch diejenigen Fabri- 
ken vielleicht nicht mehr zählen, in denen man freiwillig oder aus hu- 
manem und hie und da aus christlichem Interesse den Sonntag für den 
Arbeiter frei gemacht! Aber wie unermeßlich groß ist die Zahl der un- 
zählbaren, entgegengesetzten Fälle, wo das nicht geschehen und wo — 
das ist unsere Schande — die Sozialisten den Sonntag erobert und die 
demokratischen Helfershelfer den gleichen Weg der Sonntagsagitation 
eingeschlagen und den Erfolg davon gesehen! — Aber ist und sollte das 
geschehen, um an demselben Tage sein Volk ihm abspenstig zu ma- 
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chen, wie das z.B. in den heutigen Volksversammlungen, die gerade auf 
den Sonntag angesetzt werden, unwidersprechlich zutage liegt? Wir 
wollen dabei dessen gedenken, was so viele kirchliche Männer, wenn 
auch selten im ganz deutsch-evangelischen Sinne, seit dem Jahre 1848 
um des Sonntags willen geraten und getan; als dieselben um der Arbei- 
ter willen die Hilfe des Gutsherrn anriefen, wurde ihnen schnöde der 
Rücken gekehrt - viele sogenannte konservative Arbeitgeber wie libera- 
listische haben hier beide gleich stark an ihre Brust zu schlagen. Auch 
in diesem wie in so manchen anderen Punkten sind die Sünden, z.B. 
der Eigennutz, der Geiz und die Selbstsucht, beider Parteien ganz voll- 
ständig gleich. Wie, wenn jetzt gemeinschaftlich viele Stimmen aus der 
Christenheit sich erhöben und viele Hände zugleich dazu täten, allein 
schon um des Unheils willen, das jetzt am Sonntag, namentlich in den 
Vergnügungsorten der großen Städte, angerichtet wird, dem Volke zum 
Sonntag zu verhelfen und ihm auch Sonntagsfreude — nicht bloß Er- 
bauungsstunden, wenn auch diese, zu schaffen? Die Familie lebt we- 
sentlich mit vom wahren Sonntag. 

..Wir fassen am Schluß noch einmal unsere Meinung und unsere 
Anträge in folgendem zusammen: Die gegenwärtige (aus Gliedern un- 
serer evangelischen Kirche bestehende) Oktoberversammlung wende 
sich mit einer Bitte in geeigneter Form an die evangelische Kirche (Ge- 
neralsuperintendenten, Superintendenten, Dekane, Pastoren, Synodal- 
und Gemeindekirchenräte usw.) und an die evangelischen Kirchen 
Deutschlands, daß sie ihr Volk durch Predigt und sonstwie um sich 
sammle und den Gemeinden und den speziellen Kreisen in denselben 
in sozialer Beziehung Beistand schaffe zum Aufbau und zur Förderung 
des wahren Sozialismus des göttlichen Reiches in eigener Mitte. Die 
Kirche wende sich mit vermehrten, persönlich freiwilligen Kräften an 
die Gemeinden, um selbige auf die Gefahr und die richtige Abwen- 
dung der Gefahren aufmerksam zu machen und gegen dieselbe durch 
Weckung und Bewährung der tatsächlichen brüderlichen Liebe zu rü- 
sten. — In allem, was sonst noch übrigbleibt (und wir haben es in den 
vorhergehenden sechs Punkten angedeutet), sollten die damit Beauf- 
tragten den Weg der freien Assoziation betreten, um das protestanti- 
sche Volk und in ihm die kleinen Handwerker, die des Sonntags Be- 
raubten, die Tagelöhner und Fabrikarbeiter, die Proletarier, die Sünde- 
rinnen und welche sonst noch der außerordentlichen Hilfe bedürfen, 
in christlicher Liebe zum lebendigen Bekenntnis Christi und zu lebens- 
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voller, tatkräftiger Erfassung der heilbringenden Wahrheit in Wissen 
und Leben zu fördern. 

Es scheint uns, als ob die Einsetzung einer besonderen Kommission 
zur Durchführung dieser Anträge der richtige, gewiesene Weg sein könnte. 

In dem Vorstehenden haben wir, uns auf das Ethische beschränkend, 
unser Votum in einigen wesentlichen Punkten abgegeben: worin die 
Mitarbeit der evangelischen Kirche an den sozialen Aufgaben der Gegen- 
wart bestehen könnte? 

Wir wissen wohl, das Votum genügt nur sehr teilweise. Es wartet auf 
seine anderweitige Ergänzung, namentlich unter nationalökonomischen 
Gesichtspunkten, die es aber durch das Korreferat finden wird. Aber 
nach noch einer anderen Seite hin will ich selber eine Ergänzung zum 
Schluß hinzufügen. 

Der eröffnete Blick in die soziale Gegenwart unseres Volkes ist kei- 
neswegs erhebend, ja, die Bilder, die wir vorgeführt haben, sind sehr 
niederschlagend, mehr Nacht als Licht; die Schuld aber ist eine voll- 
ständig allgemeine. Aber trotz Schuld und Sünde verläßt uns die Hoff- 
nung nicht! Wir steigen mit allen diesen dunklen Gestalten auf die 
Höhe, wo das Leuchten der Sonne nicht aufhört, auf die Höhe, auf die 
uns mit ihrer Vorgeschichte die Jahre 1870 und 1871 geführt. Das christ- 
liche Volk, getragen von der christlichen Gemeinde, hat eine Geschich- 
te, eine Vergangenheit und Zukunft. Wonach unser Volk seit Jahrhun- 
derten gerungen und worauf es gehofft, ist jetzt durch Gottes Gnade 
erfüllt worden — wir haben ein einiges, freies, starkes Volk und Vaterland, 
das durch Blut und Opfer aller Art in dem furchtbaren Kampf unserer 
Brüder und Kinder in sich mächtiger als je zuvor wieder im Kreise der 
Familie des Volks entstanden ist. Wir haben einen protestantischen 
Kaiser in einem neuen Deutschen Reich. Das ist kein Traum, sondern 
Wahrheit vor allen Völkern der Welt, und diese Wahrheit ist zugleich 
unsere Ehre und unser christlicher Ruhm! Der Gott, dessen Gnade uns 
zu solchem Siege verholfen, lebt noch und lebt fürder weiter! Daß nach 
solchem Kampf nunmehr noch ein Kampf, wie der in unserem Vortrag 
als notwendig geschilderte und als Aufgabe gestellt werden würde, daß 
unter den siegreichen Waffen die Wiege des Feindes gestellt war, der 
schwerer zu überwinden sein wird als jener Feind im Westen, haben 
manche vielleicht geahnt, aber hat keiner zu weissagen gewagt. Wohl- 
an, fürchten wir uns auch da nicht - es ist ein gewaltiger Kampf, ein 
Kampf um Christi willen, den wir zu kämpfen haben werden. Es gilt 
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nicht ein weltliches, sondern das göttliche Reich, nicht die Wahrung 
der Fahne des irdischen Königs und Kaisers, sondern das Banner des 
ewigen Königs und unbeschränkten Herrn, dessen Herrlichkeit sich 
über uns entfaltet. Welch ein Augenblick — fragt unsere Söhne, die in 
den Schlachten bis aufs Blut gekämpft! -, welch ein Augenblick, wenn 
sich die Fahne zum Kampf entfaltet! Dann jauchzen und bangen aller 
Herzen, bis die Feuer ihre Macht entfalten. Unser Mut müßte sinken 
und zusammenbrechen, wenn der Herr nicht selbst wahrhaftig seines 
Volks Berater, Führer und Herzog wäre. Es gilt wie allezeit, wo Christus 
ist, nicht bloß die Aufrichtung einer religiösen, sondern auch einer ethi- 
schen Welt, und in voller Überwindung der Unwahrheiten und Irrtü- 
mer zur Linken und zur Rechten Christi immer werdendes und sich 
verjüngendes Reich besser denn zuvor darzustellen; auch dieses Reich 
hat seine Stufen und Entwicklungen; auf einer dieser Stufen, in einer 
dieser Entwicklungen stehen wir! Gehen wir in Christi Geist darauf 
ein, dann wird die soziale Aufgabe des nationalen Lebens und die Ge- 
schichte unseres Volkes in idealster Weise vorgeführt. Der Kampf mit 
Frankreich war nur die Vorstufe. Dahin muß unser Streben gehen, nicht 
zu ruhen, sondern in diese Entwicklung, in diese Geschichte einzutre- 
ten, und zwar in voller Kraft. Die erste Bedingung dazu ist aber, mit 
allem anderen zu brechen und nur zu Ihm zu stehen und uns zu stellen. 
Stellen wir uns denn unter Christi Banner. Glauben und bekennen wir 
nur: »Der in euch ist, ist größer, als der in der Welt ist« (1.Joh. 4,4). 
Und es wird uns gelingen. Gott ist unsere Zuversicht und Stärke, eine 
Hilfe in den großen Nöten, die uns getroffen haben (Ps. 46,2). Dann 
können, dann wollen wir mit ihm Taten tun. Unser Glaube ist der Sieg, 
der die Welt überwunden hat! 


Diese Rede hielt J.H.Wichern auf der Oktoberkonferenz der Inneren Mission von 
1871. Sie ist entnommen: J.H. Wichern, Sämtliche Werke, hg. von P Meinhold, 
Bd. III, Teil 2, Berlin/Hamburg 1969, S. 192-221 1.A. 
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Text Nr. 2 
A.Wagner, Rede über die sociale Frage (1871) 


Hochgeehrte Versammlung! 


Es ist vielleicht etwas kühn, wenn ich vor Ihnen, meine Herren, vom 
Standpunkte meiner Fachwissenschaft, der Nationalökonomie, aus das 
Wort über die sociale Frage ergreife. In der That habe ich Anfangs Be- 
denken getragen, dem mir geäußerten Wunsche, hier ein Correferat zu 
übernehmen, Folge zu leisten. Denn ich konnte mich in mehr als einer 
Beziehung nicht für competent halten, die Mitarbeit der evangelischen 
Kirche an den socialen Aufgaben der Gegenwart zu besprechen. Eben- 
so stehe ich den speciellen Bestrebungen der inneren Mission, bei allem 
Interesse dafür, doch persönlich nicht näher. Demungeachtet glaubte 
ich, meine Bedenken überwinden zu dürfen. Ja, ich hielt es bei näherer 
Erwägung für meine Pflicht, nachdem mir hierzu bei einer wichtigen, 
von mir in keiner Weise gesuchten Gelegenheit die Veranlassung gebo- 
ten war, als Vertreter der Nationalökonomie an einer großen deutschen 
Universität in der weitaus bedeutendsten praktischen Frage meines Fa- 
ches offen meine Meinung zu bekennen. Ich werde das rückhaltlos thun, 
auch auf die mir wohl bewußte Gefahr hin, bei vielen Mitgliedern die- 
ser Versammlung und bei zahlreichen außerhalb derselben stehenden 
politischen Freunden und Gegnern vielleicht anzustoßen. Das darf man 
bei ehrlicher Ueberzeugung nicht scheuen. 

Wohl aber bedarf es noch eines rechtfertigenden Wortes, daß ich 
grade hier die sociale Frage dem volkswirthschaftlichen Standpuncte 
aus behandeln will. Diese Versammlung, so wendet man leicht ein, ist 
ja kein volkswirthschaftlicher Congrefß, kein Parlament, und der heuti- 
ge Verhandlungsgegenstand betrifft ja nicht die sociale oder die Arbei- 
terfrage schlechtweg. 

Dem gegenüber bemerke ich, daß ich in meiner Stellung als Corre- 
ferent die speciell kirchliche Seite der Frage wohl ganz dem Herrn 
Hauptreferenten zu behandeln überlassen konnte. Dies beabsichtigte 
ich, noch bevor ich sein Referat kennen gelernt hatte, und sche nun- 
mehr, daß meine Absicht auch gut begründet war. So blieb für mich die 
volkswirthschaftliche Seite zur besonderen Erörterung übrig. Diese Seite 
der socialen Frage bietet aber wenigstens in der Auffassung, welche ich 
hier zu vertreten versuchen werde, zahlreiche nahe Berührungspunkte 
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mit der Auffassung aus dem Gesichtspunkte der Religion, der Kirche 
und der inneren Mission. Meine Auffassung geht, kurz gesagt, darauf 
hinaus, daß die Nationalökonomie wieder mehr den Charakter und 
die Bedeutung einer ethischen Wissenschaft erhalten müsse, um die 
sociale Frage richtig behandeln zu können. Diese Ansicht läßt mich 
hoffen, auch in dieser Versammlung evangelischer Männer als Natio- 
nalökonom Gehör zu finden, und indem ich hier auf Kreise wirke, 
welche der volkswirthschaftlichen Betrachtungsweise ferner stehen, viel- 
leicht zum Nutzen der Sache, d.h. zur Beseitigung der großen Schwie- 
rigkeiten, welche die sociale Frage bietet, mein Scherflein beizutragen. 

Aus der ethischen Auffassung ergeben sich ferner weitgehende An- 
forderungen in der socialen Frage gerade an die höheren, wohlhaben- 
deren, gebildeteren Classen der Gesellschaft. Diese Anforderungen hier 
kurz zu entwickeln und zu begründen, betrachte ich als meine Haupt- 
aufgabe, da mir diese Versammlung hierfür den richtigen Zuhörerkreis 
zu bieten scheint. Ich wende mich an Sie, meine Herren, nicht zunächst 
an die Arbeiter, und will die sittlichen und deshalb christlichen Pflich- 
ten hervorheben, welche Vermögen, Bildung und gesellschaftliche 
Stellung auch vom volkswirthschaftlichen Standpunkte in der socialen 
Frage auferlegen, und hoffe, daß ich mit dieser Behandlung meines 
Gegenstandes gerade an dieser Stelle nicht fehlgreife. — 


I. Die Wissenschaft der Nationalökonomie ist gegenwärtig in einer gro- 
ßen Krisis begriffen. Darüber täuschen sich wenigstens die deutschen 
Vertreter dieses Fachs, von immer seltener werdenden Ausnahmen ab- 
gesehen, kaum mehr. Daß diese Krisis gerade in Deutschland hervor- 
tritt, mag als ein erfreuliches Zeichen nationaler Frische und Kraft gel- 
ten. Vieles hat zu ihr beigetragen. Geschichte und Statistik haben die 
unrichtige Verallgemeinerung bloß relativ wahrer Sätze gezeigt, welche 
die ältere Nationalökonomie zu absolut gültigen Axiomen und die neuere 
Publicistik vollends zu unumstößlichen Naturgesetzen erhoben hatte. 
Die gewaltigen politischen Ereignisse unserer Tage, die sich oft ebenso 
sehr im Widerspruch mit marktgängigen volkswirthschaftlichen Lehr- 
sätzen als mit politischen Doctrinen vollzogen - ich stehe nicht an, die 
durchaus einseitige Beurtheilung des Militärwesens zu nennen -, ha- 
ben ebenfalls das Ihrige zu dieser Krise gethan. Aber unleugbar, so sehr 
man es bedauern kann, daß es erst einer solchen Mahnung bedurfte, 
am bedeutendsten von Allem hat das Auftauchen der socialen oder Ar- 
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beiterfrage eingewirkt. Erst die freilich einseitige, übertreibende, oft 
boshafte und gehässige Kritik, mit der die theoretischen Stimmführer 
und die praktischen Agitatoren des Socialismus schonungslos die tiefen 
wirthschaftlichen, culturlichen und sittlichen Schäden unserer moder- 
nen Gesellschaft aufdeckten, hat den Nebel des schön färbenden Opti- 
mismus völlig zerrissen, mit dem die lange Zeit zu ausschließlich herr- 
schende neubritische Schule der Nationalökonomie alle Uebelstände 
verhüllte. 

Das positive Programm der meisten Socialisten mag man als uto- 
pisch belächeln. Die Agitation, welche gewissenlose und oft selbst nicht 
einmal überzeugte Führer zum Umsturz des bestehenden Wirthschafts- 
und Privatrechtssystems und zur Verwirklichung einer mit der mensch- 
lichen Natur in Widerspruch stehenden Gesellschafts-, Productions- 
und Arbeiterorganisation unter unwissenden und leidenschaftlichen 
Arbeitermassen betreiben; die wahnwitzigen Beschlüsse eines Baseler 
Internationalen Arbeitercongresses über die einfache Abschaffung des 
privaten Grundeigenthums und Frbrechts u. dgl. m. mag man mit Recht 
als verbrecherisch verdammen und in ihrer die Volkswirthschaft zerstö- 
renden Tendenz darlegen: der socialistischen Kritik des gegenwärtigen 
Wirthschaftssystems darf und muß man sich gleichwohl in vielen 
Puncten anschließen. Zwar wird von der anderen, nämlich der mit 
Unrecht und mit Ueberhebung sich ausschließlich »volkswirthschaft- 
lich« nennenden Seite eingewandt, daß die Socialisten allerdings un- 
leugbare volkswirthschaftliche und gesellschaftliche Uebelstände, statt 
sie auf die inhärente Schwäche aller menschlichen Einrichtungen zu- 
rückzuführen, einseitig dem Wirthschaftssystem der Gegenwart zur Last 
legten. Allerdings schüttet die socialistische Kritik das Kind mit dem 
Bade aus. Aber jener Einwand trifft in dem Hauptpuncte doch nicht 
zu. Denn die Kritik, z.B. eines Marx und Lassalle, von Früheren nicht 
zu reden, hat es meisterhaft verstanden, mindestens gewisse Tendenzen 
zur erheblichen Steigerung jener Uebelstände gerade im heutigen Wirth- 
schaftssystem nachzuweisen. 

Die Thatsachen, welche diese Kritik mit dem schärfsten Schlaglicht 
beleuchtete, standen in zu schneidendem Gegensatz zu jener behaupte- 
ten Interessenharmonie, welche aus dem freien Walten des wirthschaft- 
lichen Selbstinteresses der Einzelnen und aus der Anerkennung des Prin- 
zips des Laissez faire et passer für die wirthschaftliche Politik des Staats 
vermeintlich mit Sicherheit in der ganzen Volkswirthschaft hervorge- 
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hen sollte. Die Entfesselung der freien Concurrenz, worin die Haupt- 
thätigkeit der wirthschaftlichen Staatsgesetzgebung der letzten Genera- 
tionen gelegen hat, wurde in ihren zahlreichen und unbestreitbaren 
günstigen Folgen nicht verkannt. Aber bei tieferer Betrachtung, auf 
welche eben die socialistische Kritik hinwies, nahm doch auch die Na- 
tionalökonomie wieder wahr, daß die bloße Entfesselung der freien 
Concurrenz ein zu ausschließlich negatives Prinzip der Volkswirthschafts- 
politik des Staates sei. Namentlich konnten neben der günstigen 
Einwirkung auf die außerordentliche Steigerung der Production der 
wirthschaftlichen Güter die mancherlei nachtheiligen Folgen für die 
Vertheilung des gesammten Güterertrags unter die bei der Production 
betheiligten Personen nicht länger verkannt werden. 

Die bisherige Nationalökonomie begnügte sich vornämlich mit der 
Erforschung des natürlichen Werdens und Seins der wirthschaftlichen 
Vorgänge. Als solches galt ihr diejenige Gestaltung, welche sich in dem 
vermeintlich allein »natürlichen« Zustande der freien Concurrenz un- 
ter dem ausschließlichen Walten des wirthschaftlichen Einzelinteresses 
der in Verkehr stehenden Individuen zutrug. Die mancherlei geschicht- 
lich überkommenen Beschränkungen der freien Concurrenz, wie z.B. 
Preis-, Lohn- und Zinstaxen, Zunftverfassung der Handwerke, Schutz- 
zölle im auswärtigen Handel, Beschränkungen der Eheschließung, der 
Niederlassung u.s.w. waren in der Neuzeit fast alle gefallen, sämmtlich 
mit der Billigung, viele auf ausdrückliches Verlangen der Nationalöko- 
nomie. Zwei große Rechtsprinzipien waren dagegen stehen geblieben 
und immer reiner herausgearbeitet worden: der Grundsatz der persön- 
lichen Freiheit des Menschen in Verbindung mit vollständiger Erwerbs- 
freiheit und der Grundsatz des vollen, immer absoluteren, unumschränk- 
teren Privateigenthums an beweglichen Gütern und am Grund und 
Boden, nebst der Anerkennung des bestehenden privaten Vermögens-, 
besonders auch des Erbrechts. Thatsächlich wirken diese beiden Prinzi- 
pien als Schranken der freien Concurrenz; nach der Lehre der Natio- 
nalökonomie eigentlich als natürliche, unumstößliche, aber auch als 
alleinige und vollkommen ausreichende Schranken. Die Vortheile der 
Concurrenz mag ein Jeder für sich so weit geltend machen, als er es 
innerhalb dieser Schranken vermag; d.h. soweit als ihn eben sein wirth- 
schaftliches Einzelinteresse treibt und er in keinem Punkte die persön- 
liche Freiheit und die Eigenthumsrechte Dritter verletzt, — also sich 
hütet, mit den betreffenden Paragraphen des Strafgesetzes in Conflict 
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zu gerathen. Die Kraft des Selbstinteresses aber gilt als Naturkraft in 
der wirthischaftlichen, wie die Schwerkraft in der körperlichen Welt. 
Bei ihr hört folgerichtig das Philosophiren auf, ob sie gut oder schlecht 
sei, befriedigend oder unbefriedigend wirke. Sie steht außerhalb der 
Debatte: sie ist eben und wirkt so, wie sie nothwendig wirken muß. In 
der Consequenz dieses Standpunctes werden die wirthschaftlichen Vor- 
gänge, welche sich auf dieser Grundlage gestalten, als reine Natur- 
nothwendigkeit betrachtet und damit gerechtfertigt. 

Die Vertreter dieser Ansicht theilen sich dann. Die Einen ziehen den 
naheliegenden Schluß, daß diejenige Gestaltung der Volkswirthschaft, 
welche sich unter ganz freier, nur durch jene beiden Rechtsprinzipien 
eingeschränkter Concurrenz bilde, auch eine befriedigende sein müsse. 
Denn sie sei ja das Product von Naturgesetzen, die doch »unmöglich« 
disharmonisch wirken könnten. Hierhin gehören jene Optimisten, de- 
ren ganze Antikritik des Socialismus, wenn sie sich auf ihrer Höhe dazu 
überhaupt herablassen, darin besteht, daß sie den doch nicht zu läug- 
nenden UÜebeln gegenüber nur auf ein Recept verweisen: nur noch im- 
mer »mehr freie Concurrenz« verlangen. An allem »verbliebenen« Ue- 
bel soll hier der Umstand Schuld sein, daß das bestehende Wirthschafts- 
system der freien Concurrenz immer noch nicht genügend und voll- 
ständig durchgeführt sei, der Staat sich immer noch zu viel einmische. 
— Die Anderen, weniger optimistisch, läugnen am Ende die Disharmo- 
nieen nicht, aber nehmen sie eben einfach als unabänderliche T'hatsa- 
chen hin. Und die freilich heute kaum mehr oder nur noch als Reliqui- 
en einer vergangenen Geistesperiode zu findenden ganz consequenten 
Vertreter dieses Standpunctes gehen dann höchstens mit einem kühlen 
Achselzucken über alle Noth und Elend hinweg, zufrieden, wie selbst 
die Times einmal spöttelte, »wenn nur die Welt nach ihren Prinzipien 
zu Grund gehe«. Da wird denn der berechtigte kritische Zweifel des 
Socialismus, ob jene Uebelstände wirklich so naturnothwendig und 
unbeseitigbar seien, ganz mit Stillschweigen bedeckt. Und doch hat die 
socialistische Kritik ganz richtig gezeigt, daß es z.B. eine petitio princi- 
pii, die Annahme des erst zu Erweisenden sei, das heutige private Ver- 
mögensrecht, welches für die Vertheilung des Güterertrags der Volks- 
wirthschaft so entscheidend ist, kurzweg als die natürliche, unverän- 
derliche Grundlage unseres Wirthschaftssystems anzusehen, während 
auch dieses Recht, so gut als das öffentliche, zum Theil ein Product 
zufälliger geschichtlicher Entwicklung ist. 
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In Folge dieser Auffassungen wurde also jenes sog. natürliche Sein der 
Volkswirthschaft zum unbedingten Seinmüssen. Das ethische Seinsol- 
len der Volkswirthschaft blieb dabei ganz unberücksichtigt. Die Idee 
einer sittlichen Verantwortlichkeit des Einzelnen, der Gesellschaft, des 
Staats für die Gestaltung der Wirthschaftsverhältnisse verschwand. Dabei 
wurde ganz übersehen, daß die wirthschaftlichen Vorgänge immer zu- 
gleich das Product menschlicher Handlungen sind. Für letztere wird 
aber die sittliche Verantwortlichkeit nicht beseitigt, auch wenn sie recht- 
lich erlaubt sind und durch den in uns wohnenden mächtigen, aber 
keineswegs unüberwindlichen Trieb des wirthschaftlichen Einzelinter- 
esses bestimmt werden. Die gefährlichen sittlichen Consequenzen die- 
ser Auffassung haben sich nur zu reichlich gezeigt, — in der Theorie und 
mehr noch in der Praxis der Volkswirthschaft. Wie oft hat man z.B. 
neuerdings zu hören bekommen, in der heutigen Volkswirthschaft sei 
der Begriff des Wuchers nicht mehr haltbar. Allerdings ist der positive 
Rechtsbegriff Wucher meistens beseitigt. Es fällt mir nicht ein, dies z.B. 
in Hinsicht der im engeren Sinne sög. Wuchergesetze zu bedauern. Aber 
der ökonomische und der sittliche Begriff Wucher besteht wahrlich auch 
heute noch. Ja angesichts so mancher Erscheinungen in der heutigen 
Volkswirthschaft, z.B. beim Consumtivcreditgeben, beim Productiv- 
creditgeben an kleine oder arme Unternehmer, beim Wohnungsver- 
miethen in großen Städten, im Verkehr der Kleinkaufleute besonders 
mit »kleinen Leuten«, im Börsenverkehr, bei der Gründung von Akcti- 
engesellschaften und der Unterbringung von Actien, nicht am Wenig- 
sten auch in den Beziehungen so mancher Arbeitgeber zu ihren Arbei- 
tern, in den Scheußlichkeiten, die bei der Beschäftigung von Kindern 
in Fabriken vorgekommen sind — wahrlich da klingt es wie Hohn, den 
Begriff des Wuchers, der schmutzigsten Ausbeutung, der prellerisch- 
sten Uebervortheilung zu läugnen. Das ist eine schr bedenkliche Con- 
sequenz einer von jeder ethischen Auffassung losgelösten Nationalöko- 
nomie. Was Wunder, daß solchen Fxtravaganzen des Manchesterthums 
gegenüber, wobei das Absehen von jeder ethischen Auffassung in der 
modernen Volkswirthschaft wie selbstverständlich erschien, die wirth- 
schaftlichen Classengegensätze sich so bedauerlich verschärften und 
selbst die tollsten socialistischen Projecte bei den unteren Classen An- 
klang finden! 

Der eingetretene Umschwung in der Wissenschaft der Nationalöko- 
nomie hat daher mit vollem Rechte zur erneuten Betonung des ethi- 
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schen Moments in den Verhältnissen der Volkswirthschaft geführt. Diese 
neuere Auffassung ist noch im Werden und Wachsen begriffen. Aber 
schon zeigt sie sich für die ganze Wissenschaft sowohl als auch für die 
einzelnen großen praktischen Probleme von weittragender und wie ich 
glaube günstiger Bedeutung, namentlich auch für die sociale Frage. 

Entgegen dem sittlichen Indifferentismus im Gebiete der wirth- 
schaftlichen Handlungen müssen wir hier verlangen, daß wieder ethi- 
sche Grundsätze zur Geltung kommen. Diese sollen auch schon nach 
den Forderungen der volkswirthschaftlichen Theorie dem Einzelnen 
neben dem Triebe des wirthschaftlichen Selbstinteresses zur Richt- 
schnur dienen. Demnach ist vor allem die Anforderung zu stellen, 
daß auch in den wirthschaftlichen Beziehungen zwischen verschiede- 
nen Personen das Verhältniß von Mensch zu Mensch seine Bedeu- 
tung wieder erhalte. 

Namentlich gilt dies zuvörderst von den Beziehungen zwischen Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer. Mit dem Kaufen und Verkaufen der Ar- 
beit als Waare und mit dem Hingeben und Empfangen des Geldes als 
Preis dafür darf die Beziehung zwischen beiden Theilen nicht einfach 
erledigt sein. Allerdings ist diese Entwickelung besonders in der Indu- 
strie im engeren Sinne durch die neuere Gestaltung des unternehmungs- 
' weisen Betriebs, wo wenige Unternehmer von höherem Bildungsstan- 
de einer großen Anzahl gewöhnlicher Handarbeiter gegenüber stehen, 
sehr begünstigt worden. Aber die falsche Neigung der Unternehmer 
wie der die Ungebundenheit nur zu sehr liebenden Arbeiter selbst, fer- 
ner die zu willfährige Nachgiebigkeit der Gesetzgebung hat, z.B. im 
System des reinen Geldlohnes statt jeder Art Naturrallohnes, in den 
kurzen Kündigungsterminen der Arbeitscontracte diese Entwicklung 
noch übermäßig begünstigt. Letztere hat sich neuerdings jedoch im- 
mer mehr selbst direct antiökonomisch gezeigt, weil sie die Arbeitslust, 
das Interesse der Arbeiter am Gedeihen des Geschäfts, das Streben, am 
verarbeiteten Stoff und am Arbeitsgeräth durch schonenden Gebrauch 
zu sparen, schwächt. Schlimmer ist die Folge noch in sittlicher und 
daher in social-politischer Hinsicht: ein persönliches Verhältniß beider 
Theile fehlt fast ganz. Das Classenbewußtsein der Arbeiter, das sich — 
wohl oder übel — in dem Gefühl des Zurückgesetztseins am meisten 
ausspricht, wird dadurch nur immer gereizter. Leider sind im Fabrik- 
wesen hier größere Schwierigkeiten als im Handwerk, zumal dem che- 


maligen zünftigen, und als selbst im landwirthschaftlichen Großbetrieb 
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vorhanden. Aber genug Beispiele haben schon gezeigt, daß humane, 
christliche Fabrikbesitzer dennoch diese Schwierigkeiten bis zu einem 
hohen Grade besiegen können, zu ihrem größten eigenen Vortheil noch 
dazu. Die Einrichtung von Schiedsgerichten, Sühneämtern u. dgl. m., 
wo Arbeitgeber und Arbeiter mit gleichen Rechten und auf dem Fuße 
auch social Gleichstehender vielfach persönlich verkehren, hat sich auch 
für die Wiederherstellung eines persönlichen Verhältnisses sehr heilsam 
erwiesen. Der Zustand, welcher sich innerhalb des Systems der freien 
Concurrenz bei der reinen Behandlung der Arbeitskraft als Waare und 
des Lohnes als Preis dafür gebildet hat, ist nicht blos unchristlich: er ist 
inhuman im ärgsten Wortsinne. 

Aber nicht allein an die Unternehmer, auch an die höheren, wohlha- 
benderen Classen im Ganzen sind wichtige Anforderungen ethischer 
Art im Interesse einer richtigeren Behandlung der socialen Frage zu 
stellen. Auch hier hat sich viel zu sehr die Ansicht verbreitet, als lege das 
Vermögen keine weiteren als einige Rechtspflichten und höchstens noch 
einige Pflichten der privaten Wohlthätigkeit u.s.w. auf. Mit der Bezah- 
lung der Güter und der Arbeit selbst nach dem Marktpreise, mit der 
ehrlichen Entrichtung der abverlangten Steuern an Staat und Gemein- 
de seien die Rechtspflichten, mit freiwilligen Gaben für mildthätige, 
kirchliche, Bildungsvereine der unteren und ärmeren Classen, für pri- 
vate Armenunterstützung, die auf dieser Grundlage dann oft schädlich 
genug wirkt, seien die sittlichen Pflichten, die an den Wohlhabenden 
aus dem religiösen, kirchlichen, humanen, ethischen Gesichtspunct zu 
stellen seien, erledigt. Darüber hinaus möge Jeder mit seinem Vermö- 
gen nach Gutdünken schalten. Das ist die Ansicht der höheren Classen 
und zwar in der Regel auch der besseren Kreise derselben. Die Lehre 
der Nationalökonomie hat höchstens bedenkliche Folgen des Luxus 
hervorgehoben. Das positive Recht unserer modernen Staaten hat in 
seiner einseitigen, immer absoluteren Ausbildung des Eigenthumsbe- 
griffs eine solche Ansicht bisher auch nur begünstigt. 

Dem gegenüber darf auch der Nationalökonom betonen, daß das 
Vermögen mit Recht nach der schönen christlichen Auffassung, die 
zugleich eine aristokratische im besten Sinne des Worts ist, als ein an- 
vertrautes Pfund zu betrachten ist. Dasselbe haben wir nicht blos im 
eigenen, sondern im Interesse unserer Mitmenschen zu verwalten und 
für die richtige Verwaltung sind wir vor unserem Gewissen und vor 
Gott verantwortlich. 
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Hiernach ist denn der übertriebene, oft so geschmacklose Luxus der 
wohlhabenden und reichen Classen zu verurtheilen, nicht blos aus dem 
Gesichtspuncte des richtigen ökonomischen Interesses dieser Classen 
selbst, sondern mehr noch im Interesse der unteren Classen. Es wird, 
wie schon die ältere britische Nationalökonomie mit Recht lehrt, die 
nationale Güterproduction dadurch in eine falsche Richtung getrie- 
ben, zum Nachtheil der weniger Wohlhabenden und der eigentlichen 
unteren Arbeiterclassen. Die übliche Rechtfertigung des Luxus der Höfe 
von Ludwig XIV. bis auf Napoleon III. und Eugenie, daß üppige Ver- 
schwendung und Pracht den unteren Classen Arbeit gebe, ist volks- 
wirthschaftlich ganz falsch. Vielmehr führt eine Beschränkung des Lu- 
xus der Reichen regelmäßig durch verschiedene Mittelglieder hindurch 
zu einer verbesserten Lage der Arbeiterclassen. Der Neid der unteren 
Classen wird ferner gerade durch den übertriebenen Luxus am leichte- 
sten erregt, was ich nicht beschönigen will, aber menschlich entschul- 
digen kann und zumeist von Denen bedacht werden sollte, welche 
täglich das »Führe uns nicht in Versuchung« im Munde führen. Den 
Aermeren, den Arbeitern, den Dienstboten zumal wird auch ein schlech- 
tes Beispiel gegeben. Es ist mir immer als eine der widerwärtigsten 
Formen des Geldhochmuths erschienen, wenn ich geschmacklos 
überputzte reiche Damen über den steigenden Luxus der weiblichen 
Dienstboten klagen hörte, über deren vulgären Geschmack sie etwa 
noch die Nase rümpfen. 

Manche andere Vermögensverwendung hat nicht nur ihre sittlichen, 
sondern auch ihre ernstlichsten rechtlichen Bedenken, und wenn sie 
auch nach dem positiven Rechte gestattet ist, so beweist das nur, daß 
letzteres unrichtig, daß der Eigenthumsbegriff zu absolut ausgebildet 
ist. Die socialistischen Anklagen haben hier zum Theil wieder ihren 
guten Grund. Ich will hier nur an den Mißbrauch der nach positivem 
Rechte im Grundeigenthum enthaltenen Befugnisse erinnern. Die 
Rechtsgeschichte zeigt, die Analyse begründet, daß das Grundeigent- 
hum immer ein beschränkteres als das Eigenthum an beweglichen 
Gütern war. Manche Beschränkungen sind im Laufe der Wirthschafts- 
entwicklung mit gutem Fug und Recht gefallen, weil sie eine gemein- 
nützige bessere Verarbeitung des Bodens, namentlich für landwirtschaft- 
liche Zwecke, hemmten. Aber nicht von allen Beschränkungen gilt dies 
und die deutliche, von der Nationalökonomie meistens gebilligte Ten- 
denz der modernen Rechtsentwicklung, privates Grundeigenthum 
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immer mehr privatem beweglichem Eigenthum gleichzustellen, ist in 
vieler Hinsicht ein falscher Fortschritt. Wiederum jedoch fehlt die sitt- 
liche Rechtfertigung, wenn der Grundeigenthümer zu Allem, was ihm 
rechtlich nicht verboten ist, sich schon durch sein wirthschaftliches Ein- 
zelinteresse hinreichend ermächtigt glaubt. Die in England vorgekom- 
mene Vertreibung der kleinen Pächter und Landleute, um aus dem 
Ackerland Wiesen und Weideplätze, oder gar — Jagdgründe herzustel- 
len, die Beseitigung der kleinen ländlichen Behausungen und die Ein- 
führung jenes entsetzlichen Gangsystems, das Bauernlegen, das leider 
auch in Deutschland nicht unbekannt geblieben ist, das sind sammt 
und sonders Maßregeln, die einen unverantwortlichen Mißbrauch des 
Eigenthumsrechts der Großgrundbesitzer darstellen, mögen sie zehn- 
mal nach positivem Rechte erlaubt gewesen sein. Dagegen hätte stets 
das öffentliche Gewissen und wahrlich auch das gesunde aristokrati- 
sche Bewußtsein der Standesgenossen und eine davon getragene Ge- 
setzgebung des Staats rechtzeitig energisch reagiren müssen. Jetzt kann 
man den drastischen Schilderungen eines Marx aus England, den meck- 
lenburgischen Klagen u.s.w. schwer etwas entgegensetzen. Die Grund- 
aristokratie, welche heute so gerne der Geldaristokratie und Bourgeoisie 
am Zeuge flickt, liebt es gar zu wenig, vor ihrer eigenen Thür zu kehren 
und eingedenk des schönen Worts noblesse oblige mit gutem Beispiel 
voranzugehen. 

In neuester Zeit zeigt sich bei uns namentlich in der Bauplatzspecula- 
tion und in der Steigerung der Wohnungsmiethen in den großen Städ- 
ten ein bisher zwar wiederum rechtlich gestatteter, aber nichts desto we- 
niger ökonomisch ungerechtfertigter und sittlich unerlaubter Mißbrauch 
des Grundeigenthumsrechts. Das letztere kommt hier als wahres Mono- 
pol mit allen schlimmen Folgen desselben zur Geltung. Indem der für 
Bauten nöthige Bauplatz aus dem Markte gehalten wird, nur um später 
am höheren Kaufpreise möglichst zu profitiren, so wird hier vom Einzel- 
nen zum positiven Nachtheil der Gesellschaft ein Gewinn gemacht, wel- 
cher wesentlich nur auf Leistungen der Gesellschaft, auf die Ermögli- 
chung größerer Bevölkerungsconcentrationen an einzelnen Orten durch 
das Zusammengreifen so vieler Wirthschafts- und Culturfortschritte, 
zurückzuführen ist. Hier erfolgt eine ganz ungerechtfertigte Uebertra- 
gung von Einkommen und Vermögen vom Nichtgrundbesitzer auf den 
Grundbesitzer. Dasselbe gilt von den prellerischen Miethsteigerungen, 
die namentlich von Häuserspeculanten vorgenommen werden, nur um 
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bald das eben gekaufte Haus wieder zu einem dem höheren Miethertrag 
entsprechenden Capitalwerth loszuschlagen. Durch die Bauplatzspecu- 
lation, welche den Baugrund vorenthält, wird diese Miethsteigerung 
wesentlich mit begünstigt. Dem Publicum bleibt nichts übrig, als sich 
vom »Hausherrn« das Fell über die Ohren ziehen zu lassen. Liegt da nicht 
der gemeinste Bauplatz- und Häuserwucher vor, der durchaus nicht in 
demselben Maße wie der einst verschrieene Kornwucher als das wirth- 
schaftliche Heilmittel des Uebels selbst bezeichnet werden kann, weil 
auch er erst das Angebot steigere! Denn der Mangel oder der Ausfall des 
Angebots ist beim Häuserbau nicht ein natürlicher, wie bei der Mißernte 
im Kornbau, sondern ein künstlich geschaffener, und die Miethsteige- 
rung ist auch keineswegs regelmäßig erst die Bedingung starken neuen 
Häuserbauens, wie die Kornpreissteigerung diejenige der Herbeischaf- 
fung von Korn aus weiterer Ferne zu höheren Kosten und sparsameren 
Verbrauchs der Vorräthe. Die Nothstände im Bau- und Wohnungswesen 
sind in Berlin Dank dem falschen Grundsatz, einen weitschichtigen Bau- 
plan für ferne Jahrzehnte aufzustellen und in Folge falscher Besteuerungs- 
maximen noch größer, als anderswo, aber sie fehlen in wenigen großen 
Städten, besonders des Festlands. Vielleicht wird eine Reform des städti- 
schen Grundeigenthumsrechts durch die Staatsgesetzgebung nicht lange 
mehr ausbleiben können. Weitgreifende Ideen verbreiten sich selbst bei 
solchen Volkswirthen, welche der Staatseinmischung in Privatrechtsver- 
hältnisse, einem der Hauptverlangen der Socialisten, bisher am meisten 
abhold waren. 

Hiermit berühre ich schon jenen besonders strittigen Punct: die 
Aufgabe des Staats in der socialen Frage. Ich möchte hier eine allgemei- 
ne Warnung vorausschicken. In der socialen Frage überhaupt, vollends 
aber in diesem Puncte üben Schlagwörter und Partei- und Schuldoctri- 
nen bisher eine fast unbedingte Herrschaft, — ich wage aber dreist zu 
behaupten, bei den Männern der Praxis oft eine größere als bei meinem 
vielgeschmähten Stande der Prinzipienreiter und Doctrinäre von Pro- 
fession, den Professoren. Hüten wir uns vor dieser unglückseligen Macht 
der Schlagwörter jetzt vor allen Dingen. In den Dogmen von der »Selbst- 
hilfe« und der »Staatshilfe« und beider unbedingter, das andre Prinzip 
möglichst ausschließender Gegenüberstellung kann ich nur wieder ei- 
nen solchen Kampf mit Schlagworten sehen. 

Die schroffsten Anhänger der Selbsthilfe in der socialen Frage ver- 


urtheilen den Staat zur möglichsten Passivität auch hier, proclamiren 
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wieder als allein selig machendes Dogma das Laissez faire et passer und 
verlangen, daß die Nächstbetheiligten und namentlich die Arbeiter Al- 
les allein abmachen und allein für sich sorgen sollen. Der Staat hat 
hiernach nur etwa, wie in der neueren Coalitionsgesetzgebung, den 
Arbeitern und ihren Vereinen die nöthige öffentlich-rechtliche Stellung 
zu geben und, wie in der neueren Genossenschaftsgesetzgebung, für die 
den Interessen der Arbeiter und der kleinen Leute dienenden Institu- 
tionen die nothwendige privatrechtliche Form zu schaffen. Daß der- 
gleichen nicht ausreicht, sollte doch endlich ein unbefangener Blick in 
die Geschichte der »Fabrikgesetzgebung« lehren. — Umgekehrt und in 
das andere Extrem fallend verwirft der Socialismus in seinen meisten 
Schattirungen die »Selbsthilfe« wieder fast ganz und gar und verlangt 
zur Rettung die »Staatshilfe«, in der Regel im ausgiebigsten Maße. 

Richtiger und durch die geschichtliche Erfahrung bestätigt ist si- 
cherlich der vermittelnde Standpunkt, welcher in der Selbsthilfe und 
der Staatshilfe nicht den absoluten Gegensatz erkennt, wie es beide ex- 
treme Parteien im Grunde gleichmäßig thun. Für die Staatspolitik kann 
hier wie in anderen socialpolitischen und volkswirthschaftlichen Fra- 
gen weder das Princip der Passivität noch dasjenige der Einmischung 
unbedingt maßgebend sein. Eine einfache Regel läßt sich aber nicht 
geben, vielmehr ist von Fall zu Fall nach den concreten Verhältnissen 
zu prüfen und zu entscheiden, ob und wie der Staat dazwischen treten. 
soll oder nicht. 

Für eine richtige und erfolgreiche Staatspolitik in der socialen Frage 
ist ferner wieder an die höheren Classen eine wichtige Anforderung als 
Vorbedingung gerade aus dem Gesichtspunkte der ethischen Auffas- 
sung voranzustellen: durch ein willfähriges Entgegenkommen dieser 
Classen wird die Aufgabe des Staats, bestehe sie in gesetzgeberischen, 
auch in Besteuerungsreformen oder in positiven eigenen Maßsregeln, 
immer außerordentlich erleichtert, ja oftmals, besonders wenn diese 
Classen in den Parlamenten bei der Gesetzgebung mitwirken, erst er- 
möglicht. Namentlich hängt es so häufig von dem eigenen freien sittli- 
chen Wollen der höheren Classen ab, daß der Staat rechtzeitig die Bahn 
der Reformen betrete, weil ihn diese Classen dazu drängen. Ich brau- 
che nicht erst darauf hinzuweisen, wie sehr eine solche Entwickelung 
der Dinge auch im Interesse dieser Classen und der Gesammtheit zu 
liegen pflegt. Die Geschichte beweist, daß die rechtzeitige und genü- 
gende Erfüllung berechtigter Forderungen der unteren Classen oft ge- 
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nug das einzige Mittel ist, um Krisen zu vermeiden, unter denen Alle 
am meistenleiden. Aber nicht nur an das Interesse, auch an die sittliche 
Pflicht der höheren Classen, Staatsreformen den Weg zu bahnen, möchte 
ich appelliren, handelt es sich doch immer darum, den unteren Classen 
mögliche Erleichterungen zu verschaffen, die ihnen wahrlich nicht vor- 
enthalten werden dürfen. Um gleich den Hauptpunkt zu nennen, wo 
meiner festen Ueberzeugung nach selbst sehr weitgehende Forderun- 
gen der niederen Classen, der Arbeiterparteien und der Socialisten gro- 
ßentheils gerechtfertigt sind, so ist die das Gebiet der Besteuerung: 
die bessere Vertheilung der Steuerlast. Ohne das willfährige Entgegen- 
kommen der höheren, wohlhabenderen Classen, das mir als sittliche, 
als Ehrenpflicht und als Maxime der einfachsten politischen Klugheit 
erscheint, ist aber eine Reform der Steuergesetzgebung kaum möglich. 
Die hierbei immer — wenigstens noch auf lange hinaus — unvermeidli- 
chen staatlichen Zwangsmaßregeln müssen durch eine gesunde und von 
sittlichem Geist getragene öffentliche Meinung sanctionirt sein, dann 
haben sie auch aus dem Gesichtspunct der Rücksicht auf die Individu- 
alfreiheit kein Bedenken. Noch aber ist die öffentliche Meinung in sol- 
chen Puncten sehr wenig aufgeklärt, die öffentliche und die Privatmo- 
ral geradezu noch unverantwortlich lax. Die Folge ist keine andere, als 
daß die socialistischen Arbeiteragitatoren aus den Mängeln und unge- 
rechten Härten der jetzigen Besteuerung ihre schärfsten Waffen für den 
Kampf gegen die bestehende Wirthschafts- und Gesellschaftsordnung 
und gegen das Capital schmieden. — 


I. Ich habe Ihnen hiermit, meine Herren, die Consequenzen einer mehr 
ethischen Auffassung der wirthschaftlichen Beziehungen in großen und 
allgemeinen Zügen vorgeführt. Meine Erörterung wird mir vielleicht 
auch von Manchem von Ihnen den Vorwurf zuziehen, dafs ich still- 
schweigend die Klagen und selbst die Anklagen der Arbeiterparteien 
billigte oder wenigstens zu viel Zugeständnisse machte. Suchen wir uns 
hierüber zu verständigen, was am Ende nicht so schwer sein wird. 

Ich habe bereits meine Ueberzeugung dahin ausgesprochen, dafs die 
socialistische Kritik in ihrer Aufdeckung der Uebelstände unseres be- 
stehenden Wirthschaftssystems in vielen Puncten sehr treffend sei. Wie 
man darüber aber auch denke: jedenfalls bilden diese Uebelstände mit 
mehr oder weniger Recht den Ausgangspunct der Klagen unserer Ar- 
beiter und unserer unteren Classen überhaupt und dienen den Agitato- 
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ren mindestens zum Vorwand. Darum gebietet es denn schon die Klug- 
heit und das eigene Interesse, wiederum aber, behaupte ich, ebenso sehr 
die sittliche Pflicht der höheren Classen, die Berechtigung der Klagen 
unbefangen zu prüfen und innerhalb unseres Wirthschaftssystems die- 
sen Klagen nach Möglichkeit durch Beseitigung oder Einschränkung. 
der Uebelstände den Boden zu entziehen. Gerade wer davon überzeugt 
ist, daß ein großer Theil der Wünsche der unteren Classen auf Verbes- 
serung und Gleichstellung ihrer Lage mit jener der höheren Classen 
vermuthlich für immer unerfüllbar ist, weil sich die harte Realität der 
Dinge dagegen stemmt, der muß um so eifriger verlangen, daß das Er- 
reichbare geschehe und daß auf das Sorgfältigste geprüft werde, was 
eben erreichbar sei. Kurzweg über die Klagen der unteren Classen als 
unerfüllbar, über die Kritik und die einzelnen Forderungen des Socia- 
lismus hinweggehen, weil das alles »socialistisch« und »in Widerspruch 
mit den Naturgesetzen und richtigen Grundsätzen der Volkswirthschaft« 
sei, ist ebenso unklug als ungerecht gehandelt, ganz abgesehen davon, 
daß so manche der »Volkswirthe« in der Bestimmung dessen, was »volks- 
wirthschaftlich« sei, nur in ihren eigenen Augen unfehlbar sind. Ferner 
wird gerade der, welcher unser Wirthschaftssystem im Großen und 
Ganzen einer raschen Umgestaltung für unfähig hält, weil es theils in 
der That auf natürlich gegebenen, theils auf geschichtlich gewordenen, 
nur allmälig eine Veränderung gestattenden Grundlagen beruht, um so 
dringender verlangen müssen, daf jede mögliche Reform innerhalb 
dieses Systems vorgenommen und sorgfältig untersucht werde, was in 
dieser Hinsicht möglich sei. 

Auch auf die Gefahr hin, mit manchem andern meiner Fachgenos- 
sen zu den »verschämten Socialisten« von einseitigen Manchestermän- 
nern geworfen zu werden, scheue ich es daher nicht, eine unbefangene 
Prüfung der socialistischen Kritik und die Anerkennung des in den so- 
cialistischen Forderungen enthaltenen richtigen Kerns als unumgängli- 
che Aufgabe und Pflicht der höheren Classen und des Staates selbst zu 
bezeichnen. 

Entkleiden wir nun die socialistische Kritik von allen Uebertreibun- 
gen ehrlicher Schwärmer und von allen boshaften Gehässigkeiten ge- 
wissenloser Agitatoren, so bleibt als Kern etwa Folgendes übrig: Das 
heutige Wirthschaftssystem auf der Grundlage der freien Concurrenz 
und des geltenden Privatvermögensrechts schließt neben seinen un- 
läugbaren großartigen Vortheilen für die Steigerung der Güterproduc- 
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tion mindestens die Tendenz in sich, die bestehenden Vermögens- und 
Einkommensungleichheiten noch zu vergrößern. Die Arbeitslast und 
der Genuß der Producte - nicht der Arbeit allein, wie die Socialisten 
übertreibend behaupten, aber doch der unter wesentlicher Mitwirkung 
der Arbeit entstandenen Producte - vertheilt sich zu ungleich unter die 
bei der Production betheiligten Personen. Die Vortheile der technischen 
Fortschritte in der Production kommen wenigstens in höherem Maße 
den Capitalisten und Unternehmern als den Arbeitern zu Gute, na- 
mentlich in der Industrie im engeren Sinne. Dadurch verschlechtert 
sich die Classenlage der Arbeiter relativ, selbst wenn sich ihre absolute 
Lage, wie im Allgemeinen nicht zu läugnen ist, verbessert, und die Kluft 
zwischen ihnen und den höheren Classen wird größer. In Folge dessen, 
bei der maßgebenden Bedeutung des Maschinenwesens, der Arbeitst- 
heilung und beider Wirkung: der Vorzüge des Großbetriebes gerathen 
die Arbeiter, vor Allem wiederum in der Industrie, in steigende Abhän- 
gigkeit von den Capitalisten, die Besitzlosen überhaupt von den Besit- 
zenden. Daraus ergiebt sich aber eine wachsende Schwierigkeit, die sich 
in den meisten Fällen bis zu practischen Unmöglichkeit steigert, aus 
der Arbeiterclasse in eine höhere Classe emporzusteigen. Die theoreti- 
sche Möglichkeit dazu hat der Arbeiter nach den Grundsätzen der Ge- 
werbefreiheit und freien Berufswahl allerdings, aber nicht mehr als der 
französische gemeine Soldat, von dem man sagt, er trage den Marschall- 
stab im Tornister. Die unendliche Mehrzahl läßt ihn ruhig darin und 
verliert den Tornister obendrein. Nicht leichter und nicht häufiger er- 
langt unser Arbeiter den industriellen Marschallstab. 

Wohl bemerkt: auch besonnene Socialisten behaupten nicht, daß 
sich die Dinge gegenwärtig wirklich überall so gestalten und absolut so 
gestalten müßten. Sie sprechen nur, wie die wissenschaftlichen Natio- 
nalökonomen in ihren Beweisführungen, von einem Gravitiren in dieser 
Richtung, von einer mächtigen Gestaltungstendenz, die sich oft genug 
mehr oder weniger verwirklicht. Mit dieser Einschränkung ist dieses 
Ergebniß der socialistischen Kritik nach meinem Dafürhalten richtig, 
ja es ist nicht einmal neu, noch den Socialisten eigen. Aus anerkannten 
und unzweifelhaften Lehrsätzen der Nationalökonomie über Arbeits- 
theilung, Anwendung von stehendem (namentlich Maschinen-) Capital, 
über die Bildung des Productionskostensatzes und des Preises der 
Fabrikate folgt dasselbe Ergebniß wie das obige. Man muß nur von der 


Prämisse der freien Concurrenz in deren jetziger Ausdehnung und 
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Gestaltung, namentlich von der unbedingten rechtlichen Zulässigkeit, 
ausgehen, eine Privatunternehmung durch beliebig viel Arbeitskräfte, 
die man hinzudingt und im Lohnsystem abfindet, und beliebig viel 
Capitalien, die man gegen Zins hinzuleiht, beliebig auszudehnen. Ich 
kann hier nicht weiter in fachwissenschaftliches Detail eingehen: ge- 
nug, daß die socialistische Kritik in obigen Puncten nicht, wie gehaup- 
tet worden ist, in Widerspruch mit der Lehre der Nationalökonomie 
steht: es ist richtig, daß die Vermögensungleichheiten und die Classen- 
gegensätze in unserem heutigen Wirthschaftssystem die Tendenz ha- 
ben, sich zu vergrößern. 

Sicherlich ist diese Thatsache in socialpolitischer, volkswirthschaftli- 
cher, sittlicher Hinsicht unerfreulich. Man darf daher mit Recht die 
Aufgabe stellen, dieser Entwicklungstendenz Einhalt zu thun oder ihr 
durch Gegenmittel entgegen zu wirken. Dies muß thunlichst so ge- 
schehen, daß die günstigen Wirkungen des bestehenden Systems der 
freien Concurrenz für die Steigerung der Production gar nicht oder nur 
möglichst wenig beeinträchtigt werden. 

Von socialistischer und von anderer Seite, wo man nicht optimi- 
stisch die Uebel übersah, sind nun sehr verschiedene Vorschläge zur 
Abhilfe aufgestellt worden. Wir können sie wohl auf einige Grundprin- 
zipien zurückführen und danach in drei Gruppen bringen, welche ich 
als Gruppe der reactionären, der radicalen und der Reformpläne be- 
zeichnen will. | 


1. Die eine Partei sieht die Abhilfe in der Rückkehr zu den früheren 
wesentlichen Beschränkungen der freien Concurrenz, wobei selbst wie- 
der an Einrichtungen, wie die alten Handwerkerzünfte u. dgl. m. ge- 
dacht worden ist. Ich nenne diese Vorschläge reactionäre, — im wörtli- 
chen Sinne, denn sie wollen Altes wieder zurückbringen, aber auch in 
der bekannten Nebenbedeutung des Wortes, daß sie nämlich — wenig- 
stens im Allgemeinen und häufig — einem falschen Conservatismus ent- 
springen. Vielleicht ist es nicht unnöthig, gerade in dieser Versammlung 
vor der unrichtigen Popularität dieser Art Vorschläge zu warnen. Erin- 
nern Sie sich der gerechten Vorwürfe, die V. A. Huber seiner politischen 
Partei z.B. über das Liebäugeln mit dem alten Zunftwesen machte. 
Vorschläge dieser Art geben die Vortheile der freien Concurrenz, den 
Großsbetrieb, das Maschinenwesen, die bessere Arbeitstheilung, daher 


die große und billige Production meistens Preis. Wollte man davor selbst 
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nicht zurückscheuen, so ist schlechterdings nicht einzusehen, wie die 
außerordentlich vergrößerte heutige Bevölkerung in den Geschäftsfor- 
men einer früheren Zeit Unterkunft, Beschäftigung, ausreichenden 
Verdienst fände. Nur zu oft wird in der socialen Frage vergessen, daß 
wir heute mit ganz anderen Bevölkerungsmassen zu rechnen haben, als 
vor 200, 100 oder selbst noch vor 50 Jahren. 

Trotzdem ist auch hier eine Erwägung dringend geboten. Hüte man 
sich doch nur bei der immer weiteren, consequenteren Ausbildung des 
Systems der freien Concurrenz, blos einigen aprioristischen, vermeint- 
lich absolut giltigen Prinzipien und deren Consequenzen zu Liebe, von 
einer Prüfung durch die Erfahrung ganz abzustehen. In der politischen 
und volkswirthschaftlichen Theorie und Praxis kommt man mit Recht 
von ganz absoluten Prinzipien immer mehr zurück. Auch wir werden 
erst die Erfahrung zu machen haben, ob z.B. die schrankenlose Freizü- 
gigkeit, die Aufhebung aller Beschränkungen der Niederlassung, der 
Eheschließung u. dgl. m. mit ihren großen Vortheilen auf der einen, 
nicht auch so erhebliche Nachtheile auf der anderen Seite mit sich füh- 
ren, daß doch wieder gewisse Beschränkungen räthlich erscheinen kön- 
nen. Ich bejahe dies nicht, die Erfahrungen sind noch zu jung, aber ich 
verlange, daß wenigstens eine solche Frage überhaupt discutirt werden 
darf. Das außerordentliche Anschwellen der großstädtischen Bevölke- 
rungen auf Kosten der ländlichen giebt immerhin zu denken. 

Derartig liegt die Frage auch in Betreff mancher anderer Puncte. Ich 
erinnere z.B. an die neueste Gestaltung unseres Actiengesellschaftsrechts, 
die man als »Actiengesellschaftsfreiheit« bezeichnen kann, gegenüber 
dem früheren Concessionssystem. Ich will gar nicht von den schlim- 
men, oft wahrhaft abscheulichen Dingen reden, welche sich notorisch 
an die Errichtung von Actiengesellschaften anknüpfen: die unsauberen 
Gründungsmanipulationen und Gewinne, wo schwerlich auch der eif- 
rigste Bastiatite ein Ebenmafß zwischen Leistung und Gegenleistung 
finden oder im Stande sein möchte, einen oft selbst ohne irgend erheb- 
liches Risico »verdienten« Gewinn auf Arbeit oder Sparsamkeit zu- 
rückzuführen; die Ueberzahlung schlechter Privatgeschäfte, die in 
Gesellschaften umgewandelt werden; die Agiotage mit den Actien, die 
Düpirung und Ausbeutung unwissender Käufer von Actien u.s.w. Lau- 
ter Mittel, um abermals die Großen auf Kosten der Kleinen zu berei- 
chern. Auch in anderer Hinsicht hat die immer weitere Ausdehnung 
des Actiengesellschaftswesens an Stelle solcher Unternehmungen, die 
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nach ihrer Natur recht wohl — und ökonomisch meist am Besten — von 
Privateigenthümern betrieben werden, wie z.B. fast alle Fabriken, ihr 
Bedenkliches: eine thatsächlich unverantwortliche Geldoligarchie von 
Verwaltungsräthen vielfach in reinen Sinecureposten und von Directo- 
ren, eine mundtote Actionärsschaar, eigentlich eine bloße Rentnerclas- 
se, obgleich sie die Unternehmer darstellt, eine Unterbeamten- und 
Arbeitermasse ohne jede persönliche Beziehung zu diesen »Unterneh- 
mern« — das ist gewiß nicht gerade die Form der Geschäftsorganisation, 
welche ein gutes Verhältniß zwischen Capital und Arbeit erleichtert. 
Denn hier trifft fast zu, was die Socialisten sonst stillschweigend anneh- 
men: daß »das Capital« etwas Unpersönliches ist. 


2. Die zweite Gruppe von Vorschlägen umfaßt jene radicalen Projecte 
der weitgehenden Socialisten, namentlich eines Theils der sog. Social- 
demokratie, wie z.B. der Anhänger der Internationalen Arbeiterverbin- 
dung. Hier wird in einseitigster Uebertreibung das bestehende Gesell- 
schafts-, Wirtschafts- und Privatrechtssystem zur alleinigen Ursache der 
gedrückten Lage der unteren Classen, der Arbeiter gemacht. Einer gründ- 
lichen Verbesserung sei dies System unfähig, Abhilfe wird daher nur in 
seiner vollständigen Umgestaltung gefunden. Daher denn jene bekann- 
ten Forderungen der Partei: grundsätzliche Beseitigung der Lohnarbeit- 
erstellung oder des Dienstverhältnisses im Geschäfte eines besonderen 
Unternehmers und Capitalisten —, Abschaffung zunächst des Privat- 
grundeigenthums und Erbrechts —, Beanspruchung des Capitals Sei- 
tens der Arbeiter als des bloßen Ergebnisses ihnen unrechtmäßig vor- 
enthaltenen Lohns — , Gelangen des ganzen Erzeugnisses der Volks- 
wirthschaft an die Arbeiter, weil dies Erzeugniß ausschließlich Product 
der Arbeit sei u.s.w. Für die Durchführung der Projecte wird immer 
offener an die Gewalt appellirt, »die Geburtshelferin jedes großen so- 
cialen und politischen Fortschritts«. 

Aber selbst wenn diese Gewaltthat gelänge, was einstweilen noch 
sehr unwahrscheinlich ist, es fehlt jeder klare Gedanke, wie denn das 
neue Wirthschaftssystem zuerst eingeführt und endgiltig durchgeführt 
und erhalten werden soll. Selbst die Führer äußern sich darüber in den 
vagsten Ausdrücken. Der Irost der Meisten, daß sich das Weitere »schon 
finden werde«, wenn nur erst einmal die bestehende Ordnung umge- 
stürzt sei, — die gewöhnliche Argumentation hirnverbrannter Revoluti- 
onsphantasten — enthält den Verzicht selbst auf die vagste Idee. Leicht 
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ergiebt sich, daß das Privatinteresse an tüchtiger Arbeit und an Capital- 
bildung fehlen würde, ohne irgendwie durch stärkeres Pflichtgefühl des 
Einzelnen ersetzt zu werden. An Stelle der jetzigen Motive und der für 
unerträglich geltenden Gewalt des Capitalisten und Unternehmers 
müßte die ungleich despotischere Macht der unentbehrlichen Vorste- 
her der socialistischen Gemeinde, oder wie immer das betreffende so- 
cietäre Gebilde beschaffen und genannt sein möge, treten, wenn nicht 
von vorn herein jede Production unmöglich sein soll. - Wir können es 
uns wohl versagen, auf solche Hirngespinste näher einzugehen. Jeder 
ehrliche Mann, welcher Partei er auch angehöre, wird die Bedrückung 
unwissender, leidenschaftlicher Arbeitermassen mit solchen Thorhei- 
ten verabscheuen. 


3. Im Gegensatze zu den reactionären Rückschritts- und den radicalen 
Umsturzplänen steht eine dritte Reihe von Vorschlägen, die Reform- 
pläne. Hier wird der Boden der Wirklichkeit, das heutige Gesellschafts- 
‚ Wirthschafts- und Privatrechtssystem anerkannt und Abhilfe gegen 
die vorhandenen Uebel auf dem Wege der Reform, d.h. der passenden 
Weiterentwicklung und, soweit es sein muß, der Modification des Be- 
stehenden gesucht. Reform ist ja weder Umsturz noch Stillstand noch 
Rückschritt. 

Die Pläne unterscheiden sich einmal in dem Mehr oder Minder der 
Verbesserungen, das sie in Ausicht nehmen, wobei die Einen nur die 
absolute Verbesserung, die Anderen zugleich die relative ins Auge fas- 
sen, so daß sich die Classenlage der Arbeiter auch im Verhältniß zu 
derjenigen der höheren Classen hebt. Dies halte ich angesichts der be- 
sprochenen Tendenz der Vergrößerung der Vermögensverschiedenhei- 
ten in dem heutigen Wirthschaftssystem für das Richtige und auch für 
ausführbar. | 

Die Bestrebungen gehen ferner darin auseinander, daß sich nach dem 
einen Plane die Arbeiter allein für sich um die Verbesserung ihrer Lage 
bemühen - Prinzip der reinen Selbsthilfe —, nach dem andern dagegen 
dieselben von den höheren Classen und endlich vom Staate — Prinzip 
der Staatshilfe in verschiedener Ausdehnung - hierbei unterstützt wer- 
den sollen. Nach dem, was ich bereits äußerte, scheint mir die Mitwir- 
kung der höheren Classen und des Staats nützlich und nothwendig und 
beider sittliche Pflicht zu sein. Ein allgemein giltiges, womöglich noch 
»recht einfaches« Recept für die Anwendung der Staatshilfe, wonach 
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der politische und volkswirthschaftliche Dilettantismus so gerne strebt, 
giebt es freilich nicht. Nur nach der concreten Lage der einzelnen Län- 
der und vor Allem nach der Sachlage in den einzelnen Specialpuncten, 
um die es sich handelt, kann die Entscheidung getroffen werden. 

Endlich unterscheiden sich die Reformbestrebungen nach den be- 
sonderen Wegen, auf denen sie zum Ziele gelangen wollen. Auf dem 
einen Wege sollen die Arbeiter »zum socialen und volkswirthschaftli- 
chen Kriege« gerüstet werden. Hier gilt es, sie in ihrer Stellung als Strei- 
ter im Concurrenzkampfe möglichst so zu stärken, daß ihnen dadurch 
die Siegesaussicht näher rückt. Der andere Weg zum Ziele ist der der 
friedlichen Ausgleichung der Interessengegensätze zwischen Arbeitern 
und capitalistischen Unternehmern, durch gegenseitige Vereinbarung 
nach Billigkeitsgrundsätzen, durch beiderseitiges willfähriges Entgegen- 
kommen. Vornehmlich in der wichtigsten practischen Specialfrage in- 
nerhalb der »Arbeitefrage«, nehmlich in derjenigen nach der Höhe des 
Arbeitslohns und der Dauer der täglichen Arbeitszeit, kommen diese 
beiden Wege zur Lösung in Betracht. 

Im ersten Falle verbinden sich die Arbeiter unter einander, um sich 
für den socialen Krieg im System der freien Concurrenz, also insbeson- 
dere für jenen Tauschkampf zu organisiren, in welchem nach dem viel 
besprochenen Gesetz von Angebot und Nachfrage über die Lohnhöhe 
u.s.w. entschieden wird. Die Arbeiter suchen also hier die Erfüllung 
ihrer Forderungen durch den Sieg in der Concurrenz zu erzwingen. Sie 
verbinden sich zu vorübergehenden oder dauernden Vereinen, für den 
speciellen Zweck oder für die beständige, regelmäßige Wahrnehmung 
ihrer mannichfaltigen Interessen. Die Vereine sammeln Gelder zu einer 
»Kriegscasse« auch schon in »Friedenszeit« an, um mit massenhafter 
Arbeitseinstellung, mit sogenanntem Strike, drohen oder im Falle an- 
dauernder Verweigerung ihrer Forderungen damit wirklich vorgehen 
und die Feiernden währendem unterstützen zu können. Die Vereine 
eines Gewerbes an verschiedenen Orten treten wieder untereinander 
und mit den Vereinen anderer Gewerbe in einer Provinz, einem Lande, 
selbst im ganzen heutigen Culturstaatensystem in nähere oder weitere 
Verbindung, um sich für gemeinsame Action zu stärken, durch Geld- 
mittel bei Strikes gegenseitig zu unterstützen u.s.w. Eine großartige und 
energische Verwirklichung des viribus unitis, des !’union fait la force. 

Auf diesem Wege sind die Arbeiter in den Fabriken, den Bergwer- 


ken, den Handwerken neuerdings emsig weitergeschritten. Die frühe- 
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ren gesetzlichen Beschränkungen des Coalitionsrechts der Arbeiter sind 
nach dem Vorgange Englands jetzt meistens gefallen, und mit Recht. 
Denn nur so wurde mit gleichem Maß gemessen, da ähnliche Verabre- 
dungen der Unternehmer doch nicht zu hindern waren. Auf dem Bo- 
den des Concurrenzsystems konnte man dem Arbeiter auch unmöglich 
die wirksamste, ja oft die einzige Waffe, die Organisation seiner verein- 
zelten Kräfte, vorenthalten, mit der er mit Aussicht auf Erfolg den Con- 
currenzkampf, in dem man ihn stellte, zu bestehen vermochte. 

Es ist auch nicht zu läugnen, daß die Arbeiter mit dieser Waffe einen 
großen Theil berechtigter Forderungen durchgesetzt haben, — nicht im- 
mer unmittelbar durch die Strikes, wo sie mehrfach den Kürzeren zogen, 
aber durch das Drohen mit denselben, was natürlich nur durch ihre Or- 
ganisation ermöglicht war. Aber andererseits sind Strikes u. dgl. ein sehr 
zweischneidiges Mittel. Große materielle Opfer werden dabei regelmäßg 
von beiden Seiten und von der ganzen Volkswirthschaft, deren Produc- 
tion lange stockt, gebracht. Die persönlichen Beziehungen werden oft 
auf lange hinaus verbittert, offenbare Rechtsverletzungen nicht immer 
vermieden. Einer humanen, ethischen, christlichen Auffassung ist eine 
solche Verschärfung des Streites als Vorbereitung zur Lösung der socialen 
Frage natürlich entgegen. Nur dürfen Diejenigen nicht die Coalitions- 
freiheit, die Gewerkvereine, die internationale Arbeiterverbindung, die 
Strikes anklagen, welche ihrerseits die möglichst freie Concurrenz stets 
befürwortet haben, in ihr das Universalheilmitel für alle wirthschafli- 
chen Schäden der Gesellschaft sahen — und sie für sich selbst nach Kräf- 
ten ausnutzten. Eine sittliche Entrüstung über die Bewegungen in der 
Arbeiterwelt ist bei den Anhängern des herrschenden Systems komisch 
und widerwärtig zugleich. Ihr wolltet ja immer Kampf, denn was ist 
Concurrenz anders als Kampf? Die Arbeiter sind von Eurem Standpuncte 
aus bei ihren weitestgehenden Bestrebungen um Organisation, welche 
sie im Concurrenzkampfe stärkt, durchaus im Rechte. Ihr Handeln ist 
eine nothwendige Consequenz des herrschenden Systems. 

Der Staat hat weder Interesse noch Recht, dem Arbeitervereinswe- 
sen, sobald es sich auf wirthschaftliche Zwecke beschränkt, feindlich zu 
sein. Vielmehr darf dasselbe von ihm Erleichterung durch richtige Ge- 
setze über die rechtliche Stellung erwarten. Nur Ausschreitungen, be- 
sonders Gewaltthätigkeiten und Drohungen gegen die Arbeitgeber und 
gegen die außerhalb der Vereine stehenden, an Strikes nicht Theil neh- 


menden Arbeiter sind zu verhüten und zu bestrafen. 
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Das Gewerksvereinswesen speciell, wie wir es in den großen englischen 
Trade’s Unions sehen und wie es sich neuerdings auch auf dem Conti- 
nente verbreitet, verfolgt übrigens nicht allein, wenn auch gegenwärtig 
noch vorzugsweise, den Zweck, den Arbeiter für den Concurrenzkampf 
zu stärken. Es bildet außerdem eine großartige Organisation des Arbei- 
terversicherungswesens, der Pflege der Bildungsinteressen u.s.w. und 
verdient hier noch mehr die Unterstützung durch die öffentliche Mei- 
nung und durch die Staatsgesetzgebung. 

Sehr argwöhnisch wird in neuester Zeit die internationale Arbei- 
terassociation betrachtet, welche sich von London aus so bedeutsam 
über den Continent verbreitet hat. Seit den internationalen Arbeiter- 
congressen und ihren tollen Beschlüssen und seit der infernalen Com- 
mune-Wirthschaft in Paris erscheint dieser Argwohn einem großen 
Theil der Besitzenden und den Regierungen begreiflicher Weise auch 
begründet genug. Sollte es dennoch nicht abermals richtig sein, den 
auch hier unbestreitbar vorhandenen gesunden Kern der großen Be- 
wegung aufzusuchen und die Agitation dadurch unschädlicher zu ma- 
chen, daß man das Richtige, was Ihren Bestrebungen zu Grunde liegt, 
freiwillig erfüllt? 

Der gesunde Kern scheint mir dieser zu sein. Zwischen den indu- 
striellen Arbeitern der heutigen Culturstaaten, namentlich der den 
Welthandel beherrschenden Industrieländer, besteht unleugbar eine ei- 
genthümliche Interessengemeinschaft, indem die sociale und wirth- 
schaftliche Stellung der Arbeiter des einen Landes auf diejenige der an- 
deren Länder zurückwirkt. Dies tritt z.B. in einem Falle wie der der 
Kinderarbeit in den Fabriken deutlich hervor. Verbietet das Gesetz die 
Kinderarbeit oder beschränkt sie in weitem Maaße hier, dort nicht, so 
können die betreffenden Producte in dem zweiten Lande wohlfeiler als 
in dem ersten hergestellt werden. Das zweite Land vermag dann die 
Concurrenz nicht mehr zu bestehen und die schließliche Folge der so 
lobenswerthen Beschränkung der Kinderarbeit ist, daß die erwachse- 
nen Arbeiter dieses Landes in gewissen Zweigen keine Beschäftigung 
mehr finden oder durch nur unter ungünstigeren Bedingungen. So ver- 
hält er sich mit vielen Verbesserungen ihrer Stellung, welche die indu- 
striellen Arbeiter eines Landes durch gemeinsames Handeln errungen 
oder von der Gesetzgebung ihres Staats eingeräumt bekommen haben: 
sie gehen leicht wieder verloren oder schaden den Arbeitern selbst, wenn 
die Arbeiter anderer im Absatz concurrirender fremder Länder nicht 
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dieselben Vortheile gleichfalls besitzen. Bei den heutigen Communica- 
tionen und zumal beim vollen Freihandelssystem, wo fremde Fabricate 
auf dem heimischen und allermöglichen Länder Producte auf dritten 
Märkten concurriren, wirkt in der That die schlechte Lage der Arbeiter 
hier auf die Lage der Arbeiter dort ungünstig zurück. Hungerlöhne in 
manchen Zweigen der Weberei z.B. machen leicht eine bessere Lage 
der Arbeiter desselben Geschäfts anderswo unmöglich. Eine gerechtfer- 
tigte Preissteigerung, welche oft die Voraussetzung höheren Lohns in 
einer Branche ist, wird durch die Concurrenz einer mit solchen Hun- 
gerlöhnen arbeitenden Industrie unhaltbar. Hier können recht wohl 
Fälle eintreten, welche die einseitige Freihandelsdoctrin auch wieder 
ganz übersieht: wo die Räthlichkeit von Schutzzöllen gegen die über- 
billigen Producte fremder Industrie im Interesse der heimischen Arbei- 
ter zu erwägen ist. — Mit Recht erkannten jedenfalls die industriellen 
Arbeiter, zuerst in England, daß sie bei den heutigen Verkehrsverhält- 
nissen erst dann eine Verbesserung ihrer Lage endgiltig erlangt hätten, 
wenn eine gewisse Gleichmäßigkeit der Arbeiterzustände, der Lohn- 
verhältnisse und der Fabrikgesetzgebung in allen Industrieländern her- 
gestellt sei. Dergleichen zu erreichen, darauf ging notorisch die interna- 
tionale Arbeitervereinigung gerade in ihren Anfängen mit aus — ein 
richtiges und gerechtfertigtes Ziel, gerechtfertigt auch gegenüber den 
höheren Classen und dem Staate. Das scheint mir aber darauf hinzu- 
weisen, daß über die überhaupt gesetzlich zu regelnden Puncte, na- 
mentlich über die Fabrikgesetze, nicht blos die Gesetzgebung des ein- 
zelnen Staats, sondern mittelst internationaler Verträge diejenige aller 
Industriestaaten einigermaßen gleichartige Bestimmungen treffen muß. 
Durch solche Verträge erhalten die Gesetze des einzelnen Lands zum 
Schutze der Arbeiter erst die Bürgschaft voller Wirksamkeit. 
Coalitionen, Gewerkvereine, Strikes, internationale Verbindung, das 
sind die Kriegsmittel der Arbeiter im Concurrenzkampfe. So lange nicht 
andere bessere Mittel, die Lage der Arbeiter zu heben, gefunden sind, 
kann man den letzteren ehrlicher Weise scheint mir nicht ernstlich den 
Gebrauch dieser Mittel abrathen. Es ist jedoch vornemlich wieder die 
Schuld der höheren Classen, des Unternehmer- und Capitalistenstands 
und der ganzen wohlhabenderen Bevölkerung, wenn die Dinge den ge- 
schilderten Verlauf genommen haben. Wieder und wieder muß gegen 
diese Kreise der Vorwurf erhoben werden, daß es ihnen an sittlichem 
Pflichtgefühl, an uneigennützigem, freiem Entgegenkommen gegenüber 
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den Arbeiterclassen gefehlt hat. Sonst wäre Vieles freiwillig eingeräumt 
worden, was jetzt nur die Furcht vor der organisirten Macht der Arbei- 
ter abgerungen hat. Leider gilt dies auch von jenen Institutionen zur 
Versöhnung der Interessen, wie den gewerblichen Schiedsgerichten und 
den Sühneämtern nach Mundellas Vorbild, auf welche trotzdem mit 
Recht selbst nach den wenigen bisherigen Erfahrungen eine Hoffnung 
für eine bessere Zukunft gebaut werden darf. Bisher sind diese Einrich- 
tungen, welche entstehende Zwistigkeiten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern womöglich im Keime unterdrücken sollen, meist erst 
von den »Herren« als das kleinere von zwei Uebeln, um aus dem ewigen 
Hader herauszukommen, gewährt worden. So lange es so steht, werden 
sie schwerlich den Segen verbreiten, der ihnen innewohnen könnte, denn 
der Arbeiter wird leicht durchschauen, daß es nur die Furcht ist, welche 
die Herren bewegt, sich so »herabzulassen, um mit ihm auf gleichem 
Fuße zu unterhandeln.« Werden dagegen solche Sühneämter freiwillig 
von den Arbeitgebern mit den Arbeitnehmern ins Leben gerufen, wird 
auch von jenen auf eine passende Gesetzgebung gedrungen, durch wel- 
che der Wirkungskreis dieser Aemter zu demjenigen wahrer Arbeits- 
kammern erweitert wird, dann ist gewiß Vieles von diesen Institutionen 
zu erwarten. Beide Theile müßten eine gleiche Anzahl Vertreter in diese 
Kammern wählen, mit Stimmenmehrheit sollte über alle aus der Ge- 
werbeordnung, den Arbeitscontracten, den Gesetzen über Fabrikwesen, 
Kinder- und Frauenarbeit, Gssundheitspolizei, Versicherungscassen her- 
vorgehenden Streitigkeiten entschieden werden. Selbst die Festsetzung 
der Lohnhöhe und der Dauer der täglichen Arbeitszeit könnte vielleicht 
mit bindender Kraft für eine gewisse Zeit allmälig von solchen Arbeits- 
kammern vorgenommen werden. Die Hauptsache ist auch hier der freie 
persönliche Verkehr, das Zusammenkommen wenigstens in den Sitzun- 
gen als Gleich und Gleich, das Sichaussprechen über Klagen, Vorwürfe, 
die man einander zu machen hat. Mundella, der in der Strumpfwirkerei 
von Nottingham solche Sühneämter mit bestem Erfolge einrichtete, 
Andere, die sein Beispiel nachahmten, können nicht genug die gute Folge 
solchen Verkehrens rühmen. Das ist ja auch psychologisch begreiflich 
genug: das Verhältniß von Mensch zu Mensch kommt wieder zu Ehren 
an Stelle des Verhältnisses von Arbeitsmiether und Arbeitsvermiether, 
Lohngeber und Lohnempfänger. Der gegenseitige Argwohn schwindet 
und Liebe und Achtung und Rücksichtnahme auf die Interessen des 
Andern stellen sich wieder ein. 
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Gelingt es, den gewerblichen Schiedsgerichten, Sühneämtern und ähn- 
lichen Anstalten durch das freie Entgegenkommen der Arbeitgeber und 
durch eine ordentlich eingreifende, von einer gesunden öffentlichen 
Meinung getragene, von Oben ebenso wie von Unten geforderte Ge- 
setzgebung eine richtige Stellung, einen umfassenden Wirkungskreis, 
eine die berechtigten Interessen der Arbeiter befriedigende Wirksam- 
keit zu geben — dann sind wir einer friedlicheren, versöhnlicheren 
Gestaltung der Arbeiterfrage ein gut Theil näher gerückt. Jetzt ist der 
Hauptzweck der Arbeitervereine vornemlich die Vorbereitung für den 
socialen Krieg, für das Bestehen des Concurrenzkampfes um Lohn und 
Arbeitsdauer u.s.w. Alsdann werden diese Vereine nur die Organe sein, 
welche die Deputirten zu den Arbeitskammern wählen, und werden 
sich mehr und mehr ausschließlich ihren übrigen, schöneren Zwecken, 
den »Werken des socialen Friedens« zuwenden können: den Bildungs- 
interessen, der Sorge für bessere Wohnung, für Invaliden- und Alters- 
versorgung u.s.w. Dies zu ermöglichen, ist wesentlich mit Aufgabe und 
Pflicht der höheren Classen, und auf diesem Gebiete hat auch die Geist- 
lichkeit einen schönen und dankenswerthen Beruf: das freie Entgegen- 
kommen dieser Classen, wodurch das eigene Interesse zurückgedrängt 
wird, auch als christliche Pflicht zu predigen und sich in der socialen 
Frage vor Allem nach Oben und erst dann nach Unten zu wenden. — 


III. Bevor ich zum letzten Theile meines Vortrages, zur Besprechung 
der einzelnen Reformvorschläge, gelange, ist es nöthig, noch ein Wort 
der Verständigung über die wirthschaftlichen Bedingungen einer 
Hebung der unteren, insbesondere der Arbeiterclassen und über die 
wirthschaftliche Rückwirkung solcher Hebung auf die höheren 
Classen vorauszuschicken. 

Eine Hebung der unteren Classen bezweckt zunächst die Verbesse- 
rung der materiellen oder wirthschaftlichen Lage. Mit Recht gilt dies 
als Voraussetzung der geistigen und sittlichen Hebung. Wer diese will, 
muß die erste wollen. Verbesserung der materiellen Lage heißt reichli- 
chere Befriedigung der bisherigen und gleichzeitige Befriedigung etwa 
neu hinzukommender wirthschaftlicher Bedürfnisse, oder m.a.W. die 
Verfügung über eine größere Menge womöglich zugleich besser beschaf- 
fener wirthschaftlicher Güter. Wie kann dies erreicht werden? Auf zwei- 
erlei Weise; ohne Beeinträchtigung der höheren Classen, blos durch 
größere Productivität der nationalen Gesammtarbeit; oder auf Kosten 
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jener Classen, indem Einkommen nicht als Almosen, sondern im wirth- 
schaftlichen Verkehr und nach dessen Gesetzen von den höheren Clas- 
sen auf die Arbeiterclassen übertragen wird. 

Einmal ohne jede Beeinträchtigung, ja Hand in Hand mit einer 
gleichzeitigen Verbesserung der wirthschaftlichen Lage der höheren 
Classen: wenn der Ertrag der volkswirthschaftlichen Production wächst 
und die Quote, welche auf die unteren Classen hiervon entfällt, ohne 
daß sich die Kopfzahl der letzteren in gleichem Verhältniß der Produc- 
tionssteigerung vermehrt hat, selbst nur die nemliche wie bisher bleibt. 
Hier verändert sich die Classenlage Aller nicht, aber alle Classen ver- 
bessern Ihre Lage absolut und in gleichem Maaße. Dieses immerhin 
erfreuliche Ergebniß wird eintreten, wenn mit einem Worte die Pro- 
ductivität der Volkswirthschaft wächst, d.h. wenn die Arbeitsleistung, 
die Technik, die Leitung der Unternehmungen sich verbessern und 
andrerseits die Zahl der Bevölkerung, namentlich der unteren Classen, 
nur mäßig steigt. Daraus ergiebt sich, wie sehr gerade die Arbeiter an 
dem ruhigen, ungestörten Fortgange der Production, den Fortschritten 
der Naturwissenschaften, des Maschinenwesens, der Arbeitsfähigkeit 
und Arbeitslust, aber auch — man darf diesen Punct nicht mit übelan- 
gebrachtem Stillschweigen übergehen — an einer langsamen Bevölke- 
rungsvermehrung, späterer Eheschließung und mäßiger Kinderzahl in- 
teressirt sind. 

Die ältere Nationalökonomie hat nun die Verbesserung der Lage der 
unteren Classen auf diesem Wege steigender Productivität der ganzen 
Volkswirthschaft vornemlich, ja fast ausschließlich vor Augen. Daher auch 
aus diesem Gesichtspuncte die weniger egoistische Vertheidigung der 
Politik der Concurrenz, weil diese die Production zu steigern und folg- 
lich auch die Lage der Arbeiter zu verbessern strebe. Auch jetzt wollen 
viele exclusive »Volkswirthe«, die überall sonst Socialismus wittern, nur 
von diesem Wege etwas wissen. Gewiß kann auch so den Arbeitern sehr 
ausgiebig und nachhaltiger und umfangreicher als auf dem andern Wege 
geholfen werden, — vorausgesetzt, daß eben die Productivität der Arbeit 
immer erheblich wächst, was denn doch oft von mehr oder weniger »zu- 
fälligen« Umständen, von Epoche machenden Erfindungen u.s.w. ab- 
hängt, die sich nicht so oft wiederholen. Ein Fortschritt, wie der in der 
Benutzung der Dampfkraft liegende, kommt nicht alle paar Jahre vor. 

Jedenfalls ist daher der zweite der erwähnten Wege auch noch in 
Erwägung zu ziehen, und zumal auch in unserer Zeit. Hier kann sich 
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nemlich die Lage der unteren Classen dadurch verbessern, daß auch bei 
gleicher Ergiebigkeit der Production die Quote dieser Classen am Ge- 
sammtertrage größer als bisher wird, während wiederum ihre Kopfzahl 
mindestens nicht in gleichem Maafße wächst. Was hier die unteren Clas- 
sen mehr, das erhalten also die oberen weniger: m.a.W. es erfolgt eine 
Uebertragung von Einkommen und mithin von Consumtionskraft von 
diesen auf jene, und zwar im Wege der besseren Bezahlung der Arbeit 
oder im Wege der Lohnerhöhung. Sehr viele Maßregeln und Pläne zur 
Hebung der unteren Classen, und zwar auch diejenigen, welche von 
strengen Antisocialisten ausgehen, bezwecken in letzter Linie eine sol- 
che Verbesserung der Lage der unteren auf Kosten der oberen Classen. 
Damit aber gehen sie auf eine positive Verminderung der bestehenden 
Einkommens- und Vermögensungleichheiten aus. Darüber darf man 
sich nicht täuschen. 

Ebenso wenig darf man vor der Betretung dieses Weges zurückschrek- 
ken, wenn man erkennt, daß man sich auch hier wieder mit den Socia- 
listen auf dem Gang nach demselben Ziele begegnet. Denn wenn wir 
die positiven Vorschläge des Socialismus, wie früher seine Kritik, von 
allem Ueberschwänglichen entkleiden, dann bleibt nichts weiter beste- 
hen, als das Verlangen nach einer gleichmäßigeren Vertheilung des Ein- 
kommens in der Volkswirthschaft. Dieses Ziel bekämpfen, weil es »so- 
cıialistisch«, »unvolkswirthschaftlich« sei, heifßft nur wieder, sich vor 
Schlagworten beugen. Freilich gehen die Socialisten meistens weiter, 
als wir ihnen folgen können. Verminderung ist nicht Beseitigung der 
Ungleichheiten, und die Verminderung selbst wird immer nur eine ver- 
hältnißmäßige sein können. Aber eine solche ist möglich, und ohne 
wesentliche Schwächung der wirthschaftlichen Triebfedern ausführbar, 
und liegt ebenso sehr im Interesse der Gesammtheit als der unteren 
Classen selbst. Soweit aber, als sie wirthschaftlich möglich ist, dürfen 
wir sie auch culturlich und sittlich heilsam nennen und müssen wir es 
wiederum als Pflicht der höheren Classen und des Staats selbst anse- 
hen, auf eine solche Verminderung der Einkommensungleichheiten 
hinzuwirken. 

Bisheriges Einkommen und Consumtionskraft der höheren Classen 
kann den Arbeitern auf dem Wege des wirthschaftlichen Verkehrs in 
den Form besserer Bezahlung ihrer Arbeit oder der Ueberlassung eines 
größeren Antheils an den durch ihre Mitwirkung mit entstandenen 
Producten auf zweifache Weise zugeführt werden: einmal durch Ver- 
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minderung der Capital- und Unternehmergewinne, sodann durch Stei- 
gerung der Preise der Producte. Im ersten Falle tragen die Capitalisten 
un Unternehmer, im zweiten die Consumenten, das »Publicum«, die 
Opfer. Auf eine dritte Weise wird endlich die Consumtionskraft der 
unteren Klassen auf Kosten der höheren gesteigert durch Steuerrefor- 
men, welche die Steuerlast dort vermindern, hier erhöhen, und so dem 
Arbeiter die Staatsleistungen wohlfeiler zur Verfügung stellen. 

Die Arbeiter denken meistens an den ersten Fall, die Verminderung 
der Unternehmer- und Capitalgewinnste, und in der Parteiagitation 
spielt dieser Punct die Hauptrolle. Wird der Wunsch erfüllt, so hat dies 
das Gute, daß die Arbeiter nicht irgendwie wieder als Consumenten 
leiden. Aber jener Gewinn bietet im Durchschnitt durchaus nicht im- 
mer einen so großen Spielraum für Lohnsteigerungen, wie die Arbeiter 
und ihre Führer annehmen, indem sie einzelne günstige Fälle viel zu 
sehr verallgemeinern. Sodann können Lohnsteigerungen auf Kosten des 
Gewinns die Capitalien und die Unternehmungen nur zu leicht aus 
einem Geschäft, einem Orte, einem ganze Lande vertreiben, so lange 
anderswo bessere Anlagen zu finden sind. Ganze Gewerkzweige sind 
auf diese Weise schon zu Grunde gegangen, und insbesondere haben 
Strikes mitunter eine solche Folge gehabt, welche dann auf die Arbeiter 
zurückgefallen ist. Deshalb ist hier sicher Vorsicht anzurathen. Aber 
andererseits sind die Fälle doch nicht selten, daß die Löhne auf Kosten 
der Gewinne, auch in Folge von Strikes, stiegen, ohne daß jener Nacht- 
heil hervortrat und ohne daß sich die Arbeitgeber im höheren Waaren- 
preis schadlos halten konnten. Die Unternehmer werden durch ver- 
doppelte Betriebsamkeit die Einbuße einzubringen suchen, — was ja im 
Interesse der ganzen Volkswirthschaft liegt, im übrigen aber sich ent- 
gültig mit einem geringeren Gewinne begnügen müssen. Eine solche 
Einkommenübertragung und Consumverschiebung zwischen den Her- 
ren und den Arbeitern hat für erstere freilich etwas Mißliches, aber sie 
stellt gleichwohl im Ganzen doch eine bessere Vertheilung des Einkom- 
mens im Volke dar. Der wohl vorgekommene Einwand, daß das verrin- 
gerte Einkommen der Unternehmer und Capitalisten die Nachfrage 
nach Gütern und Dienstleistungen und die neue Capitalbildung schmä- 
lere, woraus für die Arbeiter sonst auch späterhin eine Lohnsteigerung 
hervorgegangen sein würde, überschießt das Ziel. Denn die Arbeiter 
bekommen ja schon jetzt sicher und sofort den höheren Lohn, der ih- 
nen sonst nur als eventuelle Möglichkeit in Aussicht gestellt wird und 
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vermögen nun ihrerseits eine größere Nachfrage nach Gütern zu unter- 
halten oder selbst Capital zu ersparen. 

Der zweite Fall, die Preissteigerung der Producte, ist nur soweit 
möglich, als die Concurrenzverhältnisse es erlauben, also soweit nicht 
der Markt anderweit billiger versorgt werden kann; ferner soweit nicht 
etwa die Abnahme der Nachfrage bei höherem Preise die Preissteige- 
rung für den Producenten selbst unräthlich macht. Das große Interesse 
der Arbeiter an einer möglichst gleichen Gestaltung der Concurrenz- 
verhältnisse ergiebt sich auch hier wieder. Der Unternehmer bezahlt ja 
im Grunde den Lohn nicht eigentlich aus seinem Capital, sondern 
schießt ihn nur daraus vor: die Käufer bezahlen ihn wirklich. Müssen 
diese höhere Preise anlegen, so kann allerdings eine Lohnerhöhung ein- 
treten. Es läßt sich nun öfters nachweisen, daß die Wirkung von Lohn- 
steigerungen, z.B. in Folge von Strikes, eine Preissteigerung in den be- 
treffenden Productenpreisen war. Namentlich bei solchen Gewerken, 
welche für den Localbedarf produciren und der Concurrenz von aus- 
wärts wenig oder gar nicht ausgesetzt sind, also z.B. in den Baugewer- 
ken wird die Preissteigerung der Lohnsteigerung bald folgen, zumal in 
einer Periode starker Nachfrage, etwa in einer lebhaften Bauzeit. Das 
haben die Berliner Maurermeister ganz mit Recht beim jüngsten Mau- 
rerstrike in ihren Circularen betont. 

Ob und wieweit freilich die Lohnerhöhung in solchem Falle dem 
Arbeiter wirklich nützt, das hängt davon ab, ob dieser die betreffenden 
Erzeugnisse selbst consumirt und ob er weniger als Consument an hö- 
heren Preisen einbüßt, als an höheren Löhnen gewinnt. Man ist hier 
nun gleich wieder bei der Hand gewesen, günstige Folgen für die Ar- 
beiter ganz zu bestreiten: sie consumirten in ihrer Gesamtheit doch am 
meisten im Volke, je allgemeiner also Lohnsteigerungen durch Strikes 
und Preiserhöhungen durch Lohnerhöhungen auch werden möchten, 
es nütze dem Arbeiter doch nichts, weil er ja wieder Consument sei. 
Allein es ist klar, daß bei allen Artikeln für den Consum der höheren 
Classen, also bei »Luxussachen« im weitsten Sinne des Worts, der Ar- 
beiter nur an der Lohnsteigerung, gar nicht an der Preissteigerung Theil 
nimmt, — und das ist doch ein sehr umfassendes Productionsgebiet. 
Ferner wird in zahlreichen andern Fällen das Opfer für den Arbeiter als 
Consumenten doch erheblich hinter dem Gewinn desselben als Lohn- 
empfänger zurückbleiben, z.B. öfters selbst bei einer Vertheuerung des 
Häuserbaues. Hier wird daher in der That eine Einkommensübertra- 
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gung und Consumverabschiebung zwischen Arbeitern und höheren 
Consumentenkreisen erfolgen. Weniger Beschäftigung wird trotzdem 
nicht stattfinden, denn die Nachfrage, welche die höheren Classen we- 
gen der Preissteigerungen vermindern müssen, können die Arbeiter 
wegen der Lohnsteigerungen jetzt selbst ausüben: an und für sich wird 
zunächst die gesammte Production und Consumtion weder größer noch 
kleiner, sondern nur in anderer Richtung erfolgen. Arbeiterconsumpti- 
bilien werden die Stelle von Luxusartikeln der Wohlhabenderen ein- 
nehmen, — gewiß keine ungünstige Veränderung. 

Dieselben Folgen zeigen sich endlich in dem dritten Falle, wenn die 
Steuerlast anders vertheilt wird. Die Producte der Staatswirthschaft, d.h. 
die Gesamtheit der Vortheile, welche der Staatsangehörige an Rechts- 
schutz und Cultur- und Wohlfahrtsförderung aller Art genießt, kom- 
men dem Aermeren billiger, dem Reicheren theurer zu stehen. Das wirkt 
dann nothwendig auf die Consumtion materieller Güter zurück. 

Ueberall erfolgt also hier eine Verschiebung der Einkommen und 
der Consumtionskräfte von Oben nach Unten, und wie gesagt nicht 
durch Almosen, sondern durch den wirthschaftlichen Verkehr selbst, 
in dem die Arbeit ein besseres Recht erhält, besser bezahlt wird. Damit 
vollzieht sich die gleichmäßigere Vertheilung der Einkommen und Ver- 
mögen in der Nation, die ich in Schutz nahm, auch wenn sie als »socia- 
listische« Forderung verschrieen wird. Allerdings aber sind die Folgen 
einer solchen Gestaltung der Dinge für die höheren und wohlhabende- 
ren Classen empfindlich. Zu letzteren gehören, ihren weitaus größten 
Theil bilden ja die Mittelclassen, welche sich meistens selbst nur in 
mäfsigem Wohlstande befinden. Sie sind alle mehr oder weniger, je nach 
der Einkommenstufe, zu einem eingeschränkteren Leben gezwungen, 
welches wenigstens der Sitte und Gewohnheit gegenüber von den Mei- 
sten unangenehm, von Vielen sogar peinlich empfunden wird. Ich er- 
innere an die Lage der Staatsbeamten in der Gegenwart bei der großen 
Vertheuerung so vieler Lebensbedürfnisse und stabilen Einnahmen. Da 
haben wir ein typisches Beispiel der Einwirkung nicht weiter verschieb- 
barer Vertheuerungen der Consumtionsgegenstände. Wie oft hören wir 
hier schmerzliche Klagen darüber, daß das Einkommen bei der jetzigen 
Theuerung kein Auskommen mehr gewähre und doch die Ausgaben 
sich nicht beschränken ließen. Solche Klagen werden sich sehr verallge- 
meinern, wenn es den Arbeitern gelingt, ihre Lage auf Kosten der ande- 
ren Classen zu verbessern. 
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Dürften wir gleichwohl dies beklagen? Entschieden: Nein! Was den 
höheren Classen entzogen wird, hat der Arbeiter bisher noch viel schwe- 
rer entbehrt, als sein bevorzugterer Mitmensch es von jetzt an thut. 
Denn dessen Lage bleibt immer noch viel besser. Man entschlage sich 
nur einmal des Gedankens, der in den Klagen der »höheren zehn Pro- 
cent« im Grunde immer verborgen ist, als habe der Mensch der höhe- 
ren Stände einen Rechtsanspruch auf eine viel bessere, mindestens auf 
eine seinen Gewohnheiten entsprechende Lebensweise. Dieses Prinzip 
hätte zur Consequenz die Ausbeutung, die Sclaverei der unteren Clas- 
sen. Es ist nicht blos des Arbeiters Pflicht, sondern die eines Jeden in 
der Gesellschaft, sich nach einer schmaleren Decke zu strecken, wenn 
die Mittel nicht ausreichen. Es ist ferner gerade wieder die sittliche Pflicht 
der höheren Classen, unerläßliche Preiserhöhungen als Mittel der Lohn- 
steigerung weniger egoistisch zu beurtheilen, als es in so manchen 
Fällen, und darunter oft bei den Erzeugnissen des frivolsten Luxus, 
geschieht. Ich erinnere nur an die Bezahlung der Näharbeit für die Gar- 
derobe der reichen Damen. Auch das böse Schuldenmachen der Wohl- 
habenden bei Handwerkern u.s.w., wo die Rechnungen oft selbst blos 
aus Nachlässigkeit lange unbezahlt bleiben, ist als großer Uebelstand zu 
erwähnen. Die capitalistischen Unternehmer hätten eine viel leichtere 
Stellung und könnten Lohnforderungen, deren Gerechtigkeit sie oft 
genug selbst einsehen, leichter bewilligen, wenn eine gesunde sittliche 
öffentliche Meinung und das Pflichtgefühl der Wohlhabenden Preis- 
steigerungen erleichterte, pünktliche Bezahlung zur Ehrensache mach- 
te. Dann würde eine friedliche Verständigung zwischen Capital und 
Arbeit gleichfalls besser von Statten gehen. Sie sehen, m. H., auf diesen 
Punct, auf die Beschränkung des wirthschaftlichen Selbstinteresses als 
Bedingung der Lösung der socialen Frage, führt uns die Betrachtung 


immer wieder hin. — 


IV. Ich wende mich endlich zu den einzelnen Vorschlägen der socialen 
Reformparteien, worüber ich mich an diesem Orte wohl kurz fassen 
kann. Denn hier kann es sich jetzt nicht um Detailfragen und Einzel- 
heiten großentheils technisch-wirtschaftlicher Natur handeln. Ich wer- 
de mich daher auf eine kurze Uebersicht beschränken und dabei vor- 
nemlich nur meine Ansicht über die Stellung der höheren Classen und 
des Staats zu den einzelnen Fragen etwas näher darlegen. Dabei habe 
ich besonders die industrielle, namentlich die Arbeiterbevölkerung der 
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Fabriken und Großgewerke vor Augen, bei welcher sich bisher die In- 
teressengegensätze zwischen »Arbeit und Capital« am schroffsten zu- 
spitzten. 

Die Vorschläge theile ich in zwei Gruppen. In der einen will man, 
wenngleich unter Festhaltung des bestehenden Wirthschafts- und 
Privatrechtssystems und der freien Concurrenz, doch die Lohnarbeiter- 
stellung des Arbeiters im Dienste einer anderen Unternehmung 
gänzlich beseitigen oder wenigstens erheblich modificiren. In den Vor- 
schlägen der anderen Gruppe wird auf ein so weitgehendes Streben ver- 
zichtet und statt dessen nur bezweckt, die Stellung des Arbeiters im 
Dienste einer anderen Unternehmung zu verbessern. 

Die Vorschläge der ersten Art fassen also in gewisser Hinsicht dassel- 
be Ziel ins Auge wie diejenigen mancher socialistischen Parteien, nur 
wollen sie es mit ganz anderen Mitteln erreichen. Als Grund dient der 
Hinweis auf die precäre, unzureichende Stellung, welche gerade der 
Arbeiter als solcher in der modernen Industrie einnehme, namentlich 
die Schwierigkeit für den einzelnen Arbeiter, auf die ökonomisch und 
social höhere Stufe des Unternehmers emporzusteigen. In dieser Hin- 
sicht haben sich ja in der That die Verhältnisse, z.B. verglichen mit dem 
zünftigen Handwerk ungünstig verändert. Auch will man die Vortheile 
der neueren auf der Anwendung der Naturkräfte beruhenden Technik 
gern dem Arbeiter selbst mehr zuwenden. 

In diese erste Reihe von Plänen gehört nun vor allen der Verzhks 
daß die Arbeiter für sich selbständige Productivgenossenschaften, d.h. 
also Vereine bilden sollen, welche auf eigene Rechnung die Unterneh- 
mung führen. Insofern werden die Arbeiter hier selbst Unternehmer, 
hören auf, im ökonomisch-technischen Sinne blos Arbeiter zu sein und 
beziehen zum Lohne den Unternehmergewinn hinzu. So wünschens- 
werth Letzteres sein könnte, so besteht jedoch wenigstens für jetzt und 
nach den bisher vorliegenden spärlichen Erfahrungen schwerlich die 
Aussicht, in großem Umfange solche genossenschaftliche an Stelle der 
Privatunternehmungen und der capitalistischen Gesellschaften treten 
zu schen. Die Vortheile der Productivgenossenschaft als Geschäftsform 
sind ja leicht nachweisbar: die Productivität der genossenschaftlichen 
Arbeit steigert sich, weil das Arbeiter- und Unternehmerinteresse zu- 
sammenfallen. Die günstige sittliche Rückwirkung der gegenseitigen 
Controle ist anzuerkennen. Aber die anderweitigen Schwierigkeiten sind 


doch noch sehr. bedeutend. Die Capital- und Creditbeschaffung ist viel- 
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leicht nicht einmal die größte. Auch wenn man die von Lassalle u.a.m. 
geforderte Unterstützung mit Staatsgeldern für schwer ausführbar hält, 
werden vielleicht gerade hier die höheren Classen, die Selbstverwaltungs- 
körper der Gemeinden u.s.w. durch Creditgewährung und durch Be- 
günstigung der Umwandlung bestehender Privatgeschäfte in Associa- 
tionen helfen können, namentlich etwa wie bei der ersten Einbürge- 
rung der Sparcassen in der Form der Bürgschaftsübernahme. Auch ist 
hier Einiges von genossenschaftlichem Creditwesen zu erwarten. Ueb- 
rigens kann m.E. der gewöhnliche Grund gegen Hilfe mit Staatscredit, 
daß nämlich eine solche prinzipiell unzulässig sei zumal im Falle eines 
bloßen Classeninteresses, nicht für ausreichend erachtet werden. Denn 
das Prinzip ist willkürlich und hat oft genug Ausnahmen erfahren. 
Schwerer wiegt das Bedenken, daß der Staat eine kaum ausführbare 
Controle üben und die Beziehungen der mit Staatsgeld arbeitenden 
verschiedenen Unternehmungen untereinander regeln müßte. Wie dies 
geschehen soll, darüber sucht man bei Lassalle und seinen Anhängern 
vergebens auch nur irgend einen klaren Gedanken. Nebenbei bemerkt 
wäre der Plan, durch eine Zettelbank die Geldmittel zum Anlagecapital 
zu beschaffen, ganz unhaltbar. Wechsel- und Lombardcredit können 
Productivgenossenschaften unter den sonst üblichen Bedingungen von 
den Banken aber ebenfalls erhalten. 

Schwieriger noch als die Capitalbeschaffung scheint mir die Organi- 
sation einer einheitlichen, tüchtigen Leitung, einer guten Controle, und 
die Uebernahme des Risicos für die Arbeiter neben der Gewinnchance. 

Der Staat wird vornemlich nur durch eine gute Gesetzgebung über 
die Privatrechtsverhältnisse der Productivassociationen helfen können. 
Mitunter böte sich vielleicht die Gelegenheit, in seinen Gewerksanstal- 
ten (Berg- und Hüttenwerken) und Domänen Versuche mit solchen 
Unternehmungen anzustellen, die gewiß weiterhin als Muster dienen 
würden. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten begreift sich, daß man zunächst 
ein näheres, wenn schon ähnlihes Ziel ins Auge gefaßt hat: unter Beibe- 
haltung des Lohnarbeiterverhältnisses eine Betheiligung der Arbeiter 
am Gewinn der Privatunternehmung und, noch weiter, auch am Capi- 
tal der letzteren. Die Capitalbetheiligung kann in der Weise erfolgen, 
daß die Arbeiter kleine Antheilscheine oder Actien erwerben, also ıhre 
Ersparnisse in der ihnen Beschäftigung gebenden Unternehmung anle- 
gen, einen Theil des laufenden Lohnüberschusses oder besser noch den 
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ihnen am Ende der Geschäftsperiode ausgeworfenen Gewinnantheil, 
der dann nur gutgeschrieben zu werden braucht, (industrielle Theilha- 
berschaft, Bonussystem). Mehrere erfolgreiche Beispiele im Bergbau, 
Fabrikwesen, auch im Landbau, liegen aus England und Deutschland 
vor. Wohlwollende Unternehmer, auch solche, welche ihr eigenes 
Interesse weitsichtiger zu berechnen verstanden und der ewigen Strei- 
tereien satt waren, haben die Initiative ergriffen. Bei dem höheren 
Arbeiterpersonal der Beamten, Directoren, Verwaltungsräthe großer 
Unternehmungen, besonders bei Actiengesellschaften, ist das ähnliche 
System der Tantiemen und bei Privatgeschäften auch das der Geschäfts- 
antheile der Beamten schon ausgedehnter und mit gutem Erfolg in 
Uebung. 

Das System der Gewinn- wie vollends der Capitalbetheiligung bringt 
den Vortheil mit sich, die Interessen beider Parteien mehr zu verschmel- 
zen, den Fleiß und die Umsicht der Arbeiter und ihr Streben nach spar- 
samen Betrieb zu steigern. Die Arbeiter werden seßhafter werden, was 
seine sittlichen Vortheile heben kann. Lauter Momente, worin freilich 
die Socialdemokratie zum Theil wieder Gründe fand, das ganze System 
zu verwerfen, weil der Arbeiter abhängiger werde — was er denn freilich 
in der gewünschten Stellung als Mitglied einer Productivgenossenschaft 
noch viel mehr wäre, — und weil die Frucht seines größeren Fleißes und 
seiner gewissenhafteren Arbeitsart nicht ihm allein zu Gute komme. 
Mit solchen Argumenten Bebel’schen Haß- und Neidparoxysmus kann 
man freilich nicht rechten. 

Nach meiner Meinung ist die Gewinnbetheiligung zu begünstigen, 
sofern der Arbeiter den sonst üblichen Betrag voll als laufenden Lohn 
erhält und somit in Betreff desselben nicht mehr vom Geschäftserfolg 
abhängt. Den Gewinnantheil bezieht er dann als reines Plus zum Lohne. 

Nicht so unbedingt möchte ich mich für die Capithalbetheiligung 
erklären. Denn der Arbeiter wird für die Beschränkung seiner Freizü- 
gigkeit, die kaum zu vermeiden ist, nicht leicht genügend entschädigt 
und nimmt für seine Capitaleinlage am Risico Theil. Mindestens müß- 
te zuvor durch ein gutes Alters-, Wittwen- und Waisenversicherungs- 
wesen ein Theil der Ersparnisse sicher gestellt werden. Auch die Con- 
trole des Geschäftsinhabers macht Schwierigkeit. Unterbleibt sie ganz, 
nimmt der Gewinnantheil ohne controlirte Rechnungsablage und ge- 
naue contractliche Bestimmungen die Gestalt eines Geschenks an, so 
hat die Einrichtung kaum besonderen Werth. 
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Der Staat wird wenigstens vorläufig nur durch gute Gesetze über die 
privatrechtlichen Verhältnisse, welche die Gewinn- und Capitalbethei- 
ligung berreffen, helfen können. Versuche mit dem System in den Staats- 
gewerksanstalten sind empfehlenswerth. Ob später die Einrichtung 
zwangsweise durch die Gesetzgebung verallgemeinert werden kann, 
darüber möchte ich nicht kurzweg absprechen, wenn ich es schon vom 
Standpunkte der Gegenwart aus für kaum ausführbar halten muß. Sollte 
das Prinzip der Oeffentlichkeit der Rechnungslegung einmal auch auf 
Privatgeschäfte ausgedehnt werden können, was nicht unmöglich ist 
und im höchsten Interesse der gerechten Besteuerung läge, so wäre eine 
Hauptschwierigkeit gehoben. Für jetzt verdienen jedenfalls die Vorschlä- 
ge der zweiten Gruppe, welche die Stellung des Arbeiters im Dienste 
einer anderen Unternehmung verbessern wollen, mehr Beachtung, als 
die eben besprochenen. Auch die gegenwärtige practische Agitation unter 
den Arbeitern selbst geht doch vornemlich auf dieses Ziel aus und wie 
mir scheint mit Recht. Denn dasselbe ist sicherlich leichter erreichbar, 
als die Gründung von Productivgenossenschaften und industriellen 
Theilhaberschaften und vollends als die socialistischen Umsturzpläne, 
selbst wenn diese wirklich die Lage verbesserten. 

Die einzelnen in Betracht kommenden Maßregeln bilden ein zu- 
sammenhängendes System. Die eine, welche zunächst vielleicht einen 
ganz speziellen Punkt betrifft, wie z.B. die Wohnungsreform, wirkt auch 
nach anderen Seiten günstig. Zur Uebersicht mag die folgende Zusam- 
menstellung in sechs Abtheilungen dienlich sein. 


1. Im Vordergrund steht zunächst die Lohnerhöhung, bezeichnend und 
gewiß im Ganzen richtig neuerdings immer mehr verbunden mit der 
"Verminderung der täglichen Arbeitszeit und auch mit der Abschaffung 
jeder Sonntagsarbeit. Der höhere Lohn ist die Voraussetzung für eine 
bessere materielle und eine gesündere Lebensweise, damit aber auch für 
die Hebung der Bildung und Sittlichkeit. Ich weise nur im Vorüberge- 
hen auf den Zusammenhang zwischen der furchtbaren Ausdehnung 
der Prostitution und dem ungenügenden Einkommen eines Theils der 
unteren Classen, besonders auch der Arbeiterfamilien hin. Die kürzere 
Arbeitszeit ermöglicht größere Schonung der Kräfte, Muße daheim für 
Familienleben und für erlaubten, wohlthätigen Lebensgenuß und Bil- 
dungszwecke. Das verwandte Streben nach Beschränkung der leicht zu 
übermäßiger Anstrenung führenden Stücklohnarbeit kann man nach 
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neueren englischen Erfahrungen auch mehr billigen, als man noch vor 
Kurzem annahm. 

Die Erreichung dieser Ziele ist gewiß zu wünschen. Wenn mitten 
im Streite hie und da etwas weitgehende Forderungen hervortreten: 
nun es ist wahrlich schon ausreichend dafür gesorgt, daß die Bäume 
hier am wenigsten in den Himmel wachsen. Bisher kann man den Ar- 
beitern jede von ihnen durchgesetzte Lohnerhöhung und Arbeitszeit- 
verminderung gönnen. Ueber die Mittel und Wege zur Verwirklichung 
beider Forderungen sprach ich bereits. Die wirthschaftliche Möglich- 
keit und die Gerechtigkeit habe ich ebenfalls schon nachgewiesen. Eine 
wirkliche Verminderung der Production wird keineswegs immer ein- 
treten, oder nur eine solche, für welche die Schonung menschlicher 
Lebenskraft ein ausreichendes Aequivalent ist. Schlimmsten Falles müs- 
sen die Wohlhabenderen etwas beschränkter leben, wie wir sahen und 
rechtfertigen konnten. | 

Die bisherigen Bestrebungen für die Verkürzung der Arbeitszeit der 
erwachsenen männlichen Arbeiter gehen in den einzelnen Ländern ver- 
schieden weit, je nach der Sachlage. Hier will man einen »Normalar- 
beitstag«, d.h. eine tägliche Maximalstundenzahl von 12, dort von 10, 
dort sogar von 9 oder 8 Stunden. Schwerlich ist in den Ländern, wo es 
gestellt wird, eines dieser Verlangen so übertrieben. Daß eine mäßige 
Verminderung der Arbeitsstunden die Arbeitsleistung nicht immer min- 
dert, mitunter selbst vermehrt, hat die Erfahrung schon mehrfach 
gezeigt. Mit dem Einwand, daß auf der beschrittenen Bahn kein Ein- 
halten sein werde, kann man jede vernünftige Reform hintertreiben. 
Rechtzeitige und bereitwillige Nachgiebigkeit ist gewiß gerade in 
diesem Punkte auch das Klügste. 

Besonders eifrig wird neuerdings von einem Theil der Socialde- 
mocraten die gesetzliche Regelung eines nicht zu langen Normalar- 
beitstags durch den Staat verlangt. Hier möchte ein Punct vorliegen, 
welcher durch die früher erwähnten Sühneämter und Arbeitskam- 
mern leichter als durch den Staat regulirt werden kann. Uebrigens 
vermag ich die üblichen Gründe der Machesterpartei gegen die »Un- 
geheuerlichkeit« eines gesetzlich bestimmten Normalarbeitstags nicht 
für ausreichend zu halten. Zum Theil sind es dieselben, mit welchen 
seinerzeit die Beschränkung der Kinderarbeitszeit ebenfalls angegrif- 
fen wurde, deren unendliche Heilsamkeit jetzt kein vernünftiger und 
sittlicher Mensch mehr bestreitet. Auch die englische Bestimmung 
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über Frauenarbeit hat sich bewährt. Aus dem individualistischen 
Freiheitsprinzip kann man die Forderung eines gesetzlichen Normal- 
arbeitstags so wenig als viele andere mit Grund abweisen. Wichtig 
würde es wieder sein, daf die Industriestaaten mit Belassung eines 
gewissen Spielraums für die Bestimmung der Arbeitsdauer im einzel- 
nen Lande und Geschäfte einigermaßen gleichmäßig vorgingen. Sonst 
würde die schützende Politik des einen Staates leicht wieder durch 
die passive des anderen mittelst des Mittelglieds der Weltmarktcon- 
currenz vereitelt werden. 

Viel mißlicher ist wohl die gleichfalls mitunter wieder verlangte staat- 
liche Festsetzung der Lohnhöhe: Lohnminimaltaxen statt der einst so 
verbreiteten Lohnmaximaltaxen. Auch hier bietet sich gewiß ein Feld 
erfolgreicherer Thätigkeit für Arbeitskammern, welche zunächst meist 
schon mit der Autorität ihres Rathschlags, daneben aber später mit bin- 
dender Kraft für gewisse kurze Fristen und, wie es in England bereits 
mehrfach geschieht, unter Berücksichtigung der Schwankungen der 
betreffenden Productenpreise Normallöhne festsetzten. Dahin scheint 
mir die nächste Entwicklung der Dinge zu gehen. 


2. Eine zweite Reihe von Bestrebungen und Maßtregeln betrifft die Si- 
cherung der Arbeiter in Fällen der Krankheit, der Invalidität, der Er- 
werbsunfähigkeit im Alter, der Fürsorge für Witwen und Waisen u.s.w. 
Auf diesem Gebiete ist, besonders in England, schon Vieles geschehen. 
Es gilt nur immer mehr die strengen mathematischen Regeln des Versi- 
cherungswesens anzuwenden. In den Arbeiterkreisen ist bei uns das 
Verständniß für solche Versicherungszweige und das Pflichtgefühl der 
Einzelnen, daß sie den bezüglichen Einrichtungen beitreten, vielfach 
noch erst zu erwecken. Vieles kann hierfür durch Belehrung in der Schu- 
le, durch die Geistlichkeit, in der Volkspresse geschehen. 

Die schwierigste Frage in Betreff des Arbeiterversicherungswesens 
ist die, ob für die Versicherungsnahme ein staatlicher gesetzlicher Zwang 
eintreten soll. Sicher heißt es auch hier: Freiheit ist besser als Zwang. 
Aber wenn die erstere zum Ziele führen soll, so muß Verständniß und 
Pflichtgefühl schon weit verbreitet sein. Geschichtlich bildet in solchen 
Fällen der Zwang mit recht öfters den Anfang, während er später fort- 
fallen kann, da die Einsicht ihn hinreichend ersetzen wird. So ist es in 
dem verwandten Fall der Brandassecuranz der Häuser gegangen. Bei 


Schulpflicht, Wehrpflicht, Impfpflicht u.s.w. liegt die Frage ähnlich. 
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Ich möchte glauben, daß gegenwärtig der Zwang im Arbeiterversiche- 
rungswesen noch nicht entbehrlich sein wird. 

Er wird es um so eher werden, wenn die Versicherungsanstalten gut, 
möglichst billig und solid sind. Die höheren Classen können durch 
Rath und Mitwirkung bei der ersten Einrichtung, die Unternehmer 
durch freiwillige Beisteuer oder durch Uebernahme eines Theils der 
Prämien, die Gemeinden durch Bürgschaftsübernahme, ähnlich wie bei 
Sparcassen, der Staat zunächst durch gute Gesetze und Controle hel- 
fen. Nach englischem Vorgange wird aber auch bei uns ernstlich zu 
erwägen sein, ob nicht das Arbeiterversicherungs- und Postsparcassen- 
wesen vom Staate übernommen werden soll. 


3. Ein drittes Gebiet ist das Gebiet der sogenannten Fabrikgesetzgebung, 
unter welchem Namen jetzt eine große Reihe wichtiger, eng mit einan- 
der zusammenhängender Mafßregeln zum Schutze der Fabrikarbeiter zu- 
sammengefaßt zu werden pflegt. Hierhin gehören namentlich gesetzli- 
che Bestimmungen über Kinder- und Frauenbeschäftigung in Fabriken, 
Bergwerken, über die möglichste Beseitigung gesundheitswidriger Ein- 
wirkungen, körperlicher, geistiger und sittlicher Gefahren der Arbeiter 
in den Fabriken, über die Haftpflicht der Unternehmer für Schäden, 
welche die Arbeiter durch ein Verschulden der Arbeitgeber im Dienste 
betroffen haben, über die Auszahlung des Lohns (Verbot des Trucksy- 
stems, die Auszahlung des Lohns in Waaren), über den Schulbesuch der 
in Fabriken beschäftigten Kinder, über Ausschluß der Sonntagsarbeit u.s.w. 

Glücklicherweise ist hier neuerdings Vieles geschehen, um hochbe- 
rechtigte Anforderungen des Arbeiterinteresses zu erfüllen. Leider hat 
aber auch nirgends die Irägheit, der Egoismus, der Mangel an sittli- 
chem Pflichtgefühl, ja an den einfachsten Pflichten der Humanität, von 
Religion und Christenthum gar nicht zu reden, schlimmere Zustände 
veranlaßt gehabt. Freiwillig geschah fast nichts zur Abhilfe, wahre 
Scheußlichkeiten in der Ueberanstrengung der Kinder, in den ge- 
schlechtlichen Beziehungen der zusammengepferchten Arbeiter, fürch- 
terliche Vernachlässigung der einfachsten Vorkehrungen gegen die Ge- 
fährdung durch Maschinen sind vorgekommen. Die wohlwollenderen 
und sittlicheren Unternehmer wurden durch die Concurrenz ihrer rück- 
sichtsloseren Collegen an der Ausführung ihrer besseren Absichten ge- 
hindert. Die öffentliche Meinung und das Ehrgefühl der höheren Clas- 
sen verhüteten die Mißbräuche im Fabrikwesen nicht. Die Kirche, im 
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streng kirchlichen England voran, versäumte ihre heiligsten Pflichten. 
Nirgends hat daher der Grundsatz des Laissez faire für die Staatspolitik 
und der bloßen Selbsthilfe der Arbeiter schmähligeres Fiasco gemacht. 
Ich möchte Sie hier auf Werke wie die von Marx hinweisen. Nehmen 
Sie Manches von dem düsteren Bilde fort, es bleibt genug, um einen 
Jeden schaudern zu machen. Mir ist es unbegreiflich, wie ein vernünf- 
tiger und ehrlicher Mensch nach solchen Erfahrungen noch an die al- 
leinseligmachende Kraft des Dogmas vom Laissez faire glauben kann. 
Eine schöne »ökonomische Harmonie« das! 

Nein, verbergen wir es uns nicht: erst die weitgreifende Staatsinter- 
vention, erst das Gesetz und der Zwang des Staats haben hier die sim- 
pelsten Pflichten der Menschlichkeit und des Christenthums zur Gel- 
tung gebracht. Und mit Recht haben danach nicht blos die Arbeiter, 
sondern die besseren Unternehmer selbst verlangt. Das öffentliche Ge- 
wissen ist endlich wieder erweckt worden. 

Weitgreifende Anforderungen in Betreff der Beschränkung der Kin- 
der- und Frauenarbeit in den Fabriken, der gesundheitspolizeilichen 
Vorschriften u.s.w. sind um so mehr zu billigen, weil gerade hier wieder 
die Technik, und diesmal zum unmittelbarsten Nutzen der Arbeiter, 
wahre Triumphe feiern kann und gefeiert hat. Sie brachte noch fast 
immer bald Verbesserungen im Productionsverfahren, im Maschinen- 
wesen zu Wege, durch welche die anfangs für »unmöglich« und »rui- 
nös« geltenden Schutzmaßregeln auch in Hinsicht ihrer Einwirkung 
auf die Production ganz unschädlich gemacht wurden oder sich selbst 
wohl vortheilhaft erwiesen. 

Von besonderer Wichtigkeit wird auf diesem ganzen Gebiete wieder 
die Herbeiführung einigermaßen gleichartiger Normen für dieselben 
Geschäfte in den verschiedenen Industrieländern mittelst internationa- 
ler Verträge sein. 

Auch in Deutschland haben wir PN die Gewerbeordnung, das 
neue Haftpflichtgesetz erfreuliche Fortschritte gemacht. Manches Gute 
war schon vordem geschehen. Aber das letzte Wort ist noch jetzt nicht 
gesprochen. Leider hat man z.B. das vortrefflich bewährte englische 
System der Fabrikinspectoren aus unzureichenden Gründen noch ver- 
mieden. Dasselbe bietet aber erst die Gewähr dafür, daß die gesetzli- 
chen Bestimmungen nicht auf dem Papiere stehen bleiben. 

Die ganze Fabrikgesetzgebung scheint mir eine prinzipielle Bedeu- 
tung für die Stellung des Staats zur Arbeiterfrage überhaupt zu besit- 
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zen. Es hat sich gezeigt, daß die einzelnen Arbeiter und sogar die in 
Vereinen organisirten Arbeiter sich in zahlreichen Fällen nicht allein 
für sich helfen können, — nicht einmal gegen das Trucksystem! Es hat 
sich weiter gezeigt, daß die Staatsintervention hier große Erfolge hat, 
selbst in solchen Puncten, wo sie anfangs für ganz unmöglich galt. Dar- 
aus möchte zu folgern sein, daß die übermäßige Aengstlichkeit, den 
Wirkungskreis des Staats in der Arbeiterfrage zu erweitern, auch in 
manchen anderen Fällen unbegründet sein könnte. Ich denke an die 
Festsetzung des Normalarbeitstags u. dgl. m. 


4. Eine vierte Reihe von Reformen betrifft die Beschaffung qualitativ 
besserer, womöglich auch billigerer Consumtion. Hier steht das Con- 
sumvereinswesen voran, dessen Nutzen auch für den eigentlichen Ar- 
beiter mit recht allgemein anerkannt wird. Es verdient von den höhe- 
ren Classen eventuell durch Mithilfe bei der ersten Einrichtung, durch 
Credit, vom Staate durch eine gute Gesetzgebung über die privatrecht- 
liche Stellung alle Beförderung. Ferner die Wohnungsreform! Die hohe 
wirthschaftliche, sanitäre und sittliche Bedeutung dieser Reform ist 
gerade auch in Ihren Kreisen, meine Herren, so anerkannt und so oft 
besprochen worden, daß ich kein Wort weiter darüber zu verlieren brau- 
che. Mit Recht wird gerade in der Verbesserung der Wohnungen ein 
Gebiet gefunden, wo die gemeinnützige Mitwirkung der wohlhaben- 
den Classen, der großen Fabrikbesitzer voran die besten Früchte trägt. 
Es handelt sich nicht um Almosen dabei, sondern um Creditgewäh- 
rung gegen die üblichen Zinsen und um Erleichterung der Tilgungs- 
modalitäten. Möchte es nicht auch hier erst der Dazwischenkunft der 
Gemeinde, des Staats bedürfen, um die entsetzlichen Wohnungsver- 
hältnisse der Arbeiter zu verbessern! Wünschenswerth erscheint auch 
mir, dafß Gemeinde und Staat nicht selbst Bauunternehmer und Häu- 
servermiether werden müssen. Aber das ist nicht mit den üblichen Ein- 
wänden von der Hand zu weisen, sondern nur mit wirklichen Thaten, 
die aus der Initiative der Wohlhabenden, der Unternehmer freiwillig 
hervorgehen. Dann, aber auch nur dann kann der Staat sich auf die 
Beförderung der Bildung von Baugenossenschaften durch gute gesetz- 
liche Bestimmungen und auf den Erlaß einer richtigen, passend ge- 
handhabten Bauordnung für Arbeiterwohnungen, auf Begünstigung 
von Straßeneisenbahnen u.s.w. in großen Städten beschränken. 
Fraglich ist mir sonst noch der eine Punct, ob es unbedingt nothwen- 
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dig und zweckmäßig ist, den Arbeiter stets womöglich zum Hauseigen- 
thümer zu machen. Ich verkenne das Gewicht der wirthschaftlichen, 
psychologischen und sittlichen Gründe nicht, welche dafür sprechen. 
Aber es stehen ihnen doch auch andere erwägenswerthe gegenüber: 
neben den finanziellen Schwierigkeiten kommt in Betracht, daß der 
Arbeiter seine Ersparnisse doch mannichfach besser anlegen kann, daß 
er mitunter peinlich an die Scholle gebunden wird; bei der Vererbung 
erheben sich weitre Schwierigkeiten. — | 


5. Ein fünftes Gebiet von Reformmaßregeln betrifft endlich specieller 
die geistige, sittliche, religiöse Hebung der unteren Classen. Ich will 
mich auch hier auf ein paar Bemerkungen beschränken. Gutes, meiner 
Ansicht nach nicht nothwendig unentgeltliches, aber wohlfeiles Volks- 
schulwesen mit Schulzwang und passendem Lehrplan steht voran. Ge- 
wiß wird nicht nur eine Forderung höchster Billigkeit erfüllt, sondern 
die Wirksamkeit der Volksschule auch wesentlich gesteigert werden, 
wenn endlich eine reichlichere Dotation der Volksschule, eine bessere 
Bezahlung der Lehrer erreicht wird. Der hungrige Schullehrer ist wahr- 
lich der Mann nicht, der in den Augen z.B. unseres Bauern die Bedeu- 
tung der Volksschule hebt. 

Was die wichtige Frage der Volksschriften als eines Mittels zur Fort- 
bildung und Versittlichung der unteren Classen betrifft, so gestatten 
Sie mir die Bemerkung, daß gerade die von kirchlicher und politisch- 
conservativer Seite ausgehenden Publicationen gewiß durch die oft ganz 
einseitig und geschmacklos hervortretende Tendenz ihren Zweck am 
leichtesten verfehlen. Nur zu oft gilt das bekannte Wort auch hier: man 
merkt die Absicht und wird verstimmt. Vollends unserer Arbeiterkreise 
kann man nicht mit Tractätchen-Literatur überzeugen. Auch vergesse 
man nicht, daß man es mit erwachsenen Leuten, nicht mit Kindern zu 
thun hat. 

Zu den Aufgaben der Bildungsverbreitung gehört auch eine, welche 
ich auch an diesem Orte nicht mit Stillschweigen übergehen möchte, 
ich meine die, das Verständniß des Zusammenhangs der durchschnitt- 
lichen wirthschaftlichen Lage des Volks und seiner einzelnen Classen 
mit der Bevölkerungsbewegung zu erwecken. In allen Kreisen sollte 
gegen zu frühzeitige Ehen, gegen die übermäßige Vergrößerung der 
Familien, welche in den unteren und fast mehr noch in der Mittelclas- 
sen regelmäßig und wohlbemerkt meistens unvermeidlich mit der Her- 
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abdrückung des allgemeinen Lebensmaßstabs verbunden ist, das sittli- 
che Pflichtgefühl der Einzelnen und eine gesunde öffentliche Meinung 
reagiren, statt sie mit hohlen Sophismen zu beschönigen. Hier hat auch 
die Geistlichkeit durch ihre Beziehungen mannichfach Gelegenheit zu 
warnen, z.B. gegen frühes Heirathen. Mit rapider proletarischer Volks- 
vermehrung ist auch nur leidliche wirthschaftliche Wohlhäbigkeit nicht 
vereinbar. Am wenigsten sollte proletarische Kindervermehrung ein 
Anrecht auf besondere Berücksichtigung der Aeltern bei der Armen- 
pflege, des Beamten etwa auf Gehaltserhöhung gewähren. — 


6. Ich gelange endlich zu einem sechsten und letzten Puncte, welcher 
mir aber, wie ich schon äußerte, als einer der wichtigsten erscheint, 
zur Steuerreform. Meine Ueberzeugung ist in der That, daß die For- 
derungen der Arbeiterparteien hier in der Hauptsache begründet sind. 
Die Interessengegensätze zwischen Hoch und Nieder treten hier be- 
sonders scharf hervor. Unpopulär ist es in allen Kreisen der höheren 
und wohlhabenderen Classen von einer Steigerung der Steuerlast für 
diese Stände zu sprechen. Die einzelnen Interessentengruppen unter 
letzteren können sich gegenseitig keine Vorwürfe machen. Die Ver- 
treter des »Bodeninteresses« wie des »Geldinteresses«, der »ımmobi- 
len« und des »mobilen« Capitals haben sich in diesen Fragen stets 
gleichmäßig egoistisch und kurzsichtig gezeigt, mag es sich um Grund- 
steuern, Branntwein-, Rübenzuckersteuern u.s.w. dort, um Gewer- 
be-, Einkommen-, Börsensteuern, Zölle u.s.w. hier gehandelt haben. 
Niemand darf hier splitterrichtern. An alle zusammen ist vielmehr 
die Forderung zu stellen, daß sie — kurzweg gesagt — das Steuerpro- 
gramm der Socialdemokraten, welches zum Theil dasjenige der vor- 
geschrittenen Demokratie überhaupt ist, im Wesentlichen zu dem 
ihrigen machen und auch ihrerseits von der Regierung eine Steuerre- 
form auf dieser Grundlage verlangen, sie aber zugleich selbst nach 
Kräften unterstützen. | 

Täuscht nicht Alles, so gebietet das die Klugheit, welche zur Nach- 
giebigkeit in den Puncten, wo die Klagen berechtigt sind und Abhilfe 
möglich ist, dringend räth, ebenso sehr, als in der That wieder das rich- 
tige sittliche Pflichtgefühl und ich füge hinzu das richtige Ehrgefühl 
der höheren Classen. 

Es ist natürlich nicht möglich, hier auch nur in den Hauptpuncten 
eine gute Steuerreform darzulegen oder vollends sie näher zu begrün- 
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den. Ich beschränke mich auf wenige Andeutungen, wenngleich diesel- 
ben besonders leicht dem Mißverständnis ausgesetzt sein können. 

Die indirecten Steuern betragen in unseren Staaten mit Inbegriff der 
sog. Gebühren in der Regel 2/3 bis 4/5 sämmtlicher Steuereinnahmen. 
Die Verurtheilung aller dieser indirecten Steuern geht sicher wieder viel 
zu weit. Aber die Polemik ist berechtigt, in Betreff des zu starken Vor- 
waltens dieser Abgaben in unseren Steuersystemen, in Betreff der Wahl 
der Steuerobjecte und namentlich der Höhe der Steuersätze auf wichti- 
ge Consumptibilien der niederen Classen: auf Salz, Brot, Fleisch, Bier, 
Zucker, Caffee, Wohnung u.s.w. In der That, wenn der Arbeiter, dessen 
Einkommen bei uns durch die Salzsteuer allein leicht mit ca. 1 % be- 
steuert wird (oft 1”3 Thlr. auf die Familie), über ungerechte Steuervert- 
heilung klagt, so muß ich wenigstens ehrlicher Weise verstummen. Auf 
die Steuerüberwälzung mag ich ihn aus guten Gründen nicht vertrö- 
sten. Hier ist daher theils die Abschaffung, theils wenigstens die bessere 
Auswahl der indirecten Steuern und die Ermäßigung der Steuersätze zu 
verlangen. 

Dies ist jedoch meistens erst dann möglich, wenn eine bedeutende 
Verminderung des Staatsbedarfs eintreten kann oder — gewiß der regel- 
mäßigere Fall - wenn entsprechender Ersatz in den directen Steuern 
gefunden wird. Letzteres setzt ein Ehr- und Pflichtgefühl der höheren 
Classen voraus, von dem leider noch wenig zu finden ist, auf das aber 
mit dem ernstlichstem Eifer hingearbeitet werden muß. Es muß sich 
eine Steuerehre dieser Classen ausbilden, die es dann erst thunlich macht, 
im größeren Umfange die Oeffentlichkeit der Steuerveranlagungen ein- 
zuführen und zu den strengsten, von der öffentlichen Meinung gebil- 
ligten Strafen wider Steuerdefraudationen u.s.w. zu greifen. 

Bei den directen Steuern ist eine Verschiedenheit der Steuersätze fest- 
zusetzen. Einmal soll das fundirte Einkommen, welches aus Grund und 
Boden und Capitalien fließt, höher als das unfundirte aus persönlicher 
Arbeit, das Grundrenteneinkommen, namentlich dasjenige aus städti- 
schen Grundstücken, noch besonders höher besteuert werden. Ferner 
ist das Einkommen nach seinem absoluten Betrage mit mäßig steigen- 
den Sätzen zu treffen, d.h. der viel besprochene Grundsatz der Progres- 
sivbesteuerung des höheren Einkommens ist maßvoll durchzuführen, 
— ein sicher berechtigtes Mittel, u.A. auch um der Iendenz steigender 
Vermögensungleichheiten, welche in unserem heutigen Wirthschafts- 
system obwaltet, entgegenzuwirken, und auch ein sehr wohl ausführ- 
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bares Mittel. Die Progressivbesteuerung muß um so mehr angenom- 
men werden bei den directen Steuern, je bedeutendere und schlimmere 
indirecte Steuern bestehen, welche wie die Salzsteuer (ähnlich auch die 
in gleichem Procent erhobene Miethsteuer) stark umgekehrt progressiv 
wirken, d.h. das kleinere Einkommen mit höheren Sätzen treffen. 

Das Erbrecht ist wie das Privatgrundeigenthum beizubehalten, als 
wirthschaftlich und sittlich für den Familienverband und für die Volks- 
wirthschaft unbedingt nothwendig, aber auch nur soweit als es dies ist. 
Unbeschadet kann daher das Intestaterbrecht der weiteren Verwandt- 
schaftsgrade zu Gunsten des Staats aufgehoben und ein rationelles, er- 
giebiges, die Vermögensbildung nicht schmälerndes, selbst sie - wegen 
größerer Sparsamkeit — förderndes System progressiver Erbschaftssteu- 
ern bei Intestat — wie bei testamentarischer Erbfolge für alle Verwandt- 
schaftsgrade, beginnend auch schon bei Erbschaften von Ascendenten 
auf Descendenten, von Eltern auf Kinder, eingeführt werden: progres- 
siv nach dem doppelten Prinzip, der Nähe des Verwandtschaftsgrades 
und der Höhe der Erbportion des einzelnen Erben. Die zu wählenden 
Zahlensätze sind freilich hier wie bei der vorhin genannten Progressiv- 
besteuerung willkürlich, aber nicht mehr als die jetzt schon öfters bei 
Erbschafts- und Einkommensteuern vorkommenden und als so viele 
andere ähnliche Zahlenbestimmungen in der Steuergesetzgebung, dem 
Gebührenwesen und in sonstigen Verhältnissen des praktischen Lebens. 
Sie lassen sich nach Gesichtspuncten der Billigkeit und Zweckmäßig- 
keit recht wohl treffen und dem wohlfeilen Einwand, daß schließlich 
die Progressivsteuer den ganzen Einkommenzuwachs verschlinge, ist 
einfach zu begegnen durch mäßigere Progression bei sehr hohen Ein- 
kommen, zumal es eben keine »unendlich großen« Einkommen giebt. 

Auf diese Weise denke ich mir das socialdemokratische Steuerpro- 
gramm, soweit es geht, durchgeführt und die Steuerlast in der That viel 
gerechter vertheilt. — 

Dies in großen Zügen die Reformpolitik in der socialen Frage, wel- 
che mir ebenso von der Klugheit, dem eigenen Interesse als von der 
Humanität und dem sittlichen und christlichen Pflichtgefühl der hö- 
heren Classen dictirt zu werden scheint. Hohe Anforderungen habe ich 
zu stellen gewagt. Es ist schon viel gewonnen, wenn die Anerkennung 
ihrer Berechtigung einmal in das öffentliche Bewußtsein gedrungen ist 
und dazu können auch Sie, meine Herren, kann die Geistlichkeit das 
Ihre beitragen, wenn sie sich mit ihren Ermahnungen nach Oben, nicht 
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bloß nach Unten wendet. In der siegreichen Bekämpfung des Egois- 
mus der höheren Classen liegt die erste Voraussetzung der Durchfüh- 
rung einer solchen Reformpolitik. 

Freilich von der Billigung des Programms bis zu seiner practischen 
Verwirklichung ist noch ein weiter Schritt. Möchte uns Deutschen auch 
hier der große Staatsmann gegeben werden, der die Durchführung über- 
nimmt. Meine Herren, man sagt mit Recht: es ist der politische Grund- 
satz und oft das Merkmal der großen Staatsmänner, daß sie das Richti- 
ge im Programm der Opposition annehmen und es dann mit ihrer 
Energie und in ihrer Weise durchführen. So handelte unser gewaltiger 
deutscher Staatsmann in unserer großen nationalen Frage. So handelte 
auf einem anderen Gebiete Sir Robert Peel in der britischen handelspo- 
litischen Reform. Vielleicht wird dieß auch in der Socialreform der Gang 
der Dinge sein. 

Ich bin am Schluß, meine Herren. Klar bin ich mir bewußt: eine 
Lösung der socialen Frage habe ich Ihnen nicht gezeigt. Eine Lösung 
im eigentlichen Sinne ist auch unmöglich. Stets wird Armuth und Elend, 
Dürftigkeit und Darben, Wohlstand und Reichthum, stets wird Ver- 
mögensverschiedenheit, die sich nicht auf wirkliches Verdienst oder 
persönliche Schuld zurückführen lassen, auf dieser Welt nebeneinander 
bestehen. An uns aber ist es, die daraus hervorgehenden Uebel und die 
bestehenden Ungleichheiten nach Möglichkeit zu mindern und dies ist 
immer in erheblichem Umfange möglich. Haben wir das gethan, dann 
haben wir unsere Pflicht und Schuldigkeit gethan, und das kann man 
von uns verlangen, nicht mehr, aber auch nicht weniger. 


Diese Rede hielt A.Wagner auf der freien kirchlichen Versammlung evangelischer 
Männer in der K. Garnisonkirche zu Berlin am 12. Oktober 1871. 

Der Text ist entnommen: A.Wagner, Rede über die sociale Frage, Berlin 1872, 
Separatdruck. 
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III. Die Herausbildung des sozialkonservativen 
Protestanismus 


Text Nr. 3 
R. Todt, Statuten des Centralvereins für Sozialreform (1876) 


Zweck des Vereins ist die Vorbereitung sozialer Reformen auf religiöser 
konstitutionell-monarchischer Grundlage, ausgehend von folgenden 
Fundamentalsätzen: 

a) Das allgemeine und gleiche Stimmrecht in monarchischen Staaten 
fordert eine Politik durchgreifender sozialer Reformen und, zur Ver- 
wirklichung derselben, ein Vertrauensverhältnis zwischen Monarchie 
und Arbeiterstand, sowie eine starke arbeiterfreundliche Initiative 
der Regierung. 

b) Die Lösung der sozialen Frage ist nicht denkbar ohne die Mitwir- 
kung der sittlich-religiösen Faktoren und ohne das Eintreten der Kir- 
che für die berechtigten Forderungen des vierten Standes. 

Der Centralverein führt seine Zwecke durch Verbreitung geeigneter 

Schriften und Aussendung von Reiserednern aus. 


Der Text ist entnommen: P.Göhre, Die evangelisch-soziale Bewegung, Leipzig 1890, 
S. 31. 


Text Nr. 4 
A. Stoecker, Zur Begründung einer christlich-sozialen Arbeiter- 
partei (1878) 


Meine Herren! 


Der Programmentwurf der »christlich-sozialen Arbeiterpartei«, über wel- 
chen wir heute abend reden wollen, ist in Ihren Händen. Ich bemerke 
ausdrücklich, daß derselbe ein Entwurf ist, der zuerst in dieser öffentli- 
chen Versammlung besprochen, später in Mitglieder-Versammlungen 
festgestellt werden soll. Sie werden streichen, was Ihnen nicht gefällt, 
und hinzufügen, was Ihnen notwendig scheint; die christlich-soziale Ar- 
beiterpartei hat völlige Freiheit, den Entwurf zu verbessern, zu verstär- 


104 


ken, kurz alles zu thun, was sie will. Man hat bei mir angefragt, ob denn 
unsre Partei selbständig sei, ob ob sie unter dem Kommando des Vereins 
für Sozial-Reform stehe. Darauf antworte ich, daß die christlich-soziale 
Arbeiterpartei, obwohl ein Sprößling jenes Vereins und in geistiger Ver- 
bindung mit demselben, doch vollkommen selbständig ist und ebenso 
ihren besondern Vorstand wie ihre eigne Kasse haben wird. 

Noch eins. Was ich heute abend zur Begründung unsers Programms 
sage, das sage ich nicht als Vertreter der Kirche. Die Kirche hat nicht 
den Beruf, wirtschaftliche Programme im einzelnen aufzustellen; sie 
hat alle Klassen an ihre Pflicht zu mahnen und überall die Ungerechtig- 
keit zu strafen. Ich rede aus eigner christlicher Ueberzeugung. So wie 
sich mir persönlich die soziale Frage darstellt, so behandle ich dieselbe 
hier und bitte um Ihre Nachsicht. 

Es ist das große Verdient des Sozialismus, daß er uns energisch auf 
die soziale Frage aufmerksam gemacht hat (Aha!), daß wir seit fünf- 
zehn, zwanzig Jahren die sozialen Verhältnisse mehr ins Auge fassen, 
mehr studieren, und daß jeder rechtschaffene Mann im Deutschen 
Reiche sich fragen muß: Was kann geschehen, damit dem Arbeiter- 
stand wirksam geholfen werd? 

Was uns vor Augen steht, ist die furchtbare Thatsache, daß die Kluft 
zwischen reich und arm auch im deutschen Land immer weiter und 
breiter wird, daß sie fast nicht mehr ausgefüllt, ja kaum noch über- 
brückt werden kann, und das ist schrecklich (Bravo!). Das kann kei- 
nem Menschen gefallen, das gefällt auch Gott nicht. (Großer Lärm, 
Rufe: Schluß!) — Sie wollen von Gott nichts hören; ich glaube, es wird 
Sie doch interessieren, was Gott über die Verhältnisse von reich und 
arm bestimmt. -— Wenn im Alten Testament verboten ist, vom Kapital 
Zins zu nehmen (Ruf: Juden!), wenn der Zusammenkauf vieler Güter 
in der Weise verhindert ist, daß jedesmal im fünfzigsten Jahre alle ver- 
pfändeten und verkauften Güter wieder an den Eigentümer von früher 
zurückfallen mußten, dann müssen Sie anerkennen, daß hier mit einer 
ungemeinen göttlichen Weisheit die soziale Frage angefaßt und für die 
damalige Zeit völlig gelöst ist. Wo die Dinge so geordnet sind, da ist es 
gar nicht möglich, daß sich auf der einen Seite ein ungeheures Vermö- 
gen ansammelt und auf der andern ein Pauperismus eintritt, der das 
Elend der gesamten Nation ist. (Gut!) 

Auch wir haben diese Frage vor Augen und möchten sie mit Ihnen 
lösen; wir möchten thun, was wir nach unsern Kräften vermögen und 
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nach unserm Ermessen für das Beste halten. Bei der Aufstellung unsers 
Programms sind wir sehr einfach verfahren. Wir konnten uns auf Frü- 
heres, was in der Sache gearbeitet worden ist, zurückbeziehen. Wir ha- 
ben vor uns die Forderung der Sozialdemokratie und der katholisch- 
sozialen Partei, die es bereits zu einem Abgeordneten im Reichstage 
gebracht hat. Diese Forderungen, wie sie bereits vor uns getellt sind, 
haben wir geprüft und gefragt: Welche können wir annehmen, welche 
müssen wir verwerfen? Dann haben wir die notwendigen Ergänzungen 
hinzugefügt. Aber wir haben nicht daran gedacht, etwa ein großes Sy- 
stem zu entwerfen, wodurch die ganze Welt umgekehrt werden soll. 
Unter diesen Gesichtspunkten beurteilen Sie unsern Programmentwurf. 
Ich glaube, daß wir zur Stunde, nach diesen Jahren der Gründungen 
und des Kraches, die sehr schwierige Frage, wie die Kluft zwischen reich 
und arm verringert, ausgefüllt, überbrückt werden kann, noch viel mehr 
im Auge haben müssen als je. Es ist eine gefährliche Erscheinung der 
letzten vier bis fünf Jahre, daß eine Menge von mittleren und kleineren 
Hausständen der Verarmung entgegengeführt ist, und daß sich die von 
ihnen verlorenen Kapitalien mehr als zuvor in wenigen Händen ange- 
sammelt haben. Eine ungeheure Verschiebung der Vermögensverhält- 
nisse, zu Ungunsten der kleineren Vermögen hat stattgefunden. Ich weiß, 
daß es draußen eine große Richtung giebt, die da sagt: »Dagegen läßt 
sich nichts thun, die Welt ist einmal so, wie sie ist,« und ich weiß, daß 
es Leute giebt, die sagen: »So wie sie ist, ist die die beste Welt.« (Oho!) 
Nun, das ist eine Thorheit, die Welt könnte viel besser sein, wenn je- 
dermann seine Schuldigkeit thäte. (Bravo! Lebhafter Beifall.) Es läßt 
sich viel thun auf dem Wege der freiwilligen Liebe, aber darauf allein 
kann man nicht rechnen. (Sehr richtig.) Ich bin in meinem Leben viel 
in der Welt umhergekommen. Ich habe edle Männer kennen gelernt, 
die für die Arbeiter, mit denen sie zu thun hatten alles einsetzten, die 
mit Verlust arbeiteten, um ihren Arbeitern die Existenz zu erhalten. Ich 
habe aber auch andre kennen gelernt, die bei unbeheurem Profit ihre 
Arbeiter kümmerlich hielten, sie wohnen ließen wie die Tiere, für ıhr 
leibliches und sittliches Wohl nicht sorgten. Daraus geht hervor: man 
kann solche Dinge der Privatthätigkeit, dem freien Willen der Men- 
schen nicht allein überlassen, man muß etwas thun, um diese Dinge zu 
ordnen. Darin, glaube ich, sind wir alle einig: Wir wollen staatliche 
Hülfe, damit die sozialen Fragen kräftiger angefaßt und besser gelöst 
werden als bisher. (Bravo! Lebhafter, langandauernder Beifall.) 
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Die Sozialdemokratie hat die soziale Aufgabe angefaßt und in ihrer Weise 
zu lösen versucht. Sie malt sich das Bild einer wunderbaren Zukunft, 
ein großes, ungeheures, überraschendes Bild, das so aussieht: Immer 
mehr werden die Kapitalien in wenige Hände zusammenströmen, im- 
mer mehr wird das Volk ausgebeutet werden; zuletzt bleibt nichts an- 
dres übrig, als daß das Kapital sich sammelt in der Hand des Staates, 
daß von dort aus die gesamte Produktion geleitet wird; dann, dann 
wird jedem Arbeiter der volle Arbeitsertrag werden, den er verdient. 
Ich glaube, daß ich so die Sache ganz unparteiisch dargestellt habe. 
(Bravo!) 

Sie lesen in unsrem Programmentwurf die Worte, daß unsre Partei 
die gegenwärtige Sozialdemokratie als unpraktisch verwirft. (Große 
Unruhe!) Ja, sie ist unpraktisch. Dies große Ideal, welches der moderne 
Sozialismus aufgestellt hat, läßt sich nicht erreichen. Dazu wäre nötig, 
daß der Arbeiterstand all die übrigen Stände überwindet, entweder in- 
nerlich oder äußerlich, daß sämtliche Privatbesitzer expropriiert wer- 
den. Aber das sind Träume eines unmöglichen Systems; und praktische 
Menschen sollen sich beschränken auf das, was man vorderhand thun 
kann. Scheinbar bietet Ihnen die Sozialdemokratie mehr als wir; aber 
im Grunde bieten wir Ihnen viel mehr, denn wir bieten Ihnen erreich- 
bare Dinge. 

Die soziale Frage betrachte ich unter einem dreifachen Gesichtspunk- 
te. Sie ist eine politische, eine im engeren Sinne soziale und eine wirt- 
schaftliche Frage. Als politische Frage ist sie, wenigstens nach einer Sei- 
te hin, gelöst. Die Arbeiter haben im Deutschen Reich das allgemeine 
gleiche Stimmrecht; mehr ist politisch nicht zu erreichen. (Oho! Lärm.) 
— Politisch gewiß nicht! — 

Die uns beschäftigende frage ist aber besonders, wie ihr Name lehrt, 
von sozialer Bedeutung. »Sozial« heißt »gesellschaftlich«. Das ist das 
Große an dieser Frage, daß sie die Arbeiter gelehrt hat, sich zusammen- 
zufinden. Herz an Herz, Hand in Hand, gemeinsam ihre Interessen zu 
beraten und sich zu fragen: Was können wir thun, um unsre Lage zu 
verbessern? Das liegt in der Natur der Dinge, dawider kann kein ver- 
nünftiger Mensch etwas haben; gleiche Interesse fordern, daß man die 
Kräfte einige, und mit vereinigter Kraft leistet man mehr, als wenn man 
isoliert ist; das versteht sich von selbst. 

Die dritte Seite der Frage ist wirthschaftlich, und gerade hier liegen 
die größten Unterschiede zwischen der Sozialdemokratie und uns. Ich 
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habe gesagt, daß ich das sozialistische System, wie es radikal vor uns 
steht, für unpraktisch halte. (Oho! Lärm.) Ich halte die Verwandlung 
des gesamten Privateigentum an Produktionsmitteln in gemeinsames 
Eigentum wirklich für unmöglich. (Sehr richtig! Sehr gut!) Sie wissen, 
daß Lassalle so weit nicht ging; er forderte Produktivassoziationen vom 
Staat. Seine Idee ist aber längst aufgegeben, und darin hat die neue 
Sozialdemokratie unleugbar recht. Einzelne Produktivassoziationen sind 
wiederum bloße Konkurrenten; sie können die soziale Schwierigkeit in 
keiner Weise lösen. Es gilt: Entweder — Oder! 

Aber ich stimme dennoch nicht für das System, welches die Sozialde- 
mokraten gegenwärtig aufstellen, sondern für eine andre Art, die Sache 
anzugreifen. Ich glaube nämlich, daß, wenn der sozialistische Staat da 
wäre, sich eine Behörde nicht bloß nicht finden, sondern nicht einmal 
denken läßt, welche die ganze Produktion eines Volkskörpers von mehr 
als vierzig Millionen bedenkt, regelt und ausführt. Das ist nach meiner 
Meinung eine reine Unmöglichkeit. (Bravo! — Oho!) Ich glaube, daß in 
dem industriellen Leben die Freude an dem persönlichen Eigentum, am 
Ringen und Schaffen für Kind und Kindeskind nicht entbehrt werden 
kann. Ich bin drei Jahre in Rußland gewesen, dort existiert etwas wie ein 
durchgeführter Kommunismus, wenigstens in der Landwirtschaft. Da 
werden alle fünfzehn Jahre die Ländereien der Dörfer an die männli- 
chen Mitglieder der Gemeinden verteilt, von fünfzehn zu fünfzehn Jah- 
ren wechselt der Besitz wieder. Dies ist noch etwas andtres als Sozialis- 
mus; aber die prinzipielle Frage tritt auch hier hervor: Wie kann unter 
solchen Umständen, wo das Eigentum nicht an der Person haftet, Ireue, 
Pflichtgefühl, Betriebsamkeit, Energie geschaffen werden? Und ich kann 
Sie versichern, es geht eine Klage durch ganz Rußland, daf durch dieses 
System nicht etwa der Kapitalismus überwunden wird, sondern daß in 
den Dörfern die "Irägheit, die Branntweinpest, die Unlust, irgend etwas 
zu erfinden oder zu verbessern, herrscht. 

Ich habe schon in den früheren Versammlungen ausgeführt, wie es 
der schwierigste Punkt der Sozialdemokratie ist, daß sie unmöglich ohne 
wirklichen Kampf der Waffen ihre Forderungen durchsetzen kann. 
Darum haben wir als dritten Punkt den Satz aufgenommen, daß wir 
eine friedliebende Organisation der Arbeiter erstreben, um in Verbin- 
dung mit den anderen Faktoren des Staatslebens unsre Forderungen 
anzubahnen und durchzusetzen. Wenn eine Partei eine politische Par- 
tei sein will, so ist es der größte Fehler, sich mit allen übrigen Parteien, 
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die im Staatsleben da sind, in Opposition zu setzen und diesen Gegen- 
satz bis in die äußerste, giftigste Verbitterung hinein zu verschärfen. 
Die richtige Politik ist, daß man sich so viel als möglich stärkt, daß man 
alle seine Kräfte sammelt, daß man dann aber seine Hand ausstreckt 
nach den andern und sagt: »Das wollen wir, nun helft uns«, und wenn 
man eben nicht alles erlangen kann, daß man mit weniger vorlieb nimmt. 
Das ist einfach Sache der Klugkeit. (Bravo! Lärm.) 

Für das wirtschaftliche Leben haben wir uns ein klares, einfaches, 
bestimmtes Ziel vor Augen gestellt: Wir verfolgen die Herbeiführung 
einer größeren ökonomischen Sicherheit und Gleichheit; damit die Kluft 
zwischen reich und arm verringert werde. Ich wollte, ich könnte sagen 
daß sie ganz und gar ausgefüllt werden. Aber wir haben es uns aus- 
drücklich vorgenommen, daß wir keinen Ausdruck brauchen wollten, 
der ans Unmögliche streift; wir wollen nur Dinge anstreben, von denen 
wir wahrhaftig glauben, daß sie praktisch durchführbar sind, auch von 
seiten der Regierung und der übrigen Faktoren im Staatsleben. (Bravo! 
Lebhafter Beifall!) | 

Wir erstreben für den Arbeiterstand eine größere Sicherheit der Exi- 
stenz, auch einen bessern Lohn. Wir stimmen hier überein mit dem 
Nationalökonomen, der, einer der größten im gegenwärtigen Deutsch- 
land, dem gesunden Sozialismus am allernächsten steht, mit Schäffle. 
Dieser Mann ist ein tiefer sozialer Denker voll Lust und Liebe zum 
deutschen Volke, der auch für eines Ihrer Blätter schreibt, weil er gern 
dazu beitragen möchte, daß die Verbitterung im Arbeiterstande aufhö- 
re, und das müssen wir ja eigentlich alle wollen. (Bravo!) Ja, es lebe die 
Liebe, und es lebe der Friede im deutschen Reich. (Bravo! rauschender 
Beifall.) 

Wir versprechen nicht, daß wir volle Gleichheit herbeiführen wol- 
len, weil wir wissen, daß das ein Iraum wäre, wir haben nur gesagt: eine 
größere Gleichheit als jetzt. Wir glauben, daß das Problem der sozialen 
Frage zu lösen ist, nicht so, daß man sagt: Ich will die Produktionsmit- 
tel der gemeinsamen Arbeit mitbesitzen, sondern so, daß man danach 
strebt: Ich will den Ertrag meiner eignen Arbeit sicher stellen, höher 
stellen und verbessern, soviel ich kann. Wenn das geschieht, ist — glau- 
be ich, — dem Arbeitersand viel besser gedient, als mit Zukunftsträu- 
men, die sich niemals erfüllen können. (Lebhafter Beifall.) 

Wir kommen nun zu den einzelnen Forderungen. Obenan steht ge- 
schrieben: »Staatshülfe«. Ja, wir fordern Staatshülfe für den Arbeiter- 
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stand, und das ist natürlich. Je höher die Kultur steigt, je mehr der 
Arbeiterstand aus seiner Einzelexistenz heraustritt, sich verbindet und 
zusammenschart, um so mehr muß auch der Staat der Sache der Arbei- 
ter Ordnung, Schutz, Recht verleihen. Der Staat ist durchaus verpflich- 
tet, diese Dinge in seine starke Hand zu nehmen! Es kann niemand Ihr 
Los dauernd verbessern, als der Staat. (Sehr wahr, sehr richtig!) Darum 
lautet der erste Punkt: Herbeiführung obligatorischer — ich bitte das 
Fremdwort zu verzeihen, aber die Deutschen sind einmal so, daß sie 
ohne Fremdwörter nicht durchkommen können; obligatorisch heißt 
zwangsweise — also Herbeiführung gesetzlicher, fachlich geschiedener, 
durch das gesamte Reich hindurch gehender Genossenschaften. Das 
wünschen wir, daß die Arbeiter jedes einzelnen Gewerks an den ein- 
zelnen Orten und im ganzen Reich assoziieren, daß ebenso die 
Arbeitergeber zusammentreten, und daß dann zwischen den beiden 
Körperschaften, die sich oft so feindlich entgegenstehen zu ihrem gegen- 
seitigen Schaden, Vereinbarungen getroffen werden zu gegenseitiger Be- 
friedigung. (Bravo!) Sie führen im tiefsten Grunde einen Lohnkampf. 
Aber wenn der Lohnkampf zu einer Lohnvereinbarung werden könnte, 
wenn wirklich die gesamten Arbeiter und mit den Arbeitgebern zusam- 
menträten und friedlich ihre Sachen besprächen, es wäre gewiß für bei- 
de das Beste. (Großer Lärm.) In England besteht diese Einrichtung seit 
Jahren zum allergrößten Segen. Die Engländer sind praktische Leute; 
die haben in den Köpfen keine Phantasien, sondern fragen: Wie ver- 
bessern wir unsre Lage? Da sind sie auf diesen Ausweg gekommen und 
befinden sich wohl dabei. (Beifall und Lärm.) 

Was wir dadurch zugleich erreichen wollen, haben wir so formu- 
liert: Einrichtung obligatorischer Witwen-, Waisen-, Invaliden- und 
Alterversorgungs-Kassen. Wir wollen das traurige Schauspiel vermei- 
den, daß alte Arbeiter in Hunger umkommen, daß Witwen nicht wis- 
sen, wie sie für ihre Kinder Brot schaffen sollen, daß einer, der sein 
Leben hindurch gearbeitet hat (Lärm), im Alter auch versorgt ist. Wir 
wollen nicht, daß die Arbeiter von der Gnade der andern leben, son- 
dern daß sie ihr Auskommen haben bis an ihr Grab. (Bravo! Lebhafter 
Beifall.) 

Die Nebenpunkte will ich übergehen, weil wir heute nur die allge- 
meine Diskussion führen. Ich hoffe, wir werden ja an diesen Freitag- 
abenden öfter zusammentreffen und dann Gelegenheit haben, auch das 
Einzelne mit einander durchzusprechen. Sie werden uns dann Ihren 
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Rat geben, Ihre Wünsche vortragen, damit wir eine förderliche und 
nützliche Beratung haben können. (Lärm.) 

Gehen wir nun über zu dem Abschnitt: »Arbeiterschutz«. Sie haben 
sich vielleicht gewundert, daß da steht: »thunlichste Verhinderung der 
Sonntagsarbeit«, während Sie doch ein Recht haben, zu fordern: voll- 
kommene Aufhebung der Sonntagsarbeit; daß wir nur gefordert ha- 
ben: »Einschränkung der Arbeit von Kindern und Frauen in Fabriken.« 
Die Sache liegt so. Thunlichste Verhinderung der Sonntagsarbeit ist 
nach meiner Meinung eigentlich mehr, als wenn man sagt: Aufhebung 
der Sonntagsarbeit. Lassen Sie mich Ihnen ein Beispiel erzählen aus 
meinem Berliner Leben. 

Meine Konfirmanden kommen alle Monate bei mir zusammen. Die 
letzten Konfirmanden sollten am Sonntag nach ihrer Konfirmation 
zum ersten Mal kommen. Sie kamen auch. Ih fragte sie: — und Sie 
werden das bei einem Geistlichen natürlich finden — »Seid ihr heut’ 
morgen zur Kirche gewesen?« »Nein,« sagten sie, wir haben arbeiten 
müssen!« Und das waren Knaben von 14 Jahren. Nur ein einziger, der 
noch nicht in die Lehre gebracht war, hatte einen freien Sonntag ge- 
habt, alle übrigen hatten arbeiten müssen. Das Gesetz schreibt vor, 
daf die Arbeiterjugend von vierzehn bis sechzehn Jahren am Sonntage 
in den Fabriken nicht beschäftigt werden darf. Da haben Sie ein Ge- 
setz über die Aufhebung der Sonntagsarbeit, aber es wird nicht be- 
folgt. Eben deshalb haben wir geschrieben »Verhinderung der Sonn- 
tagsarbeit«; wir wünschen in der That, daß der Staat Maßsregeln treffe, 
um dem Gesetze die notwendige Autorität und durchdringenden Er- 
folg zu verschaffen! (Bravo!) 

Wenn wir dann weiter gesagt haben, Einschränkung, nicht gänzli- 
che Aufhebung der Arbeit von Kindern und verheirateten Frauen in 
Fabriken, so ist das aus praktischen Gründen geschehen. Sie können 
glauben, ich wollte für mein Leben gern, daß die Kinder, bis sie aus der 
Schule kämen, nie zu arbeiten hätten, sondern frisch und frei ihres Le- 
bens geniefßen könnten. (Bravo!) Ich wollte, daß die verheirateten Frauen 
zu Hause blieben, ihre Wirtschaft besorgten und ihrem Manne das Haus 
lieblich und schön machten, so daß es für den Hausvater keinen besse- 
ren Ort auf Erden gäbe als sein liebes Haus. (Stürmischer Beifall.) Aber 
bedenken Sie, daß in den Ländern, mit denen wir in der allerheftigsten 
Konkurrenz stehen, in England, in Belgien, viel mehr Frauen- und Kin- 
derarbeit ist als bei uns. Ehe das dort nicht geändert ist, ehe nicht eine 
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internationale Arbeitsordnung eingeführt ist, können wir keine Forde- 
rungen stellen, die uns ruinieren würden. Darum sagen wir auch: »Der 
Schutz der Arbeiter muß international werden«, er muß durch alle Län- 
der hindurchgehen, erst dann kann man solche durchgreifende Aende- 
rungen mit der äußersten Entschiedenheit treffen, aber eher, glaube 
ich, ist es unmöglich. Begnügen wir uns mit dem, was zu erreichen ist, 
und jagen wir nicht Träumen nach, von denen das Sprüchwort sagt: 
Träume sind Schäume! (Bravo!) 

Einige Forderungen haben wir von der Sozialdemokratie aufgenom- 
men, z.B. »Normalarbeitstag«. Darüber reden wir einmal ausführlich. 
Das ist eine notwendige, auf die Dauer unvermeidliche Einrichtung, 
damit der Arbeiter seine Muße habe und nicht überlastet werde. »Schutz 
der Arbeiterbevölkerung gegen gesundheitswidrige Zustände in den 
Arbeitslokalen«, das versteht sich gleichfalls von selbst. Wir könnten 
noch hinzufügen, daß man sich um die Wohnungen der Arbeiter bes- 
ser kümmere. Das ist ein wahres Elend in Berlin. Es giebt hier viel zu 
viel vornehme Wohnungen, und an Arbeiterwohnungen fehlt’s. Ich 
könnte Ihnen aus meiner Erfahrung zehn Beispiele nennen, wo Arbei- 
ter gezwungen sind, viel größere Wohnungen zu mieten, als sie gebrau- 
chen; sie müssen dann oft eine Stube vermieten und geraten in das 
bitterste Elend, wenn sie die Miete bezahlen sollen und keinen Mieter 
finden können. (Allseitige Zustimmung.) 

Ich komme zum »Staatsbetrieb« und befürworte einen arbeiterfreund- 
lichen Betrieb des vorhandenen Staats- und Kommunaleigentums. 
Gerade dies halte ich für ungemein wichtig. Der Staat ist der größte 
Arbeitgeber und hat dabei eine wundervolle Aufgabe. Er könnte wie kein 
andrer Regulator der Löhne und der Beglücker des Arbeiterstandes wer- 
den. Es liegt ja bei dem ausgedehnten Betrieb, den er hat, in seiner Macht, 
daß er die Arbeiter besser stellt, daß er sie ihrer Geschicklichkeit nach in 
höhere Posten hinauf hebt, daß er dem talentvollen Arbeiter Gelegenheit 
giebt, sich weiter auszubilden, damit derselbe nicht an das eiserne Gesetz 
seiner Stellung geschmiedet bleibt, sondern vorwärts kann. Vorwärts stre- 
ben ist köstlich, und ich begreife es wohl, daß viele von Ihnen, wenn sie 
das nicht können, müde und verdrießlich werden. (Bravo!) 

Unter »Besteuerung« ist gleichfalls einiges, was wir aus dem sozial- 
demokratischen Programm aufgenommen haben. Wir wollen, daß die 
Kapitalien sich nicht ins Ungeheure vermehren; darum finden Sie die 
Forderung einer progressiven Einkommensteuer und einer progressi- 
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ven Erbschaftssteuer. Wir stehen vor einer Erneuerung und Vermeh- 
rung der indirekten Steuern. Wir mögen thun, was wir wollen, wir 
werden diese Aenderung nicht vermeiden; aber wir sehen es als not- 
wendiges Gegengewicht an, daß man das große Kapital energisch be- 
steuert, wenn dem kleinen Mann seine Lebensbedürfnisse besteuert 
werden. Nur dann wird die preußische Devise recht erfüllt werden: 
Einem jeden das Seine; suum cuique. 

Zuletzt noch einige Wünsche. »An die Geistlichkeit.« Wir sagen nicht: 
an die Kirche. (Lärm.) Die Kirche kann ja zu diesen Fragen keine Stel- 
lung nehmen. Die Kirche des Neuen Testaments kann nicht sagen: Dies 
volkswirtschaftliche System ist besser, jenes ist schlechter. Das kann die 
Kirche nicht; sie hat dazu keine Organe; wohl aber können es die ein- 
zelnen Geistlichen. (Weg mit den Pfaffen!) — Es steht in meiner Bibel: 
Segnet, die euch fluchen; danach will ich hier auch handeln. (Bravo! 
Lebhafter Beifall.) Das ist es, was wır von den Geistlichen fordern, daß 
sie eine liebevolle Theilname haben an dem leiblichen, dem geistigen 
und dem religiös-sittlichen Wohl nicht bloß der Arbeiter, sondern des 
gesamten Volkes. (Bravo! Lärm.) Ist das nicht recht? Ich weiß, es giebt 
in unserm Volke Leute, sehr gelehrte, sehr angesehene Leute, die sagen: 
Für die Professoren die Aufklärung und für das Volk den Kappzaum 
der Religion. Das ist die größte Schändlichkeit, die man sagen kann 
(Bravo!), die Religion ist für alle; sie soll jedes Menschen Herz hier 
glücklich und droben selig machen. (Anhaltender Beifall und Lärm.) 

Was die Forderungen an die besitzenden Klassen betrifft, da ist viel- 
leicht manches zu unbestimmt, aber, wo man nicht fordern kann, da 
soll man bescheiden sein. (Lärm.) Was aus Freiwilligkeit kommt, das 
kann man eben nicht erzwingen. Aber ich glaube, wenn die Besitzen- 
den thun, was hier verzeichnet ist, daß sie den berechtigten Forderun- 
gen der Nicht-Besitzenden entgegenkommen, daß sie die Lage der Ar- 
beiterwelt verbessern helfen, daß sie, wo sie selber können, die Löhne 
möglichst erhöhen und nicht bloß daran denken, für sich den möglich- 
sten Profit zu machen, — das ist alles, was auf dem Wege der Freiwillig- 
keit geschehen kann. (Großer Lärm.) 

Zum Schluß ein Wort »von der Selbsthülfe«. Das meinen wir nicht 
im Sinne von Schultze-Delitzsch. Wir wollen, daß der Arbeiterstand 
gesetzlich zusammengefaßt dasteht und sich auf das, was ihm zukommt, 
besinnt, daß er mit geeinter Kraft seine Interessen überlegt, bespricht, 
berät, und wo er kann, seine Forderungen stellt. Aber das fordern wir 
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auch von Ihnen, daß Sie, wenn nun Reformideen auftauchen und Ge- 
stalt gewinnen, nicht sich grollend zurückziehen, weil Ihnen nicht alles 
gegeben wird, was Sie wünschen, sondern daß Sie zu jeder Verbesse- 
rung Ihrer Lage freundlich die Hand reichen. 

Ueben Sie auch, was hier zuletzt steht: »die Hochhaltung der per- 
sönlichen Berufsehre.« Das kann man in Berlin nicht genug betonen. 
Wenn man z.B. an so vielen Läden die Inschrift sieht, hier: »Allgemei- 
ner Ausverkauf«, und es ist eine Lüge; dort: »Konkurs«, und es ist nicht 
wahr: das ist ein Mangel an Ehrgefühl. Was sonst für einen Geschäfts- 
mann das Allerschrecklichste ist, der Konkurs, das schreiben die Leute 
an ihre Läden, um damit Kunden anzulocken; das nenne ich nicht Be- 
rufsehre, das ist Berufsschande! (Bravo! Lebhafter Beifall.) 

Ich komme zum Letzten: Verbannung aller Roheit aus den Vergnü- 
gungen und Pflege des Familienlebens im christlichen Geist. Damit 
haben wir angefangen, daß wir sagen, wir stehen auf dem Boden des 
christlichen Glaubens, damit wollen wir schließen, daß wir ein Fami- 
lienleben fordern im christlichen Geist. (Bravo!) Es ist das einzige Wort, 
das ich heut von göttlichen Dingen sagen will. An Gottes Segen ist alles 
gelegen. (Bravo! Stürmischer Beifall.) Und wenn am Dienstag hier das 
furchtbare Wort gefallen ist: »Wir fürchten keinen Gott im Himmel 
und keine Gewalt auf Erden,« — wir fürchten Gott! (Langanhaltender 
Beifall und Lärm.) Sind Sie aufgefordert zum Massenaustritt aus der 
Kirche, ich fordere Sie auf, geben Sie darauf die Antwort, die einzige, 
die der Redner verdient hat, den Masseneintritt in die christlich-soziale 
Partei. — (Stürmischer Beifall und großer Lärm.) 


Der Text ist entnommen: A.Stoecker, Christlich-Sozial. Reden und Aufsätze, Berlin 
1890, S. 12-20. 


Text Nr. 5 
Adolf Stoecker/Adolph Wagner, Programm der christlich-sozia- 
len Arbeiterpartei (1878) 


1. Die christlich-soziale Arbeiterpartei steht auf dem Boden des christ- 
lichen Glaubens und der Liebe zu König und Vaterland. 

2. Sie verwirft die gegenwärtige Sozialdemokratie als unpraktisch, un- 
christlich und unpatriotisch. 
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3. Sie erstrebt eine friedliche Organisation der Arbeiter, um in Gemein- 
schaft mit den andern Faktoren des Staatslebens die notwendigen 
praktischen Reformen anzubahnen. 

4. Sie verfolgt als Ziel die Verringerung der Kluft zwischen reich und arm 


und die Herbeiführung einer größeren ökonomischen Sicherheit. 


Einzelne Forderungen 


I. An die Staatshülfe 


A. Arbeiterorganisation 

1. Herbeiführung obligatorischer, fachlich geschiedener, aber durch das 
gesamte Reich hindurchgehender Fachgenossenschaften, mit ihnen 
zusammenhängend Regelung des Lehrlingswesens. 

2. Einsetzung obligatorischer Schiedsgerichte. 

3. Errichtung von obligatorischen Witwen- und Waisen- und Invali- 
den- und Altersversorgungskassen. 

4. Autorisation der Fachgenossenschaften zur Vertretung der Interes- 
sen und Rechte der Arbeiter ihren Arbeitgebern gegenüber. 

5. Verpflichtung der Fachgenossenschaften zur Haftung für die von den 
Arbeitern etwa zu übernehmenden kontraktlichen Verbindlichkeiten. 

6. Staatliche Kontrolle des fachgenossenschaftlichen Kassenwesen. 


B. Arbeiterschutz 

1. Verbot der Sonntagsarbeit, Abschaffung der Arbeit von Kindern und 
verheirateten Frauen in Fabriken. 

2. Normalarbeitstag, modifiziert nach Fachgenossenschaften. 

3. Energische Anstrebung der Internationalität dieser Arbeiterschutz- 
gesetze; bis zur Erreichung dieses Ziels ausreichender Schutz der na- 
tionalen Arbeit. 

4. Schutz der Arbeiterbevölkerung gegen gesundheitswidrige Zustän- 
de in den Arbeitslokalen und Wohnungen. 

5. Wiederherstellung der Wuchergesetze. 


C. Staatsbetrieb 

Arbeiterfreundlicher Betrieb des vorhandenen Staats- und Kommunal- 
eigentums und Ausdehnung desselben, soweit es ökonomisch ratsam 
und technisch zulässig ist. 
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D. Besteuerung 

1. Progressive Einkommensteuer als ausgleichendes Gegengewicht ge- 
gen bestehende oder zu schaffende indirekte Besteuerung. 

2. Progressive Erbschaftssteuer bei größeren Vermögen und entfernten 
Verwandtschaftsgraden. 

3. Börsensteuer 

4. Hohe Luxussteuer. 


IT. An die Geistlichkeit 


Die liebevolle und tätige Teilnahme an allen Bestrebungen, welche auf 
eine Erhöhung des leiblichen und geistlichen Wohles, sowie auf die 
sittlich-religiöse Haltung des gesamten Volkes gerichtet sind. 


IIT. An die besitzenden Klassen 


Ein bereitwilliges Entgegenkommen gegen die berechtigten Forderun- 
gen der Nichtbesitzenden, speziell durch Einwirkung auf die Gesetzge- 
bung, durch tunlichste Erhöhung der Löhne und Abkürzung der Ar- 


beitszeit. 


IV. Von der Selbsthülfe 


1. Freudige Unterstützung der fachgenossenschaftlichen Organisation 
als eines Ersatzes dessen, was in den Zünften gut und brauchbar war. 

2. Hochachtung der persönlichen und Berufsehre, Verbannung aller 
Roheit aus den Vergnügungen und Pflege des Familienlebens in christ- 
lichem Geiste. 


Der Text ist entnommen: A.Stoecker, Christlich-Sozial. Reden und Aufsätze, Berlin 
1890, S. 20f. 
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IV. Protestantismus und bürgerliche Sozialreform 


Text Nr. 6 
G.Schmoller, Eröffnungsrede des Vereins für Sozialpolitik (1872) 


Meine Herren! 

Erlauben Sie, daß ich, ehe wir in die Tagesordnung und in die Debatte 
eintreten, im Namen der Herren, welche Sie zu der heutigen Versamm- 
lung eingeladen haben und spezieller noch im Namen derer, welche das 
Vorbereitungskomitee gebildet haben, Sie alle herzlich willkommen 
heiße, Ihnen unsern Dank für ihr Erscheinen ausspreche und mit weni- 
gen Worten die Gedanken kennzeichne, mit denen wir diese Versamm- 
lung berufen haben. Wir haben uns zu rechtfertigen, daß wir — meist 
Gelehrte , die sonst dem öffentlichen Leben ferne stehen — es gewagt 
haben, eine solch stattliche, ehrenwerte Versammlung zu berufen, in 
der Hoffnung, hier eine Basis zu finden für die Reform unserer sozialen 
Verhältnisse, allgemeine Zustimmung zu erwerben für die Gedanken, 
die da und dort längst vorhanden, doch in der öffentlichen Meinung 
noch nicht zur Herrschaft gelangt sind. 

Der tiefe Zwiespalt, der durch unsere gesellschaftlichen Zustände 
geht, der Kampf, welcher heute Unternehmer und Arbeiter, besitzende 
und nichtbesitzende Klassen trennt, die mögliche Gefahr einer uns zwar 
bis jetzt nur von ferne, aber doch deutlich genug drohenden sozialen 
Revolution, haben seit einer Reihe von Jahren auch in weiteren Kreisen 
Zweifel erregt, ob die auf dem Markt des Tages unbedingt herrschen- 
den volkswirtschaftlichen Doktrinen, die in dem volkswirtschaftlichen 
Kongreß ihren Ausdruck fanden, immer die Herrschaft behalten wer- 
den, ob mit Einführung der Gewerbefreiheit, mit der Beseitigung der 
ganzen veralteten, mittelalterlichen Gewerbegesetzgebung in der Tat 
die vollkommenen wirtschaftlichen Zustände eintreten werden, welche 
die Heifßsporne jener Richtung prophezeiten. 

In der Wissenschaft der deutschen Nationalökonomie zeigten sich 
längst abweichende Richtungen von großer Bedeutung; eine historische, 
eine philosophische, eine statistische Schule entstand, die auf anderen 
Grundlagen bauten, andere Methoden anwandten als die an die engli- 
sche Manchesterschule sich anlehnende deutsche volkswirtschaftliche 
Agitationspartei. Aber in den zunächst auf der Tagesordnung stehenden 
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praktischen Fragen war man doch einig. Auch diese Schulen verlangten 
eine Reform des Zolltarifs, verlangten die Gewerbefreiheit; sie waren den 
damaligen konservativen Forderungen, welche die Erhaltung des Zunft- 
wesens und die Beibehaltung feudaler Einrichtungen im Auge hatten, 
fernerstehend als den Zielen des volkswirtschaftlichen Kongresses. 
Nachdem aber diese Ziele erreicht, nachdem das Prinzip unbedingter 
volkswirtschaftlicher Freiheit bis zur letzten Konsequenz verfolgt war, 
mußte der innere Gegensatz sich zeigen. Er trat schnell um so schroffer 
zutage, als die soziale Frage, täglich an Bedeutung wachsend, am allerwe- 
nigsten geeignet war, nur mit dem Prinzip der Nichtintervention des Staa- 
tes, nur mit dem Dogma, den Egoismus des Einzelnen walten zu lassen, 
gelöst zu werden. Auch unser politisches Leben war unterdessen ein an- 
deres geworden; in der Zeit der Kleinstaaterei und des preußischen Ver- 
fassungskonflikts war es verständlich, daß man jede staatliche Tätigkeit 
mit Mißtrauen ansah, jede Reform lieber den Einzelnen und Vereinen als 
der Gesetzgebung überlassen wollte. Der großartige Aufschwung des Deut- 
schen Reiches seit 1866 und 1870, die Versöhnung von Volk und Regie- 
rung, Parlament und Staatsgewalt warf auch auf volkswirtschaftliche 
Fragen ein neues Licht. In der Bank-, in der Versicherungs-, in der Eisen- 
bahnfrage sprach der Handelsstand sich in einer Weise aus, die vor 6-8 
Jahren undenkbar gewesen wäre. Aus dem Arbeiterstande und seinen er- 
probten Führern entwickelten sich Bildungen, von denen die Doktrinäre 
der Manchesterschule nur mit Achselzucken oder Erbitterung sprachen. 
Eine Anzahl zwar der regelmäßigen Besucher des volkswirtschaftli- 
chen Kongresses verschloß sich dem großen Umschwung der Verhält- 
nisse und Ansichten nicht. Andere gehörten diesem Kreise mehr durch 
persönliche Beziehungen als durch ihre Prinzipien an. Die eigentlichen 
_ Führer aber verhielten sich um so schroffer gegen alle Reformpläne, die 
nicht unbedingt mit ihren einseitig doktrinären Prinzipien im Einklang 
waren. Es gäbe gar keine Arbeiterfrage — so hieß es —, es sei eine Gedan- 
kenverwirrung oder demagogische Hetzerei, von einer solchen zu 
sprechen; der Arbeiterstand habe jetzt alles, was er brauche; wer nicht 
vorwärts komme, sei persönlich selbst daran schuld; selbst das Genos- 
senschaftswesen wurde von einzelnen scheel angesehen, die Beteiligung 
des Arbeiters am Gewinn wurde als ein Eingriff in den Unternehmer- 
gewinn verurteilt, die Gewerkvereine wurden angegriffen, weil man neue 
Zunftgedanken in ihnen witterte, überhaupt jede korporative Gliede- 
rung haßte; der Fabrikgesetzgebung, dem Fabrikinspektorate wurde so 
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ziemlich jede Berechtigung für unsere deutschen Verhältnisse abgespro- 
chen. Über Schiedsgerichte und Finigungsämter hielt man ein verwer- 
fendes Ketzergericht in der Berliner volkswirtschaftlichen Gesellschaft. 
Es nahm jetzt fast den Anschein, als ob die Partei, die früher im Namen 
der Menschenrechte die Erlösung der nicht privilegierten Klassen von 
hartem Drucke gefordert, jetzt nur noch Sinn und Interesse für den 
einseitigen Klassenstandpunkt der Unternehmer hätte, als ob sie unter 
volkswirtschaftlicher Freiheit jetzt nur noch Freiheit für die großen 
Unternehmer und Kapitalbesitzer, für die großen Gesellschaften ver- 
stände, das Publikum auszubeuten. 

Eine dieser entgegengesetzte Richtung konnte von einem Auftreten 
auf dem volkswirtschaftlichen Kongreß nichts erwarten; es galt auch 
hier, nicht den neuen Wein in alte Schläuche zu fassen, selbständig vor- 
zugehen und für die Anschauungen, die in den verschiedensten politi- 
schen und wissenschaftlichen Kreisen längst Wurzel gefaßt hatten, eine 
einheitliche Sammlung, eine praktische Organisation zu schaffen. Denn 
nur dadurch konnte man hoffen, eindringlicher auf die öffentliche 
Meinung und Gesetzgebung zu wirken. So entstand der Plan zu der 
heutigen Versammlung, als im Juli dieses Jahres eine kleinere Anzahl 
Beamte, Abgeordnete, Professoren und Journalisten zur Besprechung 
dessen, was zu tun sei, sich in Halle versammelt hatte. 

Man verhehlte sich dabei die Schwierigkeit nicht, eine Finigung zu 
erzielen unter all denen, die als Gegner der sogenannten Manchester- 
partei bekannt sind; die Schwierigkeit liegt darin, daß dieselben so ver- 
schiedenen politischen Parteien angehören. 

Die Professoren und Gelehrten dieser Richtung, die von ihren Geg- 
nern sogenannten Kathedersozialisten, zwar gehören fast alle den sich 
nahestehenden Parteien der politischen Mitte an; aber sie beherrschen 
mit ihren volkswirtschaftlichen Ansichten nicht diese Parteien, die ge- 
sellschaftlich auf den Unternehmerstand sich stützen und im Kampfe 
dieses Standes mit den Arbeitern diesen sozialen Ursprung schwer ganz 
verleugnen können. Dieselben mußten, als sie diese Versammlung be- 
riefen, sich klar sein, daß sie sowohl im fortschrittlichen als im konser- 
vativen Lager sich Stützen suchen mußten; oder vielmehr, daß sie alle 
volkswirtschaftlichen Gesinnungsgenossen ohne jede Rücksicht auf 
politische Parteistellung zu gemeinsamer Beratung einladen mußten, 
wie es nunmehr geschehen. Wir haben absichtlich auch gemäßigte So- 
zialisten und Mitglieder der Zentrumspartei eingeladen. 
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Bei solcher Zusammensetzung schien es aber geraten, die Versamm- 
lung das erstemal nicht zu groß werden zu lassen, das heißt, nur eine 
bestimmte Anzahl der hervorragendsten Parteiführer, Journalisten, Ge- 
lehrten, Industriellen und Arbeiter einzuladen. Nur in diesem Sinne 
haben wir die Besprechung als eine private bezeichnet, nicht in dem 
andern, als ob wir geheimhalten wollten, was hier geplant werde. 

Weiter war durch diesen Charakter der Versammlung geboten, hier 
nicht über Prinzipien zu debattieren, sondern gleich in mediam rem zu 
gehen, die wichtigsten im Augenblick schwebenden Reformpunkte 
herauszugreifen, wie die Frage der Arbeitseinstellungen, der Gewerk- 
vereine, der Fabrikgesetzgebung und die Wohnungsfrage, und zu ver- 
suchen, in ihnen zu einem praktischen Resultate zu kommen. Gelingt 
das, so wird allseitig eine Wiederholung der Versammlung auf breiterer 
Basis gern in Anspruch genommen werden. 

Ireten wir aber auch so ohne allgemeines Programm vor die Ver- 
sammlung, das glaube ich zum Schlusse meiner Einleitung doch aus- 
sprechen zu sollen, die Mehrzahl derer, welche die Versammlung beru- 
fen und die Einladung unterzeichnet haben, die Männer, welche auf 
den deutschen Universitäten Nationalökonomie, Geschichte und Ju- 
risprudenz lehren, und die ersten statistischen Büros leiten, stehen auf 
den Boden einer durchaus einheitlichen prinzipiellen Überzeugung und 
haben, gerade von ihr getragen, diesen Schritt getan. 

Sie kommen überein in einer Auffassung des Staates, die gleich weit 
von der naturrechtlichen Verherrlichung des Individuums und seiner 
Willkür, wie von der absolutistischen Theorie einer alles verschlingen- 
den Staatsgewalt ist. Indem sie den Staat in den Fluß des historischen 
Werdens stellen, geben sie zu, daß seine Aufgaben je nach den Kultur- 
verhältnissen bald engere, bald weitere sind; niemals aber betrachten sie 
ihn, wie das Naturrecht und die Manchesterschule, als ein notwendi- 
ges, möglichst zu beschränkendes Übel: immer ist ihnen der Staat das 
großartigste sittliche Institut zur Erziehung des Menschengeschlechts. 
Aufrichtig dem konstitutionellen System ergeben wollen sie doch nicht 
eine wechselnde Klassenherrschaft der verschiedenen einander bekämp- 
fenden wirtschaftlichen Klassen; sie wollen eine starke Staatsgewalt, 
welche, über den egoistischen Klasseninteressen stehend, die Gesetze 
gebe, mit gerechter Hand die Verwaltung leite, die Schwachen schütze, 
die unteren Klassen hebe: sie sehen in dem zweihundertjährigen Kampfe 
den das preußische Beamtentum und das preußische Königtum für 
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Rechtsgleichheit, für Beseitigung aller Privilegien und Vorrechte der 
höheren Klassen, für Emanzipation und Hebung der unteren Klassen 
siegreich gekämpft, das beste Erbteil unseres deutschen Staatswesens, 
dem wir niemals untreu werden dürfen. 

In Beurteilung unserer volkswirtschaftlichen Zustände leugnen sie 
entfernt nicht die glänzenden unerhörten Fortschritte unserer Zeit in 
Technik und Produktion, in Handel und Verkehr, aber sie erkennen 
auch offen die tiefen Mifßstände an, die steigende Ungleichheit des Ein- 
kommens und Vermögens, das unreelle Treiben, die mangelnde Solidi- 
tät ın einzelnen Kreisen des Handels, die Roheit und Zügellosigkeit, 
die sich als Folge allgemeiner Ursachen in einem Teil der unteren Klas- 
sen in steigendem Maße zeigt. Als Hauptursache davon sehen sie den 
Umstand an, daß? man in letzter Zeit bei allen Fortschritten der Ar- 
beitsteilung, bei allen Neubildungen des Betriebs, der Geschäftseinrich- 
tung, der Arbeitsverträge, wie der Gesetzgebung über diese Dinge, stets 
nur fragte, wird im Augenblicke dadurch die Produktion gesteigert, 
und nicht die ebenso wichtige Frage stellte, welche Wirkung wird das 
auf die Menschen haben? gibt diese neue Organisation den genügen- 
den Anhalt für Erzeugung der moralischen Faktoren, ohne welche die 
Gesellschaft nicht bestehen kann? erzieht sie die jugendlichen Elemen- 
te genügend? wirkt sie bei den Erwachsenen so auf Fleiß, Sparsamkeit, 
Ehrbarkeit, Familienleben, daß auch hier Fortschritte neben den volks- 
wirtschaftlichen wahrscheinlich sind? Sie sind überzeugt, daß das Über- 
sehen dieses psychologischen Zusammenhangs zwischen den Organi- 
sationsformen der Volkswirtschaft und dem ganzen sittlichen Zustand 
einer Nation der Kernpunkt des Übels ist, daß von der Erkenntnis die- 
ses Zusammenhangs ihre Form auszugehen hart. 

Ihr Urteil über die Arbeiterfrage gründet sich auf diese Anschauun- 
gen. Sie geben zu, daß die Arbeiter sich heute etwas besser kleiden und 
nähren, daß vielleicht nicht so viele Tausende heute eines langsamen 
Hungertodes sterben wie in vergangenen Jahrhunderten. Aber es scheint 
das ihnen ein geringer Irost. Sie fragen in erster Linie, ob die Lebensbe- 
dingungen, unter denen die meisten Arbeiter heute leben, ihren sittli- 
chen und wirtschaftlichen Fortschritt wahrscheinlich machen, sie müs- 
sen das wenigstens für einen großen Teil der Arbeiter verneinen. Statt 
dessen sehen sie dieselben mit den besitzenden und gebildeten Klassen 
in immer schrofferen Gegensatz treten, und dabei scheint ihnen nicht 
der Gegensatz der wirtschaftlichen Lage, sondern die Kluft in Gesit- 
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tung, Bildung, Anschauungen und Idealen als das Gefährlichere. Sie 
erinnern sich aus der Geschichte, daß alle höhere Kultur wie die der 
Griechen, der Römer und anderer Völker an ähnlichen Gegensätzen, 
an sozialen Klassenkämpfen und Revolutionen, an der Unfähigkeit, eine 
Versöhnung zwischen den höheren und den unteren Klassen zu finden, 
— zugrunde gegangen ist. Wenn auch in weiter Ferne, sehen sie ähnli- 
che Gefahren für unsere Kultur, wenn es nicht gelingt, auf Grund unse- 
rer Rechtsgleichheit, unserer allgemeinen Schul- und Wehrpflicht so- 
wie auf Grund all der weiteren Reformen, an denen die Gegenwart 
arbeitet, die unteren Klassen so weit zu heben, zu bilden, zu versöhnen, 
daf sie in Harmonie und Frieden sich in den Organismus der Gesell- 
schaft und des Staates einfügen. 

Nicht eine Nivellierung im sozialistischen Sinn ist unser Gesellschafts- 
ideal: wir halten die Gesellschaft für die normalste und gesündeste, die 
eine Stufenleiter verschiedener Existenzen, aber mit leichtem Übergang 
von einer Sprosse zur andern darstellt; unsere heutige Gesellschaft aber 
droht mehr und mehr einer Leiter zu gleichen, die nach unten und 
oben rapide wächst, an der aber die mittleren Sprossen mehr und mehr 
ausbrechen, an der nur noch ganz oben und unten ein Halt ist. 

Unzufrieden mit unseren bestehenden sozialen Verhältnissen, erfüllt 
von der Notwendigkeit der Reform, predigen wir doch keine Umkehr 
der Wissenschaft, keinen Umsturz aller bestehenden Verhältnisse, wir 
protestieren gegen alle sozialistischen Experimente. Wir wissen, dafs die 
großen Fortschritte der Geschichte nur das Resultat jahrhundertelan- 
ger Arbeit sind, wir wissen, daß stets das Bestehende dem Neuen einen 
fast unüberwindlichen zähen Widerstand entgegensetzt, weil eben das 
Bestehende in den Überzeugungen und Lebensgewohnheiten der Mas- 
se wurzelt. Wir erkennen nach allen Seiten das Bestehende, die beste- 
hende volkswirtschaftliche Gesetzgebung, die bestehenden Formen der 
Produktion, die bestehenden Bildungs- und psychologischen Verhält- 
nisse der verschiedenen gesellschaftlichen Klassen als die Basis der Re- 
form, als den Ausgangspunkt unserer Tätigkeit an: — aber wir verzich- 
ten darum nicht auf die Reform, auf den Kampf für eine Besserung der 
Verhältnisse. Wir wollen keine Aufhebung der Gewerbefreiheit, keine 
Aufhebung der Lohnverhältnisse; aber wir wollen nicht einem doktri- 
nären Prinzip zuliebe die grellsten Mißstände dulden und wachsen las- 
sen; wir treten für eine maßvolle, aber mit fester Hand durchgeführte 
Fabrikgesetzgebung auf, wir verlangen, daß nicht ein sogenannter frei- 
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er Arbeitsvertrag in Wahrheit zur Ausbeutung des Arbeiters führe, wir 
verlangen die vollste Freiheit für den Arbeiter, bei Feststellung des Ar- 
beitsvertrages mitzureden, selbst wenn er da Ansprüche erheben sollte, 
die scheinbar mit dem alten Zunftwesen eine gewisse Analogie haben. 
Wir verlangen, daß die Freiheit überall durch die Öffentlichkeit kon- 
trolliert werde, und daß, wo die Öffentlichkeit tatsächlich fehlt, der 
Staat untersuchend eintrete und, ohne in die Unternehmungen sich zu 
mischen, das Resultat publiziere. Wir verlangen von diesem Standpunkt 
ein Fabrikinspektorat, ein Bank-, ein Versicherungskontrollamt, wir 
fordern von diesem Standpunkt aus hauptsächlich Enqueten in bezug 
auf die soziale Frage. Wir verlangen nicht, daß der Staat den unteren 
Klassen Geld zu verfehlten Fxperimenten gebe, aber wir verlangen, daß 
er ganz anders als bisher für ihre Erziehung und Bildung eintrete, wir 
verlangen, daß er sich darum kümmere, ob der Arbeiterstand unter 
Wohnungsverhältnissen, unter Arbeitsbedingungen lebt, die ihn not- 
wendig noch tiefer herabdrücken. 

Wir glauben, daß eine zu große Ungleichheit der Vermögens- und 
Einkommensverteilung, daß ein zu erbitterter Klassenkampf mit der 
Zeit auch alle freien politischen Institutionen vernichten muß, und uns 
wieder der Gefahr einer absolutistischen Regierung entgegenführt. Schon 
darum glauben wir, daß der Staat einer solchen Entwicklung nicht gleich- 
gültig zuschen dürfe. 

Wir verlangen vom Staate, wie von der ganzen Gesellschaft und je- 
dem Einzelnen, der an den Aufgaben der Zeit mitarbeiten will, daß sie 
von einem großen Ideale getragen seien. Und dieses Ideal darf und soll 
kein anderes sein als das, einen immer größeren Teil unseres Volkes zur 
Teilnahme an allen höheren Gütern der Kultur, an Bildung und Wohl- 
stand zu berufen, das soll und muß die große im besten Sinne des Wor- 
tes demokratische Aufgabe unserer Entwicklung sein, wie sie das große 
Ziel der Weltgeschichte überhaupt zu sein scheint. 

Doch genug. Wir wollen ja nicht von den großen prinzipiellen Fra- 
gen heute sprechen, sondern einzelnen praktischen Problemen näher 
treten. Es schien nur zweckmäßig, ehe wir in die Debatte eintreten, 
wenigstens den prinzipiellen Standpunkt derer, welche hauptsächlich 
die Versammlung veranlaßt haben, loyal und offen darzulegen. 


Diese Rede hielt G.Schmoller anläßlich einer Tagung zur Vorbereitung der Grün- 
dung des Vereins für Sozialpolitik am 8.10.1872 in Eisenach. Sie ist entnommen: 
F.Boese, Geschichte des Vereins für Sozialpolitik 1872-1932, Berlin 1939, S. 6-11. 
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V. Die Reaktion der Inneren Mission auf die 
Anfänge der Sozialgesetzgebung 


Text Nr. 7 

Die Aufgabe der Kirche und ihrer inneren Mission gegenüber 
den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kämpfen der Gegen- 
wart. Fine Denkschrift des Central-Ausschusses für die innere 
Mission der deutschen evangelischen Kirche (1884) 


I. 


Die wirthschaftlichen und gesellschaftlichen Kämpfe der Gegenwart, 
welche in der socialdemokratischen Bewegung und deren Bekämpfung 
ihren schärfsten Ausdruck finden, stellen an die Kirche und deren in- 
nere Mission die Aufforderung, ihrer Aufgabe, wie das ganze irdische 
Leben, so insbesondere auch die wirthschaftliche und gesellschaftliche 
Seite desselben mit dem Sauerteige des Evangeliums zu durchdringen, 
eine erhöhte Aufmerksamkeit und Thätigkeit zuzuwenden. 


II. 


Diese Aufgabe können Kirche und innere Mission nur dadurch erfül- 
len, daß sie die unchristlichen und widerchristlichen Mächte, welche 
sich in der modernen wirthschaftlichen und gesellschaftlichen Entwick- 
lung auswirken, aufdecken und ihnen gegenüber die religiös-sittlichen 
Grundsätze des Christenthums in ihrer besonderen Anwendung auf 
die heutige Gestalt des wirthschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens 


bezeugen und zur thatsächlichen Geltung zu bringen suchen. 


II. 


1. Die falsche sittliche Grundauffassung, welche seit Jahrzehnten den 
Verlauf der wirthschaftlichen Entwicklung wesentlich bestimmt hat und 
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noch jetzt unbewußt oder bewußt sowohl die grundsätzlichen Anhän- 
ger der herrschenden Gesellschaftsordnung als auch ihre radikale Geg- 
nerin, die Socialdemokratie, beherrscht, ist ein feinerer oder gröberer 
Materialismus, welcher, von der ausschließlichen Diesseitigkeit der 
menschlichen Bestimmung ausgehend, den Zweck des Lebens in der 


möglichst hohen Befriedigung der irdischen Bedürfnisse erblickt. 


2. Das wirksamste Mittel zur möglichst allgemeinen Erreichung dieses 
Zweckes sucht die einseitige individualistische Richtung, wie sie ihre Aus- 
bildung in dem ökonomischen Liberalismus gefunden, unter Verkennung 
der Macht der Sünde ın dem freien Kampfe der natürlichen Kräfte und 
Interessen, ın welchem jeder Einzelne in freier Selbstbestimmung und 
mit voller Selbstverantwortlichkeit ohne jede andere, als die in dem 
gleichen Rechte für alle gegebene Schranke, ein möglichst hohes Maaß 
irdischer Güter für sich zu erwerben trachtet. 

Auch die wirthschaftlichen Gemeinschaften und Abhängigkeitsver- 
hältnisse der Einzelnen untereinander stehen nach dieser Auffassung 
lediglich unter der Herrschaft des von höheren sittlichen Gesichtspunk- 
ten unabhängigen Interesses, welches naturgemäß dahin führt, daß sich 
die Betheiligten, einer den andern überwiegend nur als Mittel für ihre 
wirthschaftlichen Zwecke behandeln. 

Ein Ausfluß dieser Auffassung ist es, wenn die große Mehrzahl der- 
jenigen, welche auf Grund ihres Besitzes die herrschende Stellung in 
den wirthschaftlichen Verhältnissen einnehmen (die Arbeitgeber) die 
Besitzlosen (die Arbeiter) nicht als sittliche Persönlichkeiten, für deren 
Loos sie kraft ıhres Herrschaftsverhältnisses eine Verantwortlichkeit tra- 
gen, sondern lediglich als die für die Vermehrung des Erwerbes mög- 
lichst hoch auszunutzende Arbeitskraft ansehen, und wenn anderer- 
seits die Arbeiter immer mehr in dem Arbeitsverhältnif$ nicht einen 
Dienst, sondern nur das Mittel zu ihrem ohne Rücksicht auf die Inter- 
essen des Arbeitgebers möglichst hoch zu bringenden Erwerbe sehen. 


3.Dem gegenüber will die socialistische Richtung, wie sie sich in der So- 
cialdemokratie ausgestaltet hat, in der Erkenntniß, daß das freie Spiel 
der natürlichen Kräfte und Interessen nothwendig zur Herrschaft des 
Stärkeren, d.h. auf wirthschaftlichem Gebiete des Besitzenden, und zur 
Unterdrückung des Schwächeren, d.h. des Besitzlosen, führen muß, 
und von dem Grundsatze der abstrakten Rechtsgleichheit in konsequen- 
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ter Ausbildung der materialistischen Grundanschauung zu dem des glei- 
chen Anspruchs aller auf irdische Befriedigung fortschreitend, durch eine 
radikale Umwälzung der wirthschaftlichen Ordnung die Herrschaft des 
Besitzers beseitigen und eine neue, in allen ihren Lebensäußerungen 
von dem bewußten Willen der Gesammtheit beherrschte Ordnung des 
wirthschaftlichen Lebens aufrichten, in welcher die Arbeit zum allein 
entscheidenden Faktor für die Vertheilung des Genusses der irdischen 
Güter gemacht wird. In dies Bestreben wendet sie sich zugleich gegen 
die bestehende Staatsordnung, in welcher sie das Mittel der herrschen- 
den Klassen zur äußeren Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft, und 
gegen Christenthum und Kirche, in welchen sie nur das Mittel, der be- 
stehenden Gesellschaftsordnung eine religiöse Grundlage in den 
Gemüthern zu geben, erblickt. Erscheint diese Richtung demnach 
einerseits als eine natürliche Gegenströmung gegen den Optimismus 
und die nackte Selbstsucht des individualistischen Liberalismus, so kann 
sie andererseits in ihrer sittlichen Grundlage und in ihren Zielen nur als 
die äußerste Consequenz der von den höheren Klassen zu den breiten 
Schichten des Volkes durchgedrungenen materialistischen Strömung 
der Gegenwart erkannt werden. Zugleich enthält sie eine thatsächliche 
Verurteilung der Unterlassungssünden, welcher Staat und Kirche auf 
dem Gebiete des wirthschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens sich 
schuldig gemacht haben. 


IV. 


1. Im Gegensatze zu jener herrschenden Grundauffassung und ihren ver- 
schiedenen Ausgestaltungen bezeugt die Kirche auf Grund des göttli- 
chen Wortes, daf$ das wirthschaftliche Leben des Einzelnen, wie der Ge- 
sammtheit, seinen Zweck nicht in sich selber hat, vielmehr seine wahre 
Bedeutung nur als Unterlage und Mittel für die Erreichung der höheren 
und ewigen Bestimmung des Menschen und der Menschheit gewinnt. 

Das Ziel der wirthschaftlichen Entwicklung erblickt sie daher nicht 
in der gleichen, möglichst hohen Befriedigung der irdischen Bedürfnis- 
se aller, aber eben so wenig in der möglichsten Vermehrung des Reich- 
thums ohne Rücksicht auf das Loos der Einzelnen, sondern in einer 
Gestaltung des Erwerbslebens, welche, ohne das verschiedene Maaß 
des Besitzes und die Unterschiede der wirthschaftlichen Klassen mit 
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ihren besonderen Kulturaufgaben und dadurch bedingten Kulturbe- 
dürfnissen zu beseitigen, auch den untersten Klassen die Erreichung 
desjenigen Maaßes irdischen Gutes ermöglicht, welches nach dem je- 
weiligen Stande der Kultur die Voraussetzung der Bewahrung vor wirth- 
schaftlicher Noth und der Erhaltung und Pflege der sittlichen Lebens- 
ordnungen bildet. 


2. Die Bedingung der fortschreitenden Verwirklichung dieses Zieles 
erkennt die Kirche nicht in der Durchführung irgend eines wirthschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Systems, sondern in der immer allge- 
meineren Anerkennung und Befolgung des Sittengesetzes auch im 
wirthschaftlichen Leben, ohne welche alle im Verlaufe der Kulturent- 
wicklung eines Volkes auftretenden wirthschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Ordnungen durch den Kampf der in ihr sich ausbildenden 
Gegensätze dem Zerfalle entgegengeführt werden. 


3. Nach christlicher Auffassung ist jeder irdische Besitz, in welcher Form 
des geschichtlichen Rechts er auch erscheinen mag, und ebenso die 
Arbeitskraft in allen ihren Maafßen und Formen eine Gabe Gottes, für 
deren Verwaltung und Bewerthung im Dienste der irdischen und ewi- 
gen Bestimmung seiner selbst und der ihn umschließenden Gemein- 
schaft ihr Inhaber vor Gott verantwortlich ist. 

Wo die auf Vermehrung der irdischen Güter gerichtete Thätigkeit 
unter Nichtachtung des Sittengesetzes und ohne Rücksicht auf die sitt- 
lichen Güter nur den Zweck der möglichst hohen Befriedigung der 
irdischen Bedürfnisse verfolgt, da wird sie - einerlei, ob sie durch Ver- 
werthung des Besitzes (Kapitals) oder der Arbeitskraft erfolgt, zum 
Mammonsdienste, welcher für die sittliche und darum auch für die wirth- 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung eines Volkes um so ver- 
derblicher werden muß, je mehr der Reichthum an irdischen Gütern in 
demselben wächst. 


4. Auch die wirthschaftlichen Gemeinschafts- und Abhängigkeitsverhält- 
nisse müssen auf ihrer natürlichen und rechtlichen Grundlage durch die 
Bethätigung der Bruderliebe zu sittlichen Verhältnissen gestaltet werden. 

Jedem Arbeitgeber erwächst daher aus dem Arbeitsverhältniß, so weit 
der Einfluß desselben auf das Loos der von ihm beschäftigten Arbeiter 
reicht, eine über die Rechtspflicht hinausgehende besondere Verant- 
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wortlichkeit nicht nur für das leibliche, sondern auch für das geistige 
und sittliche Wohl derselben. Jeder Arbeiter übernimmt mit dem Ein- 
gehen eines Arbeitsverhältnisses die besondere sittliche Verpflichtung, 
im dem Bereiche dieses Verhältnisses seinem Arbeitgeber auch über die 
Grenze der Rechtspflicht hinaus zu dienen. 

Nach dem Grundsatze: »Welchem viel gegeben ist, von dem wird 
man viel fordern« trifft den Arbeitgeber die größere Verantwortung, 
und zwar in um so höherem Maaße, je mehr durch die Ordnung des 
Erwerbslebens die Selbstbestimmung des einzelnen Arbeiters beschränkt 
und die Gestaltung seines persönlichen, wirthschaftlichen und Famili- 
enlebens von dem gegebenen Arbeitsverhältnisse beherrscht wird. 


5. Wo die herrschende Wirthschaftsordnung auch den Arbeitgeber in 
seiner wirthschaftlichen Selbstbestimmung soweit beschränkt, daß ihm 
die Möglichkeit entzogen wird, das Arbeitsverhältniß in seinem Betrie- 
be ohne Gefährdung der Existenzbedingungen des letzteren, seiner sitt- 
lichen Aufgabe entsprechend zu regeln, da tritt an den Staat die Aufga- 
be heran, so weit möglich durch allgemeine gesetzliche Bestimmungen 
die Regelung des Arbeitsverhältnisses der Willkür der Einzelnen in so 
weit zu entziehen, als es erforderlich ist, um auch dem besitzlosen Ar- 
beiter die unerläßlichen Bedingungen für die Erfüllung seiner sittli- 
chen Aufgabe zu wahren. 


V. 


Die Mittel, ihrer Auffassung zur Anerkennung und Wirksamkeit zu ver- 
helfen, finden die Kirche und ihre innere Mission in der Verkündigung 
des göttlichen Wortes und in der dienenden Liebe. 


1. Wie die Kirche stets mit besonderem Nachdruck diejenigen Sünden 
zu bekämpfen hat, welche in gegebener Zeit und unter gegebenen Ver- 
hältnissen die herrschenden und dem Baue des Reiches Gottes vorzugs- 
weise hinderlichen sind, so hat sie in gegenwärtiger Zeit und nament- 
lich da, wo die wirthschaftlichen und gesellschaftlichen Gegensätze das 
Fühlen und Denken des Volkes immer mehr zu beherrschen drohen, 
die christliche Lehre von dem Gebrauch und Mißbrauch der irdischen 
Güter mit besonderen Ernste zu treiben und auf die verschiedenen wirth- 
schaftlichen Verhältnisse anzuwenden. 


128 


2. Je mehr die steigende Entwicklung des Güterlebens und die darauf 
beruhende täglich wachsende Erweiterung des Kreises irdischer Be- 
dürfnisse und ihrer Befriedigungsmittel der materialistischen Auffas- 
sung Vorschub leisten und auch diejenigen, welche ihr grundsätzlich 
nicht huldigen, der Versuchung aussetzen, den Werth der irdischen 
Güter zu überschätzen und einer gröberen oder feineren Genußsucht 
zu verfallen, desto eindringlicher sind durch Vorhaltung der Gefah- 
ren, welche nach der Schrift sowohl der Reichthum wie das Reichwer- 
denwollen für das Heil der Seelen in sich schließen, die Gewissen ge- 
gen jene Zeitsünden zu schärfen. Daneben muß bezeugt werden, wie 
auch das irdische Glück durch den Besitz vieler Güter nicht gesichert, 
durch den Mangel derselben nicht ausgeschlossen wird, und daß Rei- 
che und Arme auch in diesem Leben wahre Befriedigung nur in der 
Pflege der sittlichen Güter, durch das » Trachten nach dem Reiche Got- 


tes« finden können. 


3. Je mehr das Rennen und Jagen nach Gewinn, der Kampf Aller gegen 
Alle und das unvermittelte Nebeneinander von maaßlosem Reichthum 
und wirthschaftlicher Noth, durch die Entwicklung des wirthschaftli- 
chen Lebens auf der Grundlage der unbeschränkten Concurrenz beför- 
dert werden und zu rücksichtsloser Selbstgenügsamkeit, kalter Ueber- 
hebung und übermüthiger Härte auf der einen Seite, zu bittrem Groll 
und verzehrendem Neide auf der andren führen: desto eindringlicher 
ist die Lehre der Schrift, daß alle Menschen vor Gott gleich und unter 
einander Brüder sind, zu bezeugen und in ihrer versöhnenden und hei- 
lenden Bedeutung für das wirthschaftliche Leben darzustellen. 

Den höheren Klassen muß es ins Gewissen geschoben werden, daß 
kein Unterschied des Standes, des Besitzes und der Bildung eine Ver- 
schiedenheit in dem sittlichen Werthe des Menschen begründet, daß 
jeder Vorzug auf diesem Gebiete, er mag auf Ererbung oder Erarbei- 
tung beruhen, nur das Maaß der Verantwortlichkeit des Bevorzugten 
erhöht und zu einem unter Gottes Gericht fallenden Raube wird, wenn 
er statt im Dienste der Bürger in selbstsüchtigem Interesse ausgenutzt 
wird. 

Ebenso ist den niederen Klassen vorzuhalten, daß die verschiedene 
Vertheilung der irdischen Gaben und Güter eine der wesentlichen 
Gleichheit der Menschen nicht widerstreitende Ordnung Gottes ist, 
daf$ das geringere Maafßß des Vermögens und der Kräfte ebenso wenig 


129 


von der Möglichkeit ihrer Verwendung im Dienste der Gemeinschaft, 
wie von der Verantwortlichkeit dafür ausschließt, und daß neidisches 
Begehren der irdischen Güter unter das gleiche Gericht fällt, wie selbst- 
süchtiger Mißbrauch derselben. 


4. Je mehr der selbstsüchtige und materialistisch geriehtete Individua- 
lismus einer Auffassung Vorschub leistet, welche alle Gemeinschafts- 
und Abhängigkeitsverhältnisse ihres sittlichen Inhalts entkleidet und 
überwiegend nach ihren wirthschaftlichen Ergebnissen für den Einzel- 
nen würdigt, desto sorgsamer ist vor Allem in der Familie, als der ur- 
sprünglichen, auf der gottgegebenen Naturordnung beruhende wirth- 
schaftlichen Gemeinschaft das Bewußtsein zu wecken, daß in ihr alle 
Glieder und zwar auch diejenigen, welche nur vorübergehend und die- 
nend ihrem Kreise angehören, in ihr nicht nur die Quelle ihrer leibli- 
chen Versorgung, sondern auch die Pflegestätte ihrer wirthschaftlichen 
und sittlichen Ausbildung finden sollen. 

Demgemäß muß den Dienstherrschaften in Stadt und Land ihre Ver- 
antwortlichkeit dafür eingeschärft werden, daß sie als treue Haushalter 
ihren Dienstboten nicht blos ihren Lohn und ihre leibliche Versorgung 
unverkürzt gewähren, sondern sie auch des Segens eines geordneten 
Familienlebens theilhaftig machen und in dem Dienstverhältniß die 
Fortsetzung der elterlichen Erziehung, sowie eine Vorschule für ihren 
künftigen Beruf als Hausväter und Hausmüitter finden lassen. 

Ebenso muß bei Meistern und Lehrherrn das Bewußtsein lebendig 
gemacht werden, daß sie in ihren Gesellen und Lehrlingen nicht ledig- 
lich die unentbehrlichen Hilfskräfte für den erfolgreichen Betrieb ihres 
Gewerbes sehen dürfen, vielmehr die Verantwortlichkeit dafür tragen, 
daß dieselben durch ernste und wohlwollende Zucht, sowie durch sorg- 
fältige technische und wirthschaftliche Anleitung für die künftige selbst- 
ständige Ausübung ihres Berufs ausgebildet werden. 

Auf der anderen Seite muß die lernende und dienende Jugend durch 
Einschärfung des vierten Gebots wieder mehr zu pietätvoller Achtung 
der Autorität erzogen und zur Erkenntniß des Segens und der Ehre des 
Dienens angeleitet werden. 

Daneben ist den täglich sich steigernden Versuchungen zu einem 
zuchtlosen, der Familiengemeinschaft entfremdenden Genußleben 
durch die Mahnung an den Ernst der Vorbereitungszeit für den künfti- 


gen Beruf, durch Darbietung von Veranstaltungen zu allgemeiner und 
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sachlicher Ausbildung, durch Weckung des Sinnes für die Freuden ei- 
nes gesunden Familienlebens und Förderung von Vereinigungen zu ei- 
ner veredelten Geselligkeit entgegen zu wirken. 


VI. 


Angesichts der entscheidenden Bedeutung, welche der Gegensatz zwi- 
schen Kapital und Arbeit für die wirthschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung gewonnen hat, muß bezeugt werden, daß die Überwin- 
dung dieses Gegensatzes nicht von einer wirthschaftlichen Umwälzung 
erwartet werden darf, durch welche die Herrschaft des Kapitals durch 
diejenige der Arbeit ersetzt werden soll, sondern nur von der Erfüllung 
der sittlichen Anforderungen, welche in dem gegenseitigen Abhängig- 
keitsverhältniß jener beiden Faktoren des Erwerbslebens begründet sind. 


1. Diese Anforderungen ergeben sich aus der Natur des » Unternehmens«, 
als derjenigen Form des Erwerbslebens, welche immer ausschließlicher 
zur Herrschaft gelangt, und in welcher jener Gegensatz hauptsächlich 
wirksam ist. Ihr Wesen besteht in der Zusammenfassung von Kapital 
und Arbeitskraft zu einer auf Erwerbszwecke gerichteten wirthschaftli- 
chen Einheit, durch welche die natürliche, das wirthschaftliche Leben 
ihrer Glieder bestimmende Einheit der Familie als solche aufgehoben 
und die letztere in der Erfüllung ihrer wirthschaftlichen und folgeweise 
auch ihrer sittlichen Aufgabe unter den bestimmenden Einfluß einer 
Gemeinschaft gestellt wird, welche als reine Erwerbsgemeinschaft nicht 
Familien, sondern nur einzelne Personen als Träger von Kapital und 
Arbeitskraft umschließt und deshalb ihrer Natur nach gegen die sittli- 
che Ordnung der Familie gleichgültig ist. 

Dieser innere Widerspruch zwischen der Form des wirthschaftlichen 
Lebens und der höheren Aufgabe des letzteren, der sittlichen Entwick- 
lung als Unterlage zu dienen, kann nur dadurch überwunden werden, 
daß die in dem Unternehmen vereinigten Personen sich ihrer sittlichen 
Pflicht bewußt werden, die Aufgabe des Unternehmens in der Herstel- 
lung der wirthschaftlichen Bedingungen für die sittliche Entwicklung 
aller von demselben abhängigen Familien zu erkennen und zur Errei- 
chung dieser Aufgabe, der Gestaltung des Unternehmens zu einer er- 
weiterten Familie, jeder an seinem Theile mitzuwirken. 
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2. Der größere Theil der Verantwortlichkeit für die Erreichung dieses 
Zieles fällt naturgemäß dem Herrn und Leiter des Unternehmens zu, 
welcher als solcher die Ordnung des letzteren und die Verwendung 
seines Ertrages zunächst bestimmt und dadurch über alle in dem- 
selben Beschäftigten eine weit über den nächsten Kreis der gemein- 
samen wirthschaftlichen Tätigkeit hinausgreifende Herrschaft aus- 
übt. 


3. Der Aufgabe, diese Herrschaft als einen Dienst zur Verwirklichung 
der höheren Bestimmung des Unternehmens auszuüben, muß zunächst 
der Unternehmer gerecht werden in der Ordnung und Leitung des Un- 
ternehmens. Das wirthschaftlich berechtigte Bestreben, das Unterneh- 
men so zu ordnen und zu leiten, daß es den möglichst höchsten Ertrag 
erzielt, muß seine Grenze und seine Regelung in den Anforderungen 
finden, welche sich aus der Rücksicht auf das /eibliche und sittliche Wohl 
der Arbeiter ergeben. | 

Art und Dauer der Arbeit muß demnach unter Berücksichtigung der 
verschiedenen Klassen der Arbeiter (erwachsene und jugendliche, männ- 
liche und weibliche) so geregelt werden, daß sie weder die Ausbildung 
und Erhaltung der Arbeitskraft, noch die Möglichkeit der Familienge- 
meinschaft beeinträchtigen. 

Die mit jeder auf Arbeitstheilung und Vereinigung beruhenden ge- 
meinsamen Ihätigkeit und namentlich mit jedem Massen- und techni- 
schen Betriebe verbundenen besonderen Gefahren für Leben und Ge- 
sundheit müssen durch sorgfältige Regelung der ineinandergreifenden 
Thätigkeiten, sowie durch Herstellung der möglichen Schutzvorrich- 
tungen abgewandt werden. 

Ebenso muß den besonderen sittlichen Gefahren, welche mit jeder, 
ohne Rücksicht auf den Familienzusammenhang hergestellten Vereini- 
gung von Arbeitern verbunden sind, durch richtige Vertheilung der 
Arbeiter (Irennung der Geschlechter, der jugendlichen und erwachse- 
nen Arbeiter), sowie durch Handhabung einer von sittlichem Ernste 
getragenen Aufsicht entgegengetreten werden. 

Die durch die letzteren Anforderungen bedingte Ordnung und Dis- 
ciplin muß bei strenger Aufrechterhaltung der Autorität mit sorgsamer 
Achtung vor der persönlichen Ehre des Arbeiters wahrgenommen wer- 
den. Soweit möglich, muß bei der Handhabung derselben eine Mitbe- 


teiligung der Arbeiter stattfinden, welche diese zur Selbsterziehung er- 
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hebt und ihnen einen Ersatz für den durch das Unternehmen beding- 
ten Verlust an Selbstständigkeit bietet. 


4. In derselben Weise, wie die Ordnung und Leitung, soll auch die 
Verwendung der Erträge der höheren Bestimmung des Unternehmens 
gerecht werden. Dadurch ist zunächst jede Herabdrückung des Lohnes 
der Arbeiter ausgeschlossen, welche lediglich auf die Vermehrung des 
eigenen Erwerbes des Unternehmers abzielt. Die Höhe des Lohnes soll 
dieser nicht auf Grund der durch seine wirthschaftliche Überlegenheit 
und die Abhängigkeit der Arbeiter in seine Hand gelegten Macht, son- 
dern nach dem wirthschaftlichen Bedürfnis der Arbeiter einerseits und 
der Leistungsfähigkeit des Unternehmers andererseits bemessen. 

Daneben ist der Unternehmer in erster Linie auch dafür verantwort- 
lich, daß die äußere Gemeinschaft, zu welcher das Unternehmen alle in 
demselben Beschäftigten verbindet, durch Nutzbarmachung der ver- 
einten Kräfte und eines Theils des gemeinsamen Erwerbs für Aufga- 
ben, denen die vereinzelten Kräfte nicht gewachsen sind, zu einer Quelle 
der wirthschaftlichen und sittlichen Förderung aller Einzelnen werde. 

Dahin gehört vor allem: 

die Sorge für ausreichende Wohnung, als der ersten Voraussetzung 
einer geordneten Hauswirthschaft und eines veredelten Familienlebens; 

die Einrichtungen zur billigen Beschaffung der täglichen Lebensbe- 
dürfnisse, zur Sicherung des Unterhaltes für Zeiten vorübergehender 
oder dauernder Erwerbsunfähigkeit, zur Förderung der Ansammlung 
eines Besitzes durch Ersparnisse, zur Entwicklung und Steigerung der 
Erwerbsfähigkeit, namentlich der heranwachsenden Jugend; 

die Unterstützung der elterlichen Zucht bei der heranwachsenden 
und miterwerbenden, der Schulzucht und Hebung des Unterrichts bei 
der Schuljugend; 

die Mitwirkung zur Sicherung ausreichender religiöser Pflege der 
Erwachsenen durch regelmäßige Gottesdienste und Seelsorge; 

endlich die Förderung der sittlichen Beziehungen unter allen Glie- 
dern der Gemeinschaft durch Pflege einer veredelten Geselligkeit. 

Fällt für alle diese Aufgaben dem Unternehmer vermöge seiner 
herrschenden Stellung, seiner höheren Intelligenz und größeren wirth- 
schaftlichen Kraft die Anregung und Leitung zu, so wird das Ziel, das 
Unternehmen auf seiner wirthschaftlichen Grundlage zu einer sittli- 
chen Gemeinschaft zu gestalten, doch nur erreicht werden, wenn an 
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der Thätigkeit für diese gemeinsamen Aufgaben und an der Verwal- 
tung der gemeinsamen Einrichtungen auch alle Einzelnen, je nach ih- 
ren Gaben und Kräften, mittelbar oder unmittelbar betheiligt werden, 
und auf diese Weise an Stelle des niederdrückenden Gefühls unbeding- 
ter Abhängigkeit das befriedigende Bewußtsein tritt, einer jedes Glied 
in seiner Menschenwürde achtenden Gemeinschaft anzugehören. 

Bei diesen Aufgaben des Arbeitgebers wird auch der Beruf der Frau, 
Gehülfin des Mannes zu sein, auf seinem ursprünglichen Gebiete, der 
wirthschaftlichen Thätigkeit, wieder zu seinem Rechte kommen, in- 
dem durch den fürsorgenden Dienst der Frau an den Familien der Ar- 
beiter am leichtesten und wirksamsten die rein menschlichen Bezie- 
hungen angeknüpft und gepflegt werden, welche der Thätigkeit des 
Unternehmens für die Gesammtheit seiner Arbeiter erst zu voller Wirk- 
samkeit verhelfen können. 


5. Selbstverständlich entsprechen diese hohen sittlichen Anforderungen 
an den Unternehmer auch solche an den Arbeiter. Auch er soll in sei- 
nem Verhältnisse zu dem Unternehmen nicht lediglich eine Erwerbs- 
quelle, sondern einen Beruf erkennen, welcher ihn verpflichtet, an dem 
Gedeihen des Ganzen nach Kräften mitzuwirken. Durch Achtung vor 
der Autorität des Unternehmers und seiner Vertreter und durch treue 
Beobachtung der Arbeitsordnung soll er die Ordnung des Betriebes 
aufrecht erhalten helfen, durch Fleiß und sorgfältige Ausführung jeder 
einzelnen Arbeitsleistung den Erfolg desselben fördern und namentlich 
auch schwierige Zeiten durch Enthaltung von überspannten Lohnfor- 
derungen überwinden helfen. 

Ebenso soll er die gemeinsamen, auf die wirthschaftliche und sittli- 
che Förderung der Gesammtheit der Arbeiter abzielenden Einrichtun- 
gen durch vertrauensvolles Eingehen auf die Absichten des Arbeitge- 
bers, durch bereitwillige Uebernahme der dafür zu bringenden Opfer 
und durch thätige Teilnahme an der dazu erforderlichen Arbeit an sei- 
nem Theile zu fördern suchen. 


6. Wenn auch die Verschiedenheit der Unternehmungen nach Art (ge- 
werbliche, landwirtschaftliche, Verkehrs- und Handelsunternehmun- 
gen), Umfang und Dauer in dem Maaße der Erfüllung der einzelnen 
Aufgaben und in den Mitteln, mit welchen dieselbe zu erstreben ist, 


mannigfache Unterschiede begründet, so bleibt die Aufgabe, das Un- 
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ternehmen zu einer sittlichen Gemeinschaft zu gestalten, doch unter 
allen Umständen grundsätzlich dieselbe. Soweit es sich dabei um die 
Ordnung und Leitung des Betriebes und um die Bemessung des Loh- 
nes handelt, begründet jene Verschiedenheit keinen Unterschied in den 
zu stellenden Anforderungen. Soweit aber Umfang und Kraft des Un- 
ternehmens zur Erfüllung der weiteren Aufgaben nicht ausreichen, oder 
soweit die letztere nach den bestehenden Verhältnissen durch ein gleich- 
mäßiges Vorgehen mehrerer Unternehmungen bedingt ist, muß die 
Vereinigung gleichartiger Unternehmungen zu gemeinsamem Handeln 
erstrebt werden. 

Insonderheit darf sich auch der kleine Unternehmer (Handwerk, 
Kleingewerbe, landwirtschaftlicher Kleinbetrieb) der sittlichen Pflicht, 
sein Unternehmen zu einer erweiterten Familie zu gestalten, desto we- 
niger entziehen, je mehr er durch die geringe Zahl der in demselben 
beschäftigten Arbeiter in den Stand gesetzt wird, diejenigen unter ih- 
nen, welche nicht in einem Familienverbande stehen oder für die Dau- 
er der Beschäftigung demselben entzogen werden, in die eigene Familie 
aufzunehmen. Ä 

Der Erfüllung der sittlichen Aufgaben des Unternehmers dürfen sich 
auch die Gemeinschaften aller Art (Gesellschaften, Korporationen, 
Gemeinden, Staat), welche wirthschaftliche Betriebe zu verwalten ha- 
ben, nicht entziehen. Namentlich liegt dem Staate als dem weitaus größ- 
ten Arbeitgeber die Verpflichtung ob, darin mit gutem Beispiele voran- 
zugehen. 


vll. 


1. Wenn die organisirte Kirche in ihrer amtlichen Wirksamkeit der Regel 
nach darauf beschränkt sein wird, der sittlichen Grundanschauung, aus 
welcher die im Einzelnen dargelegten Anforderungen erwachsen, durch 
die Predigt von Gesetz und Evangelium Eingang in den Gemüthern zu 
verschaffen, und wenn sie auch mit dieser Wirksamkeit unter den ge- 
genwärtigen Verhältnissen große und oft gerade die entscheidenden 
Kreise unseres Volkslebens nicht wird erreichen können, so wird um so 
mehr die innere Mission alle ihr zu Gebote stehenden Mittel und Wege 
benutzen müssen, diese Auffassung in allen ihren einzelnen Consequen- 
zen darzulegen und zu vertreten, sie auch in die Kreise zu tragen, wel- 
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‘che dem kirchlichen Leben entfremdet sind und sie mehr und mehr 
zum Inhalte der herrschenden öffentlichen Meinung zu machen, wel- 
che auch die innerlich nicht Ueberzeugten und Widerwilligen zwingt, 
ihr praktisches Handeln darnach einzurichten. 


2. Neben stets zu erneuernder Besprechung in der Presse und in öffent- 
lichen Versammlungen von Arbeitgebern und Arbeitern, wobei auf die 
bereits vielfach vorhandenen Beispiele praktischer Betätigung dieser 
Auffassung seitens wohlwollender Arbeitgeber und die dadurch erziel- 
ten Erfolge hinzuweisen ist, muß besonders die Bildung von Vereinigun- 
gen von Arbeitgebern angestrebt werden, welche sich die Verbreitung 
und praktische Bethätigung dieser Grundsätze zur Aufgabe machen. 

Daneben hat die innere Mission allen praktischen Bestrebungen 
wohlwollender Arbeitgeber im Einzelnen mit Rat und That an die Hand 
zu gehen, und wo die persönlichen Kräfte zur Lösung der verschiede- 
nen Aufgaben nicht vorhanden sind, solche nach Möglichkeit zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Gleiche Förderung hat sie, wo bei mangelndem Zusammenwirken 
der Arbeitgeber mit ihren Arbeitern einzelne auf die wirthschaftliche 
und sittliche Hebung der letzteren abzielende Bestrebungen von freien 
Arbeitervereinigungen in die Hand genommen werden, auch diesen zu- 
zuwenden, dabei aber zugleich dem Betreten falscher, zu einer Verschär- 
fung des Gegensatzes zwischen Arbeitgebern und Arbeitern führender 


Bahnen entgegenzuwirken. 


3. Endlich hat sie da, wo die Arbeitgeber ihre sittliche Aufgabe noch 
nicht erkannt haben, einstweilen selbstthätig einzutreten und die christ- 
liche Liebesthätigkeit aufzurufen, durch ihren Dienst den arbeitenden 
Klassen dasjenige einstweilen möglichst zu ersetzen, woran es die Ar- 
beitgeber noch fehlen lassen. Namentlich hat sich diese Täthigkeit der 
Pflege eines geordneten Familienlebens, der Erziehung und sittlichen 
Bewahrung der Jugend, der Förderung ihrer Erwerbsfähigkeit und der 
Veredelung der Geselligkeit der Erwachsenen zuzuwenden und durch 
ihre Bestrebungen den Arbeitgebern einen strafenden und mahnenden 
Spiegel vorzuhalten, in die verbitterten Kreise der Arbeiter aber die ver- 
söhnende Kraft der Liebe hineinzutragen. 
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VID. 


1. Bei allem Ernste, mit welchem Kirche und innere Mission die sittli- 
chen Anforderungen geltend zu machen haben, welche sich für die ver- 
schiedenen Kreise aus unseren socialen Nothständen und Kämpfen er- 
geben, dürfen doch auch sie die Thatsache nicht übersehen, daß die 
moderne wirthschaftliche Entwicklung Zustände geschaffen hat, wel- 
che die Freiheit des Einzelnen auf dem Gebiete seines wirthschaftlichen 
Handelns in hohem Maaße beschränken und namentlich dem Unter- 
nehmer nur zu oft die Möglichkeit entziehen, Art und Maaß der Aus- 
nutzung der Arbeitskraft, sowie den Antheil der Arbeiter an dem Ertra- 
ge des Unternehmens den von ihm selbst als berechtigt anerkannten 
Anforderungen entsprechend zu bemessen. Sobald der Konkurrenz- 
kampf der Unternehmungen auch nur erst an einer Stelle dahin geführt 
hat, daß, um die Productionskosten zu vermindern und dadurch die 
zur Behauptung des Marktes erforderliche Herabsetzung des Preises der 
Erzeugnisse zu ermöglichen, der Lohn der Arbeiter herabgedrückt, die 
Arbeitszeit verlängert, die männlichen und erwachsenen Arbeiter durch 
weibliche und jugendliche Kräfte ersetzt werden, so steht auch der wohl- 
wollende und gewissenhafte Arbeitgeber nur zu oft vor der Wahl, ent- 
weder auf diesem Wege zu folgen, oder das Unternehmen aufzugeben 
und damit die wirthschaftliche Existenzgrundlage aller von demselben 
Abhängigen völlig zu vernichten. 

An diesem Punkte kann die Freiheit des sittlichen Handelns dem 
Einzelnen nur dadurch wiedergegeben werden, daß der Willkür aller 


durch allgemeine zwingende Vorschriften Schranken gesetzt werden. 


2. Dahin zielen alle staatlichen Gesetze, welche zugunsten des Arbeiters, als 
des schwächeren T'heiles, die Freiheit des Arbeitsvertrages beschränken: 

die Beschränkungen der Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendli- 
chen Arbeitern, 

die Vorschriften zum Schutze der Arbeiter gegen die mit ihrer Be- 
schäftigung verbundenen Gefahren für Leben und Gesundheit, 

das Verbot der Sonntagsarbeit, 

die Bestimmungen über Innehaltung einer Normal- (richtiger Ma- 
ximal-) Arbeitszeit, 

endlich auch die Arbeiterversicherungsgesetze, sofern sie die Aufwen- 


dungen für die Sicherung des Arbeiters gegen die wirthschaftlichen 
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Folgen vorübergehender oder dauernder Erwerbsunfähigkeit zu einem 
nothwendigen Bestandtheile des aus dem Unternehmen zu bestreiten- 
den Arbeitslohnes machen. 


3. Kirche und innere Mission werden, um ihrer Aufgabe auf dem socia- 
len Gebiete gerecht zu werden, den hierauf gerichteten Bestrebungen, 
durch welche ihrer Arbeit vielfach erst wieder offene Bahn geschaffen 
werden muß, auch ihrerseits nicht theilnahmlos gegenüberstehen dür- 
fen. Sie werden dieselben namentlich in soweit zu den ihrigen machen 
und zu fördern haben, als sie auf die Wiedergewinnung der Vorausset- 
zungen eines geordneten, auch für die Pflege der sittlichen Güter wie- 
der Raum bietenden Familienlebens gerichtet sind. 

Die innere Mission hat demnach auch mit ihren Mitteln durch Ein- 
wirkung auf die öffentliche Meinung und Unterstützung der zur Errei- 
chung dieser Ziele sich bildenden Vereinigungen dahin zu wirken, daß 

a) die Jugend gegen körperliche, geistige und sittliche Verkümme- 
rung durch weitere Entwicklung der Gesetzgebung über die Beschäfti- 
gung jugendlicher Arbeiter geschützt werde, 

b) daß der natürliche Beruf des Weibes für die Familie durch gesetz- 
liche Regelung der Beschäftigung von Arbeiterinnen, unter besonderer 
Berücksichtigung der verheirateten Frauen, anerkannt werde, 

c) daß die Sonntagsruhe durch gesetzliches Verbot der Beschäfti- 
gung mit gewerblicher Arbeit, soweit diese nicht ihrer Natur nach kei- 
ne Unterbrechung gestattet oder durch besondere Nothlage geboten 
ist, hergestellt werde, 


4. daß auch die erwachsenen männlichen Arbeiter gegen eine die Er- 
haltung der Arbeitskraft gefährdende Ueberanstrengung und gegen eine 
die Theilnahme am Familienleben ausschließende Ausdehnung der 
Arbeitszeit durch gesetzliche Feststellung eines — unter Berücksichti- 
gung der Besonderheiten der verschiedenen Zweige produktiver Thä- 
tigkeit zu bemessenden — Maximalarbeitstages geschützt werden, 


5. daß, sofern und solange eine internationale Regelung dieser Verhält- 
nisse nicht zu ermöglichen ist, die Gefahr, welche den solchen Beschrän- 
kungen unterworfenen Unternehmen aus der Konkurrenz ausländischer, 
den gleichen Beschränkungen nicht unterworfener Unternehmer er- 
wächst, durch geeignete Mittel möglichst abgewandt werde. 
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Rt. 


Angesichts der weitverbreiteten Neigung, die »Lösung der socialen Fra- 
ge« vorzugsweise von äußeren Maaßregeln und Organisationen zu er- 
warten, dürfen Kirche und innere Mission nicht müde werden, zu be- 
zeugen, daß »die Sünde der Leute Verderben« ist, und daß demnach jene 
äußeren Mittel, so notwendig und heilsam sie sein mögen, ihr Ziel nicht 
erreichen werden und einen friedlichen Ausgang der wirthschaftlichen 
und gesellschaftlichen Kämpfe der Gegenwart nicht erhoffen lassen, 
wenn es nicht gelingt, das Leben der großen Kulturvölker wieder kräf- 
tiger mit der christlichen Weltanschauung zu durchdringen, welche das 
Ziel aller Kulturentwicklung in dem Bau des Reiches Gottes auf Erden 
erblickt. 

Nur das Christenthum, als Träger und Pfleger dieser Idee, vermag 
die Grundlage zu bieten, auf welcher eine innere und nachhaltige Ver- 
söhnung der die heutige Gesellschaft in ihren Grundlagen erschüttern- 
den Gegensätze möglich ist. Nur das Christenthum vermag den auf die 
Ausgleichung und Überwindung dieser Gegensätze gerichteten Bestre- 
bungen des Staates, der verschiedenen Gesellschaftskreise und der Ein- 
zelnen, die durch keine andere Macht zu ersetzende Kraft verleihen, 
welche in dem durch den religiösen Glauben gebundenen Gewissen 
beruht. Nur im Christenthum ist die internationale Macht gegeben, 
welche eine gleichartige reformatorische Arbeit der verschiedenen Völ- 
ker auf dem wirthschaftlichen und gesellschaftlichen Gebiete anzubah- 
nen und dadurch diejenige Gemeinsamkeit herzustellen vermag, durch 
welche bei der wachsenden Abhängigkeit aller Kulturvölker voneinan- 
der, bei der weit fortgeschrittenen Entwicklung der Volkswirthschaft 
zur Weltwirthschaft auch für jedes einzelne Volk der Erfolg seiner Re- 
formthätigkeit bedingt ist. 

Daß die Kirche wieder werde das Gewissen der Völker auch für ıhr 
wirthschaftliches und gesellschaftliches Leben, das ist das höchste Ziel ihrer 


inneren Mission. 


Der Text ist entnommen: Die Aufgabe der Kirche und ihrer inneren Mission gegen- 
über den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kämpfen der Gegenwart. Eine 
Denkschrift des Central-Ausschusses für die innere Mission der deutschen evangeli- 
schen Kirche, Berlin 1884. Diese T'hesenreihe fand als Flugschrift weite Verbrei- 
tung.) 


139 


C.Der soziale Protestantismus in der 
wilhelminischen Ara 


I. Einführung 
Traugott Jähnichen 


1. Die Gründungsphase des ESK: Zentrale Motive 


und Intentionen 


Das Jahr 1890 markiert einen bedeutsamen Einschnitt in der sozialpo- 
litischen Entwicklung des Deutschen Reiches. Die sogenannten arbei- 
terfreundlichen Februar-Erlasse Wilhelms II. sowie der in dieselbe Rich- 
tung zielende Erlaß des Evangelischen Oberkirchenrates vom April des 
Jahres — das kirchenregimentliche »Pendant zum obrigkeitsstaatlichen 
Wollen«! — geben nicht zuletzt der eher kleinen Gruppe der Christlich- 
Sozialen einen kräftigen Auftrieb. 

Sie sehen sich in ihren Bemühungen durch den EOK bestätigt und 
so wagt Adolf Stoecker mit engen Freunden, dem Kathedersozialisten 
Adolph Wagner und dem Führer der Evangelischen Arbeitervereine 
Ludwig Weber, einen neuen sozial- und kirchenpolitischen Anlauf, um 
alle Christlich-Sozialen in einem neutralen Arbeitsforum zu vereini- 
gen. Gemeinsam rufen sie zur Gründung des Evangelisch-Sozialen Kon- 
gresses (ESK) auf (vgl. Text Nr. 8). 

In diesem Einladungsschreiben werden insbesondere die zentralen 
Motive Stoeckers, die sein soziales Engagement antreiben, deutlich: der 
Kampf um die Massen in Konkurrenz zur Sozialdemokratie sowie das 
Eintreten für die konstitutiven Größen des Bestehenden, Kirche und 
Monarchie. | 

In der sozialpolitischen Aufbruchstimmung dieser Monate wird die 
Einladung positiv aufgenommen und am 28.5.1890 konstituiert sich 
in Berlin mit ca. 800 (!) Teilnehmern fast aller theologischen und kir- 
chenpolitischen Richtungen der ESK. Sowohl der organisatorische 
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Aufbau als auch die Verabschiedung der Satzungen und die Festlegung 
eines Arbeitsprogrammes werden innerhalb eines Jahres verwirklicht. 
Erster Präsident des ESK wird Landesökonomierat Nobbe, hauptamt- 
licher Generalsekretär Pfarrer Paul Göhre, der mit seiner Sozialreporta- 
ge »Drei Monate als Fabrikarbeiter«? großes Aufsehen erregt hat. Beide 
treten für eine parteipolitische Neutralität des Kongresses ein und set- 
zen sich damit gegen die Stimmen um Stoecker durch, die auf eine 
sofortige polemische Auseinandersetzung mit der Sozialdemokratie drän- 
gen. Dies wird in der Satzung (vgl. Text Nr. 8) deutlich zum Ausdruck 
gebracht, wenn die »vorurteilslos(e)« Untersuchung der sozialen Zu- 
stände als zentrale Aufgabe bezeichnet wird. 

Diesem Ziel entsprechend entwickelt sich der ESK zu einem wissen- 
schaftlich bedeutsamen Forum von Nationalökonomen, Rechts- und 
Staatswissenschaftlern sowie Theologen. Der entscheidende Fortschritt 
gegenüber früheren Christlich-Sozialen Unternehmungen besteht in der 
Institutionalisierung einer engen Zusammenarbeit von sozialwissen- 
schaftlichen und politischen Fachleuten einerseits und Theologen, Pfar- 
rern und kirchlich aktiven Laien andererseits. Ferner ist die Bereitschaft 
aller Richtungen innerhalb der evangelischen Kirche, Irennendes be- 
wußt zurückzustellen und gemeinsam an der Lösung der sozialen Frage 
mitzuwirken, bemerkenswert. 

Die Bandbreite der vom ESK verhandelten Themen reicht von der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik über Familien- und Erziehungsfragen 
bis hin zu den Herausforderungen der modernen Naturwissenschaft. 
Zu Recht hat Ernst Iroeltsch den Kongreß als den Versuch »einer Auf- 
rollung aller theoretisch und praktisch bedeutsamen Grundfragen der 
Ethik des Luthertums«° im Blick auf die gründlich veränderte Zeitlage 
bezeichnet. 

Bereits im Jahr 1893 wird in grundsätzlicher Weise das Verhältnis 
von »Christentum und Wirtschaftsordnung« (vgl. Text Nr.9) verhan- 
delt. Der Referent des Themas, der liberale Theologe Julius Kaftan, 
interpretiert den im Sinne sittlicher Entfaltung verstandenen Persön- 


lichkeitsgedanken als das Verbindungsglied von wirtschaftlichem Han- 
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deln und christlichem Glauben. Dementsprechend ist es »Christen- 
pflicht, die Wirtschaftsordnung so zu gestalten, daß sie eine Grundlage 
für die Pflege der sittlichen Ideale des Christentums bildet.«* Da die 
bestehende Wirtschaftsordnung nach Kaftan dieses Kriterium grund- 
sätzlich erfüllt, ist sie vom christlichen Standpunkt aus zu bejahen, wobei 
sie jedoch, dem Gedanken der sittlichen Entwicklung entsprechend, 
stets reformerisch weiter zu entwickeln ist. 

Allerdings bleibt diese Position im Kongreß nicht unumstritten bzw. 
wird modifiziert. Sozialkonservative Diskussionsredner betonen die 
christlich gebotene Notwendigkeit stärkerer sozialer Interventionen des 
Staates, während Friedrich Naumann eine theologisch begründete ma- 
teriale Wirtschaftsethik fordert, die ein konkretes sozialpolitisches 
Programm beinhalten müsse. Diese Offenheit der Diskussion, die 
unterschiedliche Standpunkte zuläßt, bleibt für die weitere Arbeit des 
Kongresses kennzeichnend. Der soziale Protestantismus, wie er sich im 
Evangelisch-Sozialen Kongreß seinen typischen Ausdruck verschafft hat, 
ist wesentlich eine plurale Größe. 

Die auf Grund der sozialistischen Agitation in der Öffentlichkeit 
heftig umstrittene Eigentumsfrage ist im Kongreß weniger im Blick auf 
gesellschaftspolitische Konkretionen, sondern vielmehr von einem 
grundsätzlichen theologischen Standpunkt aus verhandelt worden. Das 
Recht auf Privateigentum wird dabei prinzipiell anerkannt, jedoch legt 
der Kongreß in seiner Resolution größtes Gewicht auf die Sozialpflich- 
tigkeit des Eigentums (vgl. Text Nr. 10). 

Das Thema, das wohl unbestritten im Mittelpunkt der Verhandlun- 
gen steht, ist die Auseinandersetzung mit der Arbeiterbewegung und 
ganz speziell die Beschäftigung mit der Gewerkschaftsfrage. Diese Fra- 
ge wurde viermal vor 1914 — in den Jahren 1894, 1898, 1905 und 
1909 — explizit thematisiert (vgl. Text Nı.11). 

Ein wichtiger Markstein in der Geschichte des Verhältnisses des 
Protestantismus zur Arbeiter- und insbesondere zur Gewerkschafts- 
bewegung ist die ESK-Tagung von 1894. Der Referent des Themas, 
Landgerichtsrat Kulemann, stellt eine liberale Gewerkschaftstheorie dar, 
indem er die Bedeutung und Notwendigkeit gewerkschaftlicher Orga- 


nisationen sowohl für die Arbeitnehmer wie auch für das Gemeinwohl 
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insgesamt hervorhebt. Kulemann argumentiert, daß die bloß formale 
Rechtsgleichheit bei wirtschaftlicher Unterlegenheit keine Gleichberech- 
tigung der Arbeiter bedeute und diese dementsprechend auf kollektive 
Organisationen angewiesen seien. Nur auf solche Weise können sie im 
Rahmen der bestehenden Wirtschaftsordnung ihre Interessen, eine Er- 
höhung der Löhne und kürzere Arbeitszeiten, wirksam vertreten. 

Diesem Vortrag folgt eine außergewöhnlich lebhafte und kontrover- 
se Debatte, die anzeigt, daß die Position Kulemanns im Kongreß noch 
nicht konsensfähig ist. Zu stark sind die patriarchalisch und sozialkon- 
servativ geprägten Einstellungen vieler Mitglieder. Auch wenn bei den 
folgenden Verhandlungen der Gewerkschaftsfrage im Kongreß sich 
schließlich der von Kulemann skizzierte Standpunkt durchsetzen kann, 
so wird 1894 die mögliche Bedeutung von Gewerkschaften von einem 
Teil der Anwesenden noch kritisch beurteilt. 

Adolph Wagner etwa schränkt in seinem Votum deren Bedeutung 
angesichts der Regellosigkeit der kapitalistischen Produktion stark ein 
und stellt demgegenüber den Gedanken der Staatsintervention in den 
Mittelpunkt. Daß Wagner mit dieser Argumentation nach wie vor sei- 
nen festen Platz im Gefüge des Kongresses hat, wird deutlich, als er 
1903 über »Das soziale und ethische Moment in Finanzen und Steu- 
ern« (vgl. Text Nr.12) referiert. Finanz- und Steuerpolitik sind die ent- 
scheidenden Mittel des Staates, um den sozialen Fortschritt und damit 
das Gemeinwohl zu fördern. Eine soziale Finanzpolitik, die durch ihre 
Zuschüsse die Arbeiterversicherungen sowie ein soziales Bildungs- und 
Gesundheitswesen ermöglicht, charakterisiert Wagner als wahrhaft 
staatserhaltende Politik.” 

Ein weiteres konkretes Feld sozialstaatlicher Verantwortung, das im 
Kongreß mehrmals verhandelt wird, ist die auf Grund des enormen 
Bevölkerungsanstiegs in den Industrieregionen drängende Wohnungs- 
frage. Bereits 1890 hat Friedrich von Bodelschwingh die Problematik 
eindringlich beschrieben, eigene Lösungsansätze vorgestellt und ener- 
gische staatliche Maßnahmen zur Beseitigung der Wohnungsnot gefor- 
dert, denen der Kongreß in seiner Resolution uneingeschränkt zustimmt. 
Zehn Jahre später wird dasselbe Thema noch einmal erörtert und er- 
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neut fordert der Kongreß in seiner Resolution planmäßige Maßnah- 
men zur Beseitigung der Wohnungsnot (vgl. Text Nr.14). 

Neben dem sozialstaatlichen Handeln wird immer wieder die be- 
sondere soziale Verantwortung der Unternehmer eingefordert. Dem- 
entsprechend werden Fragen des Lohnsystems, der Gewinnbeteiligung 
und der konstitutionellen Fabrik thematisiert. In diesem Zusammen- 
hang ist auch die Behandlung des Themas »Die Organisation der 
Arbeit in ihrer Wirkung auf die Persönlichkeit« (vgl. Text Nr.13) zu 
sehen. Ausgehend von einer positiven Würdigung der technischen 
Errungenschaften der Großbetriebe werden die Arbeitgeber dazu auf- 
gerufen, ihrem sittlichen Interesse gemäß einer gesetzlichen Gleichbe- 
rechtigung der Arbeiterorganisationen zuzustimmen. 

Eng verbunden mit diesem Votum für die gesetzliche Anerkennung 
der Gewerkschaftsbewegung ist die Offenheit des Kongresses gegen- 
über allen drei Richtungsgewerkschaften. In Konfliktfällen, wie etwa 
anläßlich des Ruhrbergarbeiterstreiks von 1905, wird sowohl den frei- 
en, sozialdemokratisch orientierten Verbänden wie auch den liberalen 
und christlichen Gewerkschaften eine Unterstützung zuteil. Es ist kon- 
sequent, daß sich der Kongreß ebenso für eine weitere Verrechtlichung 
der Arbeitsbeziehungen engagiert. Dabei wird in erster Linie der Auf- 
bau des 'Iarifvertragssystems positiv gewürdigt. Durch den Abschluß 
von Tarifverträgen erwartet der ESK »die wirtschaftliche Befestigung 
des Arbeiterstandes« und hofft, daß »die Tarifgemeinschaft die Grund- 
lage für den sozialen Frieden der ganzen Nation«° werden könne. 

Das wirtschaftspolitische Ideal des Kongresses ist somit wie folgt zu 
skizzieren: Grundlagen der Wirtschaftsverfassung sind die privatwirt- 
schaftliche Unternehmertätigkeit und die rechtlich abgesicherte Gleich- 
berechtigung der Arbeitnehmer. Die wirtschaftlichen Interessenkonflikte 
sind rational und in institutionalisierter Form von den Verbänden zu 
lösen, wobei den Arbeitnehmern echte Mitbestimmungsrechte einzu- 
räumen sind. Abgesichert wird dieses autonome Handeln der Verbände 
durch den Sozialstaat, der, wie bei den Sozialversicherungen, dem Ge- 
sundheits- und Bildungswesen oder der Wohnungsfrage, dort greifen 
soll, wo die Marktmechanismen und das Handeln der Sozialparteien 
allein offenkundig versagen. 
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Nach wie vor besteht eine enge Verbindung der Arbeit des Kongresses 
mit den Bestrebungen der bürgerlichen Sozialreform.’ So sind die bei- 
den Hauptinitiatoren der Gründung der »Gesellschaft für soziale Re- 
form«, der Herausgeber der »Sozialen Praxis« Francke und der ehemali- 
ge preußische Handelsminister von Berlepsch, Mitglieder des ESK. Der 
Aufruf zur Gründung der Gesellschaft (vgl. Text Nr. 15) wird u.a. von 
Stoecker, Weber, Naumann, Wagner, Schmoller und Kulemann unter- 
zeichnet. Die Gründung selbst im Jahr 1901 wird vom Kongreß mit 
stürmischem Beifall begrüßt. 


2. Friedrich Naumanns Wirken für eine demokratische 
Industrieverfassung 


Ein neuer Ion christlich-sozialen Denkens wird bei Friedrich Naumann 
angeschlagen. Bereits in seinem sächsischen Pfarramt setzt sich Nau- 
mann intensiv mit der sozialen Frage auseinander, liest die sozialisti- 
schen Klassiker und versucht, positive Verbindungslinien zwischen dem 
Engagement der Inneren Mission und dem Wirken der sozialdemokra- 
tischen Bewegung aufzuweisen. Mit dem Ziel der Entwicklung einer 
eigenständigen evangelischen Sozialethik stellt er den Reich-Gottes- 
Begriff in den Mittelpunkt seiner Überlegungen und profiliert diesen 
als Alternative zum sozialdemokratischen Zukunftsideal.® 

Seit 1890 arbeitet Naumann als Vereinsgeistlicher der Inneren Mis- 
sion in Frankfurt, wo er sich insbesondere für die Arbeitervereine enga- 
giert und in diesem Rahmen »die soziale Frage vom Standpunkt der 
Bedrängten, für die Bedrängten und mit den Bedrängten«? in Angriff 
nehmen will. Die Arbeitervereine, die er im Unterschied zum caritati- 
ven Handeln der Inneren Mission als »Lernorte der genossenschaftli- 
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chen Liebe«!” versteht, richten sich im süddeutschen Raum unter sei- 
ner Führung stärker sozialpolitisch aus und entwickeln durchaus ein 
proletarisches Selbstbewußtsein. Naumanns theologische Arbeit kreist 
nach wie vor um das Bemühen, ein »innerweltlich(es) Ideal« des Neuen 
Testaments zu rekonstruieren, das auf »die möglichste Beseitigung von 
Armut und sozialer Verachtung« "' zielt. Ein wichtiges Forum seiner 
Arbeit wird immer mehr der Evangelisch-Soziale Kongreß, wo Nau- 
mann zum Sprecher der sog. »Jungen« im Gegensatz vor allem zu den 
Sozialkonservativen um Stoecker avanciert. 

Naumann gerät mit diesen Zielsetzungen in Konflikt mit dem tradi- 
tionell patriarchalisch geprägten Milieuprotestantismus wie auch mit kir- 
chenleitenden Gremien. Er wird recht schnell zu einem der umstritten- 
sten Theologen der Zeit. Um die eigenen Motive und Absichten kurz 
und programmatisch zusammenzufassen, veröffentlicht er den Aufsatz 
»Das Christlich-Soziale ist uns Glaubenssache« (vgl. Text Nr. 16). 

Trotz mehrfacher Versuche gelingt es ihm aber nicht, eine befriedi- 
gende Synthese von Theologie und politischer Ökonomie zu erarbei- 
ten. Letztlich ist Naumann über eine additive Verhältnisbestimmung 
des »Christlichen« und des »Sozialen« nie hinausgekommen. Die 
freundschaftliche Kritik Max Webers und Rudolf Sohms bringt ihn 
schließlich dazu, die Bemühungen um eine christlich-soziale Theologie 
aufzugeben. 

Naumanns Weg führt nun zielbewußt i in die Politik. Zunächst un- 
ternimmt er mit vielen seiner theologischen Gefolgsleute den politisch 
wenig erfolgreichen Versuch der Gründung des National-Sozialen Ver- 
eins, der nationale Machtpolitik und entschlossene Sozialpolitik zu ver- 
binden sucht. Nach dem Scheitern dieses Experiments schließt er sich 
der Freisinnigen Vereinigung an und arbeitet unermüdlich für einen 
erneuerten Liberalismus, der gemeinsam mit dem reformerischen Flü- 
gel der Sozialdemokratie eine demokratisch orientierte politische Alter- 
native anstrebt. 

1897 ist Naumann aus dem Pfarramt ausgeschieden, bleibt jedoch 
nunmehr als liberaler Theologe dem Sozialen Protestantismus eng ver- 
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bunden. So engagiert er sich nach wie vor im Rahmen des Evangelisch- 
Sozialen Kongresses, wo er mehrfach in begeistert gefeierten Debatten- 
reden seine Ansichten erläutert. i 

Seine grundlegende wirtschaftspolitische Konzeption hat er in dem 
zuerst 1906 erschienenen Buch »Neudeutsche Wirtschaftspolitik«'? 
dargelegt. Deutlich steht hier das Bemühen um eine volle rechtliche 
Integration der Arbeiterschaft im Mittelpunkt der Überlegungen. Hierin 
sieht Naumann die Kernfrage aller sozialpolitischen Reformen. Auch 
politisch hat er sich immer wieder für dieses Ziel eingesetzt, wie nicht 
zuletzt seine Reichstagsrede aus dem Jahr 1907 »Vom Industrieunter- 
tan zum Industriebürger« (vgl. Text Nr. 17) zeigt. Erst auf der Basis 
einer gesetzlich anerkannten Gleichberechtigung von »Kapital« und 
»Arbeit« kann sich Naumann einen bedeutsamen sozialpolitischen Fort- 
schritt des Deutschen Reiches vorstellen. 


3. Beiträge zur Entwicklung des Sozialstaates von 
sozialkonservativen Gruppen des Protestantismus 


Auf Grund entschiedener Vorbehalte gegenüber dem theologisch und 
politisch liberalen Kurs der Mehrheit im Evangelisch-Sozialen Kongreß 
ergreifen im Jahr 1897 die Sozialkonservativen Adolf Stoecker, Ludwig 
Weber und Martin von Nathusius die Initiative und rufen zur Grün- 
dung der Freien Kirchlich-Sozialen Konferenz auf (vgl. Text Nr. 18). 
Diese Vereinigung entwickelt sich schnell zum Forum des sozialkonser- 
vativen, theologisch positiv-orthodox eingestellten Protestantismus. 
Sachlich und auch personell bestehen enge Verbindungen zur Inneren 
Mission. 

Eine große Rolle spielt bei der FKSK von Beginn an das volksmissio- 
narische Element. Man strebt danach, »daß das Evangelium immer mehr 
die bewegende Kraft unseres Volkslebens werde, und ... um dieses Zieles 
willen (ist) an der Heilung der sozialen Notstände«'? mitzuarbeiten. Dem- 
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entsprechend werden auf den ersten Konferenzen vor allem Fragen der 
Evangelisation und Volksseelsorge erörtert. Sozialpolitische Themen spie- 
len zunächst eine Nebenrolle, wie auch der organisatorische Aufbau der 
Konferenz verdeutlicht. Von den sechs gebildeten Arbeitskommissionen 
befaßt sich nur eine mit sozialpolitischen Fragen, während die Themen 
der Kirchenpolitik, der Evangelisation, der Pressearbeit, der Apologetik 
und des Erziehungswesens in den Vordergrund treten. Erst nach und 
nach gewinnen in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg die sozialpoliti- 
schen Themen in der Konferenz an Bedeutung, wenn intensiv über »Mo- 
dernes Arbeitsrecht«, »Gerechtigkeit, nicht bloß Liebe, die Grundlage 
der modernen Arbeiterbewegung«'* u.a. verhandelt wird. Bedeutsam ist 
auch die enge Nähe der Konferenz zu den Evangelischen Arbeiterverei- 
nen und zu den Christlichen Gewerkschaften. | 

In ihrer überwiegenden Mehrheit haben sich 1897 auch die ee 
lischen Arbeitervereine vom Evangelisch-Sozialen Kongreß abgewandt 
und der Freien Kirchlich-Sozialen Konferenz angeschlossen. In vielen 
Vereinen, insbesondere im Rheinland und in Westfalen, dominiert die 
Pflege religiöser und patriotischer Einstellungen. Ferner ist eine deutli- 
che Frontstellung gegenüber Katholizismus und Sozialdemokratie aus- 
zumachen. Aber auch sozialpolitische Anliegen werden von den Arbei- 
tervereinen offensiv vertreten, wie es insbesondere im Programm des 
Gesamtverbandes von 1893 (vgl. Text Nr. 19) zum Ausdruck kommt. 
Diesem Programm liegt ein Kompromiß einerseits zwischen den stär- 
ker nationalkonservativ orientierten und andererseits den von Naumann 
beeinflußten, stark sozialpolitisch engagierten Vereinen zu Grunde. 
Dabei ist zu konstatieren, daß sich die Arbeitervereine durchaus als In- 
teressenvertretungsorgan ihrer Mitglieder charakterisieren lassen. In der 
kirchlichen Öffentlichkeit sind es vor allem diese Vereine, die für Ar- 
beitnehmerrechte streiten. 

Allerdings werden von den Arbeitervereinen keine gewerkschaftli- 
chen Funktionen übernommen. Da jedoch die Notwendigkeit einer 
gewerkschaftlichen Organisation auch bewußt evangelisch eingestell- 
ten Arbeitern immer deutlicher wird, stellt sich die Frage, welchen Ver- 
bänden man beitreten könne. Im Ruhrgebiet hat sich im August 1894 
auf Initiative einzelner christlicher, insbesondere katholischer Arbeiter- 
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führer der »Gewerkverein christlicher Bergarbeiter für den Oberberg- 
amtsbezirk Dortmund« gegründet.'” Damit will man christlichen 
Bergarbeitern eine Alternative zu den freigewerkschaftlichen Organisa- 
tionen bieten, in denen sich viele Christen auf Grund der teilweise 
scharfen antireligiösen Polemik kaum heimisch fühlen konnten. Der 
Erfolg dieser ersten Gründung führt sehr bald zu weiteren christlichen 
Gewerkschaftsgründungen in den Bereichen der Metall-, Holzverar- 
beitungs- und Textilindustrie. Wichtige Unterstützung leistet häufig der 
»Volksverein für das katholische Deutschland«, so daß man insgesamt 
von einer starken katholischen Dominanz bei den christlichen Gewerk- 
schaften ausgehen muß. 

Im Mai 1899 konstituiert sich in Mainz der Gesamtverband der 
christlichen Gewerkschaften (vgl. Text Nr. 20). Hinsichtlich der Orga- 
nisationsformen und der lohn- sowie arbeitszeitpolitischen Zielsetzun- 
gen bestehen kaum Unterschiede zu den anderen Gewerkschaftsver- 
bänden. Allerdings steht man bewußt auf dem Boden von Monarchie 
und traditioneller Kirchlichkeit. Ausschlaggebend für die christlichen 
Verbandsgründungen ist somit in erster Linie die Differenz auf staats- 
politischem und religiös-weltanschaulichem Gebiet. 

Das wirtschaftspolitische Ideal des sozialkonservativen Protestan- 
tismus ist dem des Evangelisch-Sozialen Kongresses recht nahe. 
Insgesamt betont man hier stärker die Bedeutung von regulierenden 
Staatsinterventionen, während man dem autonomen Handeln der Ver- 
bände eher skeptisch gegenübersteht. Ferner grenzen sich die Sozial- 
konservativen in jeder Form scharf gegenüber der Sozialdemokratie ab. 
Eine dialogische Kultur aller sozialpolitisch engagierten Gruppen und 
Verbände konnte so in der wılhelminischen Zeit nicht entstehen. 
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Il. Der Evangelisch-Soziale Kongreß 


Text Nr. 8 
Erste Einladung zum Evangelisch-sozialen Kongreß (1890) 


Die drohende Gefahr, welche in der zunehmenden Entfremdung der 
Sozialdemokratie von der Kirche beschlossen ist, muß die Freunde der 
evangelischen Kirche mit Besorgnis erfüllen. Je mehr Rom auf dem 
sozialen Gebiet eine energische Propaganda entfaltet, desto stärker tritt 
auch an treue Protestanten die Pflicht heran, die Kräfte ihrer Kirche zu 
sammeln und auf die Arbeit an der sozialen Frage hinzulenken. Die 
Unterzeichneten beabsichtigen zu diesem Werk in der Pfingstwoche 
d.J. einen Evangelisch-sozialen Kongreß in Berlin abzuhalten und dazu 
die Freunde sozialer Reformbestrebungen einzuladen ... 

Da die Aufgabe des Kongresses sein soll, für das Verhalten der posi- 
tiv gerichteten Evangelischen aller Richtungen gewisse gemeinsame 
Grundlagen zu finden, so wenden sich die Unterzeichner an Männer 
aller politischen und kirchlichen Parteien, welche auf staatserhalten- 
dem und kirchenfreundlichem Boden stehen. 

Wir hoffen, daß der Kongreß, wenn er kräftige Unterstützung findet, 
für die Weiterführung der sozialen Reform, die soeben wieder von Aller- 
höchster Stelle die begeisterndste Anregung und Förderung empfangen 
hat, von Bedeutung und von dem Segen Gottes begleitet sein werde. 


Der Text ist entnommen: M. Hennig, Quellenbuch zur Geschichte der Inneren 
Mission, Hamburg 1912, S.511f. 


Satzungen des Evangelisch-sozialen Kongresses (1892) 


1. Der Kongreß hat sich zur Aufgabe gestellt, die sozialen Zustände 
unseres Volkes vorurteilslos zu untersuchen, sie in dem Maßstabe der 
sittlichen und religiösen Forderungen des Evangeliums zu messen, und 
diese selbst für das heutige Wirtschaftsleben fruchtbarer und wirksa- 
mer zu machen als bisher... 


4. Der Evangelisch-soziale Kongreß wird alljährlich einmal zu einer all- 


gemeinen Versammlung berufen. Ort, Zeit und Tagesordnung dieser 
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Versammlung werden von dem Ausschuß des Evangelisch-sozialen Kon- 
gresses bestimmt. 


5. Die Angelegenheiten des Kongresses werden durch den Ausschuß 
geleitet. Dieser ist auf Grund der Beschlüsse des im Jahre 1890 abge- 
haltenen ersten Kongresses am 23.Oktober 1890 in Berlin in Wirk- 
samkeit getreten. Er ist berechtigt, sich bis zur Zahl von 100 Mitglie- 
dern durch Kooptation zu verstärken. 


6. Der Ausschuß hat seinen Sitz in Berlin. Er wählt auf die Dauer je 
eines Jahres seine Beamten ... 


Der ’Iext ist entnommen: P Göhre, Die evangelisch-soziale Bewegung, Leipzig 1896, 
S.146. 


Text Nr. 9 
J. Kaftan, Christentum und Wirtschaftsordnung (1893) 


[a. Leitsätze d. Referenten] 

I. 

1. Christliche Religion und wirtschaftliches Leben sind an und für sich 
getrennte Gebiete. Mit jener ist es auf das ewige Leben in Gott, mit die- 
sem auf die zweckmäßige Befriedigung zeitlicher Bedürfnisse abgesehen. 
2. Das Christentum ist unabhängig von der Wirtschaftsordnung und 
mit jeder Form des wirtschaftlichen Lebens verträglich. Wiederum trägt 


dieses seine eigenen Gesetze in sich, durch die es dem Christentum 
selbständig gegenübersteht. 


I. 
1. Christliche Religion und wirtschaftliche Arbeit treten auf dem Bo- 


den des sittlichen Lebens notwendig in innere Berührung und Wech- 
selwirkung mit einander. Nach christlichem Verständnis giebt es kein 
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ewiges Leben in Gott ohne sittliche Erziehung und sittliche Bethäti- 
gung, während die Ordnungen des wirtschaftlichen Lebens ihrerseits 
das sittliche Handeln sowohl bedingen als dadurch bedingt werden. 


2. Es ist Christenpflicht, die Wirtschaftsordnung so zu gestalten, daß 
sie eine Grundlage für die Pflege der sittlichen Ideale des Christentums 
bietet. 


3. Gegenüber der heute bestehenden Wirtschaftsordnung führt diese 
Pflicht sowohl zur Verteidigung ihrer wesentlichen Grundgedanken 
gegen Umsturzgelüste als zu einschneidenden Forderungen mit Bezug 


auf ihre Umgestaltung. 
[b. Aus dem Vortrag] 


... Jedenfalls, damit bin ich an das Ende dessen gekommen, was ich 
über den thatsächlichen Zusammenhang zwischen Christentum und 
Wirtschaftsordnung zu sagen weiß. Es erübrigt mir auch hier, die prak- 
tischen Folgerungen daraus zu ziehen. 

Die erste derartige Folgerung, selbst noch allgemeiner Art, drängt 
sich, wie ich denke, einem jeden ohne weiteres auf. Sie lautet: es ist 
Christenpflicht, die Wirtschaftsordnung so zu gestalten, daß auf ihrer 
Grundlage eine Pflege der sittlichen Ideale des Christentums möglich 
ist. Das ist Pflicht, nicht obgleich, sondern weil es mit dem Christen- 
tum auf das ewige Leben in Gott abgesehen ist. Denn ohne eine ent- 
sprechende sittliche Entwicklung giebt es kein ewiges Leben in Gott. 
Und auf eine solche Entwicklung ist nicht zu rechnen, wenn die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse nicht die Bedingungen bieten, unter denen 
sie als Regel möglich wird. Gewiß, wir werden nicht aufhören, jeder- 
mann das Evangelium zu verkündigen und jedermann zuzumuten, in 
welchen Verhältnissen immer er sich befinde, daß er sich bekehre zu 
dem lebendigen Gott. Wir werden auch nicht daran verzweifeln, daß es 
für jeden Menschen möglich ist, Gott zu finden. Aber wir können nur 
dann mit gutem Gewissen so handeln und so vertrauen, wenn wir ande- 
rerseits alles thun, um die wirtschaftlichen Verhältnisse entsprechend 
zu gestalten. Menschen, die am Verhungern sind, oder andern, die der 
harte Druck übermäßiger Arbeit und quälender Sorge um das tägliche 


Brot keinen Augenblick zur Selbstbesinnung und zum Aufatmen läßt, 
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solchen Menschen kann man das Evangelium nur predigen, wenn man 
selbst zu jedem Opfer bereit ist, damit andre Verhältnisse entstehen, die 
der sittlichen Persönlichkeit Luft und freiere Entwicklung schaffen, d.h. 
das zu thun ist Christenpflicht, und wenn wir es nicht thun, dann ist 
das Bekenntnis zum Evangelium eine Lüge in unserem Munde. 

Aber das ist selbstverständlich. Niemand in dieser Versammlung 
wird es bestreiten. Schwieriger wird die Sache, wenn es sich weiter 
fragt, wie wir um deswillen unsrer gegenwärtigen Wirtschaftsordnung 
gegenüber uns zu verhalten haben. Etwas Erschöpfendes darüber zu 
sagen, dürfte auch dem Kundigsten schwer werden, ich kann nur ein 
paar Bemerkungen darüber machen, die sich auf einige allgemeine 
Punkte beschränken. 

Und da möchte ich vor allem betonen, daß wir der bestehenden 
Ordnung gegenüber uns keineswegs bloß kritisch zu verhalten haben, 
daß vielmehr aller Grund vorliegt, für ihre wesentlichen Grundgedan- 
ken einzutreten. Ich nenne als solche das Privateigentum und die be- 
rufsständische Gliederung. Davon behaupte ich, daß wir gerade auch 
als evangelische Christen dafür einzutreten und sie gegen Umsturzgelü- 
ste zu verteidigen haben. 

Das Eigentum ist in der christlichen Kirche sehr verschieden beur- 
teilt worden. Es gab eine Zeit, in der die Armut als eine Heilige verehrt 
wurde. Aber das ist nicht der Standpunkt des evangelischen Glaubens 
oder der Kirche der Reformation. Seit wir gelernt haben, das ewige 
Leben des Christen in seinem inneren Zusammenhang mit dem Leben 
nicht von der Welt, aber in der Welt zu verstehen, seitdem muß uns 
auch das Eigentum in einem anderen Licht erscheinen, als es im Mit- 
telalter der Fall war. Irgendwelches Eigentum ist in der Regel die Vor- 
aussetzung der persönlichen Freiheit und Selbständigkeit, ohne die es 
ein gesundes evangelisches Christentum nicht giebt. Gewiß, man kann 
nichts haben und dabei der innerlich unabhängigste Mensch von der 
Welt sein. Man kann nichts sein eigen nennen und dabei der aufrich- 
tigste, tüchtigste Christ sein. Aber es handelt sich nicht um das, was 
möglich und will’s Gott in vielen einzelnen Fällen wirklich ist, sondern 
um das, was unter Menschen Regel sein kann und bleiben wird. Da gilt 
aber das Gesagte. Und deshalb haben wir alle Veranlassung, auch als 
evangelische Christen für diesen Grundpfeiler der bestehenden Ord- 
nung einzutreten. Nur hat das nie die Bedeutung, als ob Christentum 
und Kirche den kapitalistischen Interessen oder denen der oberen Zehn- 
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tausend zu dienen hätten. Ganz im Gegenteil! Sagen wir als Christen: 
es wird nicht bloß, es soll auch beim Privateigentum sein Bewenden 
haben, weil es so dem Gedeihen des Christentums förderlich ist, so 
heißt das ohne weiteres: wir erkennen es als eine heilige Pflicht, allen, 
die da wollen, das heißt allen, die im wirtschaftlichen Leben ihre Pflicht 
thun, den Weg zum Eigentum und Besitz in irgendwelchem Umfang 
zu öffnen, jede Maßregel, die dies erleichtert, zu befördern und kurz 
und gut, vor keiner Konsequenz des damit ausgesprochenen Grundsat- 
zes zurückzuscheuen, versteht sich, vor keiner Konsequenz, die auf dem 
Weg der Ordnung und des Gesetzes bleibt. Das ist also alles andere als 
die Erniedrigung des Christentums zum Mittel für etwa bestehende 
Vorrechte der herrschenden Klassen. Und doch ist es ein Eintreten für 
die gegebene Ordnung, um der Freiheit und Selbständigkeit willen, die 
nur durch ihre Aufrechterhaltung selber erhalten werden kann. 

Der andere Punkt ist die Gliederung in Berufsständen. Man kann, 
was dies betrifft, zunächst wohl geneigt sein, minder zuversichtlich zu 
reden. Zwar nicht davon, ob eine solche Gliederung dauern wird oder 
nicht. Ich zweifle wenigstens nicht, daß sie in der Natur der Dinge 
begründet ist und bleiben wird, so lange Menschen auf Erden wohnen 
und arbeiten. Wohl aber kann zweifelhaft erscheinen, ob das etwas ist, 
wofür wir auch im Namen des Christentums einzutreten haben, da 
sich so viele Sünde und Verletzung der Liebe daran anschließt. Den- 
noch ist es, wie mir scheint, der Fall. Das Christentum, sonderlich das 
evangelische Christentum mit seinen höheren geistigen und sittlichen 
Anforderungen an den Einzelnen kann nur in einer, wenn ich so sagen 
darf, gehobenen geistigen Atmosphäre gedeihen. Deren Existenz und 
Dauer ist aber an die Gliederung in Berufsständen geknüpft. Und diese 
widerspricht dem Christentum nicht. Die Gleichheit, von der wir wis- 
sen, ist die vor unserem himmlischen Vater und die gleiche Bestim- 
mung zum ewigen Leben. Sie ist deshalb nicht etwas bloß Zukünftiges 
und Transcendentes. Sie ist eine einfache Thatsache der Erfahrung. Das 
wissen alle, die im lebendigen Glauben stehen und oft genug erfahren 
haben, daß der Glaube in einem gemeinsamen Empfinden und Urtei- 
len verbindet, das über alle Schranken des Standes und der sogenann- 
ten Bildung hinweghebt. Hat es aber mit ihr diese Bewandnis, so wi- 
derspricht ihr die Gliederung in Berufsständen nicht, die notwendig 
ist, wenn die geistige Atmosphäre erhalten bleiben soll, deren das evan- 
gelische Christentum um seiner Existenz willen bedarf. Es ist eine Chi- 
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märe, zu meinen, daß eine Nivellierung möglich wäre, die alle zu glei- 
cher Höhe des geistigen Lebens erhöbe und nur die Unterschiede der 
Begabung bestehen ließe. Die Nivellierung würde uns als Ganzes un- 
fehlbar und wer weiß, wie weit zurück und herunterbringen. Was 
möglich ist, ist nur dies, daß die geistigen Güter bei bestehender Glie- 
derung der Berufsstände, an die sie geknüpft sind, möglichst vielen, 
möglichst weiten Kreisen zugänglich gemacht werden. 

Und das ist dann freilich gefordert. Auch hier ist nichts weniger die 
Meinung als das, für die Vorrechte einzelner gegen die Ansprüche al- 
ler einzutreten. Vielmehr, wenn wir aus dem eben genannten Grund 
auch als Christen für die Gliederung in Berufsständen einzutreten 
haben, so liegt darin wieder unmittelbar die Pflicht, für das geistige 
Leben des Volkes in allen Ständen Sorge zu tragen. Wir dürfen uns 
nicht dabei beruhigen, daß auf vermittelte Weise alle irgendwie an der 
Blüte der geistigen Kultur Teil gewinnen. Das ist zwar unleugbar der 
Fall. Mit dem geistigen Niveau der höher gebildeten Stände hebt und 
senkt sich auch das der unteren Klassen. Aber das allein genügt nicht. 
Es erwächst hier eine positive Pflicht, mindestens so wichtig wie die 
vorhin erwähnte, einem jeden, der will, thunlichst den Weg zu ir- 
gendwelchem Besitz und damit zu persönlicher Selbständigkeit zu 
bahnen. Wir haben zu thun, was wir können, um den intellektuellen 
Hunger in den tüchtigen Köpfen der arbeitenden Klassen zu befriedi- 
gen, um die geistige Genußfähigkeit aller zu heben, um ihnen geisti- 
gen Stoff zuzuführen, der ihnen über das geisttötende Einerlei der 
Maschinenarbeit hinweghilft. Dringender als je ist heute diese Pflicht. 
Die Maschine hat viele um den Segen der Arbeit gebracht. Sie droht 
ihnen zu rauben, was den sittlichen Wert der Arbeit ausmacht, den 
Anteil an der Weltherrschaft des menschlichen Geschlechts. Da ist 
eine Lücke entstanden, die zur Zeit nur ausgefüllt werden kann durch 
die geistige Hebung der arbeitenden Klassen. Auch das Gespenst der 
Bevölkerungsfrage, das sich hinter allen Reformen erhebt, dürfte nur 
auf diesem Weg zu bannen sein. Und unwürdig wäre die Furcht, daß 
der Glaube dabei Not leiden könnte. Der Glaube leidet nur durch 
Halbbildung und Beschränktheit, die in allen Ständen grassieren. Er 
verträgt sich dagegen mit jeder Wahrheit, die Gott uns schenkt. Und 
die Kunst, die zu erfinden uns die Liebe helfen muß, wird eben die 
sein, jedem Stand und jeder Klasse eine entsprechende, an ihre Be- 
dürfnisse sich organisch anschließende Bildung zuzuführen in Frei- 
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heit und ohne Bevormundung. Also auch hier nichts weniger als das 
eifersüchtige Festhalten einzelner an den ihnen gewordenen Vorzü- 
gen! Und doch allen Umsturzgelüsten gegenüber ein energisches Ein- 
treten auch im Namen des Christentums für eine andere Grundsäule 
der bestehenden Wirtschaftsordnung, für die Gliederung in Berufs- 
ständen. 

Ein drittes habe ich endlich noch zu nennen. Mit den Worten des 
Herrn darf ich es so bezeichnen: die Wirtschaftsordnung ist um des 
Menschen und nicht der Mensch um der Wirtschaftsordnung willen 
gemacht. An und für sich scheint das eine triviale Wahrheit zu sein. 
Aber wir verstehen den Satz als Christen so, daß er von jedem einzelnen 
Menschen in jedem einzelnen Falle gilt. Der Mensch darf nie und in 
keinem Fall zum bloßen Mittel herabgewürdigt werden, darf es selbst 
dann nicht, wenn er sich selbst dazu erbietet. Darum darf auch die 
geistig-sittliche Persönlichkeit niemals dem wirtschaftlichen Gedeihen 
der Gesamtheit zum Opfer gebracht werden. Und so genommen be- 
deutet der Satz ein Prinzip von großer Tragweite. Ja, je mehr ich es 
überlege, desto deutlicher sehe ich, in welchem Maß er sich kritisch 
gegen das Bestehende richtet, daß sich viele andere Forderungen, was 
Arbeitszeit und Wohnungsverhältnisse und Lohnregulierung betrifft, 
daraus ergeben. Und ich habe an die Spitze aller dieser Sätze die Mah- 
nung gestellt, nur mit äußerster Vorsicht wirtschaftliche Forderungen 
im Namen des Christentums zu erheben. Dennoch meine ich, die eben 
ausgesprochene Forderung mit aller Zuversicht wiederholen zu sollen. 
Es darf und kann nichts davon abgebrochen werden, wenn wir nicht 
das Evangelium selbst verleugnen wollen. Hält man aber dagegen, daß 
die Durchführung nicht möglich sei, daß mancherlei Mißbräuche der 
gegenwärtigen Ordnung bleiben müßten, sofern überhaupt produziert 
werden sollte, woran doch unser aller Fxistenz geknüpft sei, so antwor- 
ten wir ein doppeltes. Einmal schon dies: es ist nicht notwendig, daß 
wir existieren; wohl aber ist es notwendig, daß wir die Mißbräuche 
abthun, die den Grundsatz von der Menschenwürde verletzen. Sodann 
aber und vor allem: wir glauben solchen Versicherungen nicht. Wir 
glauben und vertrauen vielmehr, daß die Schöpferordnung Gottes mit 
seinem ewigen Willen, den er uns im Evangelium kund gethan, in Ein- 
klang steht. Daß ein innerer Einklang vorhanden ist, wissen wir aus 
Erfahrung. Wir vertrauen, daß er sich auch in den konkreten Verhält- 


nissen herstellen läßt. Und damit lassen Sie mich schließen. Ich kann 
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mit nichts Besserem schließen. Denn dieser Glaube, dieses Vertrauen 
ist es schließlich allein, woraus wir den Mut und die Zuversicht bei 
allen Verhandlungen und Arbeiten unseres Kongresses schöpfen. 


Der Text ist entnommen: J.Kaftan, Christentum und Wirtschaftsordnung, in: Ver- 
handlungen des Evangelisch-Sozialen Kongresses 1893, Berlin 1893, S. 12-34 i.A. 


Text Nr. 10 
H.H. Wendt, Das Eigentum nach christlicher Beurteilung (1897) 


LE: 


Das Christentum hat von Anfang an in Konsequenz seiner religiösen 
Anschauung auch Urteile und Forderungen mit Bezug auf das Eigen- 
tum aufgestellt. Aber diese christlichen Urteile und Forderungen haben 
sich im Verlaufe der Geschichte in manchen Beziehungen gewandelt. 
Das asketische und das kommunistische Ideal sind vom christlichen 
Standpunkt aus teils vertreten, teils verworfen worden. 


Il. 


Die rechte christliche Beurteilung des Eigentums ist nicht aus einzel- 
nen biblischen Aussagen oder Vorbildern, sondern aus den Grundge- 
danken der religiösen Gesamtanschauung Jesu abzuleiten. 


I. 


Aus dem christlichen Grundgedanken, daß Gott der Herr der ganzen 
Welt und der himmlische Vater der Menschen ist, ergiebt sich das Ur- 
teil, daß alles irdische Eigentum Gott gehört und von Gott aus Liebe 
den Menschen anvertraut ist. Dieses Urteil bedeutet nicht eine Aufhe- 
bung des Eigentumsrechtes den anderen Menschen gegenüber, wohl 
aber eine wesentliche Erweichung des Eigentumsbegriffes. Für den 
Christen giebt es kein absolutes und kein unverantwortliches Eigen- 
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tum. Zugleich liegt in jenem christlichen Urteil ein Motiv zur Zufrie- 
denheit des Einzelnen mit dem ihm zuteil gewordenen Maße des Ei- 
gentums. 


IV. 
Dem christlichen Grundgedanken, daß wahrhaften Wert für den Men- 


schen nur die ewigen himmlischen Güter haben, entspricht eine Ge- 
ringschätzung der vergänglichen irdischen Güter im Allgemeinen und 
so auch des irdischen Eigentums. Aber diese Geringschätzung hat sich 
nach rechter christlicher Anschauung nicht in asketischer Verwerfung 
der irdischen Güter und Verzichtleistung auf das Eigentum überhaupt 
zu erweisen. Es giebt auch eine solche christliche Verwertung der irdi- 
schen Güter, bei welcher sie Mittel für den Zweck der Entwicklung des 
Menschen zu dem ewigen Leben werden. 


V. 


Aus dem christlichen Grundgedanken, daß spontane schrankenlose 
Liebe die das ganze Verhalten gegen die Mitmenschen bedingende 
Hauptpflicht des Christen ist, folgt, daß auch das Eigentum ganz in 
den Dienst der Liebe gestellt sein muß. Sowohl in wohlthätigem Ver- 
schenken von Eigentum, als auch in gemeinschaftlichem Besitzen und 
Verwerten desselben kann sich recht christliche Liebe bewähren. Aber 
doch ist weder möglichste Steigerung der Wohlthätigkeit noch mög- 
lichste Durchführung der Gütergemeinschaft das von der christlichen 
Liebe geforderte Ideal. Je nach den Verhältnissen muß sich die Liebes- 
pflicht mit Bezug auf das Eigentum sehr verschieden bethätigen. Auch 
der reichliche Erwerb und die sparsame Bewahrung von Privateigen- 
tum und ebenso die Verwendung desselben für die eigene Person kann 
in rechter christlicher Liebesgesinnung geschehen. 


v1. 


Die christlichen Forderungen mit Bezug auf das Eigentum lassen sich 
ihrer Art nach nicht zu Rechtsforderungen machen. Vom christlichen 
Standpunkte aus ist nur zu erstreben, daß in der Rechtsordnung fol- 
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gende Prinzipien gehörig zur Geltung kommen: a) Anerkennung auch 
des Privateigentums; b) Anerkennung solcher Pflichten der Rücksicht- 
nahme und Dienstleistung den Nebenmenschen und menschlichen 
Gemeinschaften gegenüber, durch welche der Einzelne bei dem Erwer- 
be, der Bewahrung und der Verwendung des Privateigentums beschränkt 
wird; c) Förderung solcher Ordnungen des Eigentumswesens, in wel- 
chen sich Gemeinschaftlichkeit und wechselseitige Dienstleistung der 
Menschen recht erweisen und entwickeln können. Die einzelnen Ge- 
setze, in denen diese Prinzipien auszudrücken und mit einander in Ein- 
klang zu bringen sind, lassen sich nicht aus allgemeinen christlichen 
Gedanken entwickeln, sondern sind jeweils unter Berücksichtigung der 
geschichtlich gegebenen und sich entwickelnden politischen, volkswirt- 
schaftlichen und anderweitigen besonderen Verhältnisse aufzustellen. 


v1. 


Aufgabe der christlichen Kirche ist es, die christliche Gesinnung zu pfle- 
gen und zu verbreiten, gemäß welcher die rechtlichen Forderungen mit 
Bezug auf das Eigentum durch freiwillige Erfüllung der christlichen 
Liebespflicht ergänzt werden. 


Resolution des ESK zum Thema (1897) 


Der Kongreß spricht seine Überzeugung dahin aus, daß die christliche 
Beurteilung des Eigentums weder auf asketische noch auf kommunisti- 
sche Ideale verpflichtet, auch ihrer Art nach nicht geeignet ist, ohne 
weiteres in die Rechtsordnung überzugehen, daß es aber das Evangeli- 
um jedem Christen zur Gewissenspflicht macht, Besitz und Genuß des 
Eigentums prinzipiell dem ewigen Gut unterzuordnen und in den Dienst 
der Liebe und der gemeinsamen sittlichen Aufgabe zu stellen. 


Der Text ist entnommen: Wendt, Das Eigentum nach christlicher Beurteilung, in: 
Verhandlungen des Fvangelisch-Sozialen Kongresses 1897, Göttingen 1897, 5.9; 
Resolution, a.a.O., S.64. 
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Text Nr. 11 
W.Kulemann, Die Gewerkschaftsbewegung (1894) 


sowie weitere Thesen und Resolutionen zum Thema 
a) W. Kulemann, Die Gewerkschaftsbewegung 


I. 

Die Gewerkschaftsbewegung bezweckt im Rahmen der bestehenden 
Wirtschaftsordnung die Regelung des Verhältnisses zwischen Arbeiter 
und Arbeitgeber durch beiderseitige Organisation. 


1. 

Insoweit das Interesse des Arbeiters auf hohen Lohn und kurze Arbeits- 
zeit, dasjenige des Arbeitgebers auf das Gegenteil dieser Forderungen 
gerichtet ist, besteht ein natürlicher Gegensatz. Derselbe ist aber nur 
dann ein absoluter und unversöhnlicher, wenn die gegensätzlichen Stand- 
punkte einseitig und ohne Rücksicht nicht allein auf die durch die Ver- 
hältnisse im einzelnen Falle geschaffene Lage, sondern vor allem auf 
eine höhere Gemeinsamkeit der Interessen zur Geltung gebracht wer- 
den. 


I. 

Diese Gemeinsamkeit der Interessen beruht darauf, daß Arbeiter und 
Arbeitgeber nicht allein als Faktoren der Arbeit das Recht der letzteren 
auf angemessene Entlohnung gegenüber dem Kapital, sondern vor al- 
lem die Interessen der Produktion gegenüber der Konsumtion zu vertre- 
ten haben. 


IV. 

Der letzte Grund der sozialen Notlage auf wirtschaftlichem Gebiete 
liegt darin, daß die durch die technischen Fortschritte herbeigeführte | 
Steigerung der Produktivität der Arbeit infolge des gegenseitigen Un- 
terbietens der Unternehmer zu einer Herabsetzung der Preise aller in- 
dustriellen Arbeitserzeugnisse geführt hat, welche eine angemessene 
Vergütung für die an der Produktion beteiligten Personen — Arbeiter 
und Arbeitgeber — ausschließt und, da die industriellen Produkte von 
dem unbemittelten Teile der Bevölkerung in sehr viel geringerem Um- 
fange als von den besser gestellten Klassen gebraucht werden, ganz über- 
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wiegend den letzteren zu gute gekommen ist, so daß sich eine Verschie- 
bung der Vermögens- und Einkommensverhältnisse ergeben hat, 
welche die besitzlose Masse der Bevölkerung von der Konsumtion der 
industriellen Erzeugnisse fast völlig ausschließt, so daß eine auf der man- 
gelnde Kaufkraft der großen Mehrheit des Volkes beruhende relative 
Ueberproduktion oder richtiger Unterkonsumtion eingetreten ist, wel- 
che nur durch eine Steigerung dieser Kaufkraft überwunden werden 
kann. 


V. 

Deshalb ist die Erhöhung der Löhne eine Forderung, welche grund- 
sätzlich berechtigt ist, nicht etwa im einseitigen Interesse der Arbeiter, 
sondern als einziger Weg, zu einer angemessenen Regelung des Verhält- 
nisses zwischen Produktion und Konsumtion und damit zu einer An- 
passung unserer wirtschaftlichen Zustände an die durch die Fortschrit- 
te der Technik herbeigeführte Umgestaltung der ersteren zu gelangen. 


VI. 

Der berechtigte Anspruch auf Lebensgenuß, die Rücksichten auf das 
Familienleben, die Aufgaben der intellektuellen und sittlichen Hebung _ 
der Arbeiterklasse und des allgemeinen Kulturniveaus des Volkes ver- 
langen unabweislich nicht allein die grundsätzliche Ausschließung der 
verheirateten Frauen von der Arbeit außerhalb des Hauses und die Be- 
schränkung der Thätigkeit unerwachsener Personen auf ein den Anfor- 
derungen der Gesundheit und der Ausbildung entsprechendes Maß, 


sondern auch eine Beschränkung der Arbeitszeit der Männer. 


v1. 

Aus diesem Grunde verdient also auch die Forderung einer angemesse- 
nen allmählichen Verkürzung der Arbeitsdauer grundsätzliche Billigung. 
Soweit die zeitliche Einschränkung nicht durch gesteigerte Intensität 
der menschlichen Arbeitsleistung und Verbesserung der technischen 
Einrichtungen ausgeglichen wird, ist der etwaige Ausfall an Arbeitser- 
zeugnissen um so leichter zu ertragen, als eine Verwendung der bisher 
unbeschäftigt bleibenden Arbeitskräfte eine Schädigung des National- 


wohlstandes ausschließt. 
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VII. 

Indem die Gewerkvereine der Arbeiter diese Ziele auf dem Wege ruhi- 
ger und gesetzmäßiger Entwicklung verfolgen, arbeiten sie mit an der 
Erfüllung einer hohen Kulturaufgabe und haben ein Recht auf die Sym- 
pathie aller, denen das Wohl des Volkes am Herzen liegt. 


IX. 

Hierbei bedürfen sie aber der Mitwirkung seitens der Vereine der Ar- 
beitgeber, um einerseits übermäßigen, insbesondere übereilten Forde- 
rungen ein Gegengewicht zu schaffen, und andererseits die als gerecht- 
fertigt anerkannten mit gemeinsamer Kraft gegenüber kurzsichtigen 
Unternehmern zur Durchführung zu bringen. 


X. 

Die beiderseitigen Organisationen stehen deshalb bei richtigem Ver- 
ständnis ihrer Aufgabe in dem Verhältnis nicht eines feindlichen Ge- 
gensatzes, sondern der gegenseitigen Ergänzung; sie bieten sich die 
Garantie der Erfüllung ordnungsgemäß zustande gekommener Verein- 
barungen und die Ersetzung eines ungeregelten Kampfes durch organi- 
sche Einrichtungen; sie verschaffen endlich auf beiden Seiten den bes- 
seren und gemäßigteren Elementen ein natürliches Uebergewicht und 
befördern dadurch in hohem Maße eine Gesundung unserer sozialen 


Verhältnisse. 


b) Die Gewerkschaften: Resolution ESK 1894 


Der Kongreß erkennt die Notwendigkeit einer gewerkschaftlichen Or- 
ganisation der deutschen Arbeiterschaft an, hofft jedoch, daß der bis- 
herige rein private Charakter der Gewerkschaften mehr und mehr einer 
gesetzlichen, mit Pflichten und Rechten ausgestatteten, fachgenossen- 
schaftlichen Organisation Platz machen werde. Der Kongreß erwartet 
von einer solchen nicht nur die sittliche Hebung, gesellschaftliche För- 
derung und wirtschaftliche Sicherung der Arbeiterschaft, sondern auch 
die Herausbildung eines solidarischen Geistes und dadurch eines posi- 
tiven Gegengewichts gegen die politische Sozialdemokratie und eine 
allmähliche Minderung des Gegensatzes zwischen den Klassen der Ar- 
beiter und Arbeitgeber. 
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c) W. Stieda, Arbeiterorganisation (1898) 


1. Die Kaiserlichen Erlasse von 1890 leisten für den weiteren Ausbau 


der Sozialreform Gewähr. 


2. Die Arbeiterausschüsse, obschon sie eine Vorstufe bei der Arbeiteror- 
ganisation sein könnten, haben sich in der Praxis nicht bewährt. Sie 
werden in ihrer gegenwärtigen Zusammenstellung und mit ihren ge- 
genwärtigen Kompetenzen wohl in Zukunft für die Gestaltung des 
Arbeitsvertrags keine nennenswerte Bedeutung erlangen können. 


3. Daher ist eine freie selbständige Organisation der Arbeiter in eige- 
nen Vereinen und ihre gesetzliche Anerkennung nicht zu entbehren. . 
Die heutige Rechtsunsicherheit für alle Vereine mit idealen Zwecken 
beeinträchtigt ihre Wirksamkeit. 


4. Die Arbeitervereine sind zunächst keine Kampfesorganisation mit 
politischen Tendenzen. Sie verfolgen vielmehr ernste wirtschaftliche und 
soziale Aufgaben. Jedenfalls sind sie das einzige wirksame Mittel der 
Arbeiter den Arbeitsvertrag ihrerseits zu beeinflussen. 


5. Nicht minder notwendig sind Arbeiterkammern, um den Arbeitern 
Gelegenheit zu geben, ihre Wünsche und Meinungen direkt den Staats- 
behörden vortragen zu können. Die Novelle zur Gewerbeordnung, die 
die Bildung von Innungen begünstigt und nur den korporellen Hand- 
werkern die Teilnahme an der zu errichtenden Handwerkskammer zu- 
gesteht, erkennt die Bedeutung der Organisation im heutigen Wirt- 
schaftsleben an. Ihrem Grundgedanken entsprechend ist auch für die 
Arbeiter eine gesetzliche Vertretung zu fordern. 


d) Resolution ESK 1898 


Der Kongreß dankt dem Referenten für seine Ausführungen und er- 
blickt in dessen Thesen den präzisen und erweiterten Ausdruck der 
bereits auf früheren Kongressen betonten Überzeugung, daß das be- 
rechtigte Streben der Arbeiter nach sozialer Hebung eine Sicherung ih- 
rer Interessen durch gesetzlich anerkannte Gewerkschaftsvereine sowie 
eine Beseitigung der Rechtsunsicherheit aller Vereine mit idealen Zwek- 
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ken erfordert. Der Kongreß erblickt in derartigen Arbeiterorganisatio- 
nen zwar kein soziales Allheilmittel und verkennt auch die Bedeutung 
der dagegen geltend gemachten wirtschaftlichen Bedenken nicht, hält 
sie aber doch für erstrebenswert, weil er von ihnen eine erziehliche, das 
sittliche Gemeinschaftsleben und den freien Staatssinn der Arbeiter- 
schaft fördernde Einwirkung erwartet. 


e) J.H. Sieveking, Die Bedeutung der Arbeiter-Organisationen 
für Wirtschaft und Kultur (1905). Diese Leitsätze wurden 
vom Kongreß als Resolution gebilligt. 


1. Der Evangelisch-soziale Kongreß, auf dem Boden der Kaiserlichen 
Erlasse von 1890 stehend, sieht in den modernen Arbeiterorganisatio- 
nen eine für unsere Wirtschaft notwendige und für unsere Kultur be- 
deutungsvolle Erscheinung. 


2. Der Evangelisch-soziale Kongreß bedauert die einseitige Richtung, 
welche die Arbeiterorganisationen heute vielfach verfolgen, vermag aber 
die Schuld daran nicht lediglich den Arbeitern zuzumessen, sondern 
sieht sie ebensosehr in dem mangelnden Entgegenkommen der Unter- 
nehmer, der Regierung und der öffentlichen Meinung. 


3. Der Evangelisch-soziale Kongreß hofft, daß die mageren Zugeständ- 
nisse, welche die preußische Berggesetznovelle der Arbeiterorganisati- 
on gemacht hat, nicht ein durch die Not des Augenblicks ertrotztes 
Gelegenheitsgesetz bleiben, sondern den Ausgangspunkt bilden mögen 
für eine zielbewußte und konsequent durchgeführte Politik, die den 
verständigen Forderungen der Arbeiter die ihnen gebührende Gerech- 


tigkeit widerfahren läßt. 


g) W.Schneemelcher, Geistige Strömungen in der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung 


1. Es besteht unter uns über die Notwendigkeit, ja Unentbehrlichkeit 
der Gewerkschaften kein Zweifel. Wir sehen sie nach wie vor in einem 
Zeitalter, wo alles sich organisiert und die kapitalistische Betriebsform 
herrscht, für die legitime Form an, in der der Arbeiter sich und seine 


165 


Existenz, seine äußere Wohlfahrt wie seine Persönlichkeit vor dem Zu- 
sammenbruch schützt und in der allein ihm als Einzelwesen seine Auf- 
wärtsentwicklung verbürgt ist; 


2. wir wissen und bedauern es, daß die Gewerkschaften, die 1894, 1898 
und 1905 unserer Betrachtung unterlagen, also vor allem die freien, 
aber auch die deutschen (Hirsch-Dunckerschen) Gewerkvereine, in 
enger Verbindung mit politischen Parteien standen (der sozialdemo- 
kratischen und der liberalen) und dadurch ihrem eigentlichen Wesen 
entfremdet, in parteipolitische Bestrebungen hineingezogen wurden. 
Uns lag aber einzig an einer Gesundung des ganzen Volkslebens und 
der Einreihung der Arbeiterklasse als eines vollwertigen und gleichbe- 
rechtigten Gliedes unter die übrigen Stände, die durch jede politische 
Verbrämung der Gewerkschaftsarbeit nur aufgehalten werden konnte; 


3. wir hofften, daß die Arbeiterbewegung sich schneller von jeder poli- 
tischen Bevormundung frei machen würde, getrieben durch das Ge- 
wicht ihrer eigensten sachlichen Tendenzen; 


4. wir unterstützten sie darum in unseren Grenzen, wo und wie wir 
konnten. Denn so sehr uns die Arbeiterbewegung am Herzen lag, eben- 
sosehr standen wir immer der Sozialdemokratie, als Ganzes genom- 
men, mit den schwersten Bedenken, ja gegensätzlich gegenüber, weil 
wir von ihr wußten und heute vielleicht mehr als je wissen, daß sie - im 
ganzen genommen - tatsächlich nicht der Volkswohlfahrt dient, son- 
dern eine tiefe Kluft zwischen den besitzenden und nichtbesitzenden 
Klassen als unentrinnbare Notwendigkeit behauptet und das ihre tut, 
um diese Kluft immer mehr zu erweitern und ins Bewußtsein der von 
ihr Geleiteten hineinzugraben; 


5. wir wissen, daß hieran die Schuld auch liegt — und zwar zum erheb- 
lichen Teile - an der Gleichgiltigkeit und Selbstsucht der bürgerlichen 
Stände, an dem geringen sozialen Verständnis der kirchlichen Kreise, 
an dem verspäteten Finsetzen und langsamen Fortschritt der staatli- 
chen Reformbewegung, an der häufigen Behandlung der Arbeiter als 


Leute minderen Rechtes. 


Die Texte sind entnommen den Verhandlungsberichten des Evangelisch-Sozialen 
Kongresses: Kulemann 1894, S.97f; Resolution 1894, S.135; Stieda 1898, S.30f.; 
Resolution 1898, S.59; Sieveking 1905, S.33; Resolution 1905, S.79; Schneemelcher 
1909, 5.43. 
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Text Nr. 12 
A. Wagner, Das soziale und ethische Moment in Finanzen und 


Steuern (1903) 
. 


Fine dern heutigen sittlichen Bewußtsein entsprechende ethische Auf- 
fassung von Finanzen und Steuern führt zu der Anforderung an Jeder- 
mann, das bestehende Steuer- und Gebührentrecht in allen seinen Ein- 
zelbestimmungen, auch denjenigen über Veranlagung und Erhebung, 
über Deklarationspflichten und Kontrollen streng gewissenhaft zu be- 
obachten, auch, soweit es an ihm liegt, für seine eigene Belastung rich- 
tig mit zur Durchführung zu bringen. | 


II. 


Diese Anforderung ist vollends an die Angehörigen der höheren, wohl- 
habenderen, gebildeten Klassen zu stellen, um so strenger, weil diese 
Klassen die leistungsfähigeren sind und weil die unteren Klassen an den 
überall bestehenden indirekten Verbrauchssteuern ohnehin getroffen 
werden, also um so mehr erwarten und verlangen können, daß die hö- 
heren Klassen ihre gesetzliche Steuerpflicht genau erfüllen. 


II. 


Eine richtige ethische Auffassung führt aber auch für Jedermann und 
wiederum namentlich für die Angehörigen der höheren und wohlha-. 
benderen Klassen zu der weiteren Forderung: alle Maßnahmen in der 
Verwendung und Beschaffung der öffentlichen Finanzmittel, welche 
notwendigen und zweckmäßigen Staatsaufgaben und darunter auch 
denjenigen einer richtigen, konsequenten und in ihren einzelnen Zie- 
len berechtigten und ausführbaren »sozialen« Finanzpolitik entsprechen, 
uneigennützig zu unterstützen, so insbesondere auch alle bezüglichen 
Reformen im Gebiete der Besteuerung. Dies hat auch dann zu gesche- 
hen, wenn solche Maßnahmen das eigene private ökonomische Inter- 
esse, so der besitzenden, der reichen Klassen beeinträchtigen. Hier ist 
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die richtige Einsicht in die Verhältnisse und ein starkes ethisches und 
soziales Pflichtgefühl zu entwickeln und so zu einem Faktor zu ma- 
chen, welcher auf die öffentliche Meinung und auf die Organe der 
Gesetzgebung und Verwaltung gebührend einwirkt. 


IV. 


Bei der Rückwirkung von Finanzmaßnahmen auf die wirtschaftliche 
Lage des Volks, der Klassen, der einzelnen, hat jede Art der Verwendung 
wie der Beschaffung von Finanzmitteln auch zugleich eine soziale Be- 
deutung. Daher muß auch jede solche Maßnahme und Verwendungs- 
und Beschaffungsart von Mitteln unter einem sozialen Gesichtspunkt 
mit betrachtet und nach den sich hiernach ergebenden Forderungen 
mit zu gestalten gesucht werden. So wird die Finanzpolitik ein wichti- 
ges Glied zugleich der Sozialpolitik und entwickelt sich zur »sozialen« 
Finanzpolitik. 


V. 


Die Verwendung von Finanzmitteln hat in den letzten Jahrhunderten 
schon mannigfach, mindestens implicite, zugleich einem sozialen Zweck 
mit gedient, so auf dem Gebiete der »Landeskulturpolitik«. Klar, offen 
und prinzipiell ist ein solcher Zweck aber erst in neuerer Zeit in der 
Forderung anerkannt worden, daß Finanzmittel für solche Aufgaben, 
welche auf eine Hebung der unteren Klassen abzielen, in deren, aber 
damit zugleich immer im gesamten Volksinteresse, verwendet werden 
(Unterrichts- und Bildungs-, Gesundheits-, Arbeiterversicherungswe- 
sen). Auf diesem Wege ist besonnen weiter zu schreiten (Wohnungswe- 
sen, Verkehrswesen). Eine solche soziale Finanzpolitik ist eine wahrhaft 
staatserhaltende Politik. Sie entspricht durchaus dem Standpunkt der 
Kaiserlichen Botschaft vom 17. November 1881 bei der damaligen In- 
augurierung der Arbeiterversicherung. 
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VI. 


Die Verwendung großer Finanzmittel für die allgemeinen Staatszwek- 
ke, insbesondere für den ersten von allen, den Sicherheits-, Recht- und 
Machtzweck, daher in vorderster Linie für die genügende Wehrkraft der 
Nation, steht mit dieser Forderung einer »sozialen« Finanzpolitik nicht 
im Widerspruch. Jene Verwendung geht vielmehr allen anderen vor- 
aus, auch denjenigen für die unter V. angedeuteten sozialen Aufgaben: 
praktisch und prinzipiell voraus. Denn nur in einem in seiner Existenz, 
seiner Unabhängigkeit, seinem Gedeihen gesicherten großen Gemein- 
wesen ist mit Erfolg, wie an allen übrigen, so auch an den finanziellen 


Aufgaben der Sozialpolitik zu arbeiten. 


VI. 


Auch die Beschaffung der Finanzmittel ist in folgerichtiger Konsequenz 
einer »sozialen« Finanzpolitik offen und prinzipiell mit unter den so- 
zialen Gesichtspunkt zu stellen. Demgemäß sind namentlich Folgerun- 
gen zu ziehen für und Forderungen zu stellen an die Ausdehnung, 
Einrichtung und finanzielle Behandlung der drei großen Zweige der 
ordentlichen Einnahmen, der sogenannten privatwirtschaftlichen (des 
»Privaterwerbs«), der Gebühren, der Steuern. Aber auch beim öffentli- 
chen Schuldenwesen fehlt es nicht an Forderungen aus dem sozialen 


Gesichtspunkt. 


VIM. 


Die Angelegenheiten des Privaterwerbs und des Gebührenwesens, daher 
auch die Fragen des Besitzes bezüglicher Vermögensobjekte und des Be- 
triebes von Unternehmungen und Anstalten verlangen eine Erörterung 
und Entscheidung nicht bloß nach ökonomisch-technischen und fiska- 
lischen, sondern zugleich mit nach sozialen Gesichtspunkten. Nach 
letzteren sind namentlich solche Fälle zu beurteilen, wo bei Besitz und 
Betrieb in Privathänden faktische oder selbst rechtliche Monopole beste- 
hen und wo die Gewinne nicht oder nicht bloß aus der wirtschaftlichen 
Tätigkeit des Eigentümers und Unternehmers, sondern allein oder größ- 
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tenteils aus der »gesellschaftlichen Gesamttätigkeit oder Entwicklung« 
entspringen. Wenn hier dann zudem die Verwaltungen öffentlicher Kör- 
per sich ökonomisch-technisch und administrativ leistungsfähig zeigen, 
ebenso oder sogar mehr als Privatverwaltungen; wenn allgemeinere In- 
teressen es wünschenswert erscheinen lassen, daß man in der Wahl des 
leitenden Finanzprinzips freier stehe als bei einem Privatunternehmen, 
so fällt das wesentlich ins Gewicht zu Gunsten der Uebernahme be- 
treffender Gebiete des Besitzes und eventuell auch des Betriebes auf 
öffentliche Körper, wie Staat, Gemeinde, (»Verstaatlichung«, »Verge- 
meindlichung«). Das finanzielle Risiko läßt sich genügend beschränken, 
das fiskalische Interesse genügend wahrnehmen. Bedeutende Gewinne 
können so durch Vermittlung des Fiskus der Gemeinschaft, deren Wir- 
ken sie vielleicht zumeist zu danken sind, zufallen und die Deckung des 
öffentlichen Bedarfs wird wesentlich erleichtert. Die Besteuerung, der 
öffentliche Kredit, braucht nicht so ausgedehnt benutzt zu werden: wie- 
der ein erheblicher sozialer, wie finanzieller Vorteil. 


RX. 


Auf dem Gebiete der Besteuerung verlangt eine »soziale« Finanzpolitik die 
strenge Durchführung der Grundsätze und Forderungen der »Gerechtig- 
keit«, welche keinem Steuerrecht völlig fremd, aber wieder erst im moder- 
nen und geltenden der Kulturwelt auch ausdrücklich allgemein anerkannt 
sind: Allgemeinheit und Gleichmäßigkeit der Besteuerung und für die 
Durchführung dieser Grundsätze die Befolgung des Prinzips der Besteue- 
rung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit als hauptsächliche Richt- 
schnur. Aber alle diese Grundsätze sind auch nach »sozialer Auffassung« 
auszulegen und nach dieser dann an das Steuerrecht entsprechende An- 
forderungen zu stellen, in Betreff der Beseitigung von Mängeln dieses 
Rechts und seiner Durchführung und der Herbeiführung einer Ueber- 


einstimmung mit den folgerichtigen sozialen Forderungen. 


X. 


Die Komplikation der wirtschaftlichen Verhältnisse, die vollends in 
heutiger Zeit steigende »qualitative und quantitative Differenzierung 
von Nationaleinkommen und Vermögen in den Einzeleinkommen und 
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Vermögen und Erwerben« gestattet keine einfache Besteuerung, wie 
die geschichtliche Erfahrung auch zeigt. Nur ein entwickeltes Steuersy- 
stem, in welchem verschiedene Steuerarten verbunden sind, verbürgt 
eine richtige Funktion der Besteuerung als Deckungsmittel für einen 
großen Finanzbedarf und besteht daher in geordneten Staaten auch 
überall. In diesem System lassen sich vier Hauptarten von Steuern un- 
terscheiden, die indirekten Verbrauchssteuern (Zölle und innere), die 
 Verkehrssteuern (Stempel, Besitzwechselabgaben), die direkten Steu- 
ern, die Erbschaftssteuern. Auch für die Fragen der sozialen Steuerpoli- 
tik ist ein derartiges Steuersystem zugrunde zu legen und jede dieser 
vier Arten darin wieder besonders zu beurteilen. Die Gerechtigkeits- 
grundsätze überhaupt und in der sozialen Auslegung insbesondere 
müssen dabei jedoch für das ganze System aufgestellt werden. Deckungs- 
verhältnisse und andere Umstände, auch andere als lediglich fiskalische 
Zwecke einer Steuer (Schutzzölle, Konsumregelungssteuern) können 
es dabei nötig machen und rechtfertigen, eine Steuerart oder einzelne 
Steuern beizubehalten oder selbst neu einzuführen, trotz ihrer Beden- 
ken, etwa auch trotz ihrer, mitunter selbst schweren Verstöße gegen die 
Grundsätze der Allgemeinheit, Gleichmäßigkeit und Lastenverteilung 
nach der Leistungsfähigkeit gegenüber Einzelnen und ganzen Klassen. 
Dann muß aber vom Gerechtigkeitsstandpunkte aus überhaupt und 
vollends nach sozialer Auffassung verlangt werden, daß durch andere 
Steuerarten und einzelne Steuern, mit entgegengesetzter Wirkung, in- 
nerhalb des Steuersystems tunlichst eine Ausgleichung erfolge (Kom- 
pensation zwischen indirekten und direkten Steuern); eventuell auch, 
daß die Erträge der bedenklichen, aber einmal vorhandenen und der 
Annahme nach unvermeidlichen Steuern möglichst für Spezialzwecke 
verwendet werden, welche den durch diese Steuern überlasteten Klas- 
sen allein oder in besonderem Maße zugute kommen (Verwendung von 
Erträgen indirekter Steuern für Interessen der unteren Klassen). 


xl. 


Wie vom rein finanziellen, ist auch vom sozial-finanziellen Standpunk- 
te aus die Gesamtbesteuerung der verschiedenen öffentlichen Körper 
eines Landes (Staat, Verbände, Gemeinden, in Bundesstaaten auch 
Reich) als ein Ganzes aufzufassen, als ein Gesamt-Steuersystem. An dieses 
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ist wieder bei Prüfung und Reformfragen der Maßstab der Gerechtig- 
keitspostulate in der sozialen Auffassung zu legen. Wenn daher etwa die 
Steuerarten auf die öffentlichen Körper in der Weise verteilt sind, daß 
der eine nur oder überwiegend die und die, der andere die und die Art 
besitzt (z.B. wie bisher in Deutschland die indirekten Steuern wesent- 
lich Reichssteuern, die direkten Staatssteuern sind), so muß auch hier 
im Gesamtsteuersystem auf eine Ausgleichung der Wirkungen verschie- 
dener Steuerarten hingestrebt werden, so im Deutschen Reiche. Das 
führt zu der auch sozialpolitisch wichtigen Forderung, die direkte Staats- 
besteuerung so zu gestalten, daß sie ausgleichend gegenüber der indi- 
rekten Reichsbesteuerung wirkt. 


Xu. 


Jede der vier Hauptarten der Besteuerung und jede einzelne Steuer die- 
ser Kategorien verlangt ihre Prüfung auch vom sozialen Standpunkte, 
und nach dem Ergebnis dieser Prüfung sind dann entsprechende For- 
derungen an die Behandlung und Einrichtung jeder Steuer und Steuer- 
art zu stellen. 


X. 


Die indirekten (und bisweilen auch direkten) Verbrauchs- (und Ge- 
brauchs-) Steuern sind, soweit ihr Ertrag lediglich als Deckungsmittel 
für den allgemeinen Finanzbedarf bezielt wird, möglichst auf Konsum- 
artikel und Genüsse zu beschränken, welche nicht zu den notwendigen 
Nahrungs- und Lebensmitteln gehören. Geeignete und nach aller Er- 
fahrung aus fiskalischen Gründen zur Besteuerung unentbehrliche und 
auch zulässige Artikel und Genüsse sind daher diejenigen eines relati- 
ven Massenluxus und des speziellen Luxus der wohlhabenderen 
Klassen. Wo aber entweder die sonst fehlende Bedarfsdeckung oder zwin- 
gende volkswirtschaftliche Gründe (wie etwa beim Schutz der Land- 
wirtschaft die Agrarzölle, selbst auf Getreide, Fleisch, Fettwaaren) die 
Ausdehnung der Besteuerung auf mehr oder weniger notwendige Le- 
bens- und Nahrungsmittel gebieterisch erheischen, müssen umsomehr 
die oben angedeuteten Forderungen einer richtigen sozialen Finanzpo- 
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litik gestellt werden: Ausgleichung der Wirkungen jener Steuern nach 
unten durch direkte, Verkehrs-, Erbschaftssteuern, die mehr nach oben 
belasten und eventuell auch Verwendung der Erträge jener indirekten 
Steuern (und Zölle) für Spezialinteressen der unteren Klassen. 

Von kommunalen Verbrauchssteuern sind wenigstens einzelne Ar- 
ten, so auf die alkoholischen Getränke, in etwaiger Verbindung mit 
einem Schanklicenz-Steuersystem, auch, und gerade auch vom sozialen 


Standpunkt aus, berechtigt. 


XIV. 


Von den sogenannten Verkehrssteuern dienen die Besitzwechselabgaben, 
bei Rechtsgeschäften unter Lebenden zu lästigem Titel über Grundbe- 
sitz und Mobiliarvermögen (Wertpapiere, Hypotheken, Warenverkehr, 
besonders im Großhandel), schon in ihrer heute üblichen Gestalt mehr 
oder weniger auch dem angedeuteten sozialen Zweck der Finanzpoli- 
tik mit. Sie lassen sich aber, zugleich fiskalisch vorteilhaft, diesem 
Zweck noch besser anpassen, besonders in dem wichtigen Falle des 
Grundstücksbesitzwechsels zumal von städtischen und vollends von un- 
bebauten Grundstücken (Baustellen). Hier müßten nämlich die Abga- 
bensätze abgestuft werden nach der Art der Grundstücke (ländliche, 
städtische, großstädtische, bebaute, unbebaute) und nach der Unter- 
scheidung des festen ursprünglichen Werts und desjenigen, welcher ein- 
mal durch neue Kapitalverwendung (Bauten, Meliorationen), sodann 
eventuell durch allgemeine Umstände (»Konjunkturen«) hinzugewach- 
sen ist: ein niedriger Satz beim Besitzwechsel für den festen und den 
»Meliorationswert«, ein hoher, selbst sehr hoher für den Wertzuwachs 
aus Konjunkturen - Alles steuertechnische Aufgaben, deren Lösung nicht 
übermäßige Schwierigkeiten macht. Dabei wäre auf den Zusammen- 
hang einer solchen Steuer letzterer Art mit den direkten (unter XV, 2) 
Rücksicht zu nehmen. Besonders für Gemeinden, namentlich für rasch 
an Bevölkerung und Wohlstand wachsende Städte, ist eine solche Steu- 
er empfehlenswert. 

Auch Börsen-, Umsatz-, Emissionssteuern mit der schon üblichen 
Unterscheidung der Geschäfte und der Arten der zu emittierenden Pa- 
piere für den Steuersatz sind gerade nach den Grundsätzen sozialer Steu- 
erpolitik berechtigt, ebenfalls mit zur Ergänzung anderer Steuern. 
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XV. 


Bei der direkten Besteuerung ist zunächst diejenige des Staates und der 
Gemeinden zu unterscheiden, auch für die soziale Auffassung. 


1. In der Staatsbesteuerung entspricht die neuere deutsche (preußische) 
Entwicklung von der Ertrags- zur Personalbesteuerung, in letzterer mit 
der Doppelform der Einkommen- und Vermögenssteuer, ebenso den 
Anforderungen der sozialen Steuerpolitik wie denjenigen der Steuerpo- 
litik überhaupt und der Steuertechnik. Die Personalbesteuerung muß 
dabei in ihren beiden Formen so eingerichtet werden, daß sie sich der 
sozialpolitischen Auffassung des Prinzips der Besteuerung nach der Lei- 
stungsfähigkeit anpaßt und zugleich in der angedeuteten Weise bezüg- 
lich der Verteilung der Steuerlast ausgleichend gegenüber den Wirkun- 
gen der indirekten Verbrauchssteuern einwirkt. 


Daher sind zu verlangen: 

a) nicht zu niedrige Steuerfreiheit kleinen Einkommens, zumal bloßen 
Arbeitseinkommens, und Vermögens — zugleich eine wichtige steuer- 
technische Forderung -; 

b) Progression (nicht nur Degression) des Steuerfußes, einmal und 
unbedingt ausreichend zur Ausgleichung der Wirkungen der indirek- 
ten Steuern, dann aber auch darüber hinaus in langsamer, mäßiger, wei- 
terer Steigerung des Steuerfußes für die größeren Einkommen und Ver- 
mögen; | 

c) höhere Besteuerung des fundierten Einkommens, am besten in der 
Form der Vermögenssteuer, aber bei dieser mit grundsätzlich gleicher Ein- 
richtung betreffend Steuerfreiheit und Steuerfuß, wie bei der Einkom- 
menssteuer, jedoch mit verschiedenem Steuerfuß für die Hauptarten 
des Vermögens nach deren ungefährer durchschnittlicher Rentabilität 
(z.B. niedriger für ländliches Grundeigentum als für städtisches und als 
für gewerbliches Kapital und auf Rente gelegtes mobiles) und mit Aus- 
dehnung auf das nicht Rente gebende, sogenannte Nutzvermögen 
(Hauseinrichtung); 

d) außerdem ist möglichst weiter bei Einkommen und Vermögen 
der Steuerfuß abzustufen nach Art des Erwerbs (gewöhnliche Berufsar- 
beit, Spekulation), Festigkeit der Berufsstellung (Besoldung und gewöhn- 


licher Arbeitslohn, vorhandener oder fehlender Pensionsanspruch u.s.w.); 
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e) endlich sind anderweite Umstände zu berücksichtigen, von welchen 
außerdem die individuelle Leistungsfähigkeit auch bei gleich hohem und 
gleichartigem Einkommen und Vermögen abhängt, besonders die Größe 
und Zusammensetzung der Familie. 


Von den steuertechnischen Verwaltungsgrundsätzen hat derjenige der 
Deklarationspflicht auch eine besondere Bedeutung in sozialer Hinsicht 
für direkte, namentlich Personalsteuern, auch gerade in einem Steuer- 
system, das gleichzeitig wichtige, vielleicht schwere und bedenkliche 
Verbrauchssteuern umfaßt. Und mit im sozialen Interesse ist die Durch- 
führung jener Pflicht mit allen erforderlichen Kautelen (Kontroll- und 
Strafbestimmungen) zu sichern. 


In den eigentümlichen deutschen Verhältnissen ist auch ebenfalls mit 
im sozialen wie im allgemeinen steuerpolitischen Interesse auf eine im 
Großen, wenigstens in den Grundzügen gleichmäfsige Verfassung der 
direkten Personalsteuern in allen Einzelstaaten Gewicht zulegen. 


2. In den Gemeinden läßt sich zwar die Festhaltung der direkten Er- 
tragsbesteuerung in gewissem Umfang rechtfertigen. Aber bei der un- 
vermeidlichen technischen Mangelhaftigkeit — schon weil sie meist kei- 
nen Schuldenabzug gestattet — ist diese Besteuerung doch wiederum in 
starkem Maße durch eine Personal-, besonders Einkommenbesteuerung, 
zu ergänzen, ebenfalls mit im sozialen Interesse. Letztere Besteuerung 
ist dann auch hier nach den oben dargelegten Grundsätzen einzurich- 
ten. In der kommunalen Ertragsbesteuerung ist aber sodann darauf 
hinzustreben, daß sie den eigenartigen Wirtschafts- und Wertbildungs- 
verhältnissen gerade in den Gemeinden sich anpaßt. Daher muß na- 
mentlich die kommunale Grund- und Haussteuer jene Wertzuwüchse 
(in Renten und Kapitalwert), welche dem betreffenden Besitz durch 
allgemeine Entwicklungen zu teil werden, oft auch gerade infolge der 
Verwendung von kommunalen Finanzmitteln, durch ihre passende Ein- 
richtung stark zu erfassen suchen. Vollends in an Volkszahl und Wohl- 
stand rasch wachsenden Gemeinden ist dies geboten und insbesondere 
in den Fällen, wo nicht Vorbehalt von Gemeindebesitz, Erbbaurecht 
und dergleichen, kommunale Wirtschaftsbetriebe der Gemeinde schon 
in solchen Formen die Teilnahme am Genuß jener Wertsteigerungen 
sichern. Dazu dient, neben den Besitzwechselabgaben in der oben an- 
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gedeuteten Ausgestaltung, eine laufende, direkte Steuer nach dem ge- 
meinen Wert, statt nach Ertrag oder sogenannten Nutzungswert, insbe- 
sondere von bloßen Baustellen. Eine solche Steuer muß aber oft, mög- 
lichst jährlich erneuert und mit ähnlichen Abstufungen des Steuersatzes, 
wie bei jener Besitzwechselabgabe, versehen werden. Ein Krebsschaden 
modernen Städtewesens, die Grundstücksspekulation, die wahrhaft 
antisozial wirkt, kann so wenigstens eingeengt werden. 


XV1. 


Die Erbschaftssteuer ist neben den anderen drei Hauptarten, auch noch 
neben einer allgemeinen Vermögenssteuer, gerade nach dem Gesichts- 
punkt sozialer Finanzpolitik und diesem gemäß auszubilden. Auch vom 
allgemeinen steuerpolitischen Standpunkt gelangt man indessen zu den- 
selben Forderungen. Es ergeben sich dann folgende Grundsätze: 

1. Freiheit kleiner Erbschaften, in höherem Maße allgemein eines 
größeren Wertteils des häuslichen Nutzvermögens. 

2. Belastung aller Erben, auch der Nächstverwandten, auch der di- 
rekten und selbst der absteigenden Linie (Kinder) und der Ehegatten, 
mit progressiv steigendem Steuerfuß nach der Entfernung der Verwandt- 
schaft vom Beerbten. 

3. Progressivität des Steuerfußes auch nach der Höhe des Erbteils. 
Das deutsche Steuerrecht steht hier in der Entwicklung gegen dasjenige 
fast aller Kulturstaaten erheblich zurück. Auch diese Steuer hat aber, so 
ausgebildet, gerade sozial-finanziell aufgefaßt, eine wichtige Ausglei- 
chungsfunktion gegenüber den indirekten Verbrauchssteuern und soll 
die wohlhabenderen Klassen so mindestens dementsprechend stärker 
belasten. 


Der Text ist entnommen: A. Wagner, Das soziale und ethische Moment in Finanzen 
und Steuern, Verhandlungen des Evangelisch-Sozialen Kongresses 1903, Göttingen 
1903, S.47-54. 
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Text Nr. 13 
G. Traub, Organisation der Arbeit in ihrer Wirkung auf die 
Persönlichkeit (1905) 


1. 


2. 


Die moderne Technik kann trotz ihrer Erfolge den unbedingten Wert 
der sittlichen Persönlichkeit nicht ersetzen. 

Die technische Organisation der Arbeit beruht auf der feinsten Ar- 
beitsteilung und straffsten Arbeitsvereinigung. 


. Im Interesse der Persönlichkeitsentwicklung ist der Fortschritt des 


automatischen Maschinenbetriebes zu beschleunigen. 


. Die wirtschaftliche Organisation der Arbeit beruht auf der größt- 


möglichsten Arbeitsersparnis, dem Sieg der leistungsfähigsten Be- 
triebe. 


. Im Interesse der Persönlichkeitsentwicklung ist der Fortschritt zum 


gewerblichen Großbetrieb zu beschleunigen. 


. Den der sittlichen Persönlichkeit drohenden Gefahren ist zu begeg- 


nen vor allem durch die selbständige, rechtlich anerkannte Interes- 
senvertretung der vom Großbetrieb abhängigen Personen und den 
Schutz ihrer vollständigen geistigen Bewegungsfreiheit außerhalb des 
Betriebs. 


. Die nationale Organisation der Arbeit beruht auf dem Gleichge- 


wicht der großen Arbeitszweige. Im Interesse der Mannigfaltigkeit 
der Persönlichkeitsentwicklung ist in der Landwirtschaft der leistungs- 
fähigere Betrieb der Zukunft, der Kleinbetrieb, zu unterstützen. 


. Die persönlichen Organisationen der Arbeiter bedeuten einen un- 


entbehrlichen Beitrag zur Hebung der sittlichen Persönlichkeit. Die 
Arbeitgeberorganisationen haben ein sittliches Interesse daran, die 
gesetzliche Gleichberechtigung der Arbeiterorganisationen anzuer- 
kennen. 


Der Text ist entnommen: G.Iraub, Organisation der Arbeit in ihrer Wirkung auf 
die Persönlichkeit, in: Verhandlungen des Evangelisch-Sozialen Kongresses 1904, 
Göttingen 1904, S. 57. 
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Text Nr. 14 


Resolutionen des ESK zum Thema »Wohnungsnot« 


Resolution: Die Wohnungsnot der arbeitenden Klasse und ihre Ab- 
hilfe (1890) 


Der Kongreß empfiehlt den Regierungen und den Landtagen der deut- 
schen Staaten, ihre vermehrte Aufmerksamkeit der Wohnungs- und 
speziell der Arbeiterwohnungsfrage zuzuwenden, und bittet sie, dabei 
die Gesichtspunkte mit zu berücksichtigen, welche in den Thesen des 
Herrn Pastor von Bodelschwingh aufgestellt sind, insbesondere in be- 
treff der Beschaffung von Kapital zum Bau von Arbeiterwohnungen. 


Resolution: Reform der Wohnungszustände (1900) 


Der elfte Evangelisch-Soziale Kongreß spricht sich in Übereinstimmung 
mit den Herren Referenten für die dringende Notwendigkeit einer 
umfassenden und durchgreifenden Reform unserer Wohnungszustän- 
de aus, die einen wesentlichen Faktor zur allgemeinen Gesundung un- 
serer sittlichen Verhältnisse bedeutet. Der Kongreß erkennt dabei an, 
daß eine solche Reform von der bloßen privaten und genossenschaftli- 
chen Tätigkeit aufgrund der bestehenden Rechtsnormen des Grund- 
und Hauseigentums nach den bisherigen Erfahrungen nicht zu erwar- 
ten ist. Er hofft nur von einem Eingreifen der Gesetzgebung, sei es der 
Reichsgesetzgebung oder derjenigen der Einzelstaaten, in bezug auf diese 
Rechtsnormen selbst Abhilfe. Dabei ist er der Überzeugung, daß es vor 
allem gilt, der Bodenspekulation durch Reform des bezüglichen Rech- 


tes wirksam entgegenzutreten. 


Die Texte sind entnommen: Verhandlungen des Evangelisch-Sozialen Kongresses: 
Resolution 1890, S.87; Resolution 1900, S. 125. 
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Text Nr. 15 
Aufruf zur Bildung einer Gesellschaft für soziale Reform (1900) 


Veranlaßt durch die Versuche, eine internationale Vereinigung für Ar- 
beiterschutz zu gründen, und von dem Wunsche geleitet, daß die na- 
tionalen Bestrebungen zur Besserung der Lage der Lohnarbeiter in 
Deutschland kräftigen Fortgang nehmen, sind die Unterzeichneten 
zusammengetreten, um die Bildung einer deutschen Gesellschaft vor- 
zubereiten, die sich die Aufgabe stellt: 

1. als Glied der Internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbei- 
terschutz im Zusammenwirken mit den Vertretern anderer Staaten, die 
Hindernisse zu beseitigen, die der Förderung des Arbeitsschutzes mit 
Rücksicht auf die Konkurrenzfähigkeit der Industrie auf dem Weltmarkt 
entgegengestellt werden; 

2. als nationale Vereinigung der verschiedenen Bestrebungen, wel- 
che in Deutschland für die soziale Reform auf dem Gebiet der Arbei- 
terfrage thätig sind, diese zu stärken, durch Aufklärung in Wort und 
Schrift Verständniß für die soziale Reform zu wecken und zu thätiger 
Mitarbeit anzuregen. 

‚ Als nächste Aufgaben dieset Reform betrachten sie namentlich: 

den Ausbau des Arbeiterschutzes und der Gewerbeaufsicht, 

die Förderung des Arbeitsnachweises, 

die Fortbildung der Einrichtungen zur Verhütung und Beilegung 
von Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältniß, 

den Ausbau der Arbeiterversicherung im weitesten Sinne, 

die Förderung der Bestrebung der Arbeiter, in Berufsvereinen und 
Genossenschaften ihre Lage zu bessern. 

Die Unterzeichneten erkennen an, daß seit dem Erlaf% des ersten Ar- 
beiter-Versicherungsgesetzes erhebliche Fortschritte auf dem Gebiet der 
Lohnarbeiterfrage gemacht worden sind, sie sind aber der Meinung, daß 
die oben bezeichneten Ziele, die auch im Sinne der Kaiserlichen Erlasse 
vom 4. Februar 1890 liegen, schneller und wirksamer hätten erreicht 
werden können, wenn diejenigen, welche für die soziale Reform eintre- 
ten, ihre Anstrengungen vereinigt hätten, um die Hindernisse zu beseiti- 
gen, die fast naturgemäß sich einem in festgewurzelte Gewohnheiten 
und Mißbräuche einschneidenden Reformwerk entgegenstellen. 

In dieser Ueberzeugung richten sie die Bitte an ihre Landsleute, sich 
mit ihnen zu einer »Gesellschaft für soziale Reform« zu vereinigen, ihre 
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Bereitwilligkeit hierzu einem der Unterzeichneten mitzutheilen und 
behufs Errichtung dieser Gesellschaft an einer Versammlung theil zu 
nehmen, die am 6. Januar 1901 Abends 7 Uhr zu Berlin, im Architek- 
tenhause Saal G (Wilhelmstr. 92/93 Hochparterre) stattfinden wird. 


Der Text ist entnommen: Soziale Praxis. Centralblatt für Sozialpolitik. Hg.: E.Francke, 
X.Jg., Nr.11/1900, Sp. 249-251. 
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III. Die sozialethischen Impulse Friedrich Naumanns 


Text Nr. 16 
F. Naumann, Das Christlich-Soziale ist uns Glaubenssache (1894) 


So gut ein anderer um seines Glaubens willen Heidenmission treiben 
muß, weil ihm der innere Drang nicht Ruhe läßt, weil er fühlt, daß 
Gott ihm die Seelen der Heiden auf sein Herz gelegt hat, ebenso be- 
schäftigt uns der geistige Zustand der Menge unserer deutschen Brü- 
der. Wir sehen sie in Not und Unglauben, und beides zusammen, die 
Not und der Unglaube, läßt uns keine Ruhe. Wir begreifen nicht, wie 
Christen an diesen beiden Sachen, an der Not und dem Unglauben, 
vorübergehen können, als hätten sie keine Augen. Ihr gebt Jahresbei- 
träge, wenn ein Missionar zu den Hottentotten geht, aber wenn deut- 
sche Prediger offen und ohne Nebengedanken mit deutschen Arbeitern 
sich zusammenschließen, um ihnen das Evangelium zu verkündigen, 
da ist es ganz etwas anderes, da habt ihr hundert Gründe, warum das 
eigentlich nicht geschehen sollte. Ihr wollt Mission, ja ihr wollt die 
Mission, aber nur recht weit von hier, irgendwo in der Welt, in Kame- 
run oder in Hinterindien, wenn aber die Mission in Deutschland fe- 
sten Fuß faßt, wenn hier Ernst gemacht werden soll mit dem Christen- 
tum, dann ist es mit eurem Wohlwollen vorbei, dann wünscht ihr diese 
Innere Mission in blaue Ferne, dahin, wo der Pfeffer wächst. 

Doch ich halte ein, ich schreibe fürs erste nicht weiter, denn ich höre 
Ja, wie ihr ziemlich einstimmig ruft: das ist ein gewaltiges Mißverständ- 
nis! Ihr behauptet, daß ihr nicht bloß für Heidenmission, sondern auch 
für Innere Mission ein sehr warmes Herz habt. Ihr wollt gerade die 
Innere Mission recht rein und lebendig erhalten wissen und deshalb 
seid ihr gegen das Christlich-Soziale. 

Wirklich? Es wird mir schwer, zu glauben, aber ich höre euch alle 
zugleich, ihr sagt: das Christlich-Soziale paßt nicht zur Inneren Missi- 
on. Wenn diese Frage nach Majorität entschieden werden soll, so seid 
ihr im Vorteil, dann könnt ihr beschließen, ich sei im Unrecht. Aber ob 
hier die Majorität etwas ausmacht, das bezweifle ich. Es handelt sich 
um klare Gründe. Sagt also bitte, ihr Freunde, was ihr für Gründe habt, 
wenn ihr Innere Mission und Christlich-Soziales als unvereinbar hin- 
stellt. 
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Der erste Grund soll sein, daß das Christlich-Soziale die Innerlichkeit 
störe, daß es den Christen »veräußerlicht«. Darauf antworten wir: Alle 
Arbeit kann unter Umständen die gläubige Seele veräußerlichen, auch 
Kirchendienst, auch die Geschäfte des Pfarramtes können bei unbefe- 
stigten Gemütern die innere feste Haltung, den treuen, wahren Glau- 
ben gefährden. In diesem Sinne ist es auch möglich, daß jemand durch 
christlich-soziale Arbeit ein leerer, äußerlicher Mensch wird, nur glau- 
ben wir, daß hierbei die Gefahr geringer ist als bei anderem Iun, denn 
was heißt Christlich-Sozial? Es heißt doch im letzten Grunde, so brü- 
derlich, so hilfsbereit, so gerecht und barmherzig, so offen und mutig 
werden sollen, wie Jesus Christus, unser Herr, war. Wer sich etwas an- 
deres unter dem Worte »Christlich-Sozial« denkt, als den innigen 
Wunsch der wirklichen Nachfolge Jesu, des wirklichen, praktischen, 
wahrhaftigen Christentums, der kennt das Christlich-Soziale noch nicht. 
Die christlich-soziale Bewegung ist in erster Linie eine Seelenbewegung 
und knüpft unmittelbar an das Tun und Leben Jesu an. Vielleicht ist 
das noch nicht oft genug und nicht laut genug von uns ausgesprochen 
worden. Wenn dieses der Fall sein sollte, wollen wir gern den Fehler 
verbessern und wollen den Zusammenhang des Christlich-Sozialen mit 
der Person Jesu noch besser und noch deutlicher zu beschreiben suchen 
als bisher. Wem dieser Ausgangspunkt unseres ganzen Denkens nicht 
innerlich genug scheint, dem ist nicht zu helfen. Es gibt ja leider frei- 
lich Leute, die reden fast so, als sei das Heilen der Aussätzigen, das 
Gesundmachen der Lahmen, Blinden, Krüppel, als sei körperliche Für- 
sorge und Hilfe im Irdischen nur »human«, aber nicht eigentlich christ- 
lich. Es kommt mir vor, daß Leute, die noch »geistlicher« sind als Jesus 
Christus, für diese arme, kranke, geplagte Welt fast ein wenig zu gut 
sind. Wir begehren nichts Besseres, als weit hinten mit im Gefolge des- 
sen zu ziehen, der seine meiste Zeit bei der Herstellung von Kranken 
und seine beste Kraft bei der Speisung von Tausenden verwendet hat. 
Der zweite Einwand ist der: Wir geben zu, daß wir Christen uns um 
die Not unserer Brüder bekümmern müssen, aber wir wollen es tun 
ohne Politik. Mit diesem Einwand läßt sich besser verhandeln, da er 
mehr Richtiges enthält. Das Richtige ist, daß, wie die Dinge heute ein- 
mal liegen, eine unpolitische Liebesarbeit im kleinen, ein Aushelfen 
und Flicken, ein Spenden und Beraten durchaus notwendig ist. Eine 
derartige Liebesarbeit kann wenigstens in vielen Fällen das äußerste Elend 
hindern. In diesem Sinne ist die ältere nicht sozialpolitische Innere 
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Mission nach wie vor durchaus unentbehrlich und wird es noch lange 
sein. Aber freilich, sobald jemand sagt: diese Liebesarbeit im kleinen ist 
das einzige, was erlaubt sein soll, und die weitergehende Behandlung 
der sozialen Fragen ist vom Übel, dann können wir nicht schweigen 
und müssen bestimmt erklären: die Nöte des Volkes sind viel zu groß, 
um mit Almosen und Anstalten beseitigt werden zu können. Was kann 
die bloße freiwillige Liebesarbeit tun, wenn Tausende von Kindern kein 
warmes Mittagsbrot haben, wenn sich in Berlin in einer Nacht 4000 
Menschen als obdachlos melden, wenn das Land übervoll ist von Ar- 
beitslosigkeit, wenn viele tausend Mädchen sich verkaufen? Die christ- 
liche Liebe kann und darf nicht bei dem bloßen Liebesdienst im klei- 
nen stehenbleiben, sie muß weitergehen, sie muß neue Ordnungen des 
Volkslebens fordern. Wo sie das nicht tut, ist es schwer, an ihren Ernst 
zu glauben. Wollen wir etwa von Liebe reden und das Volk dabei ver- 
kommen lassen? Das geht doch nicht. Wir müssen, wir müssen christ- 
lich-sozial sein. Das hat uns Wichern, der Vater der Inneren Mission, 
vor mehr als 40 Jahren vorausgesagt. 

Es gibt Christen, welche meinen, das Christlich-Soziale sei eine Art 
Spielerei, ein Vergnügen etlicher neuerungssüchtiger Köpfe. Nichts kann 
haltloser sein als diese Ansicht. Das Christlich-Soziale kommt mit Ge- 
walt, weil es kommen muß. Die Zeit fordert es. Das Christlich-Soziale 
ist die Mission, wie sie heute nötig ist. Es fragt sich nur, ob die Christen 
in ihrer Mehrzahl die Zeichen der Zeit verstehen. Noch hoffen wir es. 


Der Text ist entnommen: F. Naumann. Werke. Erster Band. Religiöse Schriften, hg. 
von W. Uhsadel, Köln/Opladen 1964, S.307-310. 


Text Nr. 17 


F. Naumann, Vom Industrieuntertan zum Industriebürger (1907) 


Als die kaiserlichen Erlasse vom Jahre 1890 kamen, wurde das Pro- 
blem, daß es sich um großindustrielle Verhältnisse handelt, zunächst 
klar herausgehoben. Es war auch natürlich der erste große Ruck der 
Arbeiterschutzgesetzgebung eine gesetzgeberische Arbeit in das Gebiet 
der großen Industrien hinein. Wollen wir aber von da an das registrie- 
ren, was in den nun fast zehn Jahren, in denen Herr Graf von Posa- 
dowsky das Reichsamt des Innern vertritt, sozialpolitisch geschehen 
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ist, so scheint mir das Wesentliche dies zu sein, daß jene Grundlage der 
Versicherungsgesetzgebung und der Arbeiterschutzgesetzgebung, die 
in den vorhergehenden Perioden gelegt ist, in einer durchaus erfreuli- 
chen und anerkennungswerten Weise ausgedehnt worden ist über die 
Grenze derer hinaus, die zuerst in diese Gesetzgebung einbegriffen 
worden sind. Sodann handelte es sich in dieser Zeit um die Einbezie- 
hung einiger wichtiger Gebiete, die vorher von der Hand der Sozialre- 
form nicht angefaßt waren, in die Sozialreform. Es dreht sich jetzt bei 
dieser Aussprache nicht darum, ob wir das einzelne Gesetz als solches 
für gut finden, sondern die Richtung der Gesetzgebung im allgemei- 
nen. Diese ging auf die Einbegreifung der seefahrenden Bevölkerung 
‚in die sozialpolitische Gesetzgebung, auf die Einbegreifung der kauf- 
männischen Angestellten in Arbeiterschutz- und Kaufmannsgerichte, 
sie ging auf soundsoviele einzelne Gebiete bis an die Grenze der Land- 
wirtschaft hinaus, ging zu den Kindern und brachte ihnen notwendige 
Anfänge des Schutzes der Kinderarbeit, aber das, was das eigentliche 
Zentrum der Sozialpolitik ist, eben jene Frage der Arbeitsverfassung in 
der zentralisierten Großindustrie, das ist liegengeblieben. Dreimal, 
soviel ich sche, ist das Rad der sozialpolitischen Arbeit an der Großin- 
dustrie vorübergegangen in diesem Zeitraum: zuerst bei der Zucht- 
hausvorlage, dann bei der Frage, ob die Arbeiterausschüsse in den 
Bergwerkindustrien vom Reichstag oder vom preußischen Landtag zu 
verhandeln seien; und zuletzt bei der Frage der Rechtsfähigkeit der 
Berufsvereine, und das Gemeinsame im Charakter dieser drei Vor- 
kommnisse, bei denen sich Entwürfe der Reichsregierung beschäftig- 
ten mit dem eigentlichen Kernproblem der Sozialpolitik ist: zwei sind 
verflossen, und eins davon ist vom Landtag erledigt, und zwar alle drei 
aus dem Gefühl heraus, daß das Mißtrauen gegen die organisatorische 
Kraft und Leistung der Arbeiter der eigentliche Ausgangspunkt der 
Erwägungen auf diesem Gebiet zu sein hat. Denn woher kommt jene 
Überladung mit polizeilichen und anderen belastenden Vorschriften 
in dem zuletzt vorgelegten Gesetzentwurf über die Rechtsfähigkeit der 
Berufsvereine, als eben aus demselben Mißtrauen heraus, aus dem sei- 
nerzeit die Formulierungen der sogenannten Zuchthausvorlage gekom- 
men sind. Das ist also die Kernfrage jetzt, ob jenes tiefe sachliche Miß- 
trauen, das der deutsche Bundesrat offenbar der Organisationsfrage 
der Arbeiter gegenüber hat, auf die Dauer festgehalten werden kann. 
Es hat sich die Organisation der Arbeiter, auch ohne daß die Gesetzge- 
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bung den Weg eigentlich freigemacht hat, ganz von selbst durchge- 
drückt in fast allen kleineren Betrieben, sowohl im Handwerk wie in 
den kleinen und mittleren Industrien. In der Industrie der feineren 
Fertigfabrikationen existiert an sich die gewerkschaftliche Bewegung 
als ein Faktor, der längst über die $$ 152 und 153 durch sein Dasein 
praktisch hinweggegangen ist. Es haben sich auch unsere Handwerker 
längst daran gewöhnen müssen, daß sie mit organisierten Arbeitern 
verhandeln, und sie haben gelernt, daß es geht, und es werden ebenso 
alle die Industrien, die bei begrenztem Umfange irgendeine fertigschaf- 
fende Einzeltätigkeit haben, sich an solchen Zustand, wenn auch oft 
unter Reibungen gewöhnen und mit den Schwierigkeiten, organisier- 
te Arbeiter zu beschäftigen, praktisch abfinden müssen. In Wirklich- 
keit fehlt heute die freie Organisation der Arbeiter nicht dort, wo schon 
jene zahlreichen Tarifverträge vorhanden sind, nicht im Gebiete der 
kleinen Betriebe, sondern nur dort fehlt sie, wo die eigentlich modern- 
ste Form der modernen Massenindustrien vorhanden ist. Im Gebiet 
der größten Industrien ist die Freiheit am geringsten. Dort, wo der 
einzelne Unternehmer am ersten klagen könnte: wie halte ich es aus, 
mit den organisierten Arbeitern mich zu verständigen? — da hilft ihm 
kein Mensch davor, da heißt es: siehe du selbst zu, wie du fertig wirst! 
Die ganzen Hemmnisse der Gesetzgebung gegenüber der Organisati- 
on der Arbeiter und Angestellten helfen den kleineren Unternehmern 
nichts und kommen in Wirklichkeit nur zum Ausdruck dort, wo 
große industrielle und gewerbliche Anlagen und Machtverhältnisse vor- 
liegen. Wir haben vorhin von dem Herrn Abgeordneten Raab Darstel- 
lungen gehört über die Abhängigkeit der Angestellten der großen Ree- 
dereien und Schiffahrtsgesellschaften, Darstellungen, in denen gezeigt 
wurde, wie der einzelne Mann bei all seiner Tüchtigkeit nicht einmal — 
Herr Raab sagte mit Recht — das »Menschenrecht« hat, sich einem 
Berufsverein anzuschließen, sich zu assoziieren, um seine Lebensver- 
hältnisse zu verbessern. Dieses elementare Grundrecht, auf dem sozu- 
sagen die ganze moderne Entwicklung aufgebaut ist, wird versagt in 
großen Reedereien, wird versagt in den meisten Bergwerken, wird ver- 
sagt vielfach im Bereich des Stahlwerksverbandes, auch im Staatsbe- 
triebe im Gebiet der chemischen Industrie, vielfach auch in großen 
Spinnereien und Webereien. Was soll man denn nun den Arbeitern 
sagen vom Staate, den Angestellten und Arbeitern, die zwar formal das 
Koalitionsrecht haben, denen aber niemand hilft, wenn ihnen das Ko- 
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alitionsrecht genommen wird? Die alte Theorie der früheren liberalen 
Epoche, nämlich: Einzelmensch, du bist als Einzelmensch ein Wirt- 
schaftssubjekt, als Einzelmensch kannst du deine Arbeitskraft verkau- 
fen, so gut es dir gelingt — das war die Grundlage der Gewerbeordnung 
vom Jahre 1869. Wo ist denn aber heute der Einzelmensch, der seine 
Arbeit an ein Bergwerk verkaufen kann zu irgendwelchen persönli- 
chen Bedingungen? Da heißt es einfach: ein Platz ist frei, ein Platz für 
eine Nummer ist freil Der Mann kann überhaupt nicht verhandeln, 
sondern er muß in die Stelle hinein, so wie sie eben da ist. Das liegt im 
Wesen der Großbetriebe, das ist kein Vorwurf, sondern das liegt in der 
ganzen industriellen Entwicklung als solcher. Aber was bleibt denn 
dann übrig, was man heute als wirtschaftliches Recht diesen einzelnen 
Menschen bieten kann, wenn man ihm nicht das elementare Recht 
der freien Organisation dadurch gesetzlich fixiert, so daß sich der straf- 
bar macht, der ihm oder irgendeinem anderen Staatsbürger dieses Recht 
verkürzt? Solange die Strafbarkeit der Rechtsverletzung nicht dahinter 
steht, ist es ein unfertiges Recht. Dann ist es ein Recht, an das man 
nicht appellieren kann, weil es versagt in dem Augenblick, wo es für 
den einzelnen notwendig ist. Heute gibt es nicht mehr den Arbeitsver- 
trag des einzelnen Mannes in der Großindustrie, sondern entweder es 
gibt den Kollektivvertrag, oder es gibt überhaupt keinen Vertrag. Und 
darum ist die Ermöglichung des Kollektivvertrages die einzig wirklich 
positive Wirtschaftshoffnung, die man innerhalb der gegenwärtigen 
Gesellschaft denen machen kann, die im Betriebe der großen Industri- 
en daran sind, und es scheint, daß das ganze Problem der Verfassung 
und Organisierung der Arbeit in den großen Industrien überhaupt an 
dieser Stelle anzufangen hat. Jeder Aufbau einer Arbeitsverfassung von 
weiter oben wird immer wieder an dem Mangel eines gesunden Unter- 
baues auseinandergehen. Wenn dieser Unterbau nicht vorhanden ist, 
gibt es keine Arbeiterausschüsse, Arbeiterkammern oder Arbeitskam- 
mern. Wenn beispielsweise die Arbeitskammern verhandelt werden 
sollen, so sind meine Parteifreunde und die meisten der zu der sozial- 
politischen Majorität gehörigen Parteien für die Arbeitskammern durch 
Entwürfe eingetreten. Die Arbeitskammer bedeutet aber doch im Auf- 
bau einer gewerblichen Verfassung bereits ein sehr fortgeschrittenes 
Glied, die Arbeitskammer tritt dann in Wirklichkeit ein, wenn vorher 
die Unternehmerkammer oder Handelskammer oder Handwerkskam- 
mer auf der einen Seite besteht, die Arbeitskammer aber auf der ande- 
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ren Seite, so daß jene vielfach erörterte Streitfrage, ob man Arbeiter- 
kammer oder Arbeitskammer haben will, sich in meinen Augen ein- 
fach so darstellt: zunächst die Organisierung der Interessentengruppen 
für sich; von da aus erst tritt die Möglichkeit ein, daß Verbindungs- 
möglichkeiten zwischen beiden gesetzlich geschaffen werden können. 
Wenn wir aber jetzt, ehe wir Arbeiterkammern haben, über Arbeits- 
kammern verhandeln sollen, so wird sich vermutlich ergeben, daß schon 
die Frage der Besetzung und Herstellung dieser Kammern solche Kom- 
plikationen herbeiführt, daß die Gefahr sehr groß ist, ein nächster 
Winter verläuft mit einem Entwurf über Arbeitskammern ähnlich wie 
der vorhergehende mit einem Entwurf über die Rechtsfähigkeit der 
Berufsvereine, weil man nämlich Arbeitskammern nicht aufbauen kann 
ohne jeden Unterbau freier Organisationen der Arbeiter. Das, was man 
Arbeiterkammern nennt, also die entsprechende Formation für den 
Arbeiter, wie sie in Handelskammern und in der Handwerkerkammer 
und in der Landwirtschaftskammer für andere Volksgruppen bereits 
vorhanden ist, setzt doch voraus, daß vorher der Trieb und Geist, an 
der Gestaltung des Gewerbes arbeiten zu wollen, in den einzelnen Sub- 
jekten dieser Gruppe bereits geweckt worden ist. Wenn sie eine Arbei- 
terschaft in der Großindustrie haben, die durch keine Gewerkschaft 
berührt ist — es ist in diesem Zusammenhang ganz gleich, ob es eine 
christliche oder eine Hirsch-Dunckersche oder eine sozialdemokrati- 
sche Gewerkschaft ist —, wenn sie eine Arbeiterschaft haben, die von 
keiner Gewerkschaftsarbeit berührt und durchorganisiert ist: mit der 
können Sie sozusagen alles, aber auch nichts machen, nämlich man 
kann sie in jeden Ausschuß hineinsetzen, man kann mit ihnen jede 
Arbeiterkammer oder Arbeitskammer füllen, aber dann ist auch tat- 
sächlich nichts darin, namlich keine Arbeitskraft, kein Verständnis, keine 
Elastizität ist vorhanden, sondern alle diese Eigenschaften, die den 
Formen überhaupt Inhalt geben, wachsen erst durch die freie Organi- 
sierung auf der Unterstufe, und darum gibt es für den ganzen Aufbau 
der Industrieverfassung ‚nichts anderes als jenes Urelement, von dem 
Herr Dr. Mugdan eben gesprochen hat, dafß man zu allererst jene Ko- 
alitionsfreiheit beschafft, die es auch in den Gebieten großer, entschei- 
dender Industrien unmöglich macht, die Arbeiterverbände überhaupt 
zu hindern oder auf einem so niedrigen Entwicklungsniveau zu hal- 
ten, daß aus ihnen positiv nichts Richtiges herauskommt. Es entsteht 
also für uns die Notwendigkeit, den Aufbau einer nach oben steigen- 
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den Industrieverfassung von Grund auf zu erarbeiten durch eine alte 
liberale Forderung, die der einfachen wirklichen Sicherung des Koali- 
tionsrechts, und von da aus Schritt für Schritt in die Höhe bis zu 
einem — nennen wir es Industrieparlamentarismus, bis zu einem 
System der Mitwirkung der Angestellten und Arbeiter an der Arbeits- 
verfassung der Industrien im ganzen durch Arbeiterausschüsse, Arbei- 
terkammern und so weiter. Denn davor, daß dieses Problem der 
Arbeitsverfassung kommt, können wir doch nicht dauernd die Augen 
verschließen; wir können nicht dauernd bloß Sozialreform an den Stel- 
len treiben, an denen nicht die eigentliche Zukunftsentscheidung der 
deutschen Nation in wirtschaftlicher Hinsicht liegt, so nützlich sie auch 
sonst sein mag. Die Zukunftsentscheidung liegt darin, ob wir jene gro- 
ße Produktionssteigerung in Deutschland erreichen werden, die darin 
besteht, daß auch die großindustrielle Arbeit freudige und selbstge- 
wollte Leistung und Eigeninteresse der arbeitenden Personen wird. Bis 
an dieses ferne Ziel müssen wir die Frage wenigstens durchdenken. So 
gut vor hundert Jahren die Stein-Hardenbergsche Reform den Land- 
mann - nicht so weit, wie er wollte, aber doch einigermaßen — mit der 
Parole befreite: du mußt deine eigene Sache zu treiben haben! — so 
besteht auch in der Industrie die Frage, ob es in alle Zeit nur fremde 
Arbeit ist, die von der Menge der Arbeiter und Angestellten getan wer- 
den muß, oder ob es die Möglichkeit gibt, verfassungsmäßig im Laufe 
vieler Jahre einen Zustand herbeizuführen, wie er im Staatswesen — 
vielleicht noch nicht vollständig, aber wie er dort im Laufe der letzten 
hundert Jahre entstanden ist, einen Zustand, wo aus Untertanen Bür- 
ger gemacht wurden. So gilt es auch für die Industrie, aus Industrieun- 
tertanen Industriebürger zu gestalten, und dieses Problem in seinen 
ersten Anfängen ist eben die Koalitionsfreiheit. 

Hier setzen aber die Sorgen ein, von denen ich noch mit wenigen 
Worten reden will, die Sorgen der industriellen Unternehmer auf der 
einen und der Staatsregierung auf der anderen Seite. Die industrielle 
Sorge heißt: die freie Koalition der Arbeiter wird uns die notwendige 
Ordnung und Disziplin und damit die Leistungskraft und Produktivi- 
tät der Industrie schädigen. Daß die Organisation der Arbeiter nicht 
die Beseitigung des autoritären Prinzips an sich sein kann, ergibt sich 
schon daraus, daß auch die demokratisch angelegten Organisationen 
der Arbeiter selbst, und seien es Konsumvereine, alle zu der Form einer 
einheitlich disziplinierten Verwaltung ihrem Wesen nach hindrängen. 
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Es wird also wie selbst in Arbeiterorganisationen immer dasselbe Pro- 
blem ım Staate und auch in der Industrie vorhanden sein, daß Autori- 
tät und Mitwirkung aller ausgeglichen werden müssen. Voraussichtlich 
wird aber in der Industrie dasselbe eintreten, was wir im Staatswesen in 
der Vergangenheit erlebt haben, daß durch parlamentarische Mitwir- 
kung an Elastizität der nationalen Kraft unendlich viel gewonnen wur- 
de, dadurch, daß es möglich geworden ist, das Interesse der einzelnen 
Bürger dem Staatsganzen zuzuführen. Welches sind denn jetzt Staaten, 
deren Existenz am ruhigsten dahingeht? Doch schließlich die, in denen 
liberale Staatsgesinnung am weitesten in Volkssitte und Verfassung hin- 
eingegangen ist. Und welches sind die Staaten, wo die Staatsverhältnis- 
se am schwankendsten stehen? Es sind die, wo man dieses zweite 
Prinzip neben der Autorität, die Mitwirkung der Bevölkerung am Ge- 
meinwesen, am wenigsten beachtet hat. Diese selben Grundsätze, die 
wir in der Geschichte der Staatswesen erfahren haben, gehören ebenso 
hinein in die Geschichte unseres Wirtschaftslebens. Von da aus aber wird 
sich auch die Frage beantworten, ob der Staat als Staat eine Gefährdung 
seiner Ordnung zu besorgen hat bei diesem Prinzip der wachsenden Frei- 
heit. Wer sind denn in den Staaten die gefährlichen Menschen: die hof- 
fenden oder die, die nichts zu hoffen haben? Die gefährlichsten sind und 
bleiben die, die nichts zu hoffen haben! Die Organisation der Arbeiter 
auf dem Boden der Freiheit öffnet die Tür den geordneten Hoffnungen 
und wird unter Umständen in nicht zu ferner Zeit dem Staat selbst eine 
Hilfe werden bei einer großen und schweren Auseinandersetzung, der er 
entgegengeht mit der Macht der größten Syndikate. 

Wenn ich vorhin sagte: das Charakteristikum der gegenwärtigen 
Epoche ist die Zusammenfassung zu industriellen Syndikaten, so hat 
die dritte Ausgabe der Denkschrift, die uns jetzt von dem Reichsamt 
des Innern in die Hand gegeben worden ist, über die Organisation des 
Kohlenkontors und der Kohlenverkaufsvereine in Deutschland, uns 
einen neuen Beweis gegeben, in wie kurzer Zeit sich die größten indu- 
striellen Quantitäten zur Masse zusammenfügen lassen. Es entstehen 
Stellen, die die ganze volkswirtschaftliche Produktion in viel höherem 
Grade regeln, als früher überhaupt jemand für möglich gehalten hätte, 
daß eine solche Regelung eintreten könnte. Gerade in diesen lagen, wo 
ein Mitglied dieses Hauses, Ignaz Auer, aus seiner längjährigen irdi- 
schen Tätigkeit abgerufen ist — gerade in diesem Augenblick erinnern 
wir uns an Debatten in der Mitte der neunziger Jahre, in denen der 
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jetzt von uns geschiedene Abgeordnete Auer eine auch anderen als sei- 
nen Parteigenossen unvergeßliche Rede gehalten hat bei der Auseinan- 
dersetzung über die Frage des zukünftigen Staates. In jener Debatte 
hieß noch die Fragestellung: ist es überhaupt möglich, daß die Produk- 
tion im ganzen geregelt wird? Den Sozialdemokraten wurde entgegen- 
gehalten: das ist eine Illusion an sich! Wo aber lesen wir heute das Wort 
»Regelung der Produktion«? In der Denkschrift des Reichsamtes des 
Innern über die Kartelle! Wir lesen es in jedem Bericht, soweit Berichte 
an die Öffentlichkeit kommen, in den Verhandlungen aller Syndikate 
und Kartelle. Das, was als Marxismus früher teils als Illusion und teils 
als brutaler Angriff gegen die gegenwärtige Gesellschaft gebrandmarkt 
wurde, das ist heute verwirklicht oder vielmehr in der Verwirklichung 
begriffen von denen aus, die feinere Handschuhe anhaben als die Hän- 
de, die zuerst meinten, sie seien berufen, die Sache durchzuführen. Was 
überhaupt an dem Marxismus geschichtlich verwirklicht wird, kommt 
durch die Herren der vereinigten großen Industrien von Kohle und 
Eisen mit Gewalt jetzt über uns alle. Dort entstehen zentrale Macht- 
stellen, die ihrerseits eine Steuerungsfähigkeit haben, die über die Steue- 
rungsfähigkeit des Staatswesens schon jetzt hinausgeht. Es wird dem 
Kohlenkartell verhältnismäßig leichter, 60 Millionen aufzubringen, als 
der deutschen Reichsverwaltung, und es ist dem Kohlenkartell und dem 
Stahlwerksverband verhältnismäßig leichter, hochbegabte Beamte sich 
aus anderen und auch staatlichen Betrieben heraus anzugliedern, als es 
der Staatsverwaltung gegeben ist, ebenso hochbegabte Beamte ihrer- 
seits jenen industriellen Betrieben zu entnehmen. Kurz, es entsteht ein 
Konkurrenzbetrieb der neuen industriellen Herrschaft mit dem Staats- 
betriebe - nur wird die Machtfrage zwischen beiden vorläufig in Freund- 
lichkeiten und noch nicht öffentlich erwogen. Aber diese Machtfrage 
rückt an sich heran, und es scheint im Staatsinteresse zu liegen, die 
Kräfte, die imstande sind, die zentralisierte Herrschaft jener großindu- 
striellen Minderheit in angemessenen Grenzen zu halten, nicht zurück- 
zustoßen, sondern zu stärken. Der Zeitpunkt kann geschichtlich sehr 
leicht kommen, wo die Staatsregierung ihrerseits gar nicht unzufrieden 
ist, wenn sie gegenüber der Syndikatsmacht Hilfskräfte hat, die gewisse 
gemeinsame Interessen mit ihr haben, diese neue Herrschaft nicht über- 
mächtig werden zu lassen. Jetzt heißt es im deutschen Reichsamt des 
Innern: Sozialreform überall, nur dort nicht, wo die stärkste industriel- 
le Herrschaft vorhanden ist! Jetzt gilt es noch als Staatsweisheit, den 
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Übergang vom Industrieuntertan zum Industriebürger, selbst wenn er 
einmal kommen sollte, möglichst in ferne Zukunft hinauszuschieben, 
da er in der Gegenwart zweifellos schwierig sein würde. Die Mehrheit 
des Reichstags für Sozialpolitik tritt aber ein für jene elementaren Grund- 
forderungen, auf denen sich die freiere Arbeitsverfassung auch der stärk- 
sten Großindustrien in der Zukunft aufbauen kann. Die Majorität ist 
da! Was aber nicht für diese Arbeit vorhanden ist, das ist die Mitwir- 
kung des anderen Faktors in der Gesetzgebung! 


Diese Rede hielt E Naumann im Reichstag anläßlich der Debatte um Arbeiter- bzw. 
Arbeitskammern am 11.4.1907. Der Text ist entnommen: Texte zur Gesellschafts- 
reform. Zeugnisse aus zwei Jahrhunderten 1750-1950, hg. von O.H.v.d.Gablentz, 
Frankfurt/Berlin/Wien 1972, S. 338-345. 
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IV. Der sozialkonservative Protestantismus 


Text Nr. 18 
A. Stoecker/M. Nathusius/L. Weber, Manifest zur Begründung 
der freien kirchlich-sozialen Konferenz (1896) 


Die unterzeichneten Männer aus verschiedenen Gruppen und Rich- 
tungen der rechten Seite des kirchlichen und politischen Lebens halten 
es gegenüber der Entwicklung des Evangelisch-sozialen Kongresses für 
geboten, ihre kirchlich-sozialen Überzeugungen klar und unmißver- 
ständlich auszusprechen: 


1. Das wirtschaftliche und soziale Leben steht unter Bedingungen christ- 
licher Sittlichkeit, die nicht vernachlässigt werden dürfen, ohne den 
Volksgeist auf das Schwerste zu gefährden. Für das christliche und sitt- 
liche Leben liegen in den gegenwärtigen wirtschaftlich-sozialen Ver- 
hältnissen vielfache Hindernisse, deren Beseitigung von der Kirche um 
der Nächstenliebe willen erstrebt werden muß. Wir verwerfen die An- 
schauung, daß das Christentum die sozialen Zustände, die wirtschaftli- 


che Lage des Volkes nichts angehe. 


2. Die Predigt des Evangeliums und die Geltendmachung seiner Le- 
bensmächte ist unerläßlich zur Herstellung der Grundlagen eines ge- 
sunden sozialen und wirtschaftlichen Lebens; die sittliche Pflege der 
sozialen und wirtschaftlichen Güter eines der notwendigen Mittel zur 
Heilung des kranken Volksgeistes. Wir fordern für die Kirche nach bei- 
den Richtungen innerhalb des ihr gegebenen Wirkungskreises freien 
Raum und von ihr tatkräftiges Zeugnis gegen die Versündigungen in 
allen Ständen, in der Sozialdemokratie wie in den Kreisen von Bildung 
und Besitz. 


3. Nur das unverfälschte biblische Evangelium und eine kirchliche Tä- 
tigkeit, die auf dem Glauben an die Heilstatsachen ruht, wie sie in un- 
seren Bekenntnissen bezeugt sind, kann dem Volksleben die rechten 
heiligenden Kräfte der Erneuerung zuführen. Nur ein soziales Wirken, 
das mit besonnener Anknüpfung an das geschichtlich Gewordene die 
Verhältnisse bessern und die Klassen versöhnen will, schließt die Mög- 
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lichkeit der Hilfe in sich. Wir schen deshalb — nach den gemachten 
Erfahrungen - für die kirchlich-soziale Arbeit eine Gefahr in ihrer Ver- 
bindung mit der modernen Theologie, deren Vertreter in wachsendem 
Maße den Evangelisch-sozialen Kongreß beherrschen und durch ihr 
Verhalten die Unzuträglichkeiten gemeinsamer Arbeit beweisen, wie in 
dem agitatorischen Treiben einer Richtung, die verwerfliche Schlag- 
worte unter die Menge wirft, den Klassenkampf schürt, Unzufrieden- 
heit weckt und die menschlichen Leidenschaften für angebliche Zwek- 
ke des Reiches Gottes in Bewegung setzt. 


4. Die ewigen Ziele der Kirche dürfen nicht zugunsten diesseitiger 
Zwecke zurückgestellt, die christlichen Begriffe evangelischer Freiheit 
und Gleichheit vor Gott nicht unmittelbar auf irdische Verhältnisse 
angewandt werden. Hinwiederum soll die Kirche auch in ihren Äm- 
tern mit ihrem Zeugnis nicht bloß auf jenseitige und innerliche Ver- 
hältnisse, nicht bloß gegen den ungöttlichen Sinn und die mammoni- 
stischen Versündigungen Einzelner gerichtet sein, sondern sich ebenso 
auf die sozialen Zustände selbst erstrecken und für deren Besserung, 
auch durch Recht und Gesetz, ihre Stimme erheben. Wir können der 
römisch-katholischen Kirche nicht das alleinige Recht zum sozialen 
Wirken zugestehen, sondern halten die Kirche der Reformation für 
befähigt und verpflichtet, im Geiste der Propheten und Apostel auf das 


öffentliche Leben einzugehen und einzuwirken. 


5. In der Mitwirkung der Kirche an der sozialen Reformarbeit sehen 
wir die verheißungsvolle Bürgschaft für den gedeihlichen Fortschritt 
des öffentlichen Lebens und die unerläßliche Bedingung gesegneter 
kirchlicher Arbeit. Dem Geistlichen kann es unter Umständen zur un- 
weigerlichen Pflicht werden, persönlich in den Kampf für die sittlichen 
Lebensmächte einzutreten, Gleichgesinnte zu sammeln und sowohl die 
evangelischen Arbeitervereine wie die Werke der Inneren Mission im 


Sinne kirchlich-sozialer Tätigkeit zu pflegen. 


6. Die heilende und erneuernde soziale Arbeit kann nicht durch die 
Kirche allein, sondern nur unter Mitwirkung des Staates in seinem 
Rechtleben wie in seiner Verwaltung und unter dem Beistand der an 
der wirtschaftlichen Tätigkeit beteiligten Kreise, besonders der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer, geschehen. Die Auswahl der gesetzgeberischen 
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Mittel im einzelnen sehen wir als außerhalb der eigentümlich-kirchli- 
chen Aufgaben liegend an. Jedoch muß jede segensreiche sozialpoliti- 
sche Tätigkeit die göttlichen Grundordnungen in Ehe und Familie, 
Haus und Gesellschaft, Arbeit und Eigentum anerkennen und zu schir- 
men suchen. Insonderheit soll sie die wirtschaftliche Sicherung der ab- 
hängigen Klassen, sowie die geistige, geistliche und sittliche Hebung 
aller Stände im Auge haben. 


7. Nur unter Wahrung und Bewährung der hier ausgesprochenen 
Grundsätze wird die Kirche der Reformation ihrem gottgewiesenen 
Berufe zum Heile unseres Volkes genügen. Wir fordern deshalb unsere 
Gesinnungsgenossen auf, ohne Rücksicht auf Menschengunst und 
Menschenfurcht, zur gemeinsamen Arbeit auf den Grundlagen des al- 
ten Väterglaubens sich zusammenzuscharen. Es handelt sich in dem 
gegenwärtigen Kampf um die Güter der Reformation, um die Festhal- 
tung der göttlichen Offenbarung gegenüber dem Abfall, um Bewah- 
rung der Volkskirche gegenüber auflösenden Sekten und schwärmeri- 
schen Richtungen. Die evangelische Kirche muß das Salz des deutschen 
Lebens bleiben. Dazu helfe Gott der Herr durch die Macht seines Hei- 
ligen Geistes! 


Der Text ist entnommen: M. Hennig, Quellenbuch zur Geschichte der Inneren 


Mission, Hamburg 1912, S. 547-549. 


Text Nr. 19 
Programm der Evangelischen Arbeitervereine (1892) 


Wir stehen auf dem Grunde des evangelischen Christentums. Wir be- 
kämpfen darum die materialistische Weltanschauung, wie sie sowohl 
zu den Ausgangspunkten als zu den Agitationsmitteln der Sozialdemo- 
kratie gehört, aber auch die Ansicht, daß das Christentum es ausschließ- 
lich mit dem Jenseits zu tun habe. Das Ziel unserer Arbeit sehen wir 
vielmehr in der Entfaltung seiner welterneuernden Kräfte in dem Wirt- 
schaftsleben der Gegenwart. Wir sind der Überzeugung, daß dieses 
Ziel nicht schon erreicht werden kann durch eine nur zufällige Ver- 
knüpfung von allerhand christlichen und sozialen Gedanken, sondern 


allein durch eine organische, geschichtlich vermittelte Umgestaltung 
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unserer Verhältnisse gemäß den im Evangelium enthaltenen und dar- 
aus zu entwickelnden Ideen. In diesen finden wir auch den unverrück- 
baren Mafßstab rückhaltloser Kritik an den heutigen Zuständen wie 
kraftvolle Handhaben, um bestimmte Neuorganisationen im wirtschaft- 
lichen Leben zu fördern. Wir werden danach streben, daß diese Orga- 
nisationen bei ihrer Durchführung in gleichem Maße sittlich erziehe- 
risch wirken, wie technisch leistungsfähig und für alle Beteiligten nach 
dem Maße ihrer Leistung wirtschaftlich rentabel sind. Wir vermeiden 
es, unsere Forderungen aus irgend einer einzelnen national-ökonomi- 
schen Theorie herzuleiten. Dagegen erkennen wir eine unserer Haupt- 
aufgaben darin, unsere Freunde vollständig und vorurteilslos über die 
schwebenden wirtschaftlichen Probleme aufzuklären. Wir erblicken in 
der wachsenden wirtschaftlichen Konzentration in wenigen Händen 
einen schweren wirtschaftlichen Übelstand; wir fordern daher vom Staa- 
te, daß er dieselbe nicht befördere, sondern ihr auf alle gesetzliche Wei- 
se entgegenwirke, auch auf dem Wege der Steuergesetzgebung. Unsere 
Forderungen werden wir formulieren von Fall zu Fall nach dem Maße 
der wachsenden wissenschaftlichen Erkenntnis des Wirtschaftslebens. 
Zur Zeit stellen wir im einzelnen folgende auf: 


I. Für den Großbetrieb: 


Wir erkennen die hauptsächlich durch die Fortschritte der Technik her- 
vorgerufene Großindustrie als wirtschaftliche Notwendigkeit an, hal- 
ten aber es für unsere Pflicht, die im Großbetrieb beschäftigten Arbei- 
ter im Streben nach Erhöhung und Veredelung ihrer Lebenshaltung, 
um größere ökonomische Sicherheit und den Schutz ihrer persönli- 
chen Güter in Leben und Gesundheit, Sittlichkeit und Familienleben, 
zu unterstützen. 


Als Stärkungsmittel sehen wir an: 

1. die bisherige staatliche Arbeiterversicherung, deren Vereinfachung 
und Ausdehnung wir wünschen; 

2. die bisherige staatliche Arbeiterschutzgesetzgebung, deren Ausgestal- 
tung wir fordern in bezug auf: | 
a) angemessene Kürzung der Arbeitszeit (Maximalarbeitstag), 
b) Einführung einer Sonntagsruhe von mindestens 36 Stunden, 
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c) gesunde Arbeitsräume, 

d) Einschränkung aller dem Familienleben, der Gesundheit und Sitt- 
lichkeit schädlichen Frauen- und Kinderarbeit, 

e) Verbot der Nachtarbeit außer für solche Industriezweige, die ih- 
rer Natur nach oder aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt ei- 
nen fortlaufenden Betrieb nötig machen; 


. die Einführung obligatorischer Fachgenossenschaften bzw. gesetz- 


lich anerkannter Gewerkschaften; 


. die Sicherung des vollen Koalitionsrechtes der Arbeiter; 
. die Einführung von Arbeitervertretungen oder Ältestenkollegien in 


den einzelnen Fabriken; 


. die Umgestaltung der Staatsbetriebe in Musterbetriebe bei Gewähr- 


leistung der vollen persönlichen Freiheit der Arbeiter und Angestell- 
ten. 


1. Für den Kleinbetrieb sowie Handel und Gewerbe: 


Die Vereine sind nicht der Meinung, daß der gesamte Kleinbetrieb dem 
Untergang verfallen ist. Sie treten daher für ihn ein, soweit er sich durch 


Ansätze energischer Selbsthilfe als lebensfähig erweist. Sie fordern: 


1. 


für das Handwerk die Einführung einer korporativen Organisation 
und die Begründung und Förderung genossenschaftlicher Vereini- 
gungen; 


. für den redlichen Handel und Gewerbebetrieb Schutz durch Be- 


schränkung und Beaufsichtigung des Hausierhandels und der Ab- 
zahlungsgeschäfte sowie durch Beseitigung der Wanderlager und 
Schleuderbazare; 


. eine Börsenordnung, durch die alle Börsengeschäfte soweit als mög- 


lich wirksamer staatlicher Aufsicht unterstellt werden, und durch 
die besonders dem Mißbrauch der Zeitgeschäfte als Spielgeschäfte, 
namentlich in den für die Volksernährung wichtigen Artikeln, ent- 
gegengetreten wird. 


Arbeitsprogramm für die evangelischen Arbeitervereine: 


E: 


Die Vereine suchen die religiöse, geistige und sittliche Bildung ihrer 


Mitglieder zu heben. 
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2. Die Vereine fördern mit aller Kraft die Anhänglichkeit an Kaiser 
und Reich, Fürst und Vaterland. 

3. Die Vereine suchen mit allen Kräften das Familienleben zu fördern, 
an dessen gottgewollter Ordnung sie festhalten. Sie treten darum 
nachdrücklich für Schaffung ausreichend großer, freundlicher, ge- 
sunder und billiger Wohnungen ein. Sie hoffen insbesondere die 
Unterstützung von Arbeiterbaugenossenschaften durch die Mittel 
des Staates (Geld- oder Altersversicherung), der Kommunen und 
reicher Kirchengemeinden. 

4. Die Vereine nehmen sich auch der zeitweiligen wirtschaftlichen 
Notstände ihrer Mitglieder an durch Einführung von Darlehenskas- 
sen, Unterstützungskassen in Krankheits- und Sterbefällen, Arbeits- 
nachweisung, Arbeitslosenversicherung usw. Diese Einrichtungen 
werden möglichst von Arbeitern selbst geleitet und sollen zugleich 

_ als Mittel dienen, sie in ihrem wirtschaftlichen Urteil zu schulen. 

5. Sie wollen eine edle Geselligkeit und treue Kameradschaft unter ih- 


ren Mitgliedern pflegen. 


Der Text ist entnommen: P Göhre, Die evangelisch-soziale Bewegung, Leipzig 1896, 
S. 128-130. 


Text Nr. 20 
Das Programm der christlichen Gewerkschaften (1899) 


1. Die Gewerkvereine sind interkonfessionell und politisch unpartei- 
isch. 

2. Es ist die Vereinigung gleichartiger Gewerkvereine in Zentralverbän- 
den anzustreben. 

3. Die Aufgabe der christlichen Gewerkvereine besteht in der wirtschaft- 
lichen, geistigen und sittlichen Hebung des Arbeiterstandes. Diesel- 
be ist zu erstreben durch: 

a) Durchführung der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen und 
Förderung des weiteren Ausbaus der Arbeiterschutzgesetzgebung; 

b) genossenschaftliche Selbsthilfe (Unterstützungs-Ergänzungskas- 
sen); 

c) Sicherung der Rechte und Freiheit des Arbeiters bei Abschluß des 
Arbeitsvertrages. 
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4. Die gesamte Tätigkeit der christlichen Gewerkschaften ist getragen 
von der Anerkennung gleicher beiderseitiger Rechte und Pflichten 
von Arbeitern und Arbeitgebern. Arbeit und Kapital sind die auf- 


einander angewiesenen Faktoren der Produktion. 


Der Text ist entnommen: M. Hennig, Quellenbuch zur Geschichte der Inneren 


Mission, Hamburg 1912, S. 569. 
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D. Die sozialethische Verantwortung der 
Kirche und der protestantischen Verbände 
während der Weimarer Republik 


I. Einführung 


Günter Brakelmann 


1. Die kirchlich-soziale Bewegung 


Nach 1918 arbeiten die freien Organisationen des sozial engagierten 
Protestantismus unter neuen politischen Rahmenbedingungen in ge- 
schichtlicher Kontinuität weiter. Der Kirchlich-Soziale Bund steht be- 
wußt in der Stoecker-Iradition. Die Mitglieder der alten Christlich- 
Sozialen Partei gehen in die DNVP und bilden dort den Arbeiterflügel. 
Politisch bleiben die Führungsspitzen wie Reinhold Seeberg und Rein- 
hard Mumm Antidemokraten und Antirepublikaner, unterstützen aber 
den Ausbau des Staates zum modernen Sozialstaat. Man versteht sich 
als Teil der christlichen und nationalen Arbeiterbewegung sowie als Teil 
der freien Sozialarbeit der verfaßten Kirche. Für die praktische kirchli- 
che Sozialarbeit hat dieser Bund mit seiner Bildungsarbeit eine große 
Bedeutung. Die Satzung (vgl. Text Nr. 21) beschreibt das Selbstver- 
ständnis einer Aktionsgruppe, die sich als Bollwerk gegen den moder- 
nen Säkularismus in Staat und Gesellschaft versteht. 

In personeller und sachlicher Nachbarschaft zum kirchlich-sozialen 
Bund, der als Verbandszeitschrift die »Kirchlich-sozialen Blätter« her- 
ausgibt, steht der Gesamtverband der ev. Arbeitervereine Deutschlands, 
der sich 1921 ein soziales Programm gibt (vgl. Text Nr. 22). 

Das Ausbildungs- und Weiterbildungszentrum für diesen sozialkon- 
servativen Protestantismus der Weimarer Republik, für die protestanti- 
schen »linken Rechten«, ist das Johannesstift in Spandau. Auch die evan- 
gelischen Funktionäre der Christlichen Gewerkschaften werden hier 
ausgebildet und permanent geschult. Diese kirchlich-soziale Bewegung, 
die ihre parteipolitische Heimat im rechten Spektrum der Weimarer 
Parteienlandschaft hat, ist bei weitem die größte Gruppe innerhalb des 
sozial engagierten Protestantismus dieser Zeit. Den Geist des kapitali- 
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stischen Mammonismus will man genauso überwinden wie den Geist 
eines kollektivistischen Kommunismus. Welches Wirtschaftsordnungs- 
bild sich im Umkreis von Spandau entwickelt hat, zeigt die Broschüre 
»Gewerkschaftsbewegung und Wirtschaftsgestaltung« (vgl. Text Nr. 23) 
des christlichen Gewerkschafters Friedrich Baltrusch (1876-1949). Sie 
ist ein Kompendium christlich-sozialer Positionen in der Weimarer 
Republik! und dürfte Teilaspekte dessen, was wir später soziale Markt- 
wirtschaft nennen, vorformuliert haben. 


2. Der Evangelisch-Soziale Kongreß 


Der Evangelisch-Soziale Kongreß setzt seine Tagungsarbeit nach dem 
Kriege fort, gerät aber in innere Krisen, die erst wieder ab 1925/26 eine 
kontinuierliche Arbeit zulassen. Walter Simons (1861-1937) formuliert 
in seiner Eröffnungsrede 1926 das alte und neue Selbstverständnis des 
Kongresses (vgl. Text Nr. 24). Der religiöse Sozialist Georg Wünsch (1887- 
1964) hält einen Vortrag mit dem Titel »Die Möglichkeit der Beeinflus- 
sung wirtschaftlicher Vorgänge aus sittlichen Grundsätzen«. Auch in den 
nächsten Jahren werden stets Referate über sozial- und gesellschaftspoli- 
tische Fragen gehalten. Kein prinzipielles und aktuelles Thema wird aus- 
gelassen. In der Endphase der Republik diskutiert man die Probleme der 
Demokratie in Kirche, Staat und Wirtschaft. Im letzten Jahr vor der 
Machtübergabe durch Hindenburg an Hitler diskutiert man über die 
»Aufgaben der evangelischen Kirche im politischen und wirtschaftlichen 
Leben der Gegenwart« und über »Wirtschaftsnot und Sozialpolitik«. 

Man kann folgenden Tatbestand festhalten: Von 1872 bis 1932 ha- 
ben Frauen und Männer als bewußte Protestanten einzelne soziale Fra- 
gen und Wirtschaftsordnungsfragen kontinuierlich diskutiert, sei es im 
Verein für Sozialpolitik, in der Gesellschaft für Sozialreform oder im 
Evangelisch-Sozialen Kongreß. Als Teil der bürgerlichen Sozialreform- 
bewegung gehören sie alle zu den Begründern und Gestaltern des mo- 
dernen Sozialstaates. | 

1932 hält das Gründungsmitglied und der langjährige Präsident des 
Kongresses Otto Baumgarten (1858-1934) auf einem Volksabend 


1. Zur Christlichen Gewerkschaftsbewegung vgl. M. Schneider, Die christlichen 
Gewerkschaften 1894-1933, Bonn 1982. 
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seine letzte große öffentliche Rede über »Pfingstgeist — Einmütigkeit 
eines leidenden Volkes; Sozialismus und Nationalgeist« (vgl. Text Nr. 
25). Es ist das erregende Abschiedswort eines Mannes, der wie kaum 
ein anderer deutscher Theologieprofessor für Sozialstaatlichkeit und De- 
mokratie gekämpft hat.? 


3. Die religiös-sozialistische Bewegung 


Die religiös-sozialistische Bewegung ist zwar innerhalb des Protestan- 
tismus immer eine Minderheitenbewegung gewesen, hat aber die Dis- 
kussion um das Verhältnis von Kirche und Arbeiterschaft, Kirche und 
Sozialismus wie Kirche und Wirtschaftsordnung entscheidend mitbe- 
stimmt und befruchtet. Zwei programmatische Erklärungen zeigen die 
Richtung der konkreten Parteinahme dieses »linken Protestantismus«. 

Die Leitsätze von Bernhard Göring (1897-1949) über »Sozialpolitik 
und Sozialversicherung als Forderung christlicher Sittlichkeit« (vgl. Text 
Nr. 26) weisen auf die Zielrichtung einer antikapitalistisch ausgerichte- 
ten Sozialpolitik hin. Göring war Mitbegründer der Bewegung religiö- 
ser Sozialisten in Berlin und hauptberuflich Sekretär des Vorstandes des 
Allgemeinen freien Angestelltenbundes. 

Die Kundgebung des Bundes der religiösen Sozialisten aus dem Jah- 
re 1930 (vgl. Text Nr. 27) zeigt überdeutlich die politische und soziale 
Parteinahme gegen den heraufziehenden Nationalsozialismus. 

Theologische und kulturphilosophische Grundsatzarbeit hat beson- 
ders der Kreis um Paul Tillich (1886-1965), Carl Mennicke (1887- 
1959) und Eduard Heimann (1889-1967) geleistet. Ansätze einer Wirt- 
schaftsethik dürften in beiden Tillich-Texten enthalten sein? (vgl. Text 
Nr. 28 und 29). 

Sein Buch »Die sozialistische Entscheidung« aus dem Jahre 1933 
faßt die langjährige Diskussion um Begründung und Profilierung eines 
freiheitlichen Sozialismus auf religiöser Grundlage zusammen. Das aus- 
gewählte Kapitel »Natur und Planung der Wirtschaftsordnung« (vgl. 
Text Nr. 29) macht deutlich, daß auch der »theoretische Kopf« des re- 


2. Zu ©. Baumgarten vgl. H. von Bassi, Otto Baumgarten. Ein smoderner Theo- 
loge: im Kaiserreich und in der Weimarer Republik, Frankfurt u.a. 1988. 

3. Vgl. T. Ulrich, Ontologie, Theologie, gesellschaftliche Praxis. Studien zum reli- 
giösen Sozialismus Paul Tillichs und Carl Mennickes, Zürich 1971. 
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ligiösen Sozialismus zu klaren politischen und sozialpolitischen Konse- 
quenzen zu kommen vermochte. 

Der bedeutendste Nationalökonom unter den religiösen Sozialisten 
ist Eduard Heimann. Fr hat 1929 eine »Soziale Theorie des Kapitalis- 
mus. Theorie der Sozialpolitik« vorgelegt, die noch weit in die Zeit 
nach 1945 hinein gewirkt hat. Zwei Abschnitte aus diesem Buch (vgl. 
Text Nr. 30) geben einen guten Einblick in die formale und inhaltliche 
Denkstruktur eines religiösen Sozialisten, der wie kein anderer die Wirt- 


schaftsordnungsfrage durchdacht hat.‘ 


4. Die sozialkirchliche Arbeit 


Die Jahre nach 1918 bringen ein neues Element in die sozialprotestan- 
tische Landschaft: eine kirchenoffizielle soziale Verantwortung und eine 
kirchlich getragene praktische Sozialarbeit. In allen neuen Kirchenver- 
fassungen nach 1918 sind Sozialausschüsse auf allen Ebenen der kirch- 
lichen Verfassung vorgesehen: auf Gemeindeebene, auf kreissynodaler 
Ebene, auf provinzialer Ebene und auf der Ebene der Generalsynode. 
Auch der Evangelische Kirchenbund hat einen Sozialausschuß. Und ın 
der Tat diskutieren die offiziellen Kirchenorgane die anliegenden sozia- 
len und gesellschaftlichen Probleme der Republikzeit. Selbstverständ- 
lich gibt es dabei sowohl personelle wie theoretische Verschränkungen 
mit den traditionellen freien Verbänden. 

Einige Kirchenprovinzen führen außer nebenamtliche sogar haupt- 
amtliche Sozialpfarrer ein. So amtierten im Rheinland Wilhelm Menn 
(1888-1956) und in Westfalen Reinhard Mumm (1873-1932). Die 
Sozialpfarrer und Sozialarbeiter treffen sich zu gesamtkirchlichen Kon- 
ferenzen, um sich im Gespräch über das Selbstverständnis dieser Arbeit 
und über die praktischen Handlungsfelder auszutauschen. Das Ergeb- 
nis sind die sogenannten Eisenacher Richtlinien aus dem Jahre 1925 
(vgl. Text Nr. 31), die einen Kompromiß zwischen den verschiedenen 
theologischen, kirchlichen und gesellschaftspolitischen Positionen in- 


nerhalb der kirchlichen Sozialarbeit darstellen dürften. 


4. Zu E. Heimann vgl. E. Heimann, Sozialismus im Wandel der modernen Ge- 
sellschaft. Aufsätze zur Theorie und Praxis des Sozialismus. Ein Erinnerungs- 
band, herausgegeben und eingeleitet von H.-D.Ortlieb, Berlin/Bonn 1975. 
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Der Höhepunkt sozial- und wirtschaftsethischen Redens des Evangeli- 
schen Kirchenbundes ist ohne Zweifel die »Betheler Botschaft« von 1924 
(vgl. Text Nr. 32). Sie spiegelt die mehrheitliche kirchenprotestantische 
Denk- und Mentalitätsstruktur wider. 


5. Die wirtschaftsethische Grundsatzarbeit 


Es ist ohne Zweifel der Marburger Theologe Georg Wünsch, der sich 
als religiöser Sozialist am intensivsten mit wirtschaftsethischen Fragen 
abgemüht hat. 1925 erscheint die kleinere Abhandlung »Religion und 
Wirtschaft« und 1927 sein umfangreiches Werk »Evangelische Wirt- 
schaftsethik«. Eine Kurzfassung seiner Position hat Wünsch in dem 
Artikel »Wirtschaftsethik« in »Die Religion in Geschichte und Gegen- 
wart« (vgl. Text Nr. 33) gegeben.’ 

Über die vieldiskutierte Problemfrage der »Eigengesetzlichkeit der 
Wirtschaft« hat der Leiter der Spandauer Sozialschule Professor Fried- 
rich Brunstäd (1883-1944) eine kleine Abhandlung vorgelegt, die gro- 
ße Verbreitung fand (vgl. Text Nr. 34). Es handelt sich um einen Vor- 
trag, den Brunstäd 1925 auf dem kirchlich-sozialen Kongreß gehalten. 
hat. 

Wie sich die »Spandauer Richtung« mit dem wirtschaftsethischen 
Entwurf des religiösen Sozialisten Wünsch auseinandergesetzt hat, zeigt 
eine Rezension von Heinz-Dietrich Wendland (1900-1992), einem 
damaligen wissenschaftlichen Mitarbeiter in Spandau (vgl. Text Nr. 35). 

Insgesamt gesehen zeigen uns diese Texte den Diskussionsstand über 
eine evangelische Wirtschaftsethik in der ersten Republikzeit. Sie ma- 
chen deutlich, daß das Thema der Wirtschaft in der protestantischen 
Ethik und praktischen Sozialarbeit nicht ein Randthema gewesen, son- 
dern mit Leidenschaft und Niveau breit verhandelt worden ist. Diese 
Tradition ist dann in der NS-Zeit nicht nur unterbrochen, sondern 
weithin abgebrochen worden. 


5. Vgl. G. Wünsch, Wirtschaftsethik, Tübingen 1927; vgl. auch A.Hakamies, 
Georg Wünschs Evangelische Sozialethik, Marburg 1975. 

6. Zu F. Brunstäd vgl. W.Polster, Die Soziallehre Friedrich Brunstäds, Diss. Erlan- 
gen-Nürnberg 1970. 
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I. Die kirchlich-soziale Bewegung 


Text Nr. 21 ! | 
Satzung des Kirchlich-Sozialen Bundes (1927) 


Der k.-s. Bund bildet einen freien Zusammenschluß deutscher Männer 
und Frauen ohne Unterschied des Standes und der Partei, die mithelfen 
wollen, daß das gesamte öffentliche Volksleben mit den Kräften tätigen 
evg. Christentums durchdrungen werde, und die daher eine lebendige 
Mitarbeit der evg. Christen insbesondere an der Lösung der sozialen 
Probleme für unerläßlich halten. Auf der Grundlage religiös sittlicher 
Verantwortung vor dem Volksganzen tritt der Bund im Sinne der $o- 
zialen Kundgebungen der deutschen evg. Kirchen ein für die Behebung 
der Not leidender Volksgruppen, für die geistige Förderung einer ge- 
sunden christlichen und nationalen Arbeiterbewegung und für die Vertie- 
fung evg. und sozialer Erkenntnisse und Urteile. Seine Arbeit ist daher 
wissenschaftlicher und praktischer Natur. Wesen und Bedeutung die- 
ser Sozialarbeit wird dahin ausgesprochen: Ausgangspunkt unserer Ar- 
beit ist die Erkenntnis, daß nur die gesinnungsbildende Macht des evg. 
Christentums imstande ist, den im Wirtschaftsleben so bedenklich her- 
vortretenden Mammonismus mit seinen praktischen Auswirkungen 
innerlich und äußerlich zu überwinden. Dabei vertrauen wir auf die 
Lebensmächte des Evangeliums. Wir meinen nicht, daß der persönli- 
che Glaube des Einzelnen durch schwere irdische Verhältnisse unmög- 
lich gemacht wird und die christliche Berufserfüllung des Einzelnen 
von sozialen Bedingungen restlos abhängig sein muß. Aber wir sind der 
festen Überzeugung, daß diejenigen, deren Lebensbedingungen außer 
durch persönliches Menschenleid noch durch Klassennot und Klassen- 
leid verschlechtert werden, es so unendlich viel schwerer haben, ihrem 
Herrn treu zu sein, daß ein ungewöhnliches Maß von sittlicher Kraft 
dazu gehört. Gewiß erleichtert evg. Lebensauffassung dem einzelnen 
das Iragen dieser Last und ist christliche Einzelliebestätigkeit am Werk, 
sie lindern zu helfen; aber sie reicht nicht aus, und wir meinen, daß k.- 
s.e Arbeit als Mitarbeit der Kirche an der Besserung der seelischen und 
materiellen Lage ganzer Volksgruppen, nicht nur einzelner Notleiden- 
der, ein Stück der vom Herrn verordneten Nächstenliebe ist. Die Schaf- 
fung neuer Gemeinschaftsbindungen auf dem Boden des modernen 
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Wirtschaftslebens, das an die Stelle innerer Verbundenheit und Dienst- 
bereitschaft weitgehend rein egoistische gesellschaftliche Beziehungen 
gesetzt hat, ist zur Rückgewinnung des evg. Volkes für Christus uner- 
läßlich. Aus dieser Aufgabe ergibt sich für die Kirche ein eigenes sozia- 
les Arbeitsgebiet in Abgrenzung gegen alle wohlfahrtspflegerische 
Arbeit. Die Sozialarbeit des kirchlich-sozialen Bundes sucht als Betäti- 
gung freier Kräfte die Sozialarbeit der verfaßten Kirche, die einen mehr 
amtlichen Charakter trägt, vorwärts zu treiben und zu ergänzen, wie 
der Bund umgekehrt von der amtlichen Kirche nicht nur Anerken- 
nung seiner Sozialarbeit, sondern lebendige innere und äußere Förde- 
rung erwartet. Eine wertvolle Förderung des Bundes seitens der verfaß- 
ten Kirche sieht er darin, daß die Kirche seinen Dienst in Anspruch 
nimmt und ihn mit Sonderaufgaben betraut. 


Der Text ist entnommen: E Mahling, Artikel »Kirchlich-Sozial«, in: Die Religion in 
Geschichte und Gegenwart, 2. Aufl. hg, von H. Gunkel u.a., Tübingen 1927ff, 
Bd.3, Sp. 1043f. 


Text Nr. 22 
Das soziale Programm des Gesamtverbandes der Evangelischen 


Arbeiter-Vereine Deutschlands (1921) 


Wir wollen eine Gesinnungsgemeinschaft werktätiger evangelischer 
Volksgenossen sein. 

Wir stehen auf dem Boden des evangelischen Christentums und 
kämpfen für die Durchdringung unseres gesamten Volkslebens mit den 
welterneuernden Kräften des Evangeliums. 

Wir erstreben ein von starken Volksbewußstsein getragenes Deutsch- 
tum, da unsere ganze Liebe unserem Vaterlande gehört. 

Wir pflegen soziale Gesinnung und arbeiten an einer gesunden So- 
zialreform zum Aufbau einer wirklichen Volksgemeinschaft. 


1. Gegenüber der schrankenlosen Freiheit und Selbstsucht einzelner 
und ganzer Volksschichten, die alle wahre Gemeinschaft zerstörten, 
verlangen wir vom Staat die Verwirklichung christlicher Grundsätze in 
Gesetz und Sitte, wie im sozialen und öffentlichen Leben. Er soll als 
Kulturstaat im besonderen für den Schutz der Familie und die Förde- 
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rung des Familienlebens sorgen und alle auf die Hebung der wirtschaft- 
lich Schwachen gerichteten Bestrebungen tatkräftig unterstützen. 

Durch unsere sozial-aufklärende und helfende Arbeit erstreben wir 
eine Gestaltung des Kultur- und Wirtschaftslebens, in dem nicht das 
Kapital und seine Verwertung für das Interesse einzelner, sondern das 
Wohl des Menschen und der Gesamtheit oberster Maßstab ist. 

Daher kämpfen wir gegen jeden Mißbrauch der Koalitionsfreiheit, 
für die volle Anerkennung der Menschenwürde und des Menschen- 
rechts jedes Volksgenossen, für Weckung des sozialen Pflicht- und 
Verantwortlichkeitsgefühles gegenüber dem Volksganzen, für die Über- 
brückung der sozialen Gegensätze, und die gesellschaftliche Gleichberech- 
tigung aller Schichten und Stände. 


2. Die Mitarbeit an dem Ausbau und Aufbau unserer evangelischen 
Kirche ist eine unserer Hauptaufgaben. Ihr einen entscheidenden Ein- 
fluß auf unserer öffentliches Leben zu erringen, ist unser Ziel. Von un- 
seren Mitgliedern erwarten wir daher ein mannhaftes Bekennen zum 
evangelischen Christentum und ein offenes Eintreten für ihre Kirche, 
anderseits aber auch von der Kirche eine wirksame Förderung unserer 
evangelischen Arbeitervereine und Heranziehung ihrer Mitglieder zu 
den kirchlichen Selbstverwaltungsorganen. 

Wir verlangen für die Kirche Freiheit in der Verwaltung ihrer inne- 
ren und äußeren Angelegenheiten, ihre Anerkennung seitens des Staa- 
tes als öffentlich-rechtliche Körperschaft und die Aufrechterhaltung der 


Sonn- und Feiertagsschutzverordnungen. 


3. Wir treten ein: für die Erhaltung der evangelischen öffentlichen Schu- 
len und für christliche Jugenderziehung bei völliger Wahrung der Ge- 
wissensfreiheit für Lehrer und Eltern. 

Darum verlangen wir, wo es nötig ist, die Freiheit der Erziehungsbe- 
rechtigten zur Errichtung von Bekenntnisschulen unter Bereitstellung 
öffentlicher Mittel dafür. 

Einen Einfluß der Kirche auf den Religionsunterricht fordern wir 
insoweit, daß den Eltern die Erteilung des Religionsunterrichtes im 
Glauben ihrer Kirche verbürgt ist. 


4. In der Erkenntnis, daf$ Stadt und Land untrennbar aufeinander an- 
gewiesen sind, erstreben wir ein harmonisches Zusammenwirken der 
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Industrie, des Handels und der Landwirtschaft zu einheitlichem gedeihli- 
chem Aufbau unserer gesamten Volkswirtschaft. 

Innerhalb der einzelnen Berufsstände erstreben wir die Arbeitsge- 
meinschaft der Unternehmer und Arbeiter auf dem Boden der Gerech- 
tigkeit und des sozialen Ausgleichs und verwerfen jeden Klassenkampf. 

Dem Fortschritt des wirtschaftlichen Lebens gemäß werden wir un- 
sere Forderungen von Fall zu Fall feststellen. 


Zur Zeit stellen wir folgende Einzelforderungen: 


1. Bildungswesen 

Steigerung der Volksbildung: 

a) Durch Pflichtfortbildungsschulen für alle aus der Volksschule ent- 
lassenen Kinder aus Stadt und Land (Christliche Heimschulen). 

b) Durch Ausbau der städtischen und ländlichen Volkshochschulen. 

c) Durch Unterstützung aller freien Volksbildungsarbeit, insbesondere 
durch Einrichtung volkstümlicher Büchereien auf dem Lande. 


2. Wirtschaft 

a) Wir halten das Streben der in industriellen Großbetrieben beschäf- 
tigten Arbeiter nach größerer wirtschaftlicher Sicherheit und nach 
Schutz ihrer persönlichen Güter in Leben und Gesundheit, Sittlich- 
keit und Familienleben für durchaus berechtigt und unterstützen es 
nach Kräften. 

b) Wo im öffentlichen Interesse die Überführung der Privatwirtschaft 
in die gemeinwirtschaftliche Betriebsform der Genossenschaft, der 
Gemeinde, des Staates oder des Reiches geboten und rätlich ist, tre- 
ten wir dafür ein, fordern aber ihre sachgemäße und fachmännische 
Durchführung. 

c) Wahrung der Rechte der Gesamtheit an den Bodenschätzen und 
Wasserkräften. 

d) Stellung des Bodens unter ein Recht, das dessen Gebrauch als Wohn- 
und Werkstätte sichert. 

e) Förderung der inneren Kolonisation, insbesondere durch gesetzli- 
che Unpfändbarkeit eines zur Erhaltung einer Familie nötigen Min- 
destbesitzes. 

f) Schärfste staatliche Beaufsichtigung der Börse und der Syndikate. 

g) Durchführung der Steuer nach sozialen Grundsätzen. 
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3. Soziales Leben 

a) Festsetzung der Arbeitszeit nach der Eigenart der Arbeitsleistung unter 
grundsätzlicher Anerkennung des 8-Stunden-Arbeitstages. 

b) Durchführung einer ausreichenden Sonntagsruhe und Einführung 
eines nach der Länge der Dienstzeit abgestuften Erholungsurlaubs 
aller Angestellten unter Weiterbezug des Lohnes. 

c) Ausgestaltung der Arbeiterschutzgesetzgebung und ihre Ausdehnung 
auf die Hausindustrie und Heimarbeit, die Hausangestellten und 
landwirtschaftlichen Arbeiter. 

d) Schutz der Jugendlichen und Lehrlinge bis zum 18. Jahre. 

e) Einschränkung aller dem Familienleben schädlichen Frauen- und 
Kinderarbeit. 

f) Weitere Förderung des Siedlungs- und Kleinwohnungswesens. 

g) Neuregelung der arbeitsrechtlichen Verhältnisse, insbesondere des 
Lohntarifvertrages und Schlichtungswesens. 

h) Teilnahme der Arbeiter und Angestellten an dem Ertrage der Güter- 
erzeugung, Heranziehung der Arbeiter und Angestellten als Mitträ- 
ger der Gütererzeugung durch Betriebsräte. 

i) Gesetzliche Maßnahmen gegen die Folgen der unverschuldeten Ar- 
beitslosigkeit, einerseits durch Ausbau der für größere Bezirke zu 
organisierenden Zentral-Arbeitsnachweise, anderseits durch Schaf- 
fung geeigneter Versicherungseinrichtungen. 

k) Ausreichende Versorgung der Kriegsverletzten und Keschineble: 


benen. 


4. Forderung für Mittelstand und Kleinbetriebe. 

a) Wir fordern die Sicherung der Rechte der Beamten und Angestell- 
ten sowohl für die staatlichen und kommunalen, als auch für die 
Privatbetriebe. 

b) Wir sind der Ueberzeugung, daß ein gesunder Mittelstand in Land- 
wirtschaft, Gewerbe und Handel eine Notwendigkeit für unser Staats- 
und Volksleben ist. Wir erkennen die Notlage, in der sich viele die- 
ser Stände befinden, an. Jede geeignete Maßnahme des Staates zur 
Förderung des Mittelstandes und dessen Selbsthilfe werden wir nach 
Kräften unterstützen. 


Insbesondere fordern wiır: 
1. Staatliche Hilfe bei der Gründung von Handwerkergenossenschaften. 
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2. Sicherung der Forderungen der Bauhandwerker und Verbesserung 
des Submissionswesens. 
3. Beschränkung und Beaufsichtigung des Hausiererhandels, der Wan- 


derlager und der Wanderauktionen. 


5. Forderungen für die Landwirtschaft. 

1. Wohnungswesen. 

a) Schaffung von sittlich und gesundheitlich einwandfreieren Wohn- 
gelegenheiten für Familien und Einzelne. 

b) Bildung von Wohnungs-, Landpacht- und Landkaufskommissionen, 
in den Landarbeiter vertreten sind. 

c) Schaffung einer ausreichenden Wohnungs- und Bauaufsicht in den 
Dörfern und auf den Gütern. 


2. Arbeitsschutz 

a) Schaffung von Schlichtungsstellen und Einigungsämtern zur Vor- 
beugung und Beilegung von wirtschaftlichen Streitigkeiten. 

b) Errichtung von ländlichen Schiedsgerichten für Streitigkeiten aus 
dem Arbeits- und Dienstvertrag nach Art der Gewerbegerichte. 


3. Wohlfahrts- und Heimatpflege. 

a) Mitarbeit der Arbeitnehmer in der örtlichen Wohlfahrtspflege, Ver- 
tretung in der Kreiswohlfahrtspflege. 

b) Ausbau der gesamten Gesundheitspflege. Einrichtung von Säuglings- 
und Mütterberatungsstellen. Familien- und Landkrankenpflege durch 
Schwestern und Fürsorgerinnen. Wirksame Förderung des Famili- 
enlebens in allen Kreisen der ländlichen Bevölkerung. 

c) Förderung einer edlen Geselligkeit für jung und alt mit Rücksicht 
auf die Heimatpflege. 


Dieses Programm wurde am 18.5.1921 in Erfurt beschlossen und galt bis in das 
Jahr 1931. Es wurde von einem neuen, stark vom Gedanken der ständischen Glie- 
derung des Volkes bestimmten Programm »Das Wollen der evangelischen Arbeiter- 
vereine« abgelöst. 

Der Iext ist entnommen: Soziale Programme der Kirchen und freier religiöser Orga- 
nisationen. Life and Work, Studien und Dokumente, Heft 2, Berlin 1930, S. 50-55. 
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Text Nr. 23 
F. Baltrusch, Gewerkschaftsbewegung und Wirtschaftsgestaltung 
(1924) 


I. Der Sinn des Lebens und die Wirtschaft 


1. Wirtschaft und christliche Sittlichkeit 

Eine Wirtschaftsauffassung läßt sich nicht aus der Wirtschaft selbst ge- 
winnen. Das Wirtschaftsleben liefert nicht allein die Maßstäbe, die man 
zur Bewertung des Wirtschaftslebens braucht. Die Wirtschaft ist im 
Menschenleben derjenige Teil, der jeden einzelnen am unmittelbarsten 
angeht, der also im sozialen Zusammensein der Menschen immer wie- 
der äußerlich in den Vordergrund rückt. Die starke Hervorkehrung des 
Wirtschaftlichen, die ja eine Folge der menschlichen Bedürftigkeit ist, 
darf aber nicht dazu führen, die wirtschaftlichen Dinge, nämlich die 
Bedürfnisse der Menschen und die Wege zu ihrer Befriedigung, als Selbst- 
zweck zu bewerten. 

Für uns steht das ganze Leben unter sittlichen Normen, und der 
letzte Sinn des Lebens kann nur ein religiöser sein. Infolgedessen geht 
die Bewertung der Wirtschaft ebenfalls von sittlichen Geboten und den 
religiösen Zielen des Menschendaseins aus. Gerade der christlichen 
Arbeiterschaft liegt diese Bewertung des Lebens und der Wirtschaft noch 
im Blute, denn sie ist derjenige Teil der deutschen Arbeitnehmer, der 
noch nicht völlig entwurzelt ist, der noch Heimatgefühle hat, dem noch 
etwas von der christlichen Tradition in der Seele geblieben ist. Diese 
Bewertung des Lebens nach Grundsätzen der christlichen Sittlichkeit 
geschieht durch den einzelnen meist unbewußt, er ist nicht immer in 
der Lage, diese seine Lebensanschauung zu formulieren und zu begrün- 
den, aber er handelt danach oder wenigstens: sein besseres Selbst treibt 
ihn immer wieder zu diesem Handeln. 

Wir nehmen also die Wirtschaft nicht so überwichtig, wie es der 
Kapitalist tut und wie es im Grunde genommen auch der Sozialist 
tut. Unser christliches Bewußtsein verlangt eine andere Rangordnung 
der Werte und Ziele. Uns steht immer das sittliche Leben höher als 
die Wirtschaft. Die Wirtschaft ist für das Leben da und niemals um- 
gekehrt. In diesem Sinne sagen wir: Der Mensch ist der Mittelpunkt 
und das Ziel der Wirtschaft, und wir meinen damit den sittlichen 
Menschen. 
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Der sittliche Mensch ist stets eine Aufgabe, die der einzelne lösen soll. 
Die Neigungen und Triebe zielen oft und immer wieder in andere Rich- 
tungen. Immer wieder versucht sich die Wirtschaft als höherer Zweck 
durchzusetzen, dem alles andere, auch der sittliche Mensch zu dienen 
hat. Die Neigung zu dieser falschen Rangordnung ist immer da gewe- 
sen und lebt auch in jeder Zeit erneut auf. Wird aber diese falsche Rang- 
ordnung bewußt gepflegt, dann tritt das ein, was man mit Recht den 
»kapitalistischen Geist« genannt hat. Der kapitalistische Geist ist bereit 
und willens, höhere Güter zu opfern. Er macht die Wirtschaft, das Er- 
raffen von Gütern, zum letzten Zweck und opfert ihm den Menschen 
mit seinen höheren Zielen. Er macht also das Mittel: die Wirtschaft, 
zum Zweck und erniedrigt die sittlichen Zwecke zu Mitteln für die 
Wirtschaft. 

Dieser kapitalistische Geist, diese Umkehrung der sittlichen Ord- 
nung, ist keine auf die wenigen Menschen beschränkte Erscheinung, 
die wir gemeinhin als »Kapitalisten« bezeichnen. In jedem einzelnen 
bricht immer wieder einmal der Trieb zu diesem falschen Handeln her- 
vor. Wir aber sehen es als unsere Aufgabe an zu verhindern, daß dieser 
kapitalistische Geist der herrschende Geist des Zeitalters sei, und durch 
seine Herrschaft jeder wahren Kultur und jedem sittlichen Einzel- und 
Gemeinschaftsleben den Raum wegnehme. Wenn wir als Gewerkschafts- 
bewegung auch eine Gemeinschaft von Menschen sind, die durch ge- 
meinschaftliche Arbeit das wirtschaftliche Dasein erleichtern will, so 
tun wir diese Arbeit dennoch in dem Bewußtsein, daß durch die Ver- 
besserung des Wirtschaftslebens für die Menschen nicht das Höchste 
und Letzte geleistet werden kann. Die Wirtschaft ist für uns Mittel 
zum Zweck, Bedingung für das Gedeihen der sittlichen Kultur. Wir 
wollen also eine bessere, d.h. die menschlichen Bedürfnisse reichlicher 
und gerechter befriedigende Wirtschaft, weil dadurch das soziale Zu- 
sammensein der Menschen erleichtert und der Entwicklung der sittli- 


chen Kultur der Weg gebahnt wird. 


2. Wirtschaft und Staat 

Die Wirtschaft verläuft nicht losgelöst vom übrigen Gemeinschaftsle- 
ben. Sie ist vielmehr eingebettet in die sozialen Gebilde, unter denen die 
Familie und der Staat die wichtigsten sind. Im Sinne der sittlichen Grund- 
sätze, von denen wir ausgingen, ist das Verhältnis der Wirtschaft zu den 
sozialen Gemeinschaftsgebilden das des dienenden Mittels für höhere 
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Zwecke. Insbesondere betonen wir von unserem Standpunkt aus den 
Vorrang des Staatsgedankens vor der wirschaftlichen Zweckmäßigkeit. 
Der kapitalistische Geist neigt zu einer Umkehrung dieses Verhältnisses. 
Der Kapitalismus verneint nicht den Staat, aber er hat die Tendenz, den 
Staat zum Mittel für seine wirtschftlichen Ziele zu degradieren: Der Staat 
ist dazu da, das Figentum zu schützen, die Wirtschaft zu fördern, der 
kapitalistischen Produktion die Wege zu bahnen. Nach unserer Auffas- 
sung ist das nicht die erste und letzte Aufgabe des Staates. Im Gegenteil: 
die Wirtschaft, die Produktion, die Güter sind dazu da, das staatliche 
Gemeinschaftsleben zu ermöglichen. Die Wirtschaft ist nicht in dem 
Sinne Selbstzweck, daß der Staat unter allen Umständen vor ihrer Sub- 
stanz halt zu machen hat. Wenn es der Fortbestand des Staates verlangt, 
muß auch von der Substanz der Wirtschaft für diesen Fortbestand geop- 
fert werden. Der Staat als die vereinheitlichte Organisation des Volkes ist 
ein Wert, der uns höher steht, als wirtschaftliche Erfolge ... 

Nach der kapitalistischen Auffassung vom Staate soll er in erster Li- 
nie das Privateigentum schützen. Das bedeutet Sicherung der wirtschaft- 
lichen Machtposition, wie sie im Laufe der Entwicklung geworden sind, 
gleichgültig, ob diee Entwicklung gut oder schlecht war, das Gerech- 
tigkeitsempfinden befriedigt oder nicht. Auch wir halten am Privat- 
eigentum fest, weil wir in ihm eines der wichtigsten Mittel schen, die 
menschliche Persönlichkeit in der äußeren Welt zu verwirklichen und 
zu entfalten. Diese Entfaltung führt naturgemäß zu Machtpositionen, 
und Macht bringt stets die Gefahr des Mißbrauches. Eine Staatsauffas- 
sung, die den Schutz des Eigentums im kapitalistischen Sinne in sich 
birgt, hat darum zur Folge, daß nicht nur das Eigentum geschützt wird, 
wenn es der berechtigten Entfaltung menschlicher Persönlichkeit dient, 
sondern auch dann, wenn die durch das Eigentum geschaffene wirt- 
schaftliche Macht zur Zerstörung fremden Menschentums dient. 

Unsere Auffassung vom Eigentum ist also nicht die rein wirtschaftli- 
che des kapitalistischen Geistes, sondern die sittliche, wie sie in der 
alten Formulierung des Eigentums als eines Amtes oder Lehens zum 
Ausdruck kommt. Wo die durch das Eigentum gewährleistete Macht 
nicht mehr als Macht im Dienste der Gemeinschaft empfunden wird, 
liegen die Grenzen; und der Staat hat nach unserer Auffassung die Auf- 
gabe, Eigentumsrechte zu beschneiden, auch wenn sich diese Beschnei- 
dung als »unwirtschaftlich« erweist. Wiederum ist das sittliche Interes- 
se höher zu werten als das wirtschaftliche Interesse. 
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Aus diesen Anschauungen erwächst alle Sozialpolitik, die ja, kapitali- 
stisch gesehen, eine Einengung des Eigentums, eine Erschwerung des 
wirtschaftlichen Fortschrittes ist. Die Sozialpolitik schafft Machtposi- 
tionen für die Nichteigentümer und greift dadurch gestaltend in das 
Wirtschaftsleben ein. Der Staat und seine Politik schafft dadurch für 
die Wirtschaft Gegebenheiten, auf die sie sich einzurichten hat, genau 
so wie sie sich auf Naturtatsachen und bestehende Staatsgrenzen einzu- 
richten hat. Nicht der Staat ist der »beste«, und nicht jenes Recht ist das 
»richtige«, die der Wirtschaft die größte Erleichterung bieten, sondern 
diejenigen, die dem nationalen Lebenswillen, der von den Besten des 
Volkes gewollten Lebensform den Weg bahnen. Der Staat und das gel- 
tende Recht geben jeder Volkswirtschaft ein besonderes Gepräge; es gilt 
dafür zu sorgen, daß Staat und Recht nicht durch den kapitalistischen 
Geist gestaltet werden, denn sonst kommt die sittliche Ordnung ins 
Wanken, die da verlangt, daß die Wirtschaft ein Mittel für höhere Zwek- 
ke sei und nicht, daß die höheren Zwecke zu Mitteln für die Wirtschaft 


erniedrigt werden. 


II. Der christliche Arbeiter und die »kapitalistische« Wirtschaft 


1. Wir und das Kapital 

Unsere Bejahung des Eigentums und die Erkenntnis seiner Grenzen ist 
sittlich begründet. Das Kapital und die kapitalistische Wirtschaftsweise 
bejahen wir aus wirtschaftlicher Einsicht. Wenn wir also an die Spitze 
unserer Wirtschaftsauffassung nicht einen Satz stellen, der das Kapital 
und den Kapitalbesitz verdammt, so wollen wir damit trotzdem nicht 
zum Ausdruck bringen, daß wir etwa auch den schon gekennzeichne- 
ten kapitalistischen Geist für eine wirtschaftliche Notwendigkeit hal- 
ten. Eine Bejahung des Kapitals, die soweit geht, die ganze Welt und 
den sittlichen Menschen den Interessen des Kapitals unterzuordnen, 
widerspricht unseren sittlichen Grundsätzen. Wohl aber scheint uns in 
einem Zeitalter, das durch die Zusammenballung größerer Menschen- 
massen mit gesteigerten Bedürfnissen charakterisiert ist, eine kapitali- 
stisch organisierte Wirtschaft unvermeidlich. Solange die Menschen 
nicht zu. völlig anderer Siedlungs- und Lebensweise sich entschließen, 
solange sie nicht bereit sind, auf die Befriedigung zahlreicher sogenannter 
Kulturbedürfnisse zu verzichten, ist eine Wirtschaft, die in ihrer Orga- 
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nisation und Methode als kapitalistisch anzusprechen ist, geradezu die 
logische Folge. Auch eine äußerlich sozialistische Wirtschaft müßte die 
kapitalistische Organisation mit ihrem Großbetrieb, mit ihrer Trennung 
von anordnender und ausführender Arbeit übernehmen, wen sie die 
Befriedigung der heute in großen Massen zusammengeballten Men- 
schenmassen leisten will. 

Die wirtschaftlich nützlichen Folgen des Kapitals lassen sich in zwei 
Punkten zusammenfassen: 

1. als Zunahme der mittelbaren Produktion und 

2. als exakte Erfolgsrechnung. 

Das Kapital hat zur Folge, daß wir zur Herstellung der Güter, die wir 
verbrauchen, immer größere Umwege beschreiten: wir stellen Nähna- 
deln nicht unmittelbar aus Stahl her, sondern wir stellen zunächst Ma- 
schinen her, die zur Herstellung der Nadeln dann Verwendung finden. 
Diese Umwege sind außerordentlich produktiv, d.h. es erweist sich am 
Schluß, daß mit weniger Arbeitsaufwand und Rohstoff eine größere 
Gütermenge gewonnen wird. Das andere, die exakte Rechnung, die in 
der modernen Kalkulation und Buchführung ihren Ausdruck findet, hat 
als Wirkung, daß immer mehr auf sparsamste und erfolgreichste Aus- 
nutzung der gegebenen Stoffe, Natur- und Menschenkräfte hingewirkt 
wird. Der Zwang zu produktiven Umwegen und die Durchführung der 
exakten Rechnung hat aber das Kapital, d.h. die private Verfügungsmacht, 
die nach Rentabilität strebt, zur unumgänglichen Voraussetzung. Aus 
diesen Nützlichkeitserwägungen finden wir uns mit dem privaten Kapi- 
talbesitz ab. Aus denselben Erwägungen heraus glauben wir nicht an 
Sozialisierungsprogramme, wie sie vom Marxismus gepredigt worden sind. 
Auf der einen Seite würde der Irieb und der Zwang zu erfolgreichster 
Produktion notwendigerweise verringert; die Möglichkeit exakter Erfolgs- 
rechnung bestände sogar überhaupt nicht mehr, wenn über Güter und 
Menschen von bürokratischen Zentralen aus verfügt würde, ohne daß 
falsche Verfügungen sich durch Unterbilanzen und Konkurse an einzel- 
nen Verantwortlichen wirtschaftlich rächen. Außerdem würde auch eine 
sozialisierte bzw. verstaatlichte Produktionsweise dem Arbeiter nicht die 
Befreiung vom Betriebszwang, vom Unterworfensein unter fremden Be- 
fehl während seiner Arbeit nehmen. Der Staat ist nachgewiesenermaßen 
kein geeigneter Träger einer erfolgreichen Produktionswirtschaft. 

Eine Bejahung des Privatkapitals ist aber keineswegs eine Bejahung 
der gegenwärtigen Verteilung des Privatkapitals. Unser Bestreben muß 
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sein, die Verfügungsmacht über die Produktionsgüter in die Hände 
möglichst vieler vernünftiger Menschen zu bringen. Eine Zusammen- 
ballung der Verfügungsmacht in die Hände ganz weniger müssen wir 
für verderblich halten; unser Bestreben muß vielmehr sein, möglichst 
auch der Arbeiterschaft Kapitalgewalt zuzuweisen, sowohl den von der 
Arbeiterschaft geschaffenen Organisationen wie auch dem einzelnen 
Arbeiter. Solche Kapitalgewalt steckt z.B. in den sozialen Versicherun- 
gen und Fürsorgeeinrichtungen, die wohl noch mehr im Sinne einer 
Selbstverwaltung durch die Versicherung auszubauen sind. Sie steckt 
weiter in jedem Sparkonto, über das ein Arbeitnehmer verfügt; und wir 
fordern eine Wirtschaft und eine Entlohnung, die die Erlangung eines 
beträchtlichen Sparkontos jedem Arbeiter möglich macht. Die Vertei- 
lung des Kapitals auf möglichst viele Hände hat sozial und wirtschaft- 
lich weitreichende Folgen. Sozial gesehen bietet sie einem größeren Teil 
des Volkes Rückhalt und Beruhigung gegenüber dem uneingeschränk- 
ten Proletarierdasein, dem überhaupt kein Kapitalrückhalt zur Verfü- 
gung steht. Wirtschaftlich bedeutet diese Kapitalverteilung, daß auch 
die Kapitalrente, der Zins, in ganz andere Hände gelangt, als wenn der 
Besitz bei wenigen zusammengeballt ist. Das muß eine andere Ver- 
brauchsgestaltung und damit auch eine Produktionsumgestaltung zur 
Folge haben: weniger Luxus für einzelne, mehr Güter für breite und 
gesunde Verbraucherschichten. Außer den genannten Formen der Ka- 
pitalverfügung durch Arbeitnehmer lassen sich zweifellos noch manche 
neue entwickeln, ausgehend von dem Gedanken der Gewinnbeteili- 
gung oder des Mitbesitzes an den Aktien wirtschaftlicher Unterneh- 
mungen. 


2. Wir und der Unternehmer 

Der persönliche Ausdruck des privaten Kapitalbesitzes in der moder- 
nen Volkswirtschaft ist der Unternehmer. Wer das Kapital bejaht, be- 
jaht auch den Unternehmer. Wer aber so wie wir den kapitalistischen 
Geist verneint, verneint auch den Unternehmer, dem die Wirtschaft 
und der Profit das höchste Gut und alles übrige nur Mittel für dieses 
»Allerheiligste« darstellt. Der Unternehmer, den wir bejahen, ist derje- 
nige, der die oben geschilderten nützlichen Wirkungen des Kapitalbe- 
sitzes hervorruft und der dazu imstande ist, über den Profithorizont 
hinauszublicken... 
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3. Wir und der Betrieb 

Die Verwertung des Kapitals durch den kapitalistischen Unternehmer 
vollzieht sich in Betrieben. Der Betrieb ist für die Mehrzahl unserer 
Volksgenossen heutzutage diejenige Menschenzusammenfassung, inner- 
halb deren ihre Tagesarbeit verläuft. Die Betriebsgestaltung ist entschei- 
dend für die Stellung des Arbeiters im heutigen Produktionsprozeß. 

Unternehmung und Betrieb sind im letzten Jahrhundert immer un- 
persönlicher geworden, die Aktiengesellschaft wurde zur typischen Un- 
ternehmungsform des Hochkapitalismus. Die Märkte, der Rohstoffbe- 
zug, die Absatzrichtung sind immer mehr organisiert worden. Kartelle 
und Truste sind die Formen, in denen sich der modernste Kapitalismus 
verwirklicht. Dennoch ist es ganz verfehlt zu behaupten, das persönli- 
che Moment verschwinde nach und nach aus dem Wirtschaftsleben, 
das Ende sei die völlige Versachlichung aller Vorgänge und Verhältnisse. 
Der Marxismus fußt auf dieser Hypothese und folgert aus ihr die Erset- 
zung der Kapitalisten und Unternehmer durch die Gesellschaft. Wer die 
Wirtschaft nicht durch die marxistische Brille beobachtet, muß erken- 
nen, daß auch in den Großkonzernen, in den modernsten Kartellen der 
eigentliche Erfolg führenden Köpfen, die mehr tun, als nur Dividenden 
und Tantiemen einzuheimsen, verdankt wird. Wenn somit in allen frü- 
heren Wirtschaftsformen, sogar in der kapitalistischen, die ihrem We- 
sen nach auf Mechanisierung und Entpersönlichung hinauslief, persön- 
liche Mittelpunkte für einen produktiven Erfolg nicht zu entbehren 
waren, ist es mehr als unwahrscheinlich, ob die künftige Wirtschaft rein 
als Massenbetätigung funktionieren kann. Die Unternehmerfunktion 
erweist sich auch in einer kartellierten und vertrusteten Wirtschaft als 
eine ganz eigenartige Befähigung und Sachverständigkeit: der führende 
Mann ist durch keine wie immer zusammengesetzte Körperschaft, die 
durch Abstimmungen entscheidet, zu ersetzen. 

Dennoch ist natürlich nicht zu leugnen, daß die moderne Betriebs- 
organisation vielfach unpersönlich und bürokratisch gestaltet ist. Das 
führt dann dazu, daß der Unternehmer und seine Beauftragten sich als 
Befehlshaber fühlen, die irgendwo am grünen Tisch gefaßte Beschlüsse 
durchführen. In diesen Tatsachen zeigen sich die wirtschaftlichen Gren- 
zen des Großbetriebes: auf die Dauer wird sich zeigen, daß ein bürokra- 
tischer, ins unendliche vergrößerter Betrieb auch wirtschaftlich min- 
derwertig wird gegenüber einer Betriebsorganisation, die noch auf per- 
sönlichem Zusammenwirken aufgebaut ist ... 
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Die Betriebsgestaltung, wie sie die kapitalistischen Unternehmer von 
heute geschaffen haben, ist unbefriedigend. Der Unternehmer, so wie 
wir ihn weiter oben als ideal geschildert haben, müßte selbst daran mit- 
arbeiten, die Tätigkeit der abhängigen Arbeitnehmer in den Betrieben 
so auszugestalten, daß die Arbeitslast möglichst wieder durch Arbeits- 
lust und Arbeitsfreudigkeit abgelöst wird. Solange das nicht der Fall ist, 
wird das Streben nach immer kürzerer Arbeitszeit, auch über den Acht- 
stundentag hinaus, stets erneut lebendig werden, weil kürzere Arbeits- 
zeit gleichzeitig längere Freiheit vom Zwang der Betriebsorganisation 
bedeutet. 

Die Betriebe müssen innerlich umgestaltet und müssen in ihrer Ge- 
samtheit nach und nach anders über das Land verteilt werden. Die in- 
nerliche Umgestaltung hat als Ziel eine Art Betriebskonstitutionalis- 
mus, der keineswegs die wirtschaftlichen Funktionen des anordnenden 
und zwecksetzenden Unternehmers auszuschließen braucht. Erste An- 
fänge dazu hat das Betriebsrätegesetz gemacht. Es kann sich aber solan- 
ge nicht voll auswirken, als der Unternehmer diese Umgestaltung des 
Betriebes nur widerwillig hinnimmt und nicht selbst den Sinn einer 
Menschenökonomie begreift, die auch wirtschaftlich auf die Dauer 
mindestens ebenso wichtig ist wie die Sachökonomie; die Erhaltung 
des Lebenswillens und der Lebensfreude der Arbeitnehmer ist auf lange 
Sicht auch für die Rentabilität sehr viel wichtiger, als die sparsamste 
und erfolgreichste Ausnutzung der Rohstoffe und Produktionsmittel... 


4. Wir und die kapitalistische Einkommensverteilung 

Die heutige Einkommensverteilung beruht auf der marktmäßigen Preis- 
bildung; das hat zur Folge, daß alles Einkommen sich aufteilt in die 
Gruppen Arbeitslohn, Unternehmergewinn, Zins und Rente. Solange 
die heutige kapitalistische Wirtschaft weiterbesteht, wird auch dieses 
Verteilungssystem fortdauern. Für die Arbeitnehmer kommt es bei die- 
sem System darauf an, daß ihr Anteil, der Lohn, möglichst hoch sei, 
mindestens so hoch, daß das Leben der gegenwärtigen und der kom- 
menden Generation ohne kulturelles Absinken gesichert ist. 

Aus dem kapitalistischen Geist, wie wir ihn dargestellt haben und 
wie er heute noch die Mehrzahl der Unternehmer beherrscht, folgt eine 
Tendenz zur Niedrighaltung der Löhne. Denn für den Kapitalisten in 
diesem Sinne ist der Lohn als Bezahlung der Arbeitsleistung ein Ko- 
stenbestandteil wie jeder andere; Niedrighaltung der Kostenbestandtei- 
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le bedeutet aber größere Gewinnmöglichkeit, und auf dieses Ziel ist ja 
alles Tun und Denken hingeordnet. 

Die Gewerkschaften haben sich schon durch ihr bloßes Dasein in 
das kapitalistische System der Einkommensverteilung eingefügt; sie 
gehen nur von der Überzeugung aus, daß die Verteilung des Einkom- 
mens auf die verschiedenen oben genannten Untergruppen nicht nach 
einem festen, sozusagen naturnotwendigen Schlüssel erfolgt, sondern 
daß durch Einwirkung wirtschaftlicher und geistiger Mächte Verschie- 
bungen möglich sind. Auf diesem Grundsatz beruht alle Gewerkschafts- 
arbeit, soweit sie Lohnerhöhungen zum Ziel hat. 

Unter der Voraussetzung, daß alles übrige gleichbleibt, daß ales der 
technische Zustand und die Arbeitsergiebigkeit der Wirtschaft sich nicht 
verändern, daß also das Gesamteinkommen des Volkes gleichbleibt, sind 
naturgemäß Lohnerhöhungen als Einkommensverschiebungen mög- 
lich, d.h. was mehr an Lohn gezahlt wird, muß? dem Anteil des Zinses, 
der Rente oder des Unternehmergewinnes weggenommen werden. Das 
gilt für allgemeine Lohnerhöhungen; selbstverständlich sind außerdem 
theoretisch Lohnerhöhungen einer Arbeitnehmergruppe auf Kosten 
einer anderen denkbar. 

Nun sagt man, Lohnerhöhungen, deren Durchführung die Minde- 
rung von Zins oder Gewinn zur Folge hat, müssen sich auf die Dauer 
auch an den Arbeitnehmern rächen, weil sie bewirken, daß die Kapital- 
ausstattung und damit schließlich die Ergiebigkeit der Wirtschaft ab- 
sinkt. Das ist nach unserer Auffassung nicht richtig, denn Gewinn und 
Zins werden ja keineswegs wieder in vollem Betrage zu Verbeserungen 
des Produktionsprozesses verwandt, sondern zu einem guten Teil ein- 
fach verbraucht. Eine Minderung des Verbrauchsanteils der Unterneh- 
mer und Zinsbezieher kann nicht wirtschaftsschädlich sein; Lohnerhö- 
hungen in diesem Ausmaß sind also auch wirtschaftlich begründet. 

Vor allem aber darf man eins nicht vergessen: wir haben oben ange- 
nommen, daß alles übrige sich gleichbleibt; in Wirklichkeit bleibt sich 
aber niemals alles übrige gleich. Durch gewerkschaftliche Arbeit und 
gewerkschaftlichen Kampf erlangte Lohnerhöhungen haben fast im- 
mer auch eine dynamische Wirkung; sie lösen Kräfte und Bewegungen 
aus, und zwar bei allen am Wirtschaftsprozeß Beteiligten. Der besser- 
gelohnte Arbeiter ist mit größerer Arbeitsfreude und infolgedessen mit 
größerem Arbeitserfolg tätig; der Unternehmer, für den eine Lohner- 
höhung zunächst als Gewinnminderung wirken kann, setzt seine Kräf- 
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te ein, um durch besseres Disponieren, größere Marktbeherrschung, 
fruchtbarere technische Organisation auf Steigerung der Produktivität 
hinzuwirken und dadurch seinen Gewinn trotz der Lohnerhöhungen 
auf gleicher Höhe zu halten. 

Wenn sich somit herausstellt, daß die Lohnhöhe innerhalb der Volks- 
wirtschaft beweglich ist, und zwar ohne, daß Erhöhungen wirtschafts- 
schädigend zu wirken brauchen, ergibt sich auch die Berechtigung, in 
die Lohnpolitik andere als rein wirtschaftliche Motive einzuführen. Nach 
unserer Auffassung sind diese nicht unmittelbar wirtschaftlichen Argu- 
mente von besonderem Belang: Anteil der Arbeitnehmer an den Kul- 
turgütern, Erhaltung der Familien und insbesondere der kinderreichen 
Familien. Diese kulturellen Seiten der Lohnfrage haben insbesondere 
zu dem Problem des Familienlohns geführt, für dessen Sicherstellung 
man sich verschiedene Formen denken kann, der aber im Prinzip si- 
chergestellt werden muß, wiederum aus unserem ersten Grundsatz her- 
aus, daß sittliche Aufgaben höher zu werten sind als wirtschaftliche 
Interessen. Ob man nun sich dafür erklärt, daß das System der sozialen 
Zuschläge beizubehalten ist oder daß der Lohn auch für den Ledigen so 
hoch sein muß, daß er eine Familie erhalten könnte, um ihm damit die 
Vorbereitung auf die Familiengründung zu ermöglichen oder ob man 
schließlich staatliche oder halbstaatliche Einrichtungen trifft zur Lohn- 
ergänzung für die Familien, das alles sind Zweckmäfßigkeitsfragen, die 
je nach der wirtschaftlichen und staatlichen Struktur verschieden zu 
beantworten sind. An dem Grundsatz werden wir aber unter allen 
Umständen festhalten müssen. 


II. Allgemeine Ziele unserer Wirtschaftspolitik 


1. Unsere Stellung zu den wirtschaftspohtischen Theorien 

Unsere christliche Überzeugung, die dem Wirtschaftlichen innerhalb des 
Menschenlebens nicht den höchsten Wert zuerkennt, gibt uns von vorn- 
herein einen festen Halt gegenüber den immer wieder in der Geschichte 
auftauchenden wirtschaftlichen Heilslehren. Wir wissen, daß das mensch- 
liche Glück nicht in der Wirtschaft, d.h. in der reichsten Bedürfnisbe- 
friedigung besteht und auch niemals bestehen wird. Deshalb sind uns 
alle Propheten von vornherein verdächtig, die durch wirtschaftliche Mafßs- 
nahmen den Menschen den Himmel auf Erden versprechen. Die Ge- 
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schichte hat uns längst recht gegeben. Wirtschaftliche Utopien, unter 
denen die letzte von großem Format die des Marxismus ist, erwecken 
wohl vorübergehende Begeisterung, aber ihre praktische Undurchführ- 
barkeit stellt sich eines Tages heraus und der Glaube an große Program- 
me und Glückslehren verschwindet wieder für ein Zeitalter. Aber selbst 
wenn es gelänge, etwa den sozialistischen Zukunftsstaat zu verwirklichen, 
so bleibt unsere Überzeugung zu Recht bestehen, daß damit für die Fra- 
ge, ob die Menschen glücklicher oder unglücklicher, besser oder schlech- 
ter wären, noch gar nichts entschieden ist. 

Diese von vornherein vorsichtige Stellung gegenüber allen Theorien 
und Programmen führt uns dazu, in der Wirtschaftspolitik nicht an 
starre Methoden zu glauben, sondern nach Zweckmäßigkeitserwägun- 
gen uns für das Mögliche einzusetzen, wobei wir sowohl die Zweckmä- 
ßigkeit wie auch das erstrebte Ziel stets an unseren letzten Grundsätzen 
messen, infolgedessen davon bewahrt bleiben, eine Zeitlang uns einem 
phantastischen Rausch hinzugeben, um dann wieder in schwärzeste 
Enttäuschungen herabzusinken. Wir wissen, daß der menschlichen Kraft 
bei der Reform Grenzen gesetzt sind; wir jammern aber auch nicht 
über diese Grenzen, weil uns Wirtschaftsreform doch nicht das letzte 
Heil bringen kann; innerhalb der Grenzen jedoch werden wir stets mit 
Festigkeit für das Mögliche eintreten. 


2. Allgemeine Forderungen 
Die wirtschaftlichen Reformaufgaben haben an zwei Hauptpunkten ein- 
zusetzen, erstens im Betrieb bzw. in der Unternehmung als der wichtig- 
sten Wirtschaftseinheit der modernen Volkswirtschaft, und zweitens bei 
der staatlichen Wirtschaftspolitik und der Beeinflussung dieser Politik. 
Wir haben schon oben betont, daß die Verwertung des Kapitals durch 
den Unternehmer von heute, und daß die von ihm geschaffene Betriebs- 
organisation unbefriedigend ist und in einer Weise umgestaltet werden 
muß, die ein zügelloses Austoben des kapitalistischen Geistes verhindert. 
Durch andere Verteilung des Kapitalbesitzes, durch innerliche Umge- 
staltung des Betriebes und durch andere Verteilung der Betriebe inner- 
halb des Landes kann diese Aufgabe gelöst werden. Unternehmung und 
Betrieb müssen vom Arbeitgebergesichtspunkt aus umgestaltet werden 
in der Richtung von Freiheit und Mitbestimmung. Insofern ist der Be- 
triebsrat tatsächlich eine Errungenschaft, wenn auch vorerst noch eine in 
der Praxis vielfach fragwürdige; er darf aber nicht wieder verschwinden 
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und muß seiner Aufgabe immer mehr angepaßt werden, dann wird er 
über die sozialen Leistungen, die er heute schon vollbringt, hinauswach- 
sen und einen wirtschaftlichen Sinn bekommen. Vom Betriebsrat aus 
muß ein Mitbestimmungsrecht im Betriebe entwickelt werden, das die 
gesunde Unternehmerfunktion nicht ausschaltet, sondern im Gegenteil 
ihr zu Hilfe kommt. Eine durch Kapital an der Wirtschaft beteiligte Ar- 
beiterschaft, die möglichst nicht in Großstädten lebt, sondern wieder 
einem ländlichen Dasein zustrebt, die ferner in den Betrieben nicht nur 
den Zwang fremden Willens spürt, wird allmählich reif für das große 
wirtschaftliche und soziale Ziel, nämlich die Tagesarbeit als Beruf zu emp- 
finden, der nicht nur Lasten bringt, sondern auch Gefühle der Arbeits- 
freudigkeit und des Arbeitsstolzes auslöst. 

Um diese Ziele innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft zu errei- 
chen, wird sich immer mehr herausstellen, daß neben die reine kapita- 
listische Unternehmung in größerem Umfange die genossenschaftliche 
Unternehmung treten muß. Die genossenschaftlichen Betriebe werden 
die nach kapitalistischem Prinzip geleiteten Betriebe wohl kaum völlig 
verdrängen können, weil ja, wie schon gezeigt wurde, die private Kapi- 
talsverwertung durch gewisse wirtschaftliche Nutzeffekte immer wie- 
der Überlegenheit zeigen wird. Es gibt aber zweifellos eine ganze Reihe 
von Möglichkeiten, sowohl in der Produktion wie auch in der Waren- 
verteilung das genossenschaftliche Prinzip anzuwenden. Für die gesun- 
de Entwicklung solcher genossenschaftlichen Unternehmungen ist es 
sogar ganz gut, wenn sie mit den kapitalistischen Betriebsformen zu 
konkurrieren gezwungen sind. Dieser Konkurrenzkampf hat dann zur 
Folge, daß auch in den genossenschaftlichen Betrieben die Gesichts- 
punkte größerer Wirtschaftlichkeit, die ja in der übrigen Wirtschaft 
durch den Rentabilitätszwang ausgelöst werden, zur Geltung kommen. 
Natürlich erfüllen die Produktions- und Verteilungsgenossenschaften 
nur dann ihre große Aufgabe ganz, wenn sie den kapitalistischen Un- 
ternehmungen wirtschaftlich gleichwertig und in ihrem inneren Bau, 
in dem menschlichen Zusammenwirken der Beteiligten gesunder und 
sittlicher sind als die kapitalistischen Betriebe. 

Auch der Gedanke der Kapitalsbeteiligung an den Unternehmungen, 
in denen der Arbeiter beschäftigt ist oder überhaupt an wirtschaftlichen 
Unternehmungen mag dazu beitragen, die Gefühle des Ausgebeutetseins 
zurückzudämmen und die wirtschaftliche Arbeit wieder als sinnvoller zu 
verstehen. Es ist ein Zeichen von Gesundheit, wenn die Arbeitnehmer 
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damit beginnen, sich durch Bankeinrichrungen, Sparkassen, Versiche- 
rungsunternehmungen Stätten zu schaffen, die der organisierten Beteili- 
gung an der Wirtschaft dienen und zugleich auch den Gewerkschaften 
für ihre lohnpolitische Aufgabe Rückhalt bieten können. 

Unternehmung und Betrieb sind die kleinen Einheiten, aus denen 
die Wirtschaft besteht; die größere Einheit ist die Volkswirtschaft, de- 
ren Einheit durch das vom Staat geschaffene Recht, durch die das Staats- 
volk beherrschende Sitte und nationale Eigentümlichkeiten geschaffen 
wird. Die Ausgestaltung und Umformung dieser vereinheitlichenden 
Elemente wirkt zurück auf alle einzelnen Teile der Volkswirtschaft, ins- 
besondere auf den Betrieb und die Unternehmung. 

Die wichtigste Beeinflussung der Wirtschaft von oben her durch die 
Gestaltung der Volkswirtschaft geschieht in der Form staatlicher Wirt- 
schaftspolitik. Die Unternehmer haben naturgemäß immer wieder das 
Bestreben, diese staatliche Wirtschaftspolitik allein zu beherrschen, um 
so Staat und Recht ihrem Rentabilitätsinteresse dienstbar zu machen. 
Wir aber verlangen für die Arbeitnehmer eine Mitwirkung an der staat- 
lichen Wirtschaftspolitik. Das Recht zu dieser Mitwirkung hat zwei 
Quellen, erstens einmal unsere Staatsauffassung, welche die staatlichen 
und politischen Ziele über die rein wirtschaftlich-egoistischen stellt; da 
aber die Unternehmer dem Staate gegenüber immer wieder die Ten- 
denz haben, ihre wirtschaftlich-egoistischen Ziele zu betonen, ist eine 
Beeinflussung des Staates durch breitere Schichten schon als Gegenge- 
wicht notwendig; zweitens werden die Lohnarbeiter entweder bei ihrer 
Tagesarbeit oder als Verbraucher immer zuerst und am schärfsten von 
den Folgen wirtschaftspolitischer Maßnahmen getroffen. Es ist in- 
folgedessen notwendig, daß die Arbeitnehmer eine Beeinflussung der 
staatlichen Maßnahmen durchführen können, die auf dieses Betroffen- 
werden der Arbeitnehmer durch die Folgen der Maßnahmen von vorn- 
herein Rücksicht nimmt... 


IV. Besondere Ziele in der deutschen Wirtschaftspolitik 


1. Das Aufeinander-Angewiesensein der Wirtschaftsgruppen 

Im Rahmen dieser Ausführung, die im wesentlichen grundsätzlicher 
Art sind, ist es naturgemäß nicht möglich, ein ins einzelne gehendes 
Aufgabenprogramm zu zeichnen, das sich aus der gegenwärtigen Lage 
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Deutschlands ergibt. Deutschland ist jetztan dem Punkt angelangt, wo 
nach Überwindung der eigentlichen Kriegs- und Revolutionserschüt- 
terungen eine Anpassung der Wirtschaft an die neuen weltpolitischen 
Verhältnisse durchführbar ist. Die vorläufige Beruhigung der Kriegs- 
entschädigungsfrage ist das äußere Zeichen dafür. 

Es kommt also darauf an, in dem politischen Rahmen, der Deutsch- 
land aufgezwungen ist, und unter der Entschädigungslast, die es zu tra- 
gen hat, ein wirtschaftliches Leben zu führen, das gleichzeitig erlaubt, 
einigermaßen den Stand der Kultur zu bewahren... 

Die Erhaltung der Landwirtschaft ist uns nicht nur ein wirtschaftli- 
ches, sondern sie ist ein Bevölkerungs- und Kulturproblem. Weil es aus 
nationalen und sittlichen Gründen besser ist, wenn ein möglichst gro- 
ßer Teil der Bevölkerung auf dem Lande lebt, werden wir stets eine 
Wirtschaftspolitik befolgen, die einem Rückgang der Landwirtschaft 
entgegenwirkt. Diese Stellungnahme würde einen Schutz der Landwirt- 
schaft unter Umständen auch dann in Kauf nehmen, wenn er auf die 
industrielle Entwicklung hemmend einwirkt. Trotz dieser Grundsätze 
verteidigen wir aber nicht unbesehen jede Agrarzollforderung; denn die 
Durchführung solcher Forderungen kann einkommensmindernd auf 
die industrielle Arbeiterschaft wirken. Wir werden uns deshalb zu sol- 
chen Mafnahmen nur entschließen, wenn sie das notwendige Mittel 
sind, um die Erhaltung einer landwirtschaftlichen Bevölkerung sicher- 
zustellen und die Volksernährung aus eigenem zu fördern. Das gilt für 
unsere Stellung zur Landwirtschaft; in der Handelspolitik im allgemei- 
nen sind wir weder starre Freihändler noch unbeugsame Schutzzöllner. 
Einen allgemeinen Schutzzoll, der der einheimischen Industrie das 
Gewinnmachen erleichtert und den Kartellen ein bequemes Dasein 
schafft, können wir nicht vertreten, wohl aber Zollmaßnahmen, die 
geeignet sind, Produktionszweige zu unterstützen und zu einer Stärke 
zu entwickeln, die schließlich künstlichen Schutz überflüssig macht. 


2. Wucherfrage | 

Unsere bedingte Bejahung der heutigen Wirtschaftsform enthält kei- 
neswegs das Zugeständnis, daß alles aufs beste bestellt sei und die als 
Schäden empfundenen Tatsachen einer unabänderlichen Naturnotwen- 
digkeit entsprächen. Wir halten im Gegenteil eine Reform für notwen- 
dig und in den der staatlichen Politik gesetzten Grenzen auch für mög- 
lich. Wir können nicht anerkennen, daß die Preisbildung, wie sie in der 


223 


kapitalistischen Wirtschaft vor sich geht, eine unbedingte wirtschaftli- 
che Notwendigkeit darstellt und infolgedessen der Wucher höchstens 
als verbrecherische Einzelerscheinung vorkommt. Es gibt in der gegen- 
wärtigen Wirtschaft auch eine planmäßige Ausbeutung der Verbrau- 
cher, die ein Staat, der Autorität hat, sehr wohl bekämpfen kann. Die 
Inflation hat uns zwar die Unzulänglichkeit der bestehenden Wucher- 
gesetzgebung immer wieder bewiesen; damit ist aber keineswegs die 
Unmöglichkeit jeglicher Wucherbekämpfung dargetan. Die Mißerfol- 
ge lagen an der Inflation, die eine Begriffsbestimmung des Wuchers 
unmöglich machte, und an der durch den Zusammenbruch zerrütte- 
ten Staatsautorität. Daß Erfolge im gewissen Rahmen möglich sind, 
zeigt die im vorigen Herbst erlassene Kartellverordnung, die allerdings 
in jüngster Zeit anscheinend nur noch schüchtern und zögernd durch- 
geführt wird. Die Anfangserfolge haben aber bewiesen, daß der Grund- 
gedanke unserer Kartellgesetzgebung richtig ist, der nämlich nicht ein 
Verbot enthält, sondern dem Richter die Mittel an die Hand gibt, jenes 
Maß wirtschaftlicher Freiheit herzustellen, das die Kartelle zuungun- 
sten der Verbraucher eingeschränkt haben, das jedoch für eine gesunde 
Preisbildung unentbehrlich ist. 

In diesem Sinne muß die öffentliche Kontrolle der wirtschaftlichen 
Zusammenschlüsse, der Kartelle, Trusts und Konzerne weiter entwik- 
kelt werden; auch die Aktiengesellschaft, als die wichtigste heutige Un- 
ternehmungsform, müssen viel konsequenter als bisher einer öffentli- 
chen Kontrolle unterworfen werden. Das Bilanzrecht, so wie es heute 
gestaltet ist, hat dazu geführt, daß die Rechnungslegung der Gesell- 
schaften mehr dazu benutzt wird, der Öffentlichkeit den wahren Zu- 
stand zu verschleiern als ihn klarzulegen. Die Kontrolle der öffentli- 
chen Meinung an der Wirtschaft ist aber gerade im kapitalistischen 
System eines der wichtigsten Mittel, um Auswüchse festzustellen und 


ihre Bekämpfung anzubahnen. 


3. Die Sonderstellung der Wohnungswirtschaft 

Eine besondere Stellung im Rahmen der Gegenwartswirtschaft nimmt 
_ der Wohnungsbau und die Wohnungsbewirtschaftung ein. Der Krieg 
und die Nachkriegszeit haben das Wohnungswesen aus der Marktwirt- 
schaft herausgenommen und einer behördlichen Zwangskontrolle un- 
terworfen. Es erscheint uns nicht möglich, dieses Gebiet wieder der 
freien Wirtschaft plötzlich zu überantworten; es wird sich vielmehr her- 
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ausstellen, daß eine völlig freie Wohnungswirtschaft im kapitalistischen 
Sinn überhaupt nicht wieder hergestellt werden kann. Das Wohnungs- 
bedürfnis unterscheidet sich von den meisten anderen Bedürfnissen sehr 
wesentlich vor allem dadurch, daß eine Vermehrung des Angebotes von 
Wohnungen immer langfristige Kapitalsanlagen voraussetzt, deren Ren- 
tabilität schr ungewiß bleibt. Eine schnelle Anpassung von Angebot 
und Nachfrage ist daher kaum möglich. Wenn das Wohnungsbedürf- 
nis zugleich so befriedigt werden soll, daß die Befriedigung kulturellen 
und sittlichen Gesichtspunkten Rechnung trägt, dann darf die Gestal- 
tung des Angebotes nicht allein dem Ermessen profitsuchender Kapita- 
listen überlassen bleiben. Der Staat und die Mittel der Allgemeinheit 
werden deshalb noch sicher auf lange Zeit ergänzend eintreten müssen, 
um die Vermehrung des Wohnungsangebotes zu ermöglichen, die Ge- 
staltung des Wohnungsbaues, auch des Kleinwohnungsbaues, gesun- 
den Grundsätzen anzupassen und schließlich die Mietpreisbildung mit 
zu beeinflussen. Eine Wohnungspolitik, die diesem Ziele nachstrebt, 
entspricht unserer Wirtschaftsauffassung. 

Unsere Wirtschafts- und unsere soziale Auffasung sind aufs engste 
miteinander verknüpft. Wir vertreten eine soziale Wirtschaftsauffassung, 
d.h. wir wollen eine Gestaltung der Wirtschaft nach Prinzipien, die 
nicht rein wirtschaftlicher, sondern sozialer und sittlich kultureller Art 
sind. Ganz abgesehen von unseren allerunmittelbarsten Interessen hal- 
ten wir deshalb eine politische und wirtschaftliche Entwicklung, die 
wieder die Herrschaft des Nur-wirtschaftlichen der Geld- und Kapi- 
talsmächte herbeiführt, auch ganz allgemein für verderblich. Die Beto- 
nung allein des Wirtschaftsinteresses, die Außerachtlassung der sozia- 
len Gesichtspunkte bei der Wirtschaftsgestaltung pflegt man als die 
soziale Reaktion zu bezeichnen. Sie widerspricht nicht nur unseren christ- 
lichen und sittlichen Grundsätzen, sondern sie ist auf die Dauer auch 
politisch gefährlich, weil sie dahin führt, daß die breiten Massen der 
Lohn- und Gehaltsempfänger, die 65 — 70 % unseres Volkes ausma- 
chen, sich nur als Ausgebeutete fühlen und schließlich dem Radikalis- 
mus nachlaufen, der den Zwang des ganzen politischen und gesellschaft- 
lichen Systems mit Gewalt beseitigen will; sie ist auch jetzt schon 
wirtschaftlich bedenklich, weil sie die letzten Reste von Arbeitslust und 
Arbeitsfreude bei den Arbeitnehmern zerstört und dadurch auch die 
wirtschaftliche Ergiebigkeit mindert. Daß der Mensch in der Wirtschaft 


mehr ist als eine Ware und ein Kostenelement, muß sich auf die Dauer 
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sogar in den Bilanzergebnissen zeigen! Wer also nicht wie wir aus sittli- 
chen Beweggründen eine sozialere Wirtschaftsgestaltung anstrebt, der 
sollte es zumindest aus Gründen der politischen und wirtschaftlichen 


Zweckmäßigkeit tun. 


Der Text ist entnommen: F Baltrusch, Gewerkschaftsbewegung und Wirtschaftsge- 
staltung, Berlin-Wilmersdorf 1924 (Flugschrift) i.A. 
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III. Zur Neuorientierung des Evangelisch-Sozialen 
Kongresses 


_ Text Nr. 24 
W. Simons, Eröffnungsansprache des Evangelisch-Sozialen Kon- 
gresses von 1926 


Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir stehen wohl, soweit 
wir gestern in diesem selben Saal versammelt waren, noch alle unter 
dem mächtigen Eindruck des Begrüßungsabends, mit dem die 33. 
Tagung des E.S.K. begonnen und der uns mit überwältigender Kraft 
die Anteilnahme der Saarbevölkerung an unseren Bestrebungen ge- 
zeigt hat. Eine Fülle von Anregungen und Gedanken hat dieser Abend 
schon über uns ausgeschüttet, und es ist fast unmöglich, heute zur 
eigentlichen feierlichen Eröffnung des Kongresses etwas wirklich Neues 
zu sagen. Inland und Ausland haben zu diesen Anregungen und Ge- 
danken das ihrige beigetragen. Es haben nicht nur Mitglieder unseres 
Kongresses gesprochen; wir haben wertvolle Gaben auch von den Ver- 
tretern der Kirchen und Behörden erhalten. Wir haben aus den Krei- 
sen der Arbeiterschaft, was uns besonders befriedigt, gestern Abend 
warmherzige Ausführungen gehört. Zum Schluß hat uns unser Gene- 
ralsekretär, Herr Pfarrer Herz, in einer umfassenden Übersicht über 
die Grundgedanken des E.S.K., über seine Geschichte und seine Ziele 
so viel gesagt, daß ich nur bedauere, daß diese gedankenreiche Rede 
an den Schluß eines schon so vollen Abends gestellt worden ist, wäh- 
rend sie sich ganz besonders gut zu einer Eröffnungsansprache geeig- 
net hätte. Manches von dem, was ich Ihnen zu sagen gedachte, hat 
Herr Pfarrer Herz vorweggenommen und ich will Sie mit einer Wie- 
derholung verschonen. 

Ganz besonders auch möchte ich von dieser Stelle aus unserem ver- 
ehrten Ehrenvorsitzenden, Herrn Geheimrat Professor D. Baumgar- 
ten, dafür danken, daß er die weite Reise nicht gescheut hat, sondern 
von der Wasserkante herübergekommen ist, um aus einem warmen 
Herzen heraus eine Antwort zu geben auf die Frage: »Soll ich meines 
Bruders Hüter sein?« eine Frage, die der E.S.K. von seinem Entstehen 
an immer mit Ja beantwortet hat. Daß wir unsern verehrten Ehrenvor- 
sitzenden unter uns haben, ist uns eine herzliche Freude. 
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Unser anderer Ehrenvorsitzender, Exzellenz von Harnack, kann leider 
heute nicht bei uns sein. Ich habe Ihnen aber eine Begrüßung zu verle- 
sen, die er mir vor wenigen lagen hat zugehen lassen. Er schreibt an 
mich: »Zu meinem lebhaften Bedauern ist es mir nicht möglich, der 
Tagung des E.S.K. in Saarbrücken beizuwohnen, obgleich ich zur Zeit 
hier in Bonn zu Gastvorlesungen an der Universität weile. Um des Kon- 
gresses und des Saargebietes willen, aber nicht minder, um an der er- 
sten Tagung teilzunehmen, die Eure Exzellenz leiten, wäre ich gerne 
nach Saarbrücken gekommen; aber verschiedene Gründe verbieten es 
mir. So muß ich mich leider darauf beschränken, die besten Wünsche 
für die Tagung auszusprechen, die unter der Leitung Eurer Exzellenz 
sicherlich die Bestrebungen des Kongresses stärken und ihn seinen Zie- 
len näher bringen wird.« Ich erbitte mir die Vollmacht von Ihnen, mei- 
ne Damen und Herrn, unseren Generalsekretär, Herrn Pfarrer Herz, zu 
beauftragen, Herrn v. Harnack, unserem Ehrenvorsitzenden, unseren 
dankbaren Gruß telegraphisch zu entbieten. 

Nach solchen Männern wie Baumgarten und Harnack hier als Lei- 
ter des E.S.K. vor Ihnen aufzutreten, erscheint mir selbst als eine Ver- 
messenheit, und ich habe schwere Bedenken niederzukämpfen gehabt, 
bevor ich mich entschließen konnte, dem Ruf zu folgen, den der Vor- 
stand an mich gerichtet hat. Aber meine Damen und Herren, wenn 
man so begrüßt wird, wie ich gestern hier begrüßt worden bin, dann 
stärkt sich das Vertrauen darauf, mit Gottes Hilfe die Arbeit, die man 
nicht selbst gesucht hat, zu einem guten Ende führen zu können und 
sein Teil beizutragen zu der Lösung der wichtigen Aufgabe, die sich der 
E.S.K gestellt hat. 

Andere Bedenken erfüllten mich, als ich hörte, daß man in Halle 
die Einladung aus Saarbrücken angenommen hatte. Denn die erste 
Tagung des E.S.K., die mir zu leiten vergönnt ist, haben wir an einen 
gefährlichen Ort einberufen, gefährlich in praktischer, in sozialer und 
in politischer Beziehung. Die praktische Gefahr liegt schon in der ex- 
zentrischen Lage Saarbrückens am äußersten Ende des Deutschen 
Reiches; mit den Kilometern wächst der Aufwand an Zeit und Geld, 
den unsere Freunde aus Nord und Süd und Ost machen müssen, um 
sich an unseren Verhandlungen beteiligen zu können. Dazu kommen 
dann die Hindernisse der Zoll- und Paßfragen, der Wohnungsnot und 
so manches andere technische Hemmnis, das hier dem Einreisenden 
gegenübertritt. Die soziale Gefahr liegt weniger in der Gegenwart, 
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obwohl auch sie auf einem wirtschaftlich so unterwühlten Boden, wie 
ihn zwischen dem heutigen Mittel- und Westeuropa das Übergangs- 
gebilde des Saargebiets darstellt, nicht allzu gering angeschlagen wer- 
den soll; stärker fast ist die Gefahr des Auflebens vergangener Kämp- 
fe, in denen sich gerade hier der Gegensatz zwischen dem System 
Stumm und dem Sozialismus des Katheders, der Kanzel und der Werk- 
statt ausgetobt hat. Und endlich die politische Gefahr. Soll ich von ihr 
sprechen? Sie nennen, heißt sie heraufbeschwören. Aber es ist besser, 
man beschwört einen Geist, als daß man sich von ihm überrumpeln 
läßt, und so nenne ich sie denn. 

Aber der Vorstand hat allen diesen Gefahren mutig ins Auge gesehen 
und ich denke, er hat es nicht zu bereuen. Die praktischen Gefahren 
sind dank der unermüdlichen Vorarbeit des Ortsausschusses fast restlos 
beseitigt. Trotz der technischen Schwierigkeiten ist der Kongreß so gut 
besucht, daß wir hoffen dürfen, für die Gedanken unserer Berichtser- 
statter den nötigen Widerhall in einer aufmerksam teilnehmenden 
Hörerschaft und die Mitarbeit kenntnisreicher Verhandlungsredner zu 
finden. Gegenüber den sozialen Gefahren sichert uns unser guter und 
fester Wille, jeder wirtschaftspolitischen Überzeugung, jeder weltan- 
schauungsmäßigen Sozialauffassung die gebührende Achtung und die 
freie Aussprache zu gewähren und zu tun, was an uns liegt, um nach 
des Apostels Gebot mit allen Menschen Frieden zu haben, sie mögen 
der oder jener Richtung, Klasse, Berufsarbeit angehören. Umso frucht- 
barer wird der Kampf der Geister sein, den wir nicht fürchten, den wir 
suchen und fordern. Gegen die politische Gefahr gibt es hier und heute 
nur ein Mittel: das der Entsagung und Selbstüberwindung. Wir hätten 
da viel zu sagen; aber was man gemeinhin Politik oder gar hohe Politik 
nennt, das wollen wir aus unseren Betrachtungen ausschalten. Wir sind 
aus dem besetzten und unbesetzten Deutschland in dieses zeitweilig 
abgeschnürte Stück Deutschland gekommen, um seiner Bevölkerung 
einen Beweis unserer brüderlichen Liebe und Teilnahme zu liefern, nicht, 
um ihr und unserer heiligen Sache Verlegenheiten zu bereiten. Das aber 
würden wir tun, wenn wir unserem Herzen Luft machen wollten in 
politischen Protesten gegen das, was der Bevölkerung und uns an den 
jetzigen völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Verhältnissen des Saar- 
gebietes mißfällt. Die Hoffnung, daß diese Verhältnisse sich bald in 
friedlicher Entwicklung zum Besseren, zur Freiheit wenden werden, die 
bewahren wir treu in unserem Herzen. 
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Nicht staats- und machtpolitische, sondern evangelisch-soziale Gedan- 
ken sind es, die uns in diesen Tagen beschäftigen sollen. Warum evange- 
lisch-sozial? Was bedeuten diese Worte? Darüber bitte ich Sie, von mir, 
einem Laien in Kirchendingen und einem Neuling in Dingen dieses 
Kongresses, einige Betrachtungen mit Nachsicht entgegenzunehmen. 
Anknüpfen möchte ich dabei an ein Werk, das freilich die interna- 
tionalen und staatspolitischen Verknüpfungen alles religiös-sozialen Tuns 
mit besonderem Nachdruck hervorhebt, ein Werk, das gerade das Evan- 
gelische und Soziale unseres Tuns einer strengen Kritik unterwirft. Es 
ist das Werk eines Mannes, der nach Staatlichkeit und Sprache Englän- 
der, nach Abstammung und Name Franzose ist; ein Werk, das wenige 
Jahre vor dem Weltkrieg in London erschienen ist, im Gebiet engli- 
scher Zunge große Beachtung gefunden hat und jetzt auch in deut- 
scher Übersetzung vorliegt: Hilaire Bellocs Buch » Der Sklavenstaat«. Sein 
Grundgedanke ist folgender: Das Mittelalter hatte auf der einheitli- 
chen Glaubensgrundlage katholischer Weltanschauung in der ständi- 
schen Gliederung der Menschheit einen gerechten Zustand der Vertei- 
lung wirtschaftlicher Güter und sozialer Freiheiten aufgebaut, den 
Belloc den »distributiven Staat« nennt. Diese menschenwürdige Da- 
seinsform hat die Reformation zerstört. Sie hat die Entstehung des 
Kapitalismus zu verantworten und damit alle geistigen und sozialen 
Mißbildungen verschuldet, an denen die moderne kapitalistische Zivi- 
lisation krankt. Die Versuche, solchen Krankheitserscheinungen mit 
Maßnahmen der Sozialpolitik zu begegnen, sind eitel; der Kapitalis- 
mus ist ein labiles Wirtschaftssystem und wandelt sich naturnotwendig 
von dem Prinzip des rücksichtslosen Individualismus zu dem Ender- 
gebnis starrster Bindung des Einzelnen an den Produktionsmechanis- 
mus. Gerade die sozialpolitischen Forderungen der neueren Zeit: 
Arbeiterschutzgesetze, Arbeiterversicherung gegen Krankheit, Unfall, 
Alter, Erwerbslosigkeit, Tarifverträge, verbindliche Schiedsgerichtsbar- 
keit in Arbeits- und Lohnfragen, Arbeiterstatistik und Arbeitsnachweis, 
alles das beschleunigt nur die Umbildung des freien Lohnvertrags, bei 
dem sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber als verhandelnde Parteien ge- 
genüberstehen, in ein neues Standesverhältnis. Dieses neue Standesver- 
hältnis zeigt sich auf der einen Seite in der Kapitalistenherrschaft, die 
zwar gesetzlich beschränkt, dafür aber auch gesetzlich stabilisiert ist, 
auf der anderen Seite in dem neuen Sklavenstand, der zwar ökono- 
misch gesichert und versorgt ist, dafür aber dem Arbeitszwang unter- 
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worfen ist und dem Kapitalistenstande dient. Dieses Endergebnis des 
umgebildeten Kapitalismus nennt Belloc »Den Sklavenstaat«; er wirft 
demnach dem Protestantismus vor, daß er dem Abendland wieder die 
Sklaverei auferlegte, von der es das katholische Christentum durch 
Überwindung der antiken Wirtschaftsformen befreit hat. 

Man erkennt sogleich, wie Belloc hier die religions- und wirtschafts- 
geschichtlichen Gedankenreihen bedeutender Vorgänger in der Rich- 
tung seiner These umgebogen hat. Die These wäre nicht entstanden 
ohne die berühmten Untersuchungen unseres großen Mitgliedes, des 
allzufrüh gestorbenen Max Weber, über den Einfluß der verschiedenen 
protestantischen Bekenntnisse auf die Entstehung des neuzeitlichen 
Kapitalismus. Indem aber Belloc mit den Ergebnissen der Forschungen 
Max Webers die wertbetonten und einseitigen Urteile der Reformati- 
onsgeschichte Jansen’scher Schule verbindet, gelangt er zu einem ver- 
blüffend andersartigen Resultat. Daß gerade das Mittelalter den Haupt- 
arbeiterstand jener Zeit, den der Landarbeiter, unter Billigung und 
Nutznießung der Kirche in einem sklavenartigen Zustand, dem der 
Hörigkeit gehalten hat, vergißt Belloc dabei ebenso wie die überraschen- 
de Ähnlichkeit, die der ehemalige Jesuitenstaat in Paraguay mit dem 
Belloc’'schen Sklavenstaat der kapitalistischen Zukunft aufweist. Ande- 
rerseits erinnert die Konstruktion Belloc’s an die Lehre von Marx; auf 
Marxens Schultern steht er, wenn er die Entwicklung des Kapitalismus 
als eine schicksalsmäßige, unter Denk- und Naturgesetzen ablaufende 
darstellt. Doch wie weit entfernt er sich wieder von Marx in der Ein- 
schätzung der ausschlaggebenden Momente und in der Bewertung 
ihrer Wirkungen! Marx würde das Loblied des mittelalterlichen Katho- 
lizismus nicht mitgesungen haben. 

Was wollen wir Männer und Frauen vom E.S.K. zu diesem doppel- 
ten Urteilsspruch sagen, der uns als Evangelische verdammt, weil unser 
Glaube an den Schäden des Kapitalismus schuldig sei, und als Sozialre- 
former, weil unsere Sozialpolitik sein »ruere in servitium«, die unauf- 
haltsame Umbildung des Kapitalismus zum Sklavenstaat nur noch be- 
schleunige? Wir wollen die Gründe des Schuldspruches prüfen; und 
wenn das Belloc’sche Buch keinen anderen Wert hätte als uns und un- 
sere Gesinnungsgenossen zur Selbstprüfung anzuregen, so wäre schon 
dadurch, wie mir scheint, seine Daseinsberechtigung erwiesen. 

Begrüfßen wollen wir, m. E., die Energie, mit der hier wie in so man- 
chen neueren Untersuchungen die Kausalität bestimmter geistiger 
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Mächte für die gesamte, auch für die wirtschaftliche Entwicklung der 
menschlichen Gesellschaft betont wird. Auf diesem Boden finden wir 
vom E.S.K. uns mit Belloc als Bundesgenossen zusammen im Kampf 
gegen die rein materialistische Geschichtsauffassung, die das große und 
keineswegs abgetane Werk von Marx beherrscht. Freudig reihen wir 
ihn ein in die wachsende Zahl der Streiter, die in der Menschenseele 
nicht ein Produkt oder eine Begleiterscheinung mechanisch erklärbarer 
Naturvorgänge, sondern eine göttliche Kraft erblicken, von der Ent- 
wicklungsreihen nach dieser oder jener Richtung ausgehen können, die 
demzufolge den letzten Grund für weltgeschichtliche Wandlungen in Re- 
volutionen des Geistes suchen, nicht in solchen der Wirtschaft oder der 
Macht. | 

Anerkennen wollen wir in voller Aufrichtigkeit gewisse Vorzüge, die 
in sozialpolitischer Hinsicht der katholischen Kirche nicht nur im Mit- 
telalter eigen waren, sondern auch heute noch eigen sind. Vor allem ist 
zu betonen, daß unser Schlachtruf »evangelisch-sozial« durchaus nicht 
von konfessioneller Enge diktiert ist. Wir heißen jede wahrhaft soziale 
Tätigkeit willkommen, die von dem Standpunkt des Evangeliums aus- 
geht, d. h. von der rückhaltlosen Nächstenliebe und der allgemeinen 
Menschenwürde, mag sie konfessionell gefärbt sein wie immer sie will, 
mag sie den Klassenkampf verurteilen oder verlangen. Wir erkennen 
an, daß die katholische Kirche sozial schon im Vorteil ist durch die 
volkstümlichere Bildung einer großen Zahl ihrer Diener; so hoch sich 
dogmatisch ihr Priestertum über die Laienschaft erhebt, praktisch klafft 
zwischen Mensch und Mensch nicht der Abgrund, den die sogenannte 
akademische Bildung im evangelischen Volksteil zwischen dem Geistli- 
chen und der Gemeinde aufreißen kann. Im Vorteil ist sie durch die 
soziale Arbeit im Beichtstuhl. Welch ungeheure Einzelmühe muß es 
den evangelischen Geistlichen kosten, ohne diese sakramentale Hilfe 
Gleichwertiges zu leisten! Im Vorteil ist die katholische Kirche endlich 
dadurch, daß sie für ein große Zahl uns bedrängender sozialer Proble- 
me die autoritär bestimmte Glaubenslösung, die dogmatische Formel 
hat; sie kann daher rüstig zur sozialen Tat schreiten, wo wir uns noch 
mit sozialen Ideen herumschlagen müssen. 

Aber auch die katholische Kirche — das beweisen ihre neueren sozial- 
politischen Programme - kann nicht behaupten, daß sie ihre Verpflich- 
tungen gegenüber der sozialen Not der Christenheit bis ins Letzte 
erfüllt hat. Wir jedenfalls, so weit wir Vertreter evangelischen Gemein- 
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dekirchentums sind, schließen uns dem Schuldbekenntnis an, das im 
vorigen Sommer die Weltkirchenkonferenz in Stockholm vor Gott und 
Welt abgelegt hat. Durch Mangel an Liebe und an mitfühlendem Ver- 
ständnis haben die Kirchen sich schwerer Versäumnisse schuldig ge- 
macht, die zu der sozialen Zerrissenheit unserer Zeit wesentlich beige- 
tragen haben. Wir haben gestern in der Kirche von Herrn Präses D. 
Wolf gehört, was Buße tun bedeutet. Ich fasse jenes Bekenntnis der Stock- 
holmer Weltkonferenz als ein Bußetun im rechten Sinne auf. Der E.S.K. 
ist keine kirchliche Einrichtung; wie ihn heute ein Mann zu leiten hat, 
der zwar Gemeindevertreter, aber kein Kirchenmann ist, so hat der 
Kongreß auch früher lange Jahre hindurch unter nichttheologischer 
Leitung gestanden. Trotzdem werden wir, die wir nicht kirchlich orga- 
nisiert sind, uns nicht pharisäerhaft von jenem Schuldbekenntnis aus- 
schließen, das der Belloc’schen These teilweise recht zu geben scheint. 

Endlich dürfen wir nicht verkennen, daß jene These deutlichen Be- 
strebungen der Jugend aller europäischen Länder entgegenkommt. Der 
Drang der heutigen Jugend nach Gemeinschaftsleben, nach absoluten 
Werten, nach einer starken Autorität ist mit ihrer Kritik an allem Herge- 
brachten recht wohl vereinbar und macht sie ebensowohl katholisieren- 
den, wie faschistischen und kommunistischen Gedanken zugänglich, 
während mit dem Liberalismus des 19. Jahrhunderts auch der Sozialis- 
mus der Jahrhundertwende den Nimbus für sie verloren hat. Beide Sy- 
steme sind an der Macht gewesen, beide haben Gelegenheit gehabt, die 
Dinge dieser Welt nach ihren Ideen zu gestalten; was sie zustande brach- 
ten, mißfällt der Jugend und genügt ihr nicht. Ich spreche hier kein eige- 
nes Urteil aus, sondern suche mich - ich bin ein alter Liberaler — in die 
Jugend hineinzudenken. Dem jugendlichen Geist sagt eine geistvolle 
Konstruktion, ein radikales Schlagwort wie das vom Sklavenstaat mehr 
zu als die Relativitäten wissenschaftlicher Sozialforschung. 

Und doch ist und bleibt die gewissenhafte und wissenschaftliche Sozi- 
alforschung der archimedische Punkt, von dem aus unser Kongreß die 
soziale Last des kapitalistischen Zeitalters, der europäischen Zivilisati- 
on zu heben unternimmt. Ja wir begrüßen eine geistigere Einstellung 
zur Sozialgeschichte als die marxistische, wir werden auch nicht mit 
Walther Rathenau sagen: Die Wirtschaft ist das Schicksal, aber wir 
werden doch Belloc entgegenhalten, daß der Katholizismus den Kapi- 
talismus nicht ausgeschlossen hat, und wir werden Max Weber entge- 


genhalten, daß die Reformation den Kapitalismus nicht geschaffen hat, 
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daß politische und wirtschaftliche Machtverschiebungen besonderer Art 
nach eigenen Gesetzten dieses historische Phänomen zum Mindesten 
mitbedingten. Die Kreuzfahrer und die Konquistadoren sind ebenso 
gut auf der Ahnentafel des Kapitalismus verzeichnet wie die Calvini- 
sten und die Puritaner; Ritter und Abenteurer haben den Medici und 
den Fuggern Handelsverbindungen und Bankdepots verschafft. Wie 
weit die Eigengesetzlichkeit der Wirtschaft die Einwirkung ethischer 
und religiöser Tendenzen auf die soziale Entwicklung zuläßt, ist eine 
der wissenschaftlichen Grundfragen unseres Kongresses. Wir freuen uns, 
sie gerade hier in Saarbrücken von einer so anerkannten Autorität wie 
Herrn Lic. Wünsch untersucht zu sehen. Es liegt mir fern, die Ergeb- 
nisse seiner Untersuchung vorwegnehmen zu wollen; aber ich bin über- 
zeugt, nach seinen Leitsätzen wird er an dem evangelischen Grundsatz 
festhalten, daß weder die Kenntnis von dem natürlichen Lauf der Din- 
ge im Menschenleben noch die Autorität irgend einer kirchlichen Tra- 
dition uns die Verantwortung abnehmen kann, die wir vor Gott und 
unserem Gewissen angesichts der Not unserer Brüder tragen. Der kategori- 
sche Imperativ Jesu: »Du sollst Deinen Nächsten lieben als Dich selbst!« 
ist stärker als Natur und Tradition; und wenn der Ehrenvorsitzende 
unseres Kongresses, mein lieber alter Freund Baumgarten, angesichts 
der ehernen wirtschaftlichen Gesetze die Zweifelsfrage aufgeworfen hat: 
»Soll ich meines Bruders Hüter sein?«, so hat er gestern in seinem Be- 
kenntnis und vorher in einem langen Leben voll rücksichtslosem Al- 
truismus die Frage im Voraus bejaht. Die Fähigkeit und das innerliche 
Verpflichtungsgefühl, jene immer neuen Fragen des menschlichen Zu- 
sammenlebens, die uns die stets wechselnden Formen politischer und 
wirtschaftlicher Machtverteilung stellen, vorurteilsfrei in allem übri- 
gen, aber gebunden an die Lehre Jesu zu prüfen, diese Fähigkeit ist es 
eben, was wir evangelisch nennen; so ist uns Sozialismus Glaubenssa- 
che in dem Sinn, daß nach einem schönen Wort unseres Freundes Rade 
der Begriff des Nächsten in den Gottesbegriff Jesu eingeschlossen ist. 
Deshalb können wir die Wirtschaftsgesetze, soviel wir auch Wert auf 
ihre Erkenntnis legen, nicht ihrer Wirksamkeit überlassen und uns auf 
individuelle gute Werke zurückziehen, nur das eigene Seelenheil för- 
dernd. Nicht Weltflucht - Weltüberwindung ist unsere Parole. Wir wis- 
sen wohl, das Reich Gottes ist nicht von dieser Welt; aber Gott hat uns 
in diese Welt gesetzt, um in ihr an der Verwirklichung seines Reiches 
mitzuarbeiten, sie zwar nie erreichend, aber uns stets nach Kräften ihr 


234 


nähernd, um uns, ja in uns das Dunkel sündiger Vergänglichkeit, aber 
vor uns die Vollkommenheit als lichtes ewiges Ziel. In diesem evangeli- 
schen Geiste des Glaubens, der Hoffnung, der Liebe, in dem wir uns 
bewußt sind, der katholischen Kirche mehr als nur gleichwertig gegen- 
überzustehen, unterstreiche ich das Wort, das wir gestern gehört ha- 
ben: Wir Evangelische wissen vielfach gar nicht, welche Kräfte uns un- 
sere Konfession bietet. Dieser Geist möge auch unsere Saarbrücker Ta- 
gung als ein festes und klares Zeugnis durchleuchten. 

Der kategorische Imperativ sozialen Denkens und Handelns ist an 
jeden einzelnen Christen gerichtet und wartet nicht auf die Beschlüsse 
von Kirchenbehörden und Kirchenvertretungen. Sonst stünde es 
schlimm um seine Befolgung in dieser so stark entkirchlichten Zeit. 
Hat man doch in weiten Kreisen wieder und wieder unsere evangeli- 
sche Kirche totgesagt. Aber wenn sie gesündigt hat, so zeigt doch gera- 
de ihr Bekenntnis, daß für sie nicht der Tod der Sünde Sold ist, sondern 
daß sie sich bekehrt und lebt. Stockholm, wo sie bekannte, sah zugleich 
die mächtige Erweisung ihrer Lebenskraft. Wenn dort bei viel Mensch- 
lichkeiten, bei manchen Versäumnissen nichts anderes erfolgt wäre als 
eine an ihrem Höhepunkt geradezu wunderbare Ausgießung heiligen 
Geistes auf ihre Bekenner, die niemand, der dabei war, je vergessen 
wird, so wäre viel gewonnen. Aber wir hoffen auf mehr. Das Bewußt- 
sein kirchlicher Versäumnisse auf sozialem Gebiet hat angespornt zu 
einem neuen Versuch: Durch Zusammenwirken der verschiedenen Kir- 
chen ein Soziales Forschungsinstitut zu schaffen, das auf christlich-reli- 
giöser Grundlage die Arbeit des weltlichen Internationalen Arbeitsamtes 
in Genf ergänzt und auswertet. An der Spitze des Ausschusses steht 
unser stellvertretender Vorsitzender, Herr Professor Titius; wir wün- 
schen ihm und seinen Mitarbeitern von Herzen Gottes Segen zu sei- 
nem schwierigen und bedeutsamen Werk und sind froh, daß einst das 
Institut in den Veröffentlichungen unseres Kongresses ein reiches Ma- 
terial für seine Arbeit finden wird. Ob und wie dieses Institut ins Leben 
tritt, darüber wird Ende August der Fortsetzungsausschuß der Stock- 
holmer Konferenz entscheiden, der nach ihren Beschlüssen unter der 
Leitung des Erzbischofs Söderblom in Bern zusammentreten wird; ich 
erbitte mir schon heute die Vollmacht des E.S.K., dem Ausschuß sei- 
nerzeit unsere Grüße und Wünsche zu übermitteln. Gott gebe, daß 


seine Verhandlungen und Entschließungen in allen beteiligten Kirchen 
das soziale Feuer zu heller Glut entfachen! Auf dem Boden des Weltkir- 
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chentums wird dabei die Botschaft der Stockholmer Konferenz ganz 
ähnliche Hilfe leisten, wie es auf dem Boden der deutschen Kirchen die 
Botschaft des Kirchentags von Bethel getan hat. 

Wenn in früherer Zeit die soziale Tätigkeit freier christlicher Verbän- 
de in die Lücken einspringen mußte, die das offizielle Kirchentum be- 
stehen ließ, als neues Leben die alten Formen gesprengt hatte, wenn 
Wicherns Innere Mission sich der Heidenschaft in unseren Grenzen an- 
nahm, die von kirchlicher Seite über der Heidenschaft jenseits der Mee- 
re vernachlässigt wurde, wenn der E.S.K. für sozial gerichtete Pfarrer 
erst die Unterlagen schuf, auf denen sie zum Mißfallen kirchlicher Obe- 
ren ihre Fürsorgetätigkeit aufbauten, so hat sich das Bild heute gewaltig 
verändert. Die Innere Mission wird mehr und mehr Kirchensache, je 
stärker die deutschen Kirchen sich verfassungsmäßig und gesinnungs- 
mäßig zu rechten Volkskirchen umgestalten. Gehen doch unsere Kir- 
chen jetzt dazu über, von sich aus Sozialpfarrer anzustellen, die das als 
Beruf und Amtsauftrag ausüben sollen, was ihren Amtsbrüdern einst, 
besonders hier im Saargebiet, so schwer verdacht worden ist. Manche 
dieser Sozialpfarrer gehören unserem Kreise an und ich hoffe, von ei- 
nem von ihnen, den unsere Einladung als Verhandlungsredner nennt, 
von Pfarrer Menn-Remlingrade, Näheres über seine Erfahrung als Sozi- 
alpfarrer zu vernehmen. Innere und Äußere Mission dürfen sich nicht 
stören oder gar befehden, sie brauchen sich nicht gegenseitig das Wasser 
abzugraben. Ihre sozialen Aufgaben und Methoden sind verschieden, 
aber beide sind gleichberechtigt, ja gleich unentbehrlich. Eine religiöse 
Gemeinschaft, die nicht mehr missioniert, ist zum Absterben verurteilt, 
so wie ein Volk, das keine Kinderscharen mehr erzeugen will. Innere 
und Äußere Mission können und sollen sich gegenseitig befruchten, 
wie es die Geschichte der Herrnhuter, der Quäker, der Methodisten, der 
Heilsarmee zeigt. Unser Kongreß würdigt jede Form praktischer christ- 
licher Mission. Er fühlt sich in gewissem Sinn als ihr wissenschaftlicher 
Wegbereiter. Deshalb begrüßt er freudig die kontinentale Missionsta- 
gung, die im Anschluß an unseren Kongref3 Ende Mai in Amsterdam 
stattfinden wird. Wir haben eine Einladung zu Teilnahme erhalten und 
während mir zu meinem großen Bedauern andere gleichzeitige Verpflich- 
tungen eine Reise nach Amsterdam verbieten, wird unser Generalsekre- 
tär uns dort vertreten. Ich bin überzeugt, in Ihrer aller Sinn zu handeln, 
wenn ich Herrn Pfarrer Herz bitte, der Konferenz in Amsterdam unsern 
brüderlichen Gruß und Segenswunsch zu überbringen. 
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Dort in Amsterdam werden Abgesandte vieler Kirchen und Nationen 
zugegen sein. Missionstätigkeit ist ja in jeder Form zwar nicht interna- 
tional, aber übernational. Auch der E.S.K. hat stets die Beziehungen zu 
gleichgesinnten Christen anderen Volkstums gepflegt und er wird das künf- 
tig mit verdoppeltem Eifer tun. Deshalb begrüße ich es freudig, daß 
gestern ein Vertreter der schweizerischen evangelisch-sozial gerichteten 
Kreise so warme Worte der Zugehörigkeit für uns gefunden hat. Gera- 
de jetzt unter den Auswirkungen des Weltkrieges ist die Frage nach 
dem Verhältnis der Völker und der Rassen zueinander eine religiös- 
soziale Frage von größtem Ausmaß und von entscheidender Bedeutung 
für den Fortbestand unserer ganzen christlichen Kultur. Der E.S.K. wird 
ebensowenig daran vorübergehen dürfen, wie das die Stockholmer Kon- 
ferenz getan hat; er wird das wertvolle Material, das in den Verhandlun- 
gen der zuständigen Unterkommission jener Konferenz enthalten ist, 
von unserem Standpunkt aus durcharbeiten müssen. Aber das bleibt 
einer künftigen Tagung vorbehalten; hier und heute würde weder der 
rechte Ort noch die rechte Zeit dafür gegeben sein. 

Meine Damen und Herren! Wenn in Stockholm die meisten Natio- 
nen und Rassen reichlich vertreten waren, so fehlte dort leider die Ver- 
treterschaft eines Teils der Menschheit, auf den alle anderen rechnen 
und der sich selbst immer als der wichtigste erscheint: die Vertreter- 
schaft der Jugend. Das ist zum Glück hier bei uns anders. Wir haben 
Vertreter der Jugend unter uns und wir freuen uns dessen. Dankbar 
sind wir den Veteranen des Kongresses, die den inneren Zusammen- 
hang seiner Bestrebungen in sich verkörpern; dankbar sind wir den 
Vertretern hoher Kirchenbehörden, die uns die Zuversicht geben zu 
gemeinsamer fruchtbarer Arbeit; aber besonders dankbar sind wir, wenn 
sich die Jugend entschließt, vertrauensvoll mit uns zu wandern. Wir 
wissen wohl, daß die Jugend unwillig ist, sich von Männern leiten zu 
lassen, denen der Stempel der Anerkennung von einer anderen Genera- 
tion aufgedrückt worden ist; sie wollen sich selber leiten und führen 
oder doch sich ihre Führer selber wählen — und sei es unter den Hel- 
denbildern einer vergangenen Zeit, da ihnen die gegenwärtige nicht 
gefällt. Dieser Jugend zum Trost sei es gesagt, daß es uns nicht ums 
Leiten zu tun ist, sondern ums Verstehen und Helfen. Denn im Grun- 
de steht die heutige Jugend, trotz oder wegen ihrer Radikalismen & la 
Belloc, ziemlich hilflos zwischen den Trümmern einer Welt, die nach 
ihrer Meinung die ältere Generation mutwillig zerschlagen hat oder 
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saumselig hat zerschlagen lassen, und sie greift rasch nach dem Leitseil 
jeder Theorie oder Weltanschauung, die sie aus den Trümmern ins Freie 
zu führen verspricht — je mystischer und romantischer, desto besser. 
Nicht solche Führung will der E.S.K. der Jugend versprechen. Zuerst 
will er erkennen, wie die Jugend wirklich lebt und arbeitet; dann erst 
kann er auf Mittel der Hilfe sinnen. Wir haben an der Hand eines 
ausführlichen Fragebogens wertvolle Berichte über die Lebens- und Ar- 
beitsverhältnisse derjenigen Jugend zusammengefaßt, die in Industrie, 
Handwerk, Handels- und Verkehrswesen beschäftigt ist, der männli- 
chen wie der weiblichen. Wir danken Herrn Professor Dr. Zimmer- 
mann aus Hamburg, daß er diese Berichte für den Kongreß bearbeitet 
hat und durch seine große Sachkenntnis ergänzt, und wir danken unse- 
rem Vorstandsmitglied, Frau Krukenberg, daß sie die Aussprache über 
den Vortrag des Herrn Zimmermann durch eigene Darlegungen eröft- 
nen will. Gebe Gott, daß unsere Verhandlungen dazu beitragen, die 
ungeheuren Gefahren zu bannen, die unsere werktätige Jugend in so 
vielfacher Gestalt bedrohen. Hier liegt unsere größte und schwerste 
Aufgabe. 

Meine Damen und Herren! Manchen unter uns wird es so gehen 
wie den Juden des Exils an den Wassern Babels, die da weinten, wenn 
sie an Zion gedachten. Sie sitzen und singen: »Ich hatte einst ein schö- 
nes Vaterland«. Wir verstehen das, aber wir kommen damit nicht wei- 
ter. Die Vergangenheit ist unwiederbringlich, die Gegenwart dunkel und 
bedroht, aber die Zukunft gehört noch uns. Wir wollen uns aufmachen 
und sorgen, daf wir mit Gottes Hilfe ein schöneres Kinderland be- 
kommen. Nicht einen Sklavenstaat, wie ihn uns Belloc an die Wand 
malt, sondern ein Land der Freien und Frommen! Sicherlich wird die 
politische, wirtschaftliche, soziale und moralische Anarchie, in die nach 
dem Weltkrieg die Zivilisation des weißen Menschen versunken ist, 
neuen Bindungen Platz machen, deren Linien sich schon in dem Wirr- 
warr der Gegenwart abzuzeichnen beginnen, wie Chladnysche Klangfı- 
guren in zerstreuten Eisenspänen auf der Platte, die des Geigenbogens 
Strich berührt. Gotz beginnt eine neue Weltenweise zu spielen. Ordnen wir 
uns nach ihrem Klang. Das Grundthema ist das alte, das Jesus mit seiner 
guten Botschaft der Welt gebracht hat. Aber das Christentum ist noch 
jung; wenn Eduard v. Hartmann vor 50 Jahren die Selbstzersetzung des 
Christentums für besiegelt hielt, so hat ihn das letzte halbe Jahrhundert 


Lügen gestraft. Wie wenig ist doch auch noch immer von dem Teig 
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durchsäuert, dem es vor bald 2000 Jahren zugesetzt wurde! Weltkrieg 
und Weltkrise haben diesen Teig nun stärker durchgeknetet als vorher 
Jahrhunderte. Nutzen wir die Stunde! Ans Werk, und Gott möge unse- 
re Arbeit segnen! 


Diese Eröffnungsansprache hielt Simons als neugewählter Präsident des Evange- 
lisch-Sozialen Kongresses und sie hat insofern programmatischen Charakter für das 
Selbstverständnis des Kongresses in den folgenden Jahren. 

Der Text ist entnommen: Verhandlungen des Evangelisch-Sozialen Kongresses 
1926, Göttingen 1926, S. 32-42. 


Text Nr. 25 
O. Baumgarten, Pfingstgeist — Einmütigkeit eines leidenden 
Volkes; Sozialismus und Nationalgeist (1932) 


Das Pfingstfest, unter dessen Nachwehen wir tagen, hat uns unter den 
verschiedenen Grundgedanken, die es anregt, gewiß obenan die Sym- 
bole des furchtlosen Mutes und der Einmütigkeit mit auf den Weg 
gegeben. Nie hat der Kongreß dies beides, furchtlosen Mut und Ein- 
mütigkeit, nötiger gehabt als in diesem Jahr. So wünschte ich auch dem 
Kongreß eine starke, entschlossene Initiative zu einer entschiedenen, 
aus den tiefsten Antrieben des Pfingstgeistes erwachsenden Sozialre- 
form. Es ist sinn- und zwecklos, zu jammern und zu klagen, gar noch 
anzuklagen über den Niedergang deutschen, evangelischen Lebens seit 
jenem Evangelisch-Sozialen Kongreß, den wir 1900 in dieser Stadt ab- 
halten durften, da unser Volk sich, so schien es, in einer durchweg auf- 
steigenden Linie seiner Weltgeltung und seiner Stellung in der Welt- 
wirtschaft bewegte. Wenn man die damaligen Verhandlungen liest, er- 
greift einen die damalige Zuversicht zu einer gesunden, pädagogischen 
Beeinflussung des Hochkapitalismus i in der Richtung auf soziale Ge- 
rechtigkeit, man kann auch sagen ein starker sozialer Fortschrittsglau- 
be. Dann empfindet man aber auch unwiderstehlich die tiefe Depressi- 

on, die nicht Deutschland allein, die die ganze Welt seit dem Weltkrieg 
fortschreitend beherrscht. Wo ist die deutsche Weltgeltung, wo die deut- 
sche Weltwirtschaft geblieben? Im unlösbaren Zusammenhang mit dem 
drohenden Ende des Hochkapitalismus, der seine totale Unfähigkeit 
erwiesen hat, die Verteilung der Produktion möglicher Steigerung der 
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Konsumtion, des Kapitalüberschusses, zur Ankurbelung der kapital- 
schwachen Wirtschaft zu leiten, und mit dem, wie es scheint, allgemei- 
nen Abbau der Weltwirtschaft sehen wir unser übervölkertes, an 
steigender Arbeitslosigkeit leidendes Land in einem unaufhaltsamen 
Niedergang seiner wirtschaftlichen Betriebe, seiner Steuereingänge, 
seiner Staatsfinanzen, damit auch seiner Kultur-, Schul- und Sozialein- 
richtungen. Unfähig, aus eigenen Kräften, auch nicht mit den unerhör- 
testen Opfern und Einschränkungen sich zu einer Sanierung seiner 
Wirtschaft und seiner Staats- und Gemeindekassen aufzuschwingen, 
sieht unser Volk durchweg ungläubig den nahenden internationalen 
Verhandlungen zur Beseitigung der Tribute und Rüstungen entgegen, 
die als künftig untragbar allseitig anerkannt, aber doch um der Prospe- 
rität und Sicherheit der herrschenden Nation willen behauptet werden. 

Es wäre mir unmöglich gewesen, den heutigen Kongreß für seine Ver- 
handlungen über die Fortführung der sozialen Reform zu begrüßen, ohne 
zunächst einfach zu konstatieren, was uns alle im Bann hält. Aber dem 
muß alsbald beigefügt werden, was uns vom Pfingstfest her begleitet: das 
einmütige Irotzdem eines aus tausend Wunden blutenden Volke zur 
Behauptung seiner Lebensrechte. Wir glauben an den endlichen Sieg des 
Geistes über die Materie, der Vernunft über das Triebleben, der Liebe 
über den Völkerhaß. Wir protestieren darum gegen jede Form des Ab- 
baus unserer im Geist der Gerechtigkeit und Liebe geschaffenen, noch 
immer der konsequenten Durchführung harrenden Sozialgesetzgebung. 
Nie könnten die sozialen Versicherungen und das Arbeitsrecht weniger 
eine Verkürzung vertragen wie in dieser Zeit der Einschrumpfung der 
Wirtschaft; die Zurückdrängung der Arbeiterkoalitionen und der Tarif- 
politik wäre, abgesehen von im Interesse der Wirtschaftlichkeit erforder- 
lichen Korrekturen, geradezu ein Verbrechen an unserem, an der nied- 
rigsten Grenze des Existenzminimums angelangten arbeitenden Volk in 
Stadt und Land. Immer mehr wächst das Proletariat durch die Proletari- 
sierung des Mittelstandes; aber auch die Auswirkungen der Versicherung 
gegen die Arbeitslosigkeit, die wir als Krönung der Sozialversicherungen 
mit Stolz betrachten, bedrohen unser Gemeinde- und Zusammenleben 
mit Zusammenbruch. In dem entsetzlichen Wirrwarr und Chaos unse- 
rer aus den Fugen gegangenen Weltwirtschaft wird Wohltat Plage. Aber 
sollen wir darum auf die Wohltat verzichten? 

Der Evangelisch-Soziale Kongreß verliert alle Daseinsberechtigung, 


wenn er nicht den Pfingstgeist des furchtlosen Dennoch hineinträgt in 
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unser begreiflicherweise tief entmutigtes Volk, wenn er nicht die Ein- 
mütigkeit des furchtlosen Mutes stärkt. Das Bedenkliche an unserer 
inneren Lage ist, daß gerade die Einmütigkeit diesem leidenden Volk 
fehlt. Wir wollen hier nicht als Ankläger auftreten gegen bestimmte 
Parteien und Bewegungen, die unser Volk zerspalten. Parteien müssen 
sein und Bewegungen mit der Forderung: »Es muß besser werden!« 
sind unvermeidlich in solcher Zeit. Aber daß sie die Leiden des Volkes 
nach innen und außen noch vermehren und die Appelle an das Weltge- 
wissen unwirksam machen, die willkürlichen Lasten uns abzunehmen, 
die alle Selbsthilfe zu Schanden machen, das muß ein Ende nehmen. 
Unser ganzes öffentliches Leben steht im Zeichen einer Invertierung, 
einer Umkehrung des nur zu begreiflichen Hafß- und Protestgefühls 
gegenüber eigenen Volksgruppen, die über die Wege zur Heilung an- 
ders denken und urteilen. Wir wollen hier nicht das Gespenst eines 
Bürgerkriegs heraufbeschwören, glauben vielmehr, daß er, wenn er uns 
als Schicksal beschieden werden sollte, bereits ausgebrochen wäre. Aber 
daß es mit dieser Verhetzung aller Stände, nicht bloß der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, auch der Anhänger des alten und des neuen Sy- 
stems und Kurses, auch der Anhänger verschiedener Konfessionen, der 
Konfessionslosen und streng Konfessionellen gegen allen Liberalismus 
nicht so weiter gehen kann, wenn die Einheit der Nation, das höchste 
nationale Gut, nicht unheilbaren Schaden nehmen soll, daran hat uns 
unser allgeehrter Reichspräsident mit Recht gemahnt. Gegenüber der 
mafßlosen Demonstrationswut, in der sich die Verzweiflung unserer 
Volksgenossen, zumal der Jugend austobt, sollte unser Kongreß den 
Verzicht auf alle Demonstration und die Einmütigkeit eines leidenden 
und auf Rettung harrenden Volkes demonstrieren. 

Ist nun die evangelische Kirche, von der unsere soziale Gesinnung 
ihren letzten Antrieb bezieht, geeignet, die Einmütigkeit unseres evan- 
gelischen Volkes zu fördern? Unser Kongreß hat seine Eigenart gefun- 
den und gegenüber der christlich-sozialen Bewegung Stoeckerscher 
Herkunft behauptet durch eine in Naumann und Harnack verkörperte 
zuversichtliche Haltung gegenüber unserer deutschen fortschrittlichen 
Kultur. Der Weltkrieg, so meinen viele, zumal jugendliche Neuerer, hat 
den Kulturprotestantismus, den Glauben an den geschichtlichen Fort- 
schritt, die Offenheit für denselben als eine fortgehende Offenbarung. 
des göttlichen Willens definitiv der Vergangenheit überwiesen; diese 
Kultur scheint doch nur dem Zorn und Gericht Gottes unterstellt, und 


241 


der Nationalsozialismus ist mit der dialektischen Theologie auf demsel- 
ben Boden der Verzweiflung an der ohnmächtigen Kultur und Persön- 
lichkeitsbildung erwachsen. Wir wollen hier nicht aburteilen über Be- 
wegungen, die viele und ernste Kreise evangelischen Christentums er- 
faßt haben; sie werden und können nach Gottes Willen Fermente der 
Wiedergeburt des deutschen, liberalen und kritischen, in Goethe und 
Kant wurzelnden Humanismus werden. Dürfen wir nicht in derin diese 
Zeit der ungeduldigen Kulturkritik seltsam eingebrochenen Zentenar- 
feier der größten Propheten dieser weltfreudigen Persönlichkeitskultur 
die Ankündigung einer neuen Blüte des deutschen Protestantismus fin- 
den? »Wir heißen euch hoffen!« Aber zunächst bedrohen die Einbrüche 
des genannten neuen Geistes in die evangelische Kirche die Einmütig- 
keit derselben im Eintreten für entschiedene soziale Reformen, ohne 
welche sich die evangelische Kirche als Volkskirche nicht behaupten 
und verwirklichen kann. 

Es ist hier nicht der Ort, um zu den neuesten Bewegungen des sozia- 
len Geistes in der Badischen Landeskirche ausführlich Stellung zu neh- 
men, es soll nur so viel gesagt werden: Wie ich schon auf dem Berliner 
Kongreß von 1920 durch Heranziehung religiöser Sozialisten bewiesen 
habe, glaube ich an die gottgewollte Ergänzung des Protestantismus, 
der in seinem Wesen die Reife der Einzelpersönlichkeit in einer Privat- 
wirtschaft fordert, durch einen religiösen Sozialismus mit energischer 
Betonung der Gemeinschaftspflichten auf Grund der gleichen Mensch- 
heitsrechte. Die Sowjet- und die mit ihr geeinte Gottlosenbewegung 
erscheint uns als die größte Bedrohung der deutsch-christlichen Kul- 
tur; die einzig sichere Schutzmauer dagegen erblicken wir nicht in noch 
so wohlgemeinten gesetzlichen Eindämmungen ihrer gewiß aus dem 
weltanschaulichen in revolutionär-politische Gebiet übergreifenden 
Propaganda. Die einzig sichere Schutzwehr dagegen erblicken wir viel- 
mehr in einem mit dem freilassenden Protestantismus geeinten Sozia- 
lismus der Ebertschen demokratischen Richtung. Wir wollen, daß die 
evangelische Kirche, ohne selbst Stellung zu nehmen zur Sozialdemo- 
kratie, den religiösen Sozialismus als gleichberechtigten Faktor unserer 
Volkskirche begrüfse. Darum beklagen wir den Abfall Eckerts von sei- 
nen alten volkskirchlichen Freunden. Es scheint uns eine Utopie, daß 
er als Einzelner den Geist der Sowjets für die die Religion eine Privatsa- 
che war, religiös befruchten könne. Aber an die Hauptsache soll uns 


dieser Fall Eckert gemahnen, an die heilige Pflicht des Evangelisch-So- 
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zialen Kongresses, seinerseits alles aufzubieten, um einen deutschen 
Nationalgeist hochzuziehen, der das Proletariat als vollauf gleichberech- 
tigten Teil der Nation einschließt. 

Angesichts der Weltkrise des Kapitalismus, deren Ausgang wir nicht 
zu prophezeien wagen, appellieren wir an den aus der evangelischen 
Kultur- und Staatsfreudigkeit erwachsenden Trieb sozialer und wirt- 
schaftlicher Gerechtigkeit. Es mögen unter uns weitgehende Unterschie- 
de bestehen in der Beurteilung der den Hochkapitalismus ablösenden 
Plan- und Gemeinwirtschaft; doch wollen wir einig sein in dem Mut 
der Offenheit für die sich ankündigenden tiefgreifenden Umstellungen 
der Weltwirtschaft. Möchten sie eine evangelische Kirche finden, die 
die Freiheit der Persönlichkeit nicht unvereinbar achtet mit dem Sozia- 
lismus der Dienstbarkeit gegen die Gesamtnation, die alle Proletarier 
in Stadt und Land zur äußeren und inneren Freiheit vereint! Und so 
erbitten wir uns von Gott einen neuen, gewissen, mutigen und einmü- 
tigen Pfingstgeist zur Mitarbeit an der Lösung der unentrinnbaren Pro- 
bleme, die uns Gott in dieser Weltkrise vor die Türe und auf die Seele 
gelegt hat. | | 


Diese Rede hielt ©. Baumgarten als Ehrenpräsident des Evangelisch-Sozialen Kon- 
gresses anläßlich eines sog. Volksabends im Verlauf der Kongreßtagung von 1932 in 
Karlsruhe. 

Der Text ist entnommen: Verhandlungen des Evangelisch-Sozialen Kongresse 
1932, Göttingen 1932, S. 68-72. 


243 


IV. Die religiös-soziale Bewegung 


Text Nr. 26 
B.Göring, Sozialpolitik und Sozialversicherung als Forderung 
christlicher Sittlichkeit (1930) 


In der kapitalistischen Welt ist der arbeitende Mensch sozial unfrei. Es 
stehen sich in dieser Wirtschaftsordnung zwei Klassen gegenüber: die 
der Kapitalisten, der Besitzer der Produktionsmittel und damit der Be- 
herrscher der Wirtschaft, und auf der anderen Seite die Arbeiter und 
Angestellten, die nur über ihre Arbeitskraft verfügen und diese verwer- 
ten müssen, um existieren zu können. | 

Der moderne Kapitalismus ist nicht auf das Volkswohl, sondern auf 
den Profit eingestellt. Je enger der Lebensraum der Arbeiter und Ange- 
stellten, um so leichter ist es für den Kapitalisten, seinen Profit zu ver- 
größern. 

Die Arbeitnehmer kämpfen um eine Erweiterung ihres Lebensrau- 
mes, der sich aus dem für die Erhaltung ihrer Familie notwendigen 
Existenzminimum, zu dem auch die geringen kulturellen Bedürfnisse 
gehören, zusammensetzt. Die Einengung oder Erweiterung der Exi- 
stenzbedingungen (Lebensraum) des Arbeitnehmers wird bestimmt von 
dem Preis der Arbeitskraft und damit auch von ihrer Erhaltung. Sozial- 
politik, insbesondere Sozialversicherung, dient der Erhaltung der Ar- 
beitskraft, ist somit Verteidigungsmaßnahme gegen die uneingeschränkte 
Auswirkung der kapitalistischen Wirtschaftsweise auf den Menschen. 
Sozialpolitik ist jeder Eingriff des Staates in die Eigengesetzlichkeit 
des kapitalistischen Wirtschaftsprozesses mit dem Ziel, das Proletariat 
vor der vollen Auswirkung seiner spezifisch kapitalistischen Lebenssi- 
tuation zu schützen. 

Es entspricht dem Wesen des Christentums, den Besitzlosen vor der 
Verelendung zu bewahren. Der religiöse Mensch, besonders aber der 
Christ, ist deshalb verpflichtet, alle Maßnahmen, die zu einer Verelen- 
dung der breiten Massen des Volkes führen müssen, zu bekämpfen und 
die Maßßnahmen zu unterstützen, die soziale Lage der Arbeiter und 
Angestellten zu heben imstande sind. Dabei kann es sich im Hinblick 
auf die Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft nicht um die Schaf- 


fung von Fürsorgeeinrichtungen für die Armen, auch nicht um den 
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Ausbau organischer Solidarhaftung von Berufsgruppen und Verbänden 
handeln, sondern um die Unterstützung der Maßnahmen, die als sol- 
che der Sozialpolitik für alle Arbeitnehmer durch Anordnung des Staa- 
tes Geltung haben. 

Die religiösen Sozialisten kämpfen deshalb mit den Organisationen 
der Arbeiter und Angestellten für eine fortschrittliche Sozialpolitik des 
Staates. 

Sie treten ein für den Ausbau der sozialen Gesetze. Im einzelnen 
unterstützen sie die folgenden Forderungen: » Ausbau des Arbeitsschut- 
zes, Verkürzung der Arbeitszeit und internationale Regelung der Ar- 
beitszeit, Ausbau der Invaliden-, Angestellten-, Unfall- und Kranken- 
versicherung, insbesondere der Leistungen für die Familie. Ausbau der 
Arbeitslosenversicherung.« 


B. Göring war 2. Vorsitzender des Bundes der Religiösen Sozialisten Deutschlands, 
seit 1931 Bundesvorsitzender. 

Der Text ist entnommen: Zeitschrift für Religion und Sozialismus, 2. Jg., für 
den Bund der Religiösen Sozialisten Deutschlands hg. von G.Wünsch, Würzburg 
1930, S. 314f. 


Text Nr. 27 
Kundgebung des 5. Kongresses des Bundes der religiösen Sozia- 


listen (1930) 


Der Kampf zwischen Kapital und Arbeit drängt der Entscheidung ent- 
gegen. 

Die feudalistischen und bürgerlichen Schichten ballen sich unter 
nationalistischen und faschistischen Parolen zusammen zum Angriff auf 
die werdende sozialistische Gesellschaft. 

Sie versuchen die Einheit der proletarischen Abwehrfront mit allen 
möglichen Mitteln zu verhindern, ja sie schrecken nicht davor zurück, 
Christentum und Kirche für ihre Interessenpolitk zu mißbrauchen. 

Bei den gegenwärtigen politischen Entscheidungen, auch im Wahl- 
kampf um die neue Zusammensetzung des Reichstages, handelt es sich 
im besonderen darum, daß die kapitalistisch-bürgerlichen Kreise durch 
Einschränkung und Aufhebung sozialpolitischer Gesetze den Lebens- 


raum der Arbeiter und Angestellten einengen wollen. Dadurch sollen 
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die wirtschaftlich Abhängigen gezwungen werden, unter den schlech- 
testen Bedingungen und für den geringsten Lohn ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen. 

Soziale Gesetzgebung ist sittliche Forderung für jeden entschiede- 
nen Christen. Es sollte selbstverständliche Aufgabe christlicher Näch- 
stenliebe sein, durch den Ausbau der sozialen Gesetzgebung die Not 
der Witwen und Waisen, der Alten und Invaliden, der aus dem Wirt- 
schaftsprozeß ausgeschalteten Jugendlichen, der Arbeitslosen und der 
unter dem Wohnungselend Leidenden zu lindern, die sich aus dem 
kapitalistischen Wirtschaftssystem zwangsläufig ergibt. 

Die bürgerlichen Parteien fordern sogar den Abbau der bisherigen 
Sozialleistungen. Auch das »christliche« Zentrum, die »christliche« Baye- 
rische Volkspartei, der »christlich«-soziale Volksdienst stehen auf der 
Seite der sozialen Reaktion. | 

Die Kirchen haben sich zwar in öffentlichen Kundgebungen offizi- 
ell für die Ueberwindung der sozialen Nöte ausgesprochen; die kirchli- 
chen Kreise aber stützen immer noch die bürgerlichen Parteien, die 
durch ihre rückschrittliche Sozialpolitik die Not der Massen vergrö- 
ßern. 

Die Wirkungslosigkeit der gutgemeinten kirchlichen Versuche, durch 
Almosen und organisierte Wohltätigkeit der Nöte Herr zu werden, zeigt 
wie untauglich diese Mittel einer vergangenen Zeit sind. 

Wir religiösen Sozialisten werden nicht aufhören, die Kirche zur 
Umkehr zu rufen. Wir wollen sie nötigen, sich im Kampf um die neue 
bessere Ordnung auf die Seite der im besonderen Sinne Mühseligen 
und Beladenen zu stellen. 

Alle christlichen Männer und Frauen, die sich der Verantwortung 
gegenüber ihren Mitmenschen, ihren notleidenden Brüdern und Schwe- 
stern, bewußt sind, fordern wir auf, sich ohne Rücksicht auf Beruf und 
Konfession in die sozialistische Front einzugliedern. Nur dann besteht 
die Hoffnung, durch die Umgestaltung der ungerechten Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung die bestehenden Nöte zu beseitigen. 


Der Text ist entnommen: Zeitschrift für Religion und Sozialismus, 2.Jg., für den 
Bund der Religiösen Sozialisten Deutschlands hg. von G. Wünsch, Würzburg 1930, 
S.271f. 
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Text Nr. 28 
P. Tillich, Gläubige Sachlichkeit (1930) 


Für die religiöse Gestaltung ergibt sich aus der geschilderten Lage fol- 
gendes: Es ist zur Zeit keine religiöse Haltung innerlich berechtigt, in 
der sich das religiöse Prinzip nicht gleichsam horizontal, in einer Linie 
nach vorn auswirkt, in der nicht das Element der Weltgestaltung maß- 
gebende Bedeutung hat. Die christliche Frömmigkeit, vor allem in ih- 
rer lutherischen Ausprägung, hat die Linie nach vorn vernachlässigt 
zugunsten der Linie nach oben. Sie hat mit Recht betont, daß von je- 
dem Raum- und Zeitpunkt aus eine unmittelbare Linie nach oben 
möglich ist. Sie hat aber nicht gesehen, daß die Linie nach oben ohne 
die Linie nach vorn, d.h. ohne den aktiven, gestaltenden Willen eine in 
sich schwingende Frömmigkeit schafft, daß an Stelle einer unmittelba- 
ren Beziehung Gottes auf die Welt ein Heilsverlangen der einzelnen 
Seele tritt. Der Proletarier ist durchaus im Recht, wenn er sich dieser 
Haltung entzieht, wenn er der Richtung nach oben, der die Richtung 
nach vorn fehlt, letzte Wahrhaftigkeit abspricht. Es ist unmöglich, ein 
Christentum zu verstehen, das die unbedingte Forderung an den Men- 
schen verkündet und zugleich die dämonisch zerrissene Situation des 
Proletariats übersieht oder gar verfestigen hilft. Ein Christentum, in 
das nicht die ständige Enthüllung und Bekämpfung der sozialen Dä- 
monie aufgenommen ist, gilt ihm mit Recht als Abfall von der christli- 
chen Idee, auch wenn es noch so sehr sich um die einzelnen Opfer der 
Dämonie durch Fürsorge bemüht. 

Ebenso aber gilt dem Sozialismus gegenüber, daß die Linie nach vorn 
in Enttäuschung enden muß ohne die Linie nach oben. Die Kritik des 
religiösen Sozialismus arbeitet ja gerade darauf hin, das utopische Ele- 
ment des Sozialismus zu überwinden, nicht zugunsten eines resignier- 
ten Fortschrittsdenkens, sondern zugunsten einer Aufnahme der Linie 
nach oben in die Linie nach vorn. Der Sozialismus muß erkennen, daß 
in der Sphäre des Menschlichen Sinnerfüllung des Menschlichen nicht 
möglich ist. Sinnerfüllung ist nur gegeben als jeweiliges Hereinbrechen 
des Seins-Jenseits in das Widerspiel von Sein und Freiheit. Es ist die 
Bedeutung der Kairos-Idee, daß sie die Linie nach vorn mit der Linie 
nach oben verbindet. Die Kairos-Idee fordert den Blick nach vorn auf 
eine neue Wirklichkeit, aber auf eine Wirklichkeit, die nicht selbst das 
Jenseits ist, sondern von ihm geschaffen ist und von ihm gerichtet wird. 
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Jede Erfüllung in der Zeit steht unter dem Nein, das über alles Zeitli- 
che ergeht, und doch gilt es zu ringen um jeweilige Erfüllung in der 
Zeit. Die Fülle der Zeit sagt nicht, daß das Reich Gottes da ist, sondern 
daß es »nahe herbeigekommen ist«, daß es gleichsam die Wirklichkeit 
berührt und ihr eine neue Sinnerfüllung gezeigt hat. Jede Überwin- 
dung eines Dämonischen oder, was das gleiche ist, jede Erscheinung 
einer Gestalt der Gnade in der Wirklichkeit ist »Fülle der Zeit«, ohne 
darum Ziel oder Ende der Zeit zu sein. Der Satz von Marx, daß mit 
dem klassenlosen Staat die Vorgeschichte der Menschheit abgeschlos- 
sen sei und die Geschichte beginne, ist falsch. Denn die Vorgeschichte, 
das ist die eigentliche Geschichte der Menschheit. Wir sind immer in 
der Vorgeschichte, nämlich in der Geschichte, die vor der Erscheinung 
des Unbedingten steht. Mit dieser Erscheinung ist nicht nur die Vorge- 
schichte, sondern auch die Geschichte zu Ende. Das aber ist nicht mehr 
ein Begriff, sondern ein Mythos. 

Im Gegensatz zur Utopie und im Gegensatz zu der ausschließlich 
nach oben gerichteten Frömmigkeit hat der religiöse Sozialismus die 
Aufgabe, die Sache »Religion« und die Sache »Sozialismus« in einer sol- 
chen Tiefe zu zeigen, daß ihre Einheit offenbar wird, und darum ist 
seine Haltung die der reinen oder gläubigen Sachlichkeit. Sachlichkeit 
nimmt die Sache so, wie sie in sich ist, sie tut nichts hinzu, und sie 
nimmt nichts hinweg, sie bläht nicht auf, und sie vergewaltigt nicht. 
Sie ist Gehorsam gegen die innere Notwendigkeit dessen, was ist, aber 
sie sucht die innere Notwendigkeit in der letzten Schicht des Seins, für 
die sie nur den Namen hat: »Jenseits des Seins«. Erst dort schaut sie den 
letzten unbedingten Sachgehalt, die Sache in ihrer eigentlichen Mäch- 
tigkeit. Eine solche Haltung ist religiös betrachtet protestantisch. Und 
darum ist der religiöse Sozialismus, ohne sich konfessionell gebunden 
zu wissen, geboren aus protestantischem Geist, der die Wirklichkeit 
nicht übersteigert und nicht vergewaltigt; aus einem Geist, der darauf 
verzichtet, neben die Wirklichkeit eine heilige Sphäre, ein sakramenta- 
les Gebiet zu stellen, in das er sich flüchtet, um zum Sein-Jenseits zu 
gelangen. Nimmt der religiöse Sozialismus diese Haltung ein, so tut er 
ein protestantisches Werk, so macht er an seinem Teile wieder gut, was 
in der Geschichte des Protestantismus gegenüber den sozialen Proble- 
men und gegenüber dem Proletariat schlecht gemacht ist. Er stellt die 
protestantische Kirche vor die Frage, ob sie sich weiterhin der Aufgabe 
entziehen will, mit prophetischer Kraft der sozialen Dämonie unserer 
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Zeit entgegenzutreten, oder ob sie, wie bisher einerseits sich der Opfer 
dieses Systems annehmen, andererseits unter dem Schein religiöser 
Neutralität das System als solches stützen will. Je machtvoller es dem 
religiösen Sozialismus gelingt, die Kirche vor diese Frage zu stellen, de- 
sto mehr ist er das, was er seinem Wesen nach sein will, und desto 
deutlicher erweist er sich als ein Weg protestantischer Verwirklichung. 


Diese Passage stammt aus dem Aufsatz P. Tillichs, »Klassenkampf und Religiöser 
Sozialismus«, der zunächst in dem Band »Religiöse Verwirklichung« (1930) veröf- 
fentlicht wurde. 

Der Text ist entnommen: P Tillich, Christentum und soziale Gestaltung. Ge- 
sammelte Werke, Bd. II, Stuttgart 1962, S. 190-192. | 


Text Nr. 29 
P. Tillich, Natur und Planung der Wirtschaftsordnung (1933) 


Die Antinomie der sozialistischen Wirtschaftsidee war darin begrün- 
det, daß der Sozialismus gegenüber den Hemmungen der Wirtschafts- 
rationalität sich auf die Seite der liberalen Idee stellen und gleichzeitig 
gegenüber den Wirkungen des Kapitalismus zentrale Planung bejahen 
mußte. Damit war er aber vor die Frage gestellt, wer Iräger der zentra- 
len Planung sein kann, wie ein Ort reiner wirtschaftlicher Vernunft 
gefunden werden soll. 

Die Frage ist durch die gegebene Theorie des Gesellschaftsaufbaues 
grundsätzlich gelöst: Einen Ort reiner wirtschaftlicher Vernunft gibt es 
so wenig wie eine abstrakte Demokratie und ein abstraktes Recht. Auch 
die Wirtschaft ist Ausdruck einer konkreten, durch bestimmte Grup- 
pen maßgebend beeinflußten gesellschaftlichen Situation. Was produ- 
ziert werden soll, mit welchem Aufwand seelischer und gesellschaftli- 
cher Kräfte, in welchem Maße und in welcher Form der technische 
Fortschritt zugelassen wird, welcher Grad weltwirtschaftlicher Verflech- 
tung notwendig oder erträglich erscheint — das alles sind keine Proble- 
me reiner wirtschaftlicher Vernunft. In ihrer Beantwortung drückt sich 
vielmehr konkretes menschliches Sein, drücken sich Ursprungskräfte 
und Zielsetzungen der tragenden gesellschaftlichen Gruppen aus. Erst 
auf dieser Grundlage, in diesem Rahmen hat die reine ökonomische 
Theorie ihr Recht — eben damit aber auch ihre Grenzen.- Die konse- 
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quente liberale Theorie will sich solche Grenzen nicht gefallen lassen, 
sie will den Lebensprozeß selbst der ökonomischen Vernunft unterord- 
nen, wie die radıkale Demokratie den Staat zur Funktion einer abstrak- 
ten Rechtsidee machen will. Zur Wirklichkeit kommt aber nur ein 
konkretes Recht und eine konkrete Wirtschaftsform, in denen die jeweilig 
majfsgebenden produktiven Kräfte einer Gesellschaft ihren Ausdruck fin- 
den. Für das Bürgertum war die liberale Idee als Kampfbegriff gegen- 
über dem Absolutismus wirklicher Ausdruck seiner produktiven Kräf- 
te. Sie war die angemessene Idee der wirtschaftlich und politisch tragfä- 
higsten Gruppe ihrer Zeit. Sie wurde aber von dieser Gruppe selbst in 
dem Augenblick eingeschränkt, wo die wesentlichen Hindernisse für 
die Entfaltung der Produktivkräfte beseitigt waren und es sich um den 
positiven Wirtschaftsaufbau in den einzelnen Ländern handelte. — Der 
Liberalismus hat die Gesetzlichkeit des wirklichen ökonomischen Pro- 
zesses entdeckt, aber es ist ebenso unmöglich, von diesen Gesetzen aus 
die Wirklichkeit der Wirtschaft aufzubauen, wie es unmöglich ist, von 
den physikalischen Gesetzen aus die raum-zeitliche Welt aufzubauen. 
In Natur und Wirtschaft ist der Aufbau ursprungsbedingt. Was der ra- 
tionalen Analyse offen ist, sind die Gesetzmäßigkeiten, nach denen sich 
jeder Aufbau vollziehen muß und die in der Wirtschaft auch der tech- 
nisch-rationalen Leitung zugänglich sind. Für den Sozialismus ergibt 
sich daraus als erste Forderung, daß er die realen Aufbaukräfte der so- 
zialistischen Wirtschaft und den konkreten Wirtschaftswillen, der in 
ihnen steckt, erkennt und bejaht. Es ist der Wirtschaftswille der den 
Sozialismus tragenden Gruppe, vor allem also des Proletariats, der Rich- 
tung und Form der sozialistischen Wirtschaft bestimmt. 

An vier Punkten kann es deutlich gemacht werden: an der Bedürf- 
nisfrage, an der Stellung zum technischen Fortschritt, an der Stellung 
zur Arbeit, an dem Verhältnis der ursprunggebundenen Wirtschaft zur 
Weltwirtschaft. Erst wenn in diesen Beziehungen ein Wirtschaftswille 
herausgearbeitet ist, kann die Frage ihrer technisch-ökonomischen 
Durchführung gestellt werden. 

In der bürgerlichen Gesellschaft ist der ökonomische Bedarf begrün- 
det in einer eigentümlichen Mischung von traditionellen Bedürfnissen 
und solchen, die durch die Möglichkeit ihrer Befriedigung überhaupt 
erst geschaffen sind. Da aber auch die traditionellen Bedürfnisse nur 
ihrer Substanz nach statisch sind (Nahrung, Kleidung, Wohnung), ih- 


rer Form nach veränderlich, so entsteht von beiden Seiten her eine star- 
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ke Neigung zu Wandlung und Steigerung der Bedürfnisse, wodurch 
die Voraussicht des ökonomischen Bedarfs sehr erschwert wird. Denn 
die natürliche Feststellung, die durch die Nachfrage auf dem Markt 
geschieht, findet angesichts der Vielschichtigkeit der Produktionsstu- 
fen meist erst nachträglich statt, wenn die Stärke und Richtung der 
Nachfrage für die Produktionsgestaltung nicht mehr wirksam werden 
können. Dadurch entsteht ein Teil der Fehlinvestitionen, die zu dauer- 
enden Störungen führen und zum Wesen der freien Marktwirtschaft 
gehören. Im Sozialismus fällt die unbegrenzte Möglichkeit, Bedürfnis- 
se zu erwecken, fort: Erstens, weil über das Kapital zur Schaffung von 
Produktionsmöglichkeiten zentral entschieden wird nach dem Maß- 
stab der wirklich vorhandenen Bedürfnisse und der Dringlichkeit, die sie 
für das Bewußtsein der Gesellschaft haben. Zweitens, weil die Anglei- 
chung aller Einkommen eine erhebliche Standardisierung der Bedürf- 
nisse zur Folge haben muß. Drittens, weil sich durch stärkere Aufnah- 
me von ursprungsnahen Gruppen im Sozialismus Bedürfnistraditionen 
herausstellen werden, die eine Feststellung der Bedürfnisrichtung mög- 
lich machen. Der Mensch, der Versuchung unbegrenzter Möglichkei- 
ten von Bedürfnisbefriedigung erlegen ist und in völlige Unsicherheit, 
Planlosigkeit und Grenzenlosigkeit der Bedürfnisrichtung und Bedürf- 
nisbewertung hereingeraten ist, der Mensch also, der ein Knecht seiner 
eigenen Möglichkeit geworden ist, wird durch den Sozialismus zu einer 
Unterordnung der Möglichkeit unter die Wirklichkeit gelangen: Nicht 
das mögliche Bedürfnis wird das wirkliche schaffen, sondern das wirk- 
liche wird sich der Möglichkeit bedienen, die die Technik gibt, es zu befrie- 
digen. Es bedarf also keiner Bedürfnisdiktatur, sondern nur einer Fest- 
stellung der wirklichen Bedürfnisse und im Konfliktsfall einer Weisung 
durch die zentrale Instanz, die bei gleichstarker Nachfrage für das ge- 
sellschaftlich höher bewertete Bedürfnis entscheidet. Damit ist auch 
schon über die Stellung zum technischen Fortschritt entschieden. Der 
technische Fortschritt als solcher ist Ausdruck der menschlichen Mög- 
lichkeit, über alles Vorgegebene hinauszugehen zum Entworfenen. Diese 
in sich unendliche Möglichkeit hat das Abendland seit den Utopien 
der Renaissance und den Entdeckungen der mathematischen Natur- 
wissenschaft systematisch in Wirklichkeit umgesetzt. Das ist die welt- 
geschichtliche Leistung der bürgerlichen Gesellschaft. Sie hat die 
Massen aus der dumpfen Gebundenheit und oft untermenschlichen 


Verhaftung an die Natur zur Beherrschung der Natur geführt. Aber sie 
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hat es in einer Form getan, die in wachsendem Maße Unheil gebracht 
und zu heftigen antitechnischen Reaktionen geführt hat. Durch den 
Mifßbrauch der technischen Möglichkeiten in der kapitalistischen Gesell- 
schaft sind die Kräfte der antitechnischen Romantik aufgeweckt worden. 
Der Konkurrenzkampf zwang den einzelnen Unternehmer oder die ein- 
zelne Unternehmergruppe, ihre technischen Produktionsmittel in ei- 
nem Ausmaße zu verbessern, die Produktionsmethoden so weit zu ra- 
tionalisieren, daß auf der einen Seite ständig große Arbeitermassen aus 
dem Arbeitsprozeß ausgeschieden wurden, auf der anderen Seite der 
Markt nicht aufnahmefähig war gerade für diejenigen Güter, die mit 
dem vorhandenen Apparat produziert werden konnten, nicht einmal 
für einen Bruchteil dessen, was unter dem Zwang der Ausnutzung der 
investierten Kapitalien produziert werden mußte. Die technische Ra- 
tionalisierung auf dem Boden der freien Konkurrenz erwies sich da- 
durch als Hauptfaktor der Krise. Sie führte zu dem widersinnigen Re- 
sultat, daß bei höchst gesteigerter, fast unbegrenzter Produktionsmög- 
lichkeit eine ungeheure Verelendung, die Unmöglichkeit der Bedürf- 
nisbefriedigung in nie gekanntem Maße eintrat. 

Für den Sozialismus folgt daraus, daß die Rationalisierung durch 
zentrale Maßnahmen der ökonomischen Aufnahmefähigkeit des Marktes 
angepaßt, daß die aus der Konkurrenz folgende technische Fehlratio- 
nalisierung unmöglich gemacht werden muß. Es ist nicht zu befürch- 
ten, daß dadurch der wirtschaftlich mögliche technische Fortschritt 
. gestört wird, jedenfalls nicht mehr als im kapitalistischen System selbst, 
wo ständig um des Profitinteresses willen gesellschaftlich wertvolle Er- 
findungen unterdrückt und vernichtet werden, ganz abgesehen von der 
periodischen Selbstaufhebung des technischen Fortschritts in der Kri- 
se. Auch der technische Fortschritt gehört zu den Konsequenzen des 
bürgerlichen Prinzips, die in sich selbst abstrakt sind und nur durch 
Einfügung in die realen Möglichkeiten des Lebensprozesses sinnvoll 
verwirklicht werden können. Der technische Fortschritt hat in sich die 
unendliche Möglichkeit. Was davon jeweils Wirklichkeit werden kann, 
kann nicht er selbst und darf nicht kapitalistische Willkür entscheiden. 
Entscheiden muß der gesellschaftliche Wille, wie er sich in dem Inein- 
ander von realer, marktmäßig festzustellender Bedürfnistradition und 
den Entscheidungen der zentralen Instanz darstellt. 

Wie die Marktgesetze, wie die technische Möglichkeit, so muß auch 
die Arbeit in den Lebensprozeß der Menschen und der Gesellschaft 


252 


eingefügt werden. Ihr muß in der sozialistischen Gesellschaft die Herr- 
schaft entzogen werden, die sie heute in der Form eines grenzenlosen 
Arbeitszwanges in Abwechslung mit einem völligen Arbeitsverbot aus- 
übt; und zwar mit Notwendigkeit ausübt, auf Grund der Naturgesetze 
der freien Wirtschaft. — Freilich gibt es einen vom Ursprung gesetzten 
natürlichen Arbeitszwang, der auf keine Weise zu beseitigen ist. Es gibt 
Arbeiten, die weniger die volle Befriedigung in sich haben als andere; 
auch das kann nicht geändert werden. Und das Moment »stumpf ma- 
chender Mühe«, das auch der befriedigendsten Arbeit anhaftet, sollte 
nicht durch Romantik und ideologische Verklärung der Arbeit verdeckt 
werden. Es ist durchaus töricht zu sagen, daß Arbeit Religion sei. So- 
zialistischer Glaube rechnet mit der Arbeit und ihrer Last, wie er mit 
allen Gegebenheiten der Natur rechnet; aber er macht daraus nicht, 
wie manche Theologen es wollen, die Rechtfertigung einer sinnlosen 
Arbeitsknechtschaft, wie sie durch die kapitalistische Konkurrenz über 
alle verhängt ist, die in ihr stehen. Er romantisiert auch nicht die vorka- 
pitalistischen, vortechnischen Arbeitsformen. Er bejaht die Entlastung 
des Menschen von jeder rein mechanischen Funktion durch die Maschine. 
Er will den Sinn der Arbeit erfüllen durch eine Ordnung, in der das 
Arbeitsziel, die Arbeitsform und das Arbeitsverhältnis so beschaffen sind, 
daß die Arbeit dem Menschen dient und ihn nicht zerstört. 

Das Arbeitsziel ist auf sozialistischem Boden Befriedigung derjeni- 
gen Bedürfnisse, die in einer durchorganisierten, zentral kontrollierten 
Wirtschaft ohne Konjunktur und Krise befriedigt werden können, auch 
wenn der Stachel der unbegrenzten Gewinnmöglichkeit und die 
Peitsche der wirtschaftlichen Todesandrohung fehlen. Es ist möglich, 
daß der Wegfall all der Zerstörungen und Produktionshemmungen, 
die aus der Krise und dem imperialistischen Krieg stammen, den Aus- 
fall reichlich ausgleicht. Und das ist nach den letzten Kriegs- und Kri- 
senerfahrungen des Wahrscheinliche. Aber auch wenn wirklich eine 
Produktionssenkung eintreten würde, so wäre sie ein geringer Preis für 
die Unterordnung der Wirtschaft unter den Menschen. — Die Arbeits- 
form ist in der sozialistischen Wirtschaft dadurch neu zu gestalten, daß 
dem Arbeiter das Verständnis für den Gesamtprozeß der Produktion 
erschlossen wird, an dem er beteiligt ist. Dadurch wird die schädliche 
Wirkung der Spezialisierung des Arbeitsprozesses eingeschränkt wer- 
den. Vor allem aber ist es in einem zentral kontrollierten Produktions- 
prozeß möglich, die rein mechanischen Elemente der Arbeit der 
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Maschine zu übertragen, da der privatwirtschaftliche Gesichtspunkt, daß 
Arbeitskräfte oft billiger sind als Maschinen, grundsätzlich wegfallen 
würde. Eine so verbesserte Arbeitsform könnte Lebenssinn und Arbeits- 
sinn zwar nicht zur Deckung bringen - das ist nicht möglich —, aber 
doch aus der unerträglichen Spannung herausheben, in der sie zur Zeit 
stehen. — Was endlich das Arbeitsverhältnis betrifft, so ist für den Arbeit- 
nehmer die sozialistische Ordnung Befreiung vom Dienst am fremden 
Profit und Arbeit für die Gemeinschaft, zu der er selbst als tragendes 
Glied gehört, für den Arbeitgeber Befreiung von dem Zwang des gren- 
zenlosen Konkurrenzkampfes und seine Einordnung in die gemeinsame 
Produktion — unter Umständen an leitender Stelle - sowie die Ersetzung 
des Profits, der im Konkurrenzkampf erbeutet wird, durch die Prämie, 
die im Wettstreit gewonnen wird. Für beide aber bedeutet der Sozialis- 
mus die Aufhebung des Klassengegensatzes und damit der Vergiftung 
des gesamten Arbeitslebens durch das zwangsweise Gegeneinander der 
Interessen in der bloß zwangsweisen Einheit des Arbeitsprozesses. 

Das sozialistische Prinzip enthält auch die Möglichkeit, das heute 
besonders aktuelle Problem des Verhältnisses von nationaler Wirtschaft 
und Weltwirtschaft zu lösen. Autarkie der nationalen Wirtschaft bedeutet 
ursprungsmythische Bindung der Produktion an einen begrenzten Raum 
um der absoluten Souveränität dieses Raumes willen. Aber kein Raum ist 
souverän. Der weltwirtschaftliche Austausch überwindet durch sich 
selbst die wirtschaftliche Selbständigkeit ursprungsgebundener Räume. 
Er ist Bahnbrecher für die überräumliche Einheit der Menschheit, für 
ihre gemeinsame Angewiesenheit an die vorwärts drängende Zeit. Dar- 
um bejaht die prophetische Haltung die übernationalen Horizonte, auch 
in der Form des Wirtschaftsaustausches. Sie schützt den »Fremdling« 
um der gleichen unbedingten Forderung willen, der der Volksgenosse 
und der Fremde, der das eigene und das fremde Volk unterstellt sind: 
um der Forderung der Gerechtigkeit willen. — Austausch aber ist nur 
möglich von einer Basis, einem Boden, einer Wirtschaftstradition aus. 
Wenn die Autarkiebewegung einen Sinn haben soll, so kann es nur der 
sein, eine gesicherten Boden für den weltwirtschaftlichen Austausch zu 
schaffen und das Aufgesogenwerden in die Weltwirtschaft zu verhin- 
dern. Denn die Wendung zur Zeit bedeutet nicht Aufhebung des Rau- 
. mes. Der Raum aber hat Realität nur in den einzelnen Räumen und 
ihren besonderen Ursprungskräften, die auch dann bejaht werden müs- 
sen, wenn sie unter rein ökonomischen Gesichtspunkten für die Welt- 
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produktion entbehrlich wären. Ihr Schutz muß dann freilich zugleich 
die Wandlung ihrer Struktur im Sinne dessen sein, was sie wirklich im 
rationalen und weltwirtschaftlichen Produktionsprozeß bedeuten kön- 
nen, nicht die Erhaltung einer veralteten Struktur um den Preis ökono- 
mischer Opfer, die National- und Weltwirtschaft tragen müssen. Denn 
das Ziel sozialistischer Wirtschaftsordnung ist die Einheit des weltwirt- 
schaftlichen Raumes und eine rationale Ausnutzung der fast unbegrenz- 
ten irdischen Produktionsmöglichkeiten im Dienst der Menschheit und 
aller ihrer Gruppen. 

Es ist nun zu fragen: Welche Möglichkeiten für eine solche Gestal- 
tung bieten die ökonomischen Gesetze? Die Antwort gibt die sozialisti- 
sche Ökonomik; sie hat sie in Einheit mit den realen Entwicklungsten- 
denzen der Gegenwart schon gegeben. In die Hand der Gesellschaft — 
und das heißt der tragenden Gruppen des Gesellschaftsaufbaus — sind 
zu legen die ökonomischen Machtpositionen des heutigen privaten Großei- 
gentums: Grofsgrundbesitz, Schwerindustrie, Großbetrieb in der Verarbei- 
tung, Bankwesen, Außenhandel. Von ihnen aus läßt sich der Gesamtpro- 
zeß der Produktion im Sinne des sozialistischen Prinzips leiten. Von 
ihnen aus läßt sich das Problem der ökonomischen Rationalisierung so 
lösen, daß die zerstörenden Wirkungen der technischen Rationalisie- 
rung aufgehoben und ins Gegenteil gewandelt werden. Dabei ist es 
grundsätzlich möglich, den freien Markt zu erhalten, auf dem die Be- 
dürfnisse angemeldet werden und von dessen Forderungen aus über 
Produktionsrichtung und Preisbildung entschieden wird — allerdings 
in den Grenzen der zentralen Planung. Das bedeutet weiter, daß in 
denjenigen Produktionsformen, die keine Herrschaftsposition in der 
Gesellschaft begründen, die freie Wirtschaft aufrechterhalten werden 
und eine Bürokratisierung der Gesamtwirtschaft vermieden werden 
kann. Wo Bürokratisierung unvermeidlich ist, hat sie sich durch die 
spätkapitalistische Entwicklung längst selbst eingestellt. — Auch in der 
Frage der sozialistischen Wirtschaftsidee erweist sich also die grundle- 
gende Bedeutung des sozialistischen Prinzips, die Brechung des bürger- 
lichen Harmonieglaubens und die Vereinigung von Natur und Planung 
im Wirtschaftsaufbau. 


Der Text ist entnommen: P Tillich, Die sozialistische Entscheidung (Potsdam 1933), 
in: ders., Christentum und soziale Gestaltung, in: Gesammelte Werke Bd.II, Stutt- 
gart 1962, S. 357-363. 
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Text Nr. 30 
E. Heimann, Soziale Theorie des Kapitalismus (1929) 


Die entfaltete soziale Idee 


Die soziale Idee geht in ihren grundlegenden Sätzen von der dem Kapi- 
talismus eigentümlichen Erniedrigung des Arbeiters aus; sie ruft seine 
rechtliche Freiheit auf — verglichen mit der feudalen Unfreiheit: die 
Elemente seiner Freiheit; verglichen mit der liberalen Utopie: die Ru- 
dimente seiner Freiheit —, damit er die volle und wirkliche Freiheit er- 
kämpfe: die Freiheit zur Ordnung des Arbeitslebens nach den eigenen 
Wertvorstellungen und unter der eigenen Verantwortung der arbeiten- 
den Menschen. Die soziale Idee lehrt den Arbeiter, daß niemand die 
Freiheit für ihn erkämpft, wenn er es nicht selbst tut. In diesem Kampf 
und Sieg wird es wahrhaft die Würde des Menschen, und gerade des 
arbeitenden, des tätig dienenden Menschen hergestellt; das ist der Geist 
und die Glorie dieses Kampfes. Und von vornherein kann es nicht in 
Frage kommen - auch die christlichen Arbeiter entsagen mehr und mehr 
solchen romantischen Träumen -, die positiven Schöpfungen des Ka- 
pitalismus um seiner Gewaltherrschaft willen zu zerschlagen; das hieße 
den eigenen Boden untergraben, da man auf derselben Freiheit fußt, 
die den Kapitalismus emporgetragen hat. Es gilt, die organisatorisch- 
technischen Schöpfungen des Kapitalismus auszubauen und in eine 
soziale Freiheitsordnung einzubauen. In eine soziale Freiheitsordnung, 
weil die individuelle Freiheit des Kleinbetriebes überlebt ist, weil also 
ein zuchtvolles Zusammenarbeiten im Großbetrieb mit dem Freiheits- 
recht vereinigt werden muß; weil schließlich die individuelle Freiheit 
im Großbetrieb entweder den Großbetrieb selbst zerstören würde, falls 
die individuelle Freiheit allgemein wäre, oder weil sie als Freiheit ein- 
zelner im Großbetrieb gerade wieder die Freiheit der andern zerstören 
würde. Die Freiheit des einen muß zur Garantie für die Freiheit des 
andern werden. »Die Sozialbestimmung verdrängt nicht die Selbstbe- 
stimmung. Sie macht vielmehr die Selbstbestimmung durch die positi- 
ven Lebensmöglichkeiten erst wirksam, die sie eröffnet« (Sinzheimer). 

Gerade diese letzte Wendung erlaubt auch, den Grundgedanken der 
sozialen Idee als den Willen zur Gemeinschaft zu bezeichnen. Gemein- 
schaft bedeutet ja nach der liberalen Geistesrevolution notwendig etwas 
anderes als vorher: sie ist nun nicht mehr der Gegensatz der Freiheit und 
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ihr vor- oder übergeordnet, wie es die organische Gemeinschaft doch 
war; sie ist der Gegenpol der Freiheit und bildet mit ihr zusammen die 
Drehachse des Lebens. Es gibt Gemeinschaft nur unter Freien und auf 
der Grundlage der Freiheit, und es gibt Freiheit nur in der Gemeinschaft, 
wo jeder sich als den Bürgen für die Freiheit des andern weiß. Diese 
Doppellosigkeit und Gleichgewichtigkeit des Lebens in der Spannung 
zwischen Freiheit und Gemeinschaft ist ausgesprochen liberalen Ur- 
sprungs; nichts kann falscher sein als der Vorwurf des Atomismus gegen 
die liberal-individualistische Lehre, die doch die Freiheit des einzelnen 
als Bedingung und wieder als Wirkung der Harmonie wollte. Aber eben 
deswegen geht es mit der Gemeinschaft wie mit der Freiheit: vom Libe- 
ralismus ursprünglich gewollt, sind beide durch seine dynamische Ver- 
wirklichung zerstört worden und sollen nun gegen seinen Widerstand 
und doch wieder unter Berufung auf ihn zurückgewonnen werden. Da- 
bei hat es seinen guten Sinn, in diesem Kampfe von der Gemeinschaft 
statt von der Freiheit auszugehen, wie weite Kreise der sozial interessier- 
ten Gebildeten in Deutschland es wünschen. Man kann die soziale Kata- 
strophe, die der Kapitalismus bedeutet, durchaus als ein Heraustreten 
der Freiheit aus der gleichgewichtigen Spannung zur Gemeinschaft, also 
recht eigentlich als eine Überspannung der Freiheit auf Kosten der Ge- 
meinschaft bezeichnen und so die Zerstörung der Freiheit aus der Zer- 
störung der Gemeinschaft ableiten. Dann würde sich als unmittelbares 
Ziel der sozialen Bewegung Herstellung der Gemeinschaft ergeben, so- 
fern nur der entgegengesetzte und grundsätzlich nicht minder verhäng- 
nisvolle Fehler vermieden wird, die diskreditierte persönliche Freiheit zu 
mißachten und auf ihre Kosten die Gemeinschaft zu überspannen, wie 
das auf verschiedenartige Weise in Rußland und in Italien geschieht und 
entsprechend auch bei uns angestrebt wird. Die soziale Freiheitsordnung 
ist nach ihrem Begriff und der Art seiner Gewinnung aus dem Gegensatz 
zur »natürlichen Freiheit« das Gleichgewicht zwischen Freiheit und Ge- 
meinschaft; in dem TTeilwort »Ordnung« und in dem Beiwort »sozial« 
liegt das gemeinschaftliche Element, die Einordnung der individuellen 
in die gemeinschaftliche Freiheit. Das ist keine bloße Begriffsanalyse und 
darf es nach der hier angewandten Methode nicht sein; es handelt sich 
nicht um Logik, sondern um reale Vorgänge und ihren in Ideen ausge- 
drückten Sinn. In der Realität aber ist der gemeinschaftliche Zusam- 
menhalt als Bürgschaft der Freiheit einfach die Grundforderung, welche 
aus den täglichen Erfahrungen aller Arbeiterbewegung erwächst und unter 
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dem Namen »Solidarität« schlechterdings das höchste Gut und die ober- 
ste Tugend ausmacht. Solidarität und Freiheit sind aufeinander bezogen; 
sie sind in der sozialen Freiheitsordnung zusammengefaßt. 

Alle diese Inhalte der sozialen Idee sind der gesamten sozialen Bewe- 
gung gemeinsam und begründen ihre substantielle Einheitlichkeit über 
alle Unterschiede der Zukunftsbilder und der Organisationen hinweg. 
Daß die soziale Idee bei den einen als den sozialen Raum völlig ausfül- 
lend betrachtet wird, bei den anderen mit überkommenen Vorstellungen 
verbunden erscheint, wurde schon gesagt; auch daß dies für ihre wirken- 
de Kraft und praktische Einheit keine wesentliche Bedeutung hat. Man 
kann den Unterschied auch dahin ausdrücken, daß ihm verschiedene 
Stärkegrade in der Vertretung der sozialen Idee entsprechen; dem abso- 
luten Bekenntnis zu ihr ihm Rahmen noch anderer Geistesinhalte. Auch 
in dieser Beziehung wurde schon gezeigt, daß die Dynamik des Kapita- 
lismus selbst die Unterschiede, wenigstens was die Sozialauffassung an- 
geht, immer mehr einebnet. Was aber an Unterschieden besteht, das 
kommt in dem allgemein und abstrakt formulierten Programm einer- 
seits, dem gegenwärtigen Notkampf anderseits natürlich nicht richtig 
zur Geltung, da man sich bei beiden Gelegenheiten in der Kraft und 
Treue nicht von anderen Organisationen übertreffen lassen kann. Viel- 
mehr werden die Unterschiede des Stärkegrades erst in der Stellungnah- 
me zu den konkret-institutionellen Forderungen bemerkbar, in denen 
die soziale Idee sich niederschlägt und durch die sie ihre Verwirklichung 
sucht. Es lassen sich aus der sozialen Idee eine Reihe solcher Forderun- 
gen unmittelbar entwickeln und die mehr oder weniger weitgehende, im 
äußersten Falle bis zur Ausschließlichkeit gesteigerte Konzentration der 
Kraft auf dieses Sozialprogramm bringt die verschiedenen Grade des 
Radikalismus in der sozialen Bewegung zum Ausdruck. Dieses Sozial- 
programm bildet die entfaltete Form der sozialen Idee und liegt daher im 
Wesen der sozialen Bewegung. 

Geht man wieder von der Arbeitswürde und ihrer Kränkung im Ka- 
pitalismus aus, so zeigt sich, daß der Kapitalismus eine falsche Rangord- 
nung der Werte aufgetellt hat. Aus dem Eigentum, das seiner Idee nach 
dazu dienen sollte, die Freiheit und Würde der Person zu sichern, mach- 
te der Kapitalismus den obersten sozialen Wert; nach dem Eigentum 
bemaß und bemißt sich die reale Macht und das Ansehen; im Erwerbs- 
geist, dem Streben nach dem Eigentum lag und liegt der stärkste und 
eigentlich legitime Antrieb zur Handlung, und er verzerrt sich bis zum 
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Monopol und anderen Praktiken des privaten Erwerbs ohne allgemei- 
nen Nutzen, ja zum allgemeinen Schaden. Gleichgültig nämlich, wel- 
ches die wirtschaftliche Tragweite dieser Erscheinungen sein mag, so ist 
doch jedenfalls ihre Legitimität im Kapitalismus bezeichnend für seinen 
Geist. Für den Gesichtspunkt der Arbeitswürde ist dies alles eine völlige 
Umkehrung des Gebotenen. Jetzt soll die Arbeit als solche maßgebend 
für die Hierarchie der Werte sein: der Einsatz des Menschen mit seiner 
Lebenssubstanz, mit seinen lebendigen Kräften in Körper und Geist, für 
den mühevollen Dienst der allgemeinen Wohlfahrt. Nicht Eigentum, 
sondern Leistung soll gelten; nicht der Erwerb, sondern Leistung und 
Verantwortung sollen gesucht werden und Macht begründen; und alle 
ehrliche Arbeit soll gelten, um des Menschen und des Lebens willen. Der 
Mensch und das Leben gilt, nicht die Güter, die das Eigentum ausma- 
chen und auf die es im Kapitalismus ankommt. Denn das menschliche 
Leben hat keinen Zwek außerhalb seiner selbst und über sich selbst; zu 
wesenhafter Erfüllung und Vollendung gebracht zu werden, sein Wesen 
als eine lebendige Offenbarung der Schöpfung darzustellen, das ist sein 
Sinn. Darum ist insbesondere die Wirtschaft, das Produzieren nicht mehr 
der Zweck des arbeitenden Menschen und der alleinige Rechtfertigungs- 
grund seines Daseins; darum auch der Mensch nicht mehr ihr unterwor- 
fen und ihr willenloses Werkzeug, wie es der Geist der kapitalistischen 
Institutionen mit sich bringt. Wirtschaft, gewiß eine Veranstaltung für 
Zwecke der Versorgung, ist doch nun vor allem auch unmittelbar Leben, 
Kraft, Sinn und Geist; auch das Wirtschaftsleben muß nun in sich selbst 
Erfüllung tragen, aus sich selbst Würde spenden und dazu von Grund 
auf umgestaltet werden. Denn der Arbeiter soll frei sein; nicht das Kapi- 
tal — und die hinter ihm stehenden, von dem Geist seiner Dynamik er- 
faßten Menschen - sollen frei sein, die Freiheit des arbeitenden Men- 
schen zu zerstören. Dies ist nochmals der Hinweis auf die soziale Frei- 
heitsordnung, die die »natürliche« Überlegenheit der Kapitalfreiheit über 
die menschliche Freiheit aufhebt. Und es ist- im Zusammenhang damit 
— nochmals der Hinweis auf die Gemeinschaftsbildung, die auf der so- 
ziologischen Grundlage des Arbeitsprinzips sich erheben soll. Denn das 
Privateigentum als Prinzip des Zusammenlebens trennt; schon der Name 
der »vorenthaltenen » Eigentums sagt es, und was der eine hat, kann der 
andere nicht haben. Leistung braucht nicht zu trennen; die Leistung des 
einen läßt Raum für die Leistung des andern, und die vollbrachte Lei- 
stung findet die menschliche Anerkennung, die dem Erwerb des Eigen- 
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tums versagt bleibt, wenn keine entsprechende Leistung dahinter steht. 
Die Freiheit und Würde der Arbeit ist durch die Freiheit des Kapitals 
zerstört worden, sie ist mit ihr nicht vereinbar; wer jene will, muß diese 
preisgeben. Gerade diese Folgerung aus der sozialen Idee bereitet den 
»bürgerlichen« Arbeitern — den von einer bürgerlichen oder vorbürgerli- 
chen Überlieferung herkommenden Arbeitern — besondere Schwierig- 
keiten und hindert einen vorbehaltlosen Eingang der sozialen Idee in ihr 
Denken; daher enthalten auch ihre Zukunftsprogramme mehr oder we- 
niger unartikulierte Mischungen zwischen den beiden geschichtlich und 
grundsätzlich einander bekämpfenden Prinzipien. 

Die »natürliche Freiheit« des Privatkapitals hat im Kapitalismus ihre 
»natürliche« Überlegenheit über das Arbeitsprinzip bewiesen; daraus folgt 
die Notwendigkeit, das Privatkapital — dessen soziologische Natur in sei- 
ner »natürlichen Freiheit« liegt — zu beseitigen, wenn man das Arbeits- 
prinzip durchsetzen will. Drückt man dieses negative Ziel positiv aus, als 
Verwirklichung der Idee der Arbeitswürde, so ergibt sich im Betriebe 
durch die Beseitigung der Herrschaftsorganisation freier Raum für die 
soziale Freiheitsordnung. Aber die Kapitalherrschaft erschöpft sich nicht 
in der Betriebsherrschaft, und ihre Beseitigung fordert daher neue positi- 
ve Gestaltung auch außerhalb und oberhalb der Betriebseinheit. Das Ei- 
gentum gewährt eine Vorzugsstellung im Wettbewerb um Erfolg und 
neues Eigentum; es bedeutet nicht nur grundsätzlich Herrschaft, son- 
dern durchbricht auch die demokratische Auslese für die Herrschaft, in- 
dem es eine Klasse privilegierter Anwärter schafft. In seiner Aufgipfelung 
zum Monopol schließlich verstärkt es das Privileg nochmals zu fast abso- 
luter Kraft und entpflichtet die Herrschenden unter rational angebbaren 
Bedingungen von dem Dienst des Gemeinwohls überhaupt. Demgemäß 
füllt die soziale Freiheitsordnung in ihrer Beschränkung auf den Betrieb 
und die Arbeit nicht den ganzen Raum aus, den vorher das Kapital auf 
seine Weise ordnet; zur sozialen Freiheitsordnung als dem Gegenschlag 
gegen die »natürliche Freiheit« überhaupt gehört auch eine soziale Ei- 
gentumsordnung als Gegenschlag gegen die »natürliche« Eigentumsord- 
nung, gegen das Privateigentum. Anderseits ist in der sozialen Betriebs- 
ordnung die zu ihrer Vollendung erforderliche soziale Eigentumsordnung 
schon angebahnt. Denn wenn es für die Kapitalherrschaft wesentlich ist, 
durch die Verfügung über Sachgüter im Tauschwege die Verfügungsge- 
walt über Menschen zu erlangen, so werden die Menschen schon durch 
die soziale Betriebsordnung der willkürlichen Verfügungsgewalt entzo- 
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gen, und eben dadurch ist das Prinzip des Privateigentums gebrochen 
und ein Vakuum geschaffen, das durch eine soziale Eigentumsordnung 
ausgefüllt werden muß. 

In diesem Sozialprogramm entfaltet sich die soziale Idee, das reale, 
wirkende Wesen der sozialen Bewegung; in diesem Sozialprogramm fin- 
det der dunkle Drang seinen geistigen Niederschlag, in der Durchset- 
zung des Programms seine Verwirklichung. Was Geist, Idee, Verwirkli- 
chung eigentlich heißt, das erkennt man erst bei solchem Durchdenken. 
Wer möchte nicht für Freiheit und Würde der Arbeit eintreten? Ist das 
nicht wirklich ein allgemeingültiges Ideal? Aber als allgemeingültiges Ideal 
ist es unverbindlich und schafft nichts; in der konkreten Geschichtslage, 
im soziologischem Raum zeigt es alsbald seine reale Bedingtheit und weist 
anderseits auf die Bedingungen, auch die negativen Bedingungen seiner 
Verwirklichung hin. Dann erst wird klar, daß man keinen Schritt auf 
dem Wege zur Arbeitswürde tun kann, ohne die Heiligkeit des Privatei- 
gentums zu verletzen. Arbeitswürde und Privateigentum sind unverein- 
bar, weil sie den gleichen soziologischen Raum für sich beanspruchen. 
Erst durch diese Erkenntnis wird sie wahrhaft Idee. Der Gegensatz zwi- 
schen Arbeitswürde und Privateigentum ist kein begrifflich allgemeiner, 
er ist nicht logischen, sondern realdialektischen Charakters. Die Sozial- 
wissenschaft hat es nicht mit Begriffen im luftleeren Raum zu tun, son- 
dern mit den Ideen, dem realen wirkenden Wesen in den geschichtlichen 
Sozialgestalten. Man kann das Privateigentum so wenig aus seiner Sozi- 
algestalt herausnehmen wie die Arbeitswürde aus der ihrigen; beide wür- 
den dann aufhören, sie selbst zu sein. Man kann auch nicht einfach zwi- 
schen den Sozialgestalten beliebig wählen; sie stehen nicht zu beliebiger 
Auswahl nebeneinander; sie sind lebendig, sind dem Leben und dem 
Tode untertan. Man kann nicht zweien Herren dienen, und hart im Rau- 
me stoßen sich die Sachen. Die lebendige Kraft der Ideen zu erkennen, 
die in den Sozialgestalten leben, das ist Aufgabe der Sozialwissenschaft. 
Die lebendige Idee und Kraft des Werdens zu erkennen und zu gestalten, 
das ist wissenschaftliche Politik. 


Wesen und Weg der Sozialpolitik 


Sozialpolitik ist der institutionelle Niederschlag der sozialen Idee im 
Kapitalismus. Soziale Idee und Sozialpolitik schließen ihrem Realbe- 


griff nach einem friedlichen Einbau der sozialpolitischen Institutionen 
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in den Kapitalismus aus. Soweit Kapitalismus herrscht, ist die soziale 
Idee verbannt; soweit Sozialpolitik vordringt, weicht der Kapitalismus 
zurück. Kapitalismus ist — in seiner reinsten und noch durch das Mo- 
nopol nicht getrübten Gestalt — ein System zugunsten der Verbraucher, 
eine Ordnung zur Erzeugung möglichst vieler Güter für den Verbrauch; 
Sozialpolitik ist eine Summe von Maßregeln zum Schutze und zur För- 
derung des arbeitenden Menschen, den die Güterordnung als eine Sa- 
che unter Sachen behandelt. Kapitalismus ist aber — hinter und unter 
jenem bloßrationalen Zwecksinn — Kapitalherrschaft und enthüllt sich 
als solche besonders in der rational so störenden Monopolgipfelung; 
Sozialpolitik ist Abbau der Herrschaft zugunsten der Beherrschten. 
Sozialpolitik ist also der Einbau des Gegenprinzips in den Bau der Ka- 
pitalherrschaft und Sachgüterordnung; es ist die Verwirklichung der 
sozialen Idee im Kapitalismus gegen den Kapitalismus. In der Doppel- 
stellung der Sozialpolitik als Fremdkörper und zugleich als Bestandteil 
im kapitalistischen System liegt ihre eigentümliche Bedeutung; darin 
ihre Dynamik, darin ihre dialektische Paradoxie und theoretische Pro- 
blematik, welche schon als solche für ein undialektisches Denken un- 
verkennbar ist. Das undialektische Denken bricht hier, wie stets, das 
dialektisch Zusammengehörige auseinander und wirft - von der einen 
Seite her - der Sozialpolitik vor, sie zerstöre von innen her das kapitali- 
stische System, das doch erhalten bleiben müsse; während von der 
anderen Seite her angeklagt wird, daß die Sozialpolitik innerhalb des 
Kapitalismus, also unter Bewahrung des Kapitalismus, dasjenige küm- 
merlich zu leisten versuche, was nur auf seinen Trümmern voll geleistet 
werden könne. Von den beiden extremen Beurteilungen der Sozialpoli- 
tik sieht die eine in ihr nur den Fremdkörper, den Giftstoff, die andere 
nur den Bestandteil, den Mitträger des Kapitalismus, und an beiden 
Meinungen ist etwas Wahres; da beide aber die halbe Wahrheit für die 
ganze Wahrheit ausgeben, so sind sie beide falsch. Von jeder der beiden 
Teilwahrheiten aus liegt das Problem nicht nur in dem entgegengesetz- 
ten und darum verschwiegenen anderen Wahrheitsteil; es liegt vor al- 
lem in dem Prinzip, welches die logisch einander ausschließenden Teil- 
wahrheiten zu einer Einheit zusammenfaßt. Das dialektische Prinzip 
überwölbt den logischen Gegensatz der Begriffe Fremdkörper und Be- 
standteil und erfaßt die lebendige Bewegung der Sozialpolitik in ihrer 
Beziehung nach vorn, zur sozialen Idee, wie nach rückwärts, zum Kapi- 
talismus. 
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Die Beziehung der Sozialpolitik zur sozialen Idee, die beginnende Ver- 
wirklichung der sozialen Idee durch die Sozialpolitik kann nicht ernst- 
haft bezweifelt werden. Ebensowenig kann aber bezweifelt werden, 
daß jeder Einzelakt der Sozialpolitik den Bestand des Kapitalismus aus 
einer akuten Gefahr rettet oder vor dem Eintreten einer drohenden 
Gefahr bewahrt. Es ist grundsätzlich bedeutungslos, daß diese Entste- 
hungsart der sozial-politischen Einrichtungen in einem Falle sichtbarer 
ist als im andern; sichtbarer nämlich bei der Beschwörung einer unmit- 
telbaren Gefahr als bei der weitsichtigen und langfristigen Vorbeugung, 
wo man in der Tat noch die Freiheit des Handelns hat und sie benutzt, 
um dem Eintritt einer Zwangslage zuvorzukommen. Das Ergebnis ist 
in beiden Fällen grundsätzlich das gleiche: früher oder später, freiwillig 
oder gezwungen wird das für den Bestand und Fortgang des Lebens 
Unvermeidliche vollbracht, und es ist unvermeidlich, wenn es die Form 
ist, in der die anschwellende Kraft des neuen Lebens für diesen Zeit- 
punkt ihr Wesen erfüllt, ihren Ausdruck und ihr Genüge findet. Ob 
der Eintritt der Gefahr abgewartet wird, bis schließlich das Unvermeid- 
liche doch ins Werk gesetzt wird, oder ob man klüger ist, das ist prak- 
tisch-politisch natürlich eine Frage von größter Tragweite; je mehr 
Freiheit man noch hat, um so freier und zweckmäßiger kann man ge- 
stalten; je mehr man bereits in die Enge getrieben ist, um so mehr muß 
man Augenblicksstimmungen und populären Meinungen Rechnung 
tragen und dafür vielleicht Wesen und Dauer zurückstellen. Auf der 
anderen Seite ist es gar nicht gleichgültig, ob die anschwellende Kraft 
sich ihres eigentlichen Sinnes bewußt ist, ob sie gut organisiert und mit 
geistiger Überlegenheit geleitet ist, oder ob sie blindwütig auf das näch- 
ste Beste losstürmt. Aber so gewiß die Lenkung und Pflege der Kraft — 
und damit ein gutes Teil ihres Schicksals — der menschlichen Freiheit 
anheimgegeben ist, so gewiß ist doch das Dasein und Wachstum der 
Kraft unabhängig von menschlichem Willen; er kann pflegen oder ver- 
wildern lassen nur das, was da ist. Da ist es aber als lebendige Kraft, 
nicht als toter Gegenstand; und darum stellt sie immer neue Aufgaben 
und Ansprüche, fordert immer neue Erfüllung und Äußerung - solan- 
ge die Kraft eben wächst. Darum auch ist es unmöglich, ihrem Willen 
die Erfüllung zu versagen; je länger man das versucht, um so gefährli- 
cher schwillt sie an und droht sie auszubrechen. Darum endlich ist die 
Radikalisierung in dem zuletzt beschriebenen Falle nicht das Werk be- 


rufsmäßiger Hetzer, auch wenn es solche gibt; sie vermögen nichts, wenn 
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ihnen nicht der Boden bereitet ist. Die Verantwortung fällt dann auf 
den Blinden, der die Kraft und ihr Wachstum nicht sieht, auf den Klein- 
mütigen, der das Wagnis des neuen Lebens vermeiden möchte, auf den 
Lebensfeindlichen, der das neue Leben haßt und lieber das alte, bereits 
erfüllte, bereits ablaufende Leben verlängern möchte — verweile doch, 
du bist so schön. Ohne also die Bedeutung dessen zu verkleinern, was 
von der bewußsten Politik im Guten wie im Bösen abhängig ist, ist doch 
die grundsätzliche Richtung — nicht die überlegene Ausgestaltung — des 
Ergebnisses in allen Fällen die gleiche: sie ist durch die Richtung der 
anschwellenden Kraft vorgezeichnet; sie muß ihr Spielraum bringen 
und damit der ihr innewohnenden Idee ein Stück Wirklichkeit unter- 
werfen. | 

Diese Beschreibung paßt ganz allgemein auf das Eindringen neuer 
ideengeladener Kräfte und kraftgeladener Ideen in eine bestehende So- 
zialordnung; sie paßt auf jeden Fall, wo die alte Ordnung der Dinge 
darauf angewiesen ist, mit der neuen Kraft zusammenzuleben, sie in 
sich einzuordnen, weil die neue Kraft im Bereich der alten Ordnung 
ihren Boden und ihr Wachstum hat. Immer droht dann ein revolutio- 
närer Stoß und erfolgt unvermeidlich, wenn er nicht auf friedliche Weise 
vorgenommen und dadurch seiner hemmungslosen Wut entkleidet wird. 
Und immer kämpfen in den sozialen Kräften und Ordnungen die Ide- 
en miteinander, die in jenen leben und durch sie Verwirklichung ver- 
langen. Im einzelnen Falle erhebt sich aber immer die Frage nach der 
Entstehungsweise der neuen Kraft und der Art ihres Zusammenhanges 
mit der alten Ordnung. Sie muß ja mit ihr zusammenhängen, muß 
positiv und negativ von ihr bestimmt sein; positiv, weil sie in dem von 
jener geordneten Lebensbereich entspringt; negativ, weil ohne einen 
Unterschied keine Spannung entstünde. Und würde sie nicht mit jener 
zusammenhängen, so wäre die alte Ordnung nicht auf Zugeständnisse 
und Einräumungen gegenüber der neuen Kraft angewiesen. Darum liegt 
in der Frage nach der Art des Zusammenhanges die andere Frage einge- 
schlossen, auf welche besondere Weise die Durchsetzung des Neuen im 
Alten sich anbahnt und vollendet. 

Die soziale Idee entspringt aus dem wirtschaftlich-sozialen Boden 
des Kapitalismus, sie nimmt in der sozialen Bewegung Gestalt an und 
setzt sich mit wirtschaftlich-sozialen Mitteln im Kapitalismus und ge- 
gen den Kapitalismus durch. Weil sie auf dem Boden des Kapitalismus 


entspringt und wächst, weil sie also durch ihre bloße Existenz im Kapi- 
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talismus steht, darum kann sie ihre wachsenden Forderungen in wach- 
sendem Maße durchsetzen. Denn soziale Idee und soziale Bewegung, 
das sind doch diejenigen Menschen, deren Mitwirkung im kapitalisti- 
schen System für den Bestand des Systems erforderlich ist, die auf ihren 
Schultern mit ihrer Arbeit das System tragen. So bricht die neue Idee in 
die alte ein, so wächst aus der alten Sozialgestalt die neue hervor. Man 
braucht die von der sozialen Idee Ergriffenen für den Bestand des Kapi- 
talismus, und man muß darum der sozialen Idee nachgeben - der Re- 
volution Platz einräumen —, um den Kapitalismus zu erhalten — also 
der konservativen Idee halber. Was man auf diese Weise bewahrt, das ist 
nicht der Kapitalismus; es ist fortschreitend weniger Kapitalismus, je 
öfter der Vorgang sich wiederholt. Denn aus dem willkürlichen Herr- 
schaftsbereich des freien Kapitals — und das ist doch der Kapitalismus — 
holt die Sozialpolitik die Menschen heraus und setzt sie in ihren eige- 
nen Freiheits- und Machtbereich ein; da das aber nicht außerhalb der 
bisher vom Kapitalismus geordneten Wirtschafts- und Sozialwelt ge- 
schieht, so bestätigt sich die Sozialpolitik als Einbruch in den Kapitalis- 
mus. Was man durch die Sozialpolitik bewahrt, das ist, wenn eben nicht 
Kapitalismus, so einfach das Leben und seine wirtschaftlich-soziale 
Grundlage, und jede verantwortliche Politik geht immer früher oder 
später diesen Weg, das Leben um den Preis des Formwandels zu be- 
wahren, wenn außer diesem Wege nur der andere des Beharrens und 
Unterganges zur Wahl steht. Da der ganze Vorgang aber in der wirt- 
schaftlich-sozialen Lebenssphäre verläuft, so kann die Angewiesenheit 
des Kapitalismus auf die Träger der sozialen Idee als eine produktions- 
politische bezeichnet werden; dadurch wird sie innerhalb des kapitali- 
stischen Systems und mit den ihm gemäßsen Kategorien ausgedrückt. 
Sozialpolitik sichert die kapitalistische Produktionsgrundlage vor den 
von der sozialen Bewegung drohenden Gefahren, indem sie der sozia- 
len Forderung nachgibt; sie baut den Kapitalismus stückweise ab und 
rettet dadurch seinen jeweils verbleibenden Rest; sie erreicht immer 
dann und nur dann einen Erfolg, wenn die Erfüllung einer sozialen 
Teilforderung zur produktionspolitischen Notwendigkeit wird. Dies ist 
ihr konservativ-revolutionäres Doppelwesen. 


Der Text ist entnommen: E. Heimann, Soziale Theorie des Kapitalismus. Theorie 
der Sozialpolitik. Mit einem Vorwort von B.Badura, Frankfurt 1980 (Neudruck der 
Ausgabe Tübingen 1929), S. 158-172. 
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V, Die sozialkirchliche Arbeit 


Text Nr. 31 
Leitsätze des Deutschen Evangelischen Kirchenausschusses für 


die soziale Aufgabe der Kirche (1925) 


l. Grundlage und Ausgangspunkt unserer Erwägungen war die Grund- 
einstellung des Betheler Kirchentages zur sozialen Verantwortung und 


sozialen Arbeit der Kirche. 


2. Als die im engeren Sinne soziale Aufgabe der Kirche erschien uns: 
Die Erfüllung der sich auflösenden societas mit evangelischem Geiste 
zur Schaffung neuer Bindungen, das heisst neuer Gemeinschaft, insbe- 
sondere auf dem Boden aller durch das moderne Wirtschaftsleben be- 
herrschten gesellschaftlichen Beziehungen, und zwar durch das Mittel 
des Wortes. 


3. Diese Aufgabe ergibt ein eigenes Arbeitsgebiet unter Abgrenzung ge- 
gen alle wohlfahrtspflegerische, berufsständische und volksmissionarische 


Arbeit, die als im weiteren Sinne soziale Arbeit angesehen werden muss. 


4. Soziale Pfarrämter, wenn möglich im Hauptamte, jedenfalls mit aus- 
reichenden Mitteln zu sachlicher Arbeit, erscheinen neben anderem als 
ein Weg, auf dem die verfasste Kirche diese Aufgabe in geeigneter Wei- 


se anzugreifen vermag. 


5. Die Verkündigung des Wortes vom Gesichtspunkte der sozialen Auf- 
gabe aus fordert tiefgreifende und klare Erkenntnis der sozialen Tatbe- 
stände und ihrer Zusammenhänge. Darum ist wissenschaftliche Arbeit 
an den hier erwachsenden Fragen zur Herausstellung einer evangeli- 
schen Soziallehre, also sozialwissenschaftliche und theologische Arbeit, 
— Arbeit auf lange Sicht -, zentrales Erfordernis. Sie braucht nicht un- 
bedingt von einem Pfarrer geleistet zu werden. 


6. Von dieser Grundlage aus ergibt sich die Möglichkeit und Notwen- 


digkeit der Schulung weiterer Kreise, der Pfarrer und Kandidaten vor 
allem. Schulung bedeutet hier ganz wesentlich Weckung des sozialen 


266 


Gewissens. Die Beratung der vorhandenen oder entstehenden sozialen 
Ausschüsse in ihrer gesamten Tätigkeit wird unumgänglich sein. 


7. Wesentliches Ziel der kirchlichen Arbeit ist die Erziehung und Her- 
anbildung eines christlichen Führertums in allen Wirtschaftskreisen. 
Kirchliche Sozialarbeit und Arbeitermission werden sich hier berühren 
und gegenseitig ergänzen. Dagegen wird ein Eingreifen der Kirche in 
soziale Kämpfe, sei es durch Kundgebungen, sei es durch den Versuch 
der Vermittlung, sich auf Ausnahmefälle beschränken müssen. 


8. Die Kirche ist ihrem Wesen und ihrer Aufgabe nach zur Universali- 
tät des Dienstes überall verpflichtet, wo ihr Dienst gefordert oder er- 
wartet wird oder überhaupt möglich ist. 


9. Die Kirche unterscheidet sich hier von den freien Organisationen 
evangelischer Sozialarbeit, die geschichtliche Bindungen oder Sonder- 
aufgaben haben, unter denen sie sich bestimmten einzelnen Gruppen 
oder Bewegungen zu besonderem Dienst verpflichtet fühlen dürfen 
und sollen. 


10. Die Kirche hat ihre freien Organisationen nicht nur in ihrer Son- 
derart anzuerkennen, sondern auf jede Weise lebendig zu fördern und 
so die Einheit des Dienstes am Volke zu gewährleisten. Die freien Or- 
ganisationen werden ihrerseits die innerlich begründete universale Hal-_ 
tung der Kirche nicht nur als notwendig anzuerkennen, sondern in 
jeder Weise zu sichern haben. 


11. Ein Nebeneinander amtlich-kirchlicher und von freier Organisati- 
on, etwa der Inneren Mission, getragener Sozialämter ist zu vermeiden. 
Dagegen dürfte das Nebeneinander amtlich-kirchlicher Sozialämter und 
kirchlich anzuerkennender freier Wohlfahrtsdienste zu einem frucht- 
baren Miteinander zu gestalten sein. 


12. Die Frage nach den Trägern der kirchlichen Sozialämter ist keine 
grundsätzliche, sondern eine praktische Frage; doch wird die verfasste 
Kirche der gewiesene Träger sein, wo eine andere Regelung noch nicht 
besteht; jedenfalls ist ein amtlich-kirchlicher Auftrag zur Betonung und 
Sicherung der Universalität ihrer Arbeit erwünscht. 
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Zu Punkt 8 wird festgestellt, dass unter den Organisationen, die kirch- 
lichen Dienst von je und ursprünglich gefordert haben und die mit 
dem kirchlichen Leben und der kirchlichen Arbeit in enger Fühlung 
stehen, insbesondere die Evangelischen Arbeitervereine und die christlich- 
nationale Arbeiterbewegung verstanden werden. Auch wird festgestellt, 
dass die Kirche den sich im Sozialismus anbahnenden religiösen Wand- 
lungen ernste Aufmerksamkeit zu widmen hat. 


Dieser Text ist das Ergebnis einer vom Deutschen Evangelischen Kirchenausschuß 
veranstalteten Aussprache zwischen Sozialpfarrern und Vertretern der Kirche in Ei- 
senach am 30. Juni 1925. 

Der Text ist entnommen: Soziale Programme der Kirchen und freier religiöser 
Organisationen. Life and Work, Studien und Dokumente, Heft 2, Berlin 1930, S. 
39-41. 


Text Nr. 32 
Soziale Botschaft und Entschließung des Deutschen Evangeli- 
schen Kirchentages von 1924 in Berthel 


"Soziale Botschaft 


Schwer liegt Gottes gewaltige Hand auf unserem Volk. Wir sind vor 
Leben oder Tod gestellt. Abfall von Gott und seinem Evangelium ist 
unsere Schuld und unser Verderben. Die Rettung kann nur kommen, 
wenn unser Volk wieder Verständnis gewinnt für die von Gott gesetzte 
sittliche Ordnung und in bußfertigem Glauben den Weg zu der erlö- 
senden Liebe Gottes in Christo zurückfindet. 

Jeder Einzelne, der die Gemeinschaft mit dem lebendigen Gotte wie- 
dergewinnt, wird zugleich ein Segen für unser Volk. 

Die Erneuerung des Volkslebens muß bei seiner Urzelle, der Fami- 
lie, beginnen. Denn schwer gefährdet ist der christliche Charakter und 
die Heiligkeit des ehelichen und des Familienlebens. 

Auf grobe und auf feine Art wird die Ehe herabgesetzt und einer 
zügellosen Sinnenlust das Wort geredet. Begierig nimmt man die ver- 
derblichen Lehren auf, zumal wenn sie in wissenschaftlichem und künst- 
lerischem Aufputz dargeboten werden, und gebraucht sie als vermeint- 
liche Rechtfertigung eines unchristlichen Wandels vor und in der Ehe. 
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Auf dem ehelichen Zusammenleben liegt weithin ein Unsegen und Bann 
um lichtscheuer Dinge wegen, über denen das eigene Gewissen nicht 
zur Ruhe kommen kann, und die dem Volksganzen zum Verderben 
gereichen. Demgegenüber treten wir als Christen ohne Vorbehalt und 
Schwanken für die Heiligkeit der Ehe ein, verurteilen die Leichtfertig- 
keit, mit der die Ehen geschlossen und gelöst werden, und bleiben bei 
der Forderung, daß die Ehen in christlichem Geist geführt und die Freu- 
de am Kinde nicht ausgetilgt oder vergiftet werden darf. 

In der Familie, als der nächsten Stätte gegenseitiger Erziehung zu 
Dienst und Opfer, müssen die Eltern allezeit eingedenk sein der heili- 
gen Verantwortung, die sie für das zeitliche und ewige Wohl der Kinder 
haben und von der sie niemand und nichts entbindet. Die Kinder reli- 
gionslos aufwachsen zu lassen, ist wider Christi Gebot und eine schwe- 
re Versündigung an der Kindesseele; sie in Kenntnis und Verständnis 
des Evangeliums einzuführen, zu christlichem Glauben und Leben an- 
zuleiten, wider Irrtum und Verführung zu wappnen, ist gottgefälliges 
Werk und das Wertvollste, was die Eltern den Kindern mitgeben kön- 
nen. In der Untreue gegen diese Pflicht, in dem Mangel eines durch die 
Zucht des göttlichen Wortes geheiligten Vorbildes der Eltern für die 
Kinder liegt eine wesentliche Ursache des Verfalls. Möchten die Kinder 
nicht dereinst vor Gott die Ankläger der Eltern werden! Aber ebenso 
unverbrüchlich gilt für die Kinder das göttliche Gebot, daß sie, auch 
bei wachsender Selbständigkeit, den Eltern Ehrerbietung und Liebe 
schulden. 

Gewiß erwachsen gegenwärtig einem gesunden, gedeihlichen Fami- 
lienleben durch widrige Umstände, wie unerhörte Wohnungsnot, drük- 
kende Sorge um das tägliche Brot, Ungunst der Arbeitsverhältnisse, üble 
Trinksitten und dergleichen starke Hemmungen und Gefahren. Dar- 
um muß auch hierin mit allem Nachdruck auf schneller und wirksa- 
mer Abhilfe bestanden werden. 

Rechte christliche Erziehung muß auch in der Schule gesichert sein, 
weil sie für Volk und Staat, Gemeinde und Kirche von grundlegender 
Bedeutung ist. Wenn die Eltern ihr Teuerstes, ihre Kinder, der Schule 
anvertrauen sollen, dann können sie verlangen, daf das unantastbare 
Grundrecht der christlichen Familie auf christliche Erziehung voll ge- 
währleistet wird; sonst wird die Forderung der allgemeinen Schulpflicht 
zum unerträglichen Gewissenszwang. Um die Erhaltung des christli- 
chen Charakters der Schule ist ein Kampf entbrannt. Alle evangelischen 
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Väter, Mütter und sonstigen Erziehungsberechtigten haben in diesem 
Kampf ihren Mann zu stehen. 

Jugendzeit war immer eine gefahrvolle Zeit, und ist es heute erst recht. 
Um so freudiger begrüßen wir als Zeichen beginnender Wiedergesun- 
dung, daß in der Jugend selbst eine Bewegung gegen Veräußerlichung, 
seelische Verödung und sittliche Verlotterung eingesetzt hat, und daß 
die mannigfachen Vereinigungen der männlichen und weiblichen Ju- 
gend, die auf evangelischem Boden stehen, kräftiges Leben zeigen. 

Eine Hoffnung auf Wiedergesundung erblicken wir auch darin, 
dafs in den Tausenden von Familien, namentlich des auch für das Volks- 
ganze so bedeutsamen Mittelstandes, die durch den unglücklichen Aus- 
gang des uns aufgenötigten Krieges und seine Folgen in bitterste Not 
geraten sind, sich soviel Geduld und Bewährung im Leide, soviel Hel- 
denmut im Entbehren und Durchhalten zeigt, und daß trotz aller 
Verarmung weite Schichten in opferwilliger Liebe die unsäglichen Nöte 
aller Art durch mannigfache Bestätigung christlicher Barmherzigkeit 
ohne Ansehung der Person in früher nicht gekannten Umfange lin- 
dern helfen. Beides läßt sich völlig doch nur aus der Ergebung in Gottes 
Willen und dem unerschütterlichen Vertrauen auf ihn erklären. Aber 
freilich, — wie groß ist demgegenüber die Zahl derer, welche, unbe- 
kümmert um Hunger und Not, Elend und Krankheit, allen sittlichen 
Empfindens und Mitgefühls bar, ihr Gefallen an Genußsucht, Unmä- 
ßigkeit, Unkeuschheit und Vergnügen niedrigster Art finden, oder 
durch schmähliche Verletzung von Anstand und Sitte grobes Ärgernis 
geben! 

Viel unchristliches Wesen tritt auch sonst im öffentlichen Leben zuta- 
ge. Wenig ist von dem Sinne und Geiste zu spüren, der in dem anderen 
Menschen ein Gotteskind und einen Bruder sieht. Menschenverach- 
tung gilt vielen als vornehm, Klassenhochmut als Standespflicht, Aus- 
nutzung der Lage, unbekümmert um das Wohl und Wehe anderer, als 
Geschäftstüchtigkeit, Selbstsucht, die nur an den eigenen Vorteil denkt, 
als selbstverständlich. Seelische Verflachung und gegenseitige Verbitte- 
rung sind die unausbleiblichen Folgen. Gott fragt aber nicht, ob arm 
oder reich, vornehm oder niedrig, gelehrt oder ungelehrt. Erst der in- 
nere Wert oder Unwert macht den Unterschied aus, schon in der Zeit 
und erst recht in der Ewigkeit. 

Solcher Mangel an echt christlichem Geist und Brudersinn ist es 


auch, der zu der unheilvollen Vergiftung des Wirtschaftslebens und der 
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furchtbaren Verschärfung der sozialen Gegensätze geführt hat, welche 
unsere ganze Zukunft und Gesittung bedrohen. 

Gewiß folgen die wirtschaftlichen Ordnungen auch eigenen Geset- 
zen, und den Kämpfen um ihre Ausgestaltung und Fortentwicklung 
kann und soll die Berechtigung nicht versagt werden. Aber es kommt 
auf den Geist an, in dem diese Kämpfe geführt werden. Gerade die 
Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, daß alle Versuche, das wirtschaft- 
liche Leben allein auf äußeren sozialen Forderungen und Maßnahmen 
aufzubauen, scheitern und nicht zum Frieden führen. Der Grund liegt 
zutage. Wahrhaft soziale Gesinnung stammt aus dem christlichen Glau- 
ben, mit dem die Ueberzeugung von dem unvergleichlichen Wert der 
Menschenseele, die Pflicht zur Brüderlichkeit und zum opferwilligen 
Dienen, das Bewußtsein der Verantwortung vor Gott und als oberstes 
Ziel das Reich Gottes gegeben ist. Nur auf christlichem Boden sind die 
sozialen Forderungen vernünftig und ist ihre Verwirklichung möglich. 
Gewiß setzt die Verwirklichung eine feste wirtschaftliche Ordnung vor- 
aus, aber diese Ordnung kann nur dann soziale Gerechtigkeit bringen, 
wenn sie beachtet, daß der Mensch unendlich wichtiger ist als alle Sach- 
werte. 

Von hier aus kann unser Volk wieder die rechte Stellung zu Besitz, zu 
Arbeit und Beruf und zu dem Wirtschafisleben gewinnen. Eigentum, 
wenn ehrlich erworben, ist nicht Diebstahl, aber es ist für den Christen 
keine Sache, mit der er beliebig schalten und walten darf, sondern ein 
anvertrautes Gut, über das er Gott Rechenschaft zu geben hat, und das 
eine Quelle des Segens nicht nur für den Besitzer, sondern auch für 
seine Mitmenschen sein soll. Die Arbeit ist nicht einfach eine Ware, die 
man kauft und verkauft, sondern pflichtmäßiger Dienst am Volksgan- 
zen, und bei aller Mühseligkeit, das gottgewollte Mittel, sein ehrlich 
Brot zu erwerben, sich in Fleiß, Treue und Selbstüberwindung zu be- 
währen und im Bewußtsein der Bedeutung seiner Arbeit für das Wohl 
der Gesamtheit innere Befriedigung zu gewinnen. Darum hat jede ehr- 
liche Arbeit auch ein Recht auf Anerkennung und darf nicht zum Fron- 
dienst herabgewürdigt werden. Es müssen Kraft und Zeit zur Pflege des 
seelischen Lebens übrig bleiben. 

Zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sehen wir mit ernster Sorge 
wieder Kämpfe entbrennen derart, daß sie die Volksgemeinschaft, die 
gegenwärtig doppelt nottut, zu zerreißßen und Deutschlands Gesundung 
und Aufstieg zu vereiteln drohen. Die zu gemeinsamer Arbeit Berufe- 
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nen und aufeinander Angewiesenen stehen sich vielfach fremd oder gar 
feindlich gegenüber: Ueberhebung und Machtbewußtsein, Neid und 
Mißgunst, hüben und drüben Verständnislosigkeit und Bitterkeit. Die 
letzte Quelle dieses Unheils ist auch hier der materialistische Geist, der 
das Leben nach Geldverdienen und Genuß einschätzt, die Einzel- und 
Klassenselbstsucht unheimlich groß werden läßt und nicht selten sogar 
das Gewissen des Einzelnen unter den Willen der Masse oder einer 
Vereinigung knechtet. Solange dieser Geist herrscht, kann nicht Friede 
werden. Friede kommt nur aus der christlichen Einschätzung des Le- 
bens und wirklicher Brüderlichkeit. 

Wir haben volles Verständnis für die äußere und innere Not der 
Arbeiterschaft, die vieles zerrinnen sieht, was sie geglaubt und erhofft 
hat, und nun auch noch von Arbeitslosigkeit und drückenden Sorgen 
bedroht ist. Sie kann sich jedoch dem nicht verschließen, was die schwere 
wirtschaftliche Lage von allen Volksgenossen zwingend fordert. Sie darf 
die Mitverantwortung für das Volksganze, dem sie als wichtiges, gleich- 
berechtigtes Glied angehört, nicht vergessen. Aber auch von falschen 
Schlagworten sollte sie sich endlich freimachen, wie denen, daß das 
Christentum eine Partei- oder Klassensache sei, daß es den geistigen, 
sittlichen und sozialen Aufstieg hindere und daß die Wissenschaft den 
Glauben unmöglich gemacht habe. Gottesglaube und Christentum sind 
für die Arbeiterseele genau so unentbehrlich wie für alle anderen. 

Den Arbeitgebern aller Art legt die größere wirtschaftliche Macht, 
die sie in Händen haben, um so größere Verantwortung auf. Ist auch 
ihre Lage vielfach unter den obwaltenden Verhältnissen schwierig, so 
ist es doch eine zwingende sittliche Pflicht für sie, sich vor einer Aus- 
nützung ihrer Macht gegenüber wirtschaftlich Schwächeren zu hüten, 
vielmehr bis an die Grenze der Möglichkeit Opfer zu bringen, um nicht 
ohne Not Arbeiter brotlos werden zu lassen, um nicht unnötig die Ar- 
beitszeit heraufzusetzen oder den Lohn herabzudrücken. Die Arbeiter 
sind nicht eine Masse, die nur abgelohnt zu werden braucht, sondern 
gleichzuachtende Volksgenossen, die um ihre soziale Gleichberechtigung 
ringen und ein Recht auf Anerkennung, Verständnis und Würdigung 
ihrer Lage und auf Berücksichtigung ihrer materiellen und seelischen 
Bedürfnisse haben und denen auch die Freiheit zu gewerkschaftlichem 
Zusammenschluß nicht unterbunden werden darf. 

Aber nicht nur das Verhältnis von Arbeitnehmern und Arbeitgebern 


macht uns andauernd Sorge. Wir sehen’ in der Verworrenheit unserer 


22 


Lage viel irrende Gewissen. Die mancherlei Interessenverbände, von 
denen unser Volk bis in den letzten Winkel durchorganisiert ist, weh- 
ren dem Egoismus des Einzelnen, tragen aber die Gefahr in sich, einen 
Gruppenegoismus zu erzeugen, der dem Ganzen schädlich ist. Die La- 
sten, die wir tragen müssen, sollen wir nicht auf die Schultern des Näch- 
sten laden , sondern »Einer trage des andern Last!« — 

Was wir gesagt haben, ist nur ein Umriß dessen, was wir wollen. 
Jetzt ist die Stunde der Entscheidung. Jeder Evangelische, Mann und 
Frau, hat die Pflicht, mitzuhelfen, daß das Geforderte seine Verwirkli- 
chung finde. 


Bethel-Bielefeld, 17. Juni 1924 


Der Deutsche Evangelische Kirchentag 
D. Wilh. Frh. v. Pechmann, 


Präsident 


Der Text ist entnommen: Soziale Botschaft des ersten verfassungsmäßigen Deut- 


schen Evangelischen Kirchentages, Bethel 1924, Flugschrift 


Entschließung des 1. Deutschen Evangelischen Kirchentages in Be- 
thel bei Bielefeld vom 17. Juni 1924 


Da Kenntnis und Pflege der sozialen Aufgaben und des Anteils der 
Kirche an ihrer Lösung für unsere Volkskirche unentbehrlich sind, er- 
sucht der Deutsche Evangelische Kirchentag den Deutschen Evangeli- 
schen Kirchenausschuss, bei den Kirchenregierungen und den in Be- 
tracht kommenden Zentralorganisationen dahin zu wirken, dass 


1. ohne Verzug evangelische Männer und Frauen (Theologen und Nicht- 
theologen) hauptamtlich angestellt werden, die dieser Aufgabe dienen; 


2. soziale Kurse unter Benutzung dafür bestehender und geeigneter In- 
stitutionen allgemein eingeführt und in erforderlichem Ausmass gehal- 


ten werden; 


3. der Zentralausschuss für Innere Mission, der Gesamtverband evan- 
gelischer Arbeiter- und Arbeiterinnenvereine Deutschlands, der Evan- 
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gelisch-soziale Kongress, der Kirchlich-soziale Bund, die Soziale Ge- 
schäftsstelle für das Evangelische Deutschland, die Evangelisch-soziale 
Schule in Spandau, die evangelischen Jugendverbände und ähnliche 
Organisationen gemäss $ 2 B. 2 der Kirchenbundesverfassung wirksa- 
mer als bisher gefördert werden. 


Der Text ist entnommen: Soziale Programme der Kirchen und freier religiöser Or- 


ganisationen. Life and Work. Studien und Dokumente Heft 2, Berlin 1930, S. 37f. 
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VI. Die wirtschaftsethische Grundsatzarbeit 


Text Nr. 33 
G. Wünsch, Wirtschaftsethik (1932) 


l. Wirtschaftsethik ist ein Teil der Sozialethik. Diese behandelt die 
mannigfachen Arten und Formen des menschlichen Gemeinschaftsle- 
bens, aber nicht deskriptiv wie die Soziologie, sondern normativ mit 
der Frage, welches denn die richtige Art und Form des Zusammenle- 
bens des Menschen sei — »richtig im Sinne des sittlichen Sein-Sollens. 
Nun gibt es kein Zusammenleben vom Menschen an sich, vielmehr ist 
es immer durch objektive Sachverhalte (Sozial-Werte) bestimmt, die 
das Zusammenleben nach Art und Form bedingen. Einer dieser objek- 
tiven Sachverhalte ist die Wirtschaft; sie kann nicht anders gedacht 
werden, denn als eine gesellschaftliche Funktion, indem sie durch die 
Arbeitsteilung, auch in primitiver Form, die Arbeit zwar individuali- 
siert, aber gerade dadurch die Menschen, sie zur Sozialeinheit verknüp- 
fend, aufeinander bezieht. Demnach hat die Wirtschaftsethik das Sein- 
Sollen dieses eigentümlichen Sozialwertes darzustellen und zu fragen: 
In welcher Art und Form soll gewirtschaftet werden? Welches sind die 
sittlich richtigen Beziehungen der Menschen untereinander, in denen 
sie auf Grund der Wirtschaft leben? Nun kann Sittlichkeit verschiede- 
nen Inhalts sein. Die theologische Wirtschaftsethik hat ihre Besonder- 
heit darin, daß für sie sittlich dasjenige Verhalten ist, welches dem Wil- 
len Gottes entspricht. Die Frage der Wirtschaftsethik lautet dann so: 
Unter welcher Bedingung kann ich sagen, daß im Gehorsam gegen Gott 
gewirtschaftet wird? Das Problem der theologischen Wirtschaftsethik 
ist dann dies: Durch welche Quelle wird der Wille Gottes in bezug auf 
die Wirtschaft dem Menschen zugänglich?« ... 


3. Wenn es die Aufgabe der theologischen Wirtschaftsethik ist, das 
Wirtschaftshandeln im Gehorsam gegen Gott zu regulieren, so erhebt 
sich die Frage, wie der Wille Gottes in bezug auf die Wirtschaft zu 
erkennen sei. Auf Grund des Glaubens, daß Gott die Welt und ihre 
Ordnungen geschaffen habe, ist die Tatsache, daß der Mensch nur durch 
wirtschaftende Tätigkeit (Wirtschaft) existieren kann, als von Gott ge- 
wirkte Tatsache anzuerkennen. Im Schöpfungsglauben ist die verant- 
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wortungsvolle Bejahung der wirtschaftlichen Bedingtheiten des mensch- 
lichen Daseins begründet. Damit ist wirtschaftliches Handeln Dienst 
am Werke Gottes. Aber nicht jedes wirtschaftliche Handeln, sondern 
nur dasjenige, das im Sinne Gottes richtiges Handeln ist. Dafür kann 
aber Quelle der Erkenntnis nicht sein, was die Heilige Schrift vom 
Wirtschaften erzählt oder als ihre Forderungen aufstellt; denn diese sind 
entweder zu allgemein, um fruchtbar zu sein, oder durch die damalige 
gesellschaftliche Lage bestimmt. Das Wie des richtigen Wirtschaftens 
kann nur aus dem Wie der Schöpfung, d.h. aus dem immanenten Sinn 
erkannt werden, den das Wirtschaften im Gesamtzusammenhang der 
Schöpfung hat, also aus dem sachlich aufzudeckenden Wesen der Wirt- 
schaft. Die immanente sinnhafte Funktion der Wirtschaft bildet daher 
den Maßstab für das von Gott in bezug auf die Wirtschaft gebotene 
Sollen. Man kann auch sagen: Maßstab für das Sollen ist die Autono- 
mie der Wirtschaft, aber nicht die Autonomie des Ursprungs, als ob die 
Wirtschaft ihren Grund in ihrem eigenen Wesen habe (sie hat ihn viel- 
mehr im Schöpfungswillen Gottes), sondern die Autonomie des In- 
halts der Wirtschaft, indem ihr eigenes (von Gott geschaffenes) imma- 
nentes Gesetz das Wie des Wirtschaftshandelns bestimmt, wie der 
Mensch konkret Gott nicht direkt, sondern nur in seinem Werk gehor- 
sam sein kann. Das Wesen der Wirtschaft hat nun einen allgemeinen, 
für alle Zeiten gültigen, aber auch einen historisch bedingten Inhalt, 
indem das allgemeine Wesen der Wirtschaft sich immer nur in wech- 
selnden, historisch bedingten Formen verwirklichen läßt. Jede Wirt- 
schaftsethik muß daher zerfallen in einen allgemeinen und in einen 
durch die Lage der jeweiligen Gegenwart bestimmten Teil. 


4. Der allgemeine Sinn der Wirtschaft beruht darauf, daß der Mensch 
als Kreatur Gottes nur existieren kann, wenn seine stofflich-materiellen 
Bedürfnisse befriedigt werden, also unter gewissen stofflich-materiellen 
Bedingungen. Die Wirtschaft, welche diese Bedingungen durch ihre 
Funktion erfüllt, hat damit ihren Sinn in bezug auf die Existenz des 
Menschen und drückt die Beziehungen aus, in denen die Menschen als 
Kreaturen notwendig zueinander stehen. Damit wird die Wirtschaft zu 
einem im Wesen des Menschen als Kreatur, damit letztlich in Gott ge- 
gründeten Wert. Das Wesen der Wirtschaft wird also ausgedrückt durch 
einen eigentümlichen Wertinhalt, der dadurch Wert wird, daß das durch 
ihn qualifizierte Gut zur Befriedigung für den Menschen notwendiger 
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stofflich-materieller Bedürfnisse dient. Diese Bedürfnisse sind zweifa- 
cher Natur: a) Die elementaren Bedürfnisse, die unter allen Umstän- 
den befriedigt werden müssen, wenn der Mensch leben will. Je nach- 
dem, ob die materielle Daseinsgrundlage gesichert ist oder ob täglich 
darum gekämpft werden muß, ändert sich auch die Grundauffassung 
vom Sinn des Lebens und damit die individuelle und gesellschaftliche 
Charakterform des Menschen. b) Die kulturellen Bedürfnisse, die sich 
regen und zur Geltung bringen über der Befriedigung der elementaren 
Bedürfnisse. Auch sie sind notwendig zum Ausdruck des Wesens des 
Menschen. Die Grenze zwischen »elementar« und »kulturell« ist flie- 
end, insbesondere abhängig von der zivilisatorischen Entwicklungs- 
stufe eines Volkes. Als wirtschaftsethische Konsequenz ergibt sich aus 
dem Verhältnis der elementaren zu den kulturellen Bedürfnissen, daß 
zuerst die elementaren Bedürfnisse für alle Angehörigen der Gesellschaft 
befriedigt werden müssen, dann erst können Mittel für die Befriedi- 
gung kultureller Bedürfnisse verwendet werden. Daraus entsteht die 
Aufgabe, die wirtschaftliche Gesamtbasis für die Befriedigung elemen- 
tarer Bedürfnisse so zu sichern, daß diese als Not und Last nicht mehr 
gefühlt werden, und die Gesellschaft in ihrer Ganzheit, nicht nur ein- 
zelne Klassen, sich in kulturellen Formen darzustellen die Freiheit hat. 
Die Lage der ärmsten Klasse ist daher richtunggebend für die Vertei- 


lung der Wirtschaftsgüter auf elementare oder kulturelle Bedürfnisse. 


5. So bedeutet Wirtschaft die Summe der Güter, welche zur Befriedi- 
gung von Bedürfnissen dienen, sowie sie mit stofflich-materiellen Mit- 
teln befriedigt werden können. Aus dem Gesagten ergibt sich die wirt- 
schaftsethisch wichtige Erkenntnis, daß die Wirtschaftswerte, obwohl 
ungeheuer wertstark, doch den Grund ihrer Geltung nicht in sich selbst 
tragen. Sie sind nicht selbständige, sondern dienende Werte; sie sind. 
Wert nicht durch sich selbst, sondern nur in bezug auf andere Werte. 
Sie erhalten ihre Geltung durch Rückbezug von der Werthaftigkeit des 
Zieles, dem sie dienen. Dieses Ziel ist das menschliche Leben mit sei- 
nem gesamten Inhalt, das ohne Wirtschaft nicht existieren könnte. Aus 
dieser Sachlage ergibt sich die Stellung des Wirtschaftswertes innerhalb 
der Daseinswerte: er ist einerseits von dringlichster Wichtigkeit (wert- 
stark), anderseits empfängt er seine Werthaftigkeit von andern Werten 
(unselbständiger Wert). Deshalb ist einerseits Wirtschaft um ihrer selbst 
willen eine unsinnige Verkehrung der Schöpfungsordnung, anderseits 
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wäre ihre Mißachtung dieselbe unsinnige Verkehrung. Der Schöpfungs- 
ordnung entspricht eine Wertung der Wirtschaft innerhalb ihrer sach- 
gegebenen Grenzen, d.h. ihrer Wertstärke ist so Rechnung zu tragen, 
dafs diese nicht mehr gefühlt wird; die anmaßende Vordringlichkeit der 
Wirtschaftsbedürfnisse ist durch ihre Befriedigung in Vergleichgülti- 
gung der materiellen Basis zu verwandeln. Und zu vergleichgültigen 
sind sie nur, indem der Mensch ihnen Rechnung trägt. Ihr Dienst am 
Gesamtdasein ist unerläßlich, aber er soll nicht mehr sein als Dienst 
innerhalb der Grenze ihrer Aufgabe. — Dieser Sachverhalt bestätigt sich 
bei der Untersuchung des Wesens der Wirtschaft als Funktion. Ihr zwar 
nicht der Zeit, aber der Bedeutung nach erster Bestandteil ist das Zu- 
teilen. Gemeint ist das haushälterische Disponieren, das Verfügen über 
die vorhandenen Produktionskräfte und Wirtschaftsgüter, ihre voraus- 
schauend einteilende Behandlung. Aus zwei Gründen gewinnt das Zu- 
teilen diese hervorragende wirtschaftsethische Bedeutung: a) weil — wie 
schon gesagt — Wirtschaftswerte zum Dienst an außerwirtschaftlichen 
Zwecken berufen sind und als materielle Basis sie erst ermöglichen, b) 
weil relative Knappheit im Verhältnis der Fülle der anfordernden Zwecke 
besteht. Deshalb fragt es sich, welche Zwecke vor-, welche nachgesetzt 
werden sollen. Es erhebt sich die Frage nach einer sittlichen Rangord- 
nung der Werte. An dieser entscheidenden Stelle wird die Wirtschaft 
nicht von ihr selbst, sondern von Entschlüssen bestimmt, die, wenn sie 
in der Verantwortung vor dem Letzten vollzogen werden, nicht anders 
als sittlich genannt werden können. Die Entscheidung hat zu gesche- 
hen — wie schon gesagt — von der Lage der ärmsten Klasse aus. Das 
Übrige fällt in die Erörterung der Problematik der Rangordnung der 
Werte und ist außerdem ganz wesentlich durch die Forderung auf Grund 
der Not der geschichtlichen und individuellen Situation bestimmt. — 
Die Hauptaufmerksamkeit haben die modernen Wirtschaftsethiker auf 
die Funktion der Produktion gerichtet, weil in ihr der Mensch am in- 
timsten mit der Wirtschaft in Berührung zu kommen scheint. In letzter 
Linie aber ist der Entschluß, ob, was und wozu man produziert, von 
der Funktion des Zuteilens, damit von der Rangordnung der Werte 
bestimmt. Zwar nicht, daf überhaupt, wohl aber wie und was produ- 
ziert wird, ist eine von der menschlichen Entscheidung abhängige An- 
gelegenheit. Das Wesen der Produktion beruht auf zwei Faktoren: Na- 
tur und Arbeit. Das einzige Verdienst, das der Mensch an der Produk- 


tion hat, ist die Arbeit. Damit wird sie zum wichtigsten wirtschaftethi- 
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schen Faktor neben Eigentum und Einkommen, welch letztere als An- 
teil am Effekt der Produktion nur gerecht sind, wenn sie dem Anteil an 
Mühe und Leistung relativ angemessen sind. Von hier aus erhält das 
arbeitslose Einkommen (Zins, Rente, Dividende) seine Verurteilung, 
wie es schon in der klassisch-christlichen Wirtschaftsethik des Mittelal- 
ters und Luthers verurteilt wurde. Die Erkenntnis des Wesens der Pro- 
duktion schließt Einkommen aus Kapitalbesitz ohne Arbeit wirtschafts- 
ethisch aus. — Die dritte Funktion, welche zum Wirtschaften gehört, ist 
die des Verteilens, womit alle die Tätigkeiten gemeint sind, die die 
Wirtschaftsgüter dahin bringen, wo Bedürfnis nach ihnen vorhanden 
ist. Dazu gehört die Handels- und Verkehrs-Technik. Die Verteilung 
kann sich vollziehen auf Grund des freien Spiels von Angebot und Nach- 
frage (Freihandel) oder durch zentrale, planmäfßige Regulierung oder 
durch ein aus beiden Faktoren gemischtes System (Schutzzölle, sozial- 
politische Maßnahmen, Wirtschaftsgesetzgebung innerhalb einer grund- 
sätzlich freien Wirtschaft). Die Entscheidung darüber ist abhängig von 
der durch die geschichtliche Lage bedingten Zweckmäßigkeit. Die 
Wirtschaftsethik hat insofern daran ein Interesse, als es ihr nicht gleich- 
gültig sein kann, von welchen Motiven das Verteilungssystem getragen 
ist, ob wirtschaftlicher Selbstsucht oder Verantwortung gegenüber der 
Gesellschaft. Maßstab für die richtige Verteilung ist der, daß nirgends 
Mangel wenigstens an elementarer Bedürfnisbefriedigung herrscht. — 
Die Verteilung fördernd oder hemmend wirkt der Preis (Wert und Preis) 
der Wirtschaftsgüter; in ihm drückt sich ihr zur jeweiligen Zeit gelten- 
der Wert aus. Es ist das Bestreben jeder Wirtschaftsethik, den »gerech- 
ten« Preis (pretium justum) festzustellen. Das wirtschaftsethische Ziel 
für die Preisbildung muß sein, daß sie auf Grund der rationalen Fakto- 
ren der Mühe- und Arbeitsleistung erfolgt und diese Arbeitsleistung 
durch technische Vereinfachung auf ein Minimum reduziert, d.h. das 
Produkt verbilligt und damit der wirtschaftliche Mangel bestmöglich 
behoben wird. 


6. Einer besonderen Erörterung bedarf im Rahmen einer theologischen 
Wirtschaftsethik die »Eigengesetzlichkeit« der Wirtschaft, weil sie im 
sozialethischen Denken des Protestantismus eine große Rolle spielt. 
Insbesondere hat sie E Naumann vertreten. Diese Auffassung will sa- 
gen, daß die Wirtschaft ihre eigenen Wesensgesetze habe und nicht mit 
Maßstäben der christlichen Ethik gemessen werden dürfe, da man sonst 
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beide verderbe. Die Auffassung von der Eigengesetzlichkeit der Wirt- 
schaft hat zwei Wurzeln, eine moderne, aus der Aufklärung stammen- 
de, und eine theologische, die auf Luther zurückgeht. Nach der ersteren 
hat die Wirtschaft ihren eigenen selbständigen Sachgehalt, ihre inhalt- 
liche Autonomie, nach der letzteren ist Wirtschaften immer mit Sünde 
verknüpft; es ist als Handeln des Menschen, wie er ist, nie anders denk- 
bar als von Egoismus und Habgier getrieben. In beiden Fällen — trotz- 
dem sie sich so verschieden begründen — meint man, daß christliche 
Maßstäbe hier nicht anwendbar sind: im ersten Falle aus Anerkennung 
der Autonomie der Wirtschaft (Kulturprotestantismus), im letzteren 
Falle aus quietistischer Resignation (Luthertum). Nun sagten wir schon, 
daß das Gebot Gottes in bezug auf die Wirtschaft nur aus ihrer inhalt- 
lichen Wesens- oder Sinnbestimmtheit, die dem Gläubigen als Schöp- 
fungsordnung gilt, erkannt werden kann. Diese ist die teleologische 
Autonomie, nämlich die materiellen Mittel zur Befriedigung menschli- 
cher Bedürfnisse zu beschaffen (ökonomisches Prinzip). Daran ist be- 
deutsam, daß der Sinn der Wirtschaft nur als vom Bedarf regierte, als 
Bedarfswirtschaft erfüllt wird. Und weiter ist bedeutsam, daf3 dieses 
autonome Telos der Wirtschaft über sich selbst hinausragt, was denn 
nun der »richtige«, »sein-sollende« Bedarf ist, welche Frage auf die durch 
den Menschen zu erfüllende, sein-sollende Rangordnung der Werte 
weist. Aber nicht nur Maß, Art und Höhe des Bedarfs unterliegen 
außerwirtschaftlichen, ethischen Maßstäben, sondern auch das Wie der 
Bedarfsdeckung im ökonomischen Prinzip. Wo dieses letztere allein als 
wirtschaftsethische Forderung in Geltung steht, beschreitet man mit 
der Forderung der Produktivität auf technisch kürzeste Weise einen Weg, 
der zu unendlichen Progression des Wirtschaftens führt, die sinnhaften 
Grenzen der Geltung der Wirtschaft überschreitet und die Wirtschaft 
zum Selbstzweck macht, sie dämonisiert. Man würde dann wirtschaf- 
ten aus dem Motiv des unendlichen Erwerbs von Wirtschaftsgütern 
oder aus dem Motiv unendlichen Erwerbens als Betägigung der Macht 
über die materiellen Dinge. Beides zerstört die mit dem Sinn der Wirt- 
schaft gegebene geschöpfliche Ordnung und ist daher Sünde. Die Be- 
grenzung kann wieder sinngemäß nur gegen sein mit dem als Geschöpf 
Gottes verstandenen Menschen. Die Wirtschaft hat so die Aufgabe, 
dem Menschen seine materiellen Existenzmittel soweit zu beschaffen, 
daß er seine ihm zugedachte Funktion innerhalb des Ganzen der Schöp- 
fung zu erfüllen, d.h. Gott zu dienen in der Lage ist. So ist das treiben- 
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de Motiv des Wirtschaftens gewiß das Interesse an der eigenen Exi- 
stenz, aber diese Existenz verstanden als von Gott gebotene und in sei- 
nem Dienst stehende Existenz. Und weiter soll sich die Ermöglichung 
dieser Existenz nicht nur auf die eigene, sondern auf die aller Menschen 
oder auf die Ganzheit aller Gesellschaftsklassen beziehen. Die Kraft 
christlicher Liebe muß sich daran erweisen, daß sie die Bedingtheit der 
eigenen Klasse zu negieren und die Aufgabe der Wirtschaft mit den 
Augen der ärmsten Klasse zu sehen imstande ist. Es gibt also Eigenge- 
setzlichkeit der Wirtschaft als teleologische Autonomie, aber gerade sie 
fordert ihre Bestimmung und Begrenzung durch sittliche Ziele. Auch 
gibt es Eigengesetzlichkeit der Wirtschaft als Sünde der Dämonie (Man- 
gelan Begrenzung) und des egoistischen Interesses (Mangel an der durch 
die Liebe gebotenen Erkenntnis der gesellschaftlichen Ganzheit), aber 
die Konsequenz ist nicht die quietistische Resignation, sondern der 
Kampf gegen die Sünde um die Wirtschaft, deren wesenhafte, schöp- 
fungsgemäfßße Aufgabe uns aus der Autonomie des Inhalts heraus zu- 
gänglich ist. 


7. So läßt sich aus dem allgemeinen Wesen der Wirtschaft die wesens- 
gemäß, wirtschaftsethische Aufgabe oder das wirtschaftsethische Sol- 
len inhaltlich ablesen. Aber danach allein läßt sich noch nicht konkret 
handeln. Denn wie die Schöpfung als Ganzes sich in beständiger Bewe- 
gung befindet, die man Geschichte nennt, so hat auch die Wirtschaft 
eine Geschichte. Das Wesen verwirklicht sich immer in geschichtlich 
bedingten Formen. Wie es falsch wäre, die Wirtschaftsformen der Bi- 
bel zum göttlich sanktionierten Vorbild für die heutige Wirtschaftsauf- 
gabe zu machen, so falsch wäre es, etwa die Stände- und Berufsordnung 
der Reformationszeit auf die heutige Zeit zu übertragen. Für die heuti- 
ge Situation ist der Gegensatz Kapitalismus-Sozialismus aktuell. Aber 
auch hier wäre es verfehlt — wie es vielfach geschieht — aus allgemeinen 
Gründen etwa den Kapitalismus zu verurteilen und den Sozialismus zu 
bejahen. Die Frage ist vielmehr die, ob der Kapitalismus imstande ist, 
die wesentnotwendige Aufgabe der Wirtschaft zu erfüllen, nämlich die 
nach dem Mafßsstabe des menschenwürdigen Daseins notwendigen 
materiellen Bedarfsgüter für alle zu schaffen. Entscheidend für die Be- 
antwortung dieser Frage ist: a) die Erkenntnis der Wirtschaftsnot der 
jeweiligen Gegenwart und ihre Ursachen und b) der notwendige Weg 
zur Beseitigung dieser Ursachen. Von daher gewinnt die jeweilige Not, 
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d.h. der eine Gegenwart beherrschende reale Widerspruch, ihre für die 
Wirtschaftsethik fruchtbare Bedeutung. Und da dieser Widerspruch sich 
in der gesellschaftlichen Schichtung, d.h. im Gegensatz der Klassen aus- 
prägt — denn konkrete Menschengruppen sind die Exponenten des je- 
weiligen Widerspruchs —, so muß die Wirtschaftsethik die durch die 
Wirtschaft geschichtlich bedingten Gesellschaftsverhältnisse als konkre- 
ten Stoff ihrer Aufgabe analysieren. Da weiter christliche Liebe auf die 
Totalität der Gesellschaft geht, weil es nicht im Sinne der Schöpfung 
Gottes liegen kann, daß nur ein bevorzugter Teil der Menschheit nicht 
unter der jeweiligen Not leidet, zeigt die aus ihrer Lage sich ergebende 
Forderung der jeweils leidenden Klasse den Weg, den die christliche 
Wirtschaftsethik konkret zu gehen hat. Hier gewinnt der Marxismus mit 
seiner Erkenntnis der geschichtlichen Fruchtbarkeit des gesellschaftlichen 
Leides für die Wirtschaftsethik seine Bedeutung. Das wirtschaftsethische 
Handeln gebietet der Christ nicht sich selbst aus zufälligen Ansichten 
und Wünschen, sondern er empfängt die wirtschaftsethische Aufgabe 
aus der in Liebe gesehenen Not der jeweiligen Gegenwart; er macht sich 
seine wirtschaftsethischen Aufgaben nicht selbst, sondern wird durch die 
Spannungen der Geschichte »geführt«. Die auf Grund der Liebe not- 
 wendige Forderung der jeweils gegenwärtigen Geschichte ist die Forde- 
rung Gottes. Sie kann nur zum kleinsten Teil innerhalb der Grenzen des 
Privatlebens durch Wohltätigkeit wirksam erfüllt werden; sie fordert dar- 
über hinaus den Zusammenschluß zu kollektivem Handeln in der Form 


der Wirtschaftspolitik. 


8. Also die heutige wirtschaftsethische Situation wird bestimmt durch 
den realen Gegensatz Kapitalismus-Sozialismus. Alle wirtschaftsethi- 
schen Bemühungen des Protestantismus sind besonders stark seit 1890 
davon geleitet. Der Gegensatz ist zur Zeit zu der wichtigsten Frage des 
gesellschaftlichen Daseins geworden durch die Folgen des Weltkrieges 
und die gleichzeitige technische Rationalisierung. Die riesige Produkti- 
vität der Wirtschaft ist von einer gigantischen Wirtschaftskrise beglei- 
tet. Weil die Menschheit in ungeheurem Maße die Knappheit an Wirt- 
schaftsgütern zu beseitigen gelernt hat, müssen viele Millionen in der 
Knappheit eines arbeitslosen Daseins leben. Das deshalb, weil die 
bisherige Wirtschaft es nicht verstanden hat, für die gewaltige Produk- 
tivität gleichzeitig die entsprechende Kaufkraft bei den Massen der Kon- 


sumenten zu schaffen, und weil die Trennung in Gläubiger- und Schuld- 
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nerstaaten die Auswirkung der Produktivität hemmt. Dieser reale Wi- 
derspruch ist die Frage der heutigen Wirtschaftslage; er ist das wirt- 
schaftsethische Problem. Ob es gelöst werden kann im Rahmen der 
alten privatkapitalistischen Wirtschaftsform oder durch deren allmäh- 
liche Umwandlung durch Wirtschaftsdemokratie oder durch revolu- 
tionären Bruch mit der bürgerlichen Gesellschaft im Aufbau einer gänz- 
lich neuen gesellschaftlichen Ordnung, darum geht heute der große 
Kampf. Die christliche Wirtschaftsethik kann nur in diesem Kampf, 
nicht jenseits seiner ihre Entscheidung treffen; denn er enthält das wirt- 
schaftsethische Gebot Gottes in dieser Stunde. 


Der Text ist entnommen: G. Wünsch, Artikel »Wirtschaftsethik«, in: Die Religion 
in Geschichte und Gegenwart, 2. Aufl., hg. von H.Gunkel, Tübingen 1927ff., Bd. 
6, Sp. 1964-1971 i.A.. 


Text Nr. 34 
F. Brunstäd, Eigengesetzlichkeit des Wirtschaftslebens? (1925) 


I: 


Das Fragezeichen, das hinter das Thema unserer heutigen Betrachtung 
gesetzt ist, hat seinen guten Grund. Es dürfte sich auf eine Zweideutig- 
keit richten, die in dem Terminus Eigengesetzlichkeit steckt, nicht etwa 
nur nach sprachlicher Ungenauigkeit, sondern auch nach sachlicher 
Problematik. Es dürfte sich bei dieser Frage um eine jener Streitigkeiten 
handeln, bei denen man aus derselben Grundgesinnung, aus derselben 
inneren Haltung heraus etwas bejaht oder verneint und unter dem, was 
mit demselben Worte bezeichnet ist, etwas Verschiedenes versteht. Die 
erste Aufgabe wäre also, die Zweideutigkeit zu klären und den Termi- 
nus Eigengesetzlichkeit näher zu bestimmen, wenn wir auch hier nicht 
aneinander vorbeireden wollen. 

Wir gehen davon aus, daß diese Frage der Eigengesetzlichkeit nicht 
nur für die Wirtschaft zu stellen ist, sondern ebenso für die Wissen- 
schaft, für die Kunst usw., für alle kulturellen Wertgebiete... 

Die Eigengesetzlichkeit als Verabsolutierung lehnen wir ab, schen in 
ihr das Übel, Verderben und Zerstörung, und zwar nicht nur des Gan- 
zen von Lebensordnung und Werterfüllung, sondern gerade auch des 
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Sondergebietes selber, das so verabsolutiert wird. Darin bekundet sich 
der Widersinn der Verabsolutierung, dies, daß sie auch sachlich unmög- 
lich ist. Es gibt keine Eigengesetzlichkeit im Sinne der Verabsolutie- 
rung. Sie zu behaupten, ist ein Wahn und eine Vermessenheit. Eigenge- 
setzlichkeit kann aber auch den Sinn haben von Sonderaufgabe, Diffe- 
renzierung, Ausgliederung innerhalb eines Wertganzen und nach seiner 
religiös begründeten Einheit. Wir reden daher vielleicht besser, um je- 
des Mißverständnis auszuschließen, statt von Eigengesetzlichkeit von 
Eigengestaltigkeit. Wir erläutern am Organismus gleichnisartig, worauf 
es ankommt. Die Glieder ordnen sich gerade durch ihre Besonderheit, 
durch ihre Sonderfunktion und Eigengestaltigkeit dem Ganzen ein, und 
das Ganze besteht gerade in dieser besonderen Vielgestaltigkeit seiner 
Glieder. Der Magen ordnet sich gerade durch seine Sonderfunktion des 
Verdauens ein, dadurch, daß er diese erfüllt und nicht andere, die Auf- 
gabe des Herzens, der Lunge oder des Gerhirnes sind. Es ist ebenso ver- 
kehrt, vom Magen etwas anderes als Verdauen zu verlangen, wie zu be- 
haupten, das Ganze sei nur ein Verdauungsapparat, weil eben der 
Magen nur verdaut. Gerade durch Herausarbeitung und Erfüllung der 
Sonderaufgabe und ihrer Bildung ordnet sich die kulturelle Wertart dem 
Ganzen ein. Es ist eine Einheit und Verbundenheit, die zu ihrer eigenen 
Wirklichkeit Besonderheit und Verschiedengestaltigkeit voraussetzt und 
fordert, bei der eine Verschiedenheit und Eigenart besteht um des Gan- 
zen willen und nach seiner Anforderung. Solche Eigengestaltigkeit steht 
immer unter der Formprägung des Ganzen, an dem sie Glied ist — ein 
Ochsenmagen paßt nicht in einen Menschenleib —, und die Eigenge- 
staltigkeit gibt dieser Formung die Wirkungsmöglichkeit. Wer immer 
wirken will, muß sich in den inneren Bau und die Bedingungen dessen 
fügen, auf das, an und mit dem er wirken will. Nicht was er will, ist ihm 
damit vorgeschrieben, dieser Wille mag und muß ihm aus ganz anderen 
Anforderungen erwachsen, aber wie er seinen Willen wirkungskräftig 
gestaltet, dafür sind ihm Bedingungen gestellt, an deren Widerstand 
vielleicht sein Wille erst zu ganzer Spannkraft und Wirkungstiefe em- 
porwächst. Diese Ordnung und Vorbedingungen bekunden auch dem 
Kreatürlichen immer aufs neue und heilsamste seine Kreatürlichkeit. 
Die Naturgesetze gelten für starr und unverbrüchlich und doch gebrau- 
chen wir sie so zu unseren Zwecken. Es gilt das Wort: »non nisi parendo 
vincitur«. Vollends der Gläubige muß gerade in dieser Ordnung Gottes 
Wille, Gottes Aufgabestellung schen. So läßt er sich auf diese Bedingun- 
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gen seines Handelns ein, aus den Anforderungen heraus, die in seinem 
Gewissen an seinen Willen ergehen. So dient er der Schöpfungsord- 
nung sie deutend und erfüllend und ihren Reichtum pfleglich ausschöp- 
fend nach den Sonderbedingungen und der Eigengestaltigkeit. Nur mit 
wahrhaft wissenschaftlicher Wissenschaft ist dabei gedient, nur mit der 
echtesten, der großen Kunst, nicht mit irgendeiner gutgemeinten Schnell- 
fertigkeit. Es gibt nicht nur den berufenen Kurzschluß in der Verabsolu- 
tierung von Endlichkeiten, es gibt auch den frommen Kurzschluß der 
Unsachlichkeit, bei dem man die Mühe und Sorgfalt der causae secundae 
überspringen will in frommer Selbstherrlichkeit, welche heilige Nüch- 
ternheit und ihren sachlichen Dienst nicht kennt und in aller Wegwer- 
fung des Nein von wahrer Demut und Hingabe weit entfernt ist. In 
diesem Sinne behaupten wir Eigengesetzlichkeit, wie nach dem Reich- 
tume der Schöpfung alles Kreatürliche durch Gottes Liebeswillen seine 
Besonderheit entfalten soll, in Gottes Gnade ein von ihm geschenktes 
Recht auf die Besonderheit als Glied des Ganzen in seinem Reichtume 
empfängt. 

Wir haben nicht mehr die undifferenzierte Einheit der jungen Kul- 
tur, wir leiden unter der Zerrissenheit und Zerbrochenheit der Aufklä- 
rung und ihres Kulturverfalles, wir suchen den lebendigen gegliederten 
Zusammenhang, in dem sich aus Eigengestaltigkeit der Glieder ein Gan- 
zes bildet. Wir nennen eine solche Ganzheit in Kunst und Leben Stil, auf 
theoretischem Gebiete System, auf ethischem Gebiete Gemeinschaft. 
Aufklärerische Kultur ist stillos, systemlos, gemeinschaftslos. Wir suchen 
Stil, System, Gemeinschaft und finden sie in den Persönlichkeitskräften, 
die aus religiöser Erweckung gestaltungskräftig erwachsen. 


II. 


Haben wir so die Bedeutung der Eigengesetzlichkeit festgestellt, so er- 
gibt sich die Anwendung auf die Wirtschaft. Auch hier haben wir Her- 
ausarbeitung der Sonderaufgabe und Entfaltung der Eigengestaltigkeit 
nach sachlichen Bedingungen und innerem Gefüge und auch hier die 
Verabsolutierung mit all ihren Gefahren. Und die Verabsolutierung ist 
hier um so widersinniger, als es sich hier an sich um das Reich der 
Mittel, um einen bloßen Dienstwert handelt, der dann zum Selbst- 
zwecke gemacht wird, und sie ist um so gefährlicher, als sie hier wirk- 
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lich alle ergreift, in alle Breite geht, zumal in einer Zeit, in welcher mit 
sachlicher Notwendigkeit die Wirtschaft die stärksten Anforderungen 
an die Menschen stellt. 

Welches ist die Sonderaufgabe der Wirtschaft, was ist Wirtschaft? 
Wirtschaft entsteht daraus, daß wir nicht im Schlaraffenland leben, daß 
die Mittel, deren Reich die Wirtschaft ist, die Güter, nicht in beliebiger 
Menge, in Fülle und Überfülle vorhanden sind, daß ein Mißverhältnis 
besteht zwischen Bedürfnissen und Anforderungen, die zu befriedigen 
und zu erfüllen sind, und Befriedigungsmitteln, die gegeben sind. 
Daraus geht die Wirtschaft und wirtschaftliches Handeln hervor. Eine 
Sache oder eine Leistung, welche zu einer Bedürfnisbefriedigung, zur 
Erfüllung einer Anforderung tauglich ist, ist ein Gut. Nicht jedes Gut 
ist ein Gegenstand der Wirtschaft, ein wirtschaftlicher Wert. Es wird 
ein wirtschaftlicher Wert, wenn es im Verhältnisse zum Bedarfe, zur 
Anforderung selten ist. Was in überreichlicher, beliebiger Menge vor- 
handen ist, es mag noch so nützlich und lebensnotwendig sein wie die 
atmosphärische Luft, die wir atmen, hat im wirtschaftlichen Sinne kei- 
nen Wert. Wirtschaft und wirtschaftlicher Wert entsteht erst aus dem 
Gute, wenn es im Verhältnisse zum Bedarfe selten ist, nur mit solchen 
Gütern wird gewirtschaftet. 

Wirtschaft geht immer auf ein Mehr an Befriedigungsmöglichkei- 
ten, auf einen Überschuß, einen Mehrwert, einen Ertrag. Die Sonder- 
funktion der Wirtschaft ist Streben nach einem Ertrage, Ertragsstre- 
ben, dadurch bedingt und hervorgerufen, daß Güter im Verhältnisse 
zum Bedarfe selten sind und nicht alle Anforderungen erfüllt werden 
können. Das Entscheidende und Bestimmende dabei sind die Bedürf- 
nisse, die Anforderungen, die Wertschätzungen. Alle Wirtschaft ordnet 
sich als das Reich der Mittel in ein System von Wertschätzungen ein, 
dem die Mittel dienen. Wirtschaft entsteht aus solchen inneren Anfor- 
derungen, für deren Erfüllung Güter nur in beschränktem, nicht aus- 
reichendem Maße zur Verfügung stehen, und ist Ertragsstreben. 

Die folgerichtige Entfaltung dieses Ertragsstrebens als der Grund- 
und Sonderfunktion der Wirtschaft ist das, was wir die kapitalistische 
Wirtschaftsweise nennen. Sie hat ihren Namen vom Kapitale. Das ist 
ein Vorrat von Gütern, Stammitteln, die dazu verwendet werden, Um- 
wege in der Produktion zu machen und Zwischenprodukte einzuschal- 
ten, durch welche die Güter, um die es eigentlich geht, reichlicher, zweck- 
mäßiger und ergiebiger gewonnen werden. Das wird erreicht, indem 
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man mit diesen Zwischenprodukten Hilfskräfte der Natur einfängt. Je 
mehr geeignete Zwischenprodukte, die so einfangen, desto ergiebiger 
der Ertrag. Die meisten Güter werden überhaupt erst durch solche 
Zwischenprodukte und Umwege möglich. Ich führe ganz einfach Bei- 
spiele an. Wenn ich nicht mit der bloßen Hand an die Felswand gehe, 
um mir Bausteine zu verschaffen, sondern Hammer und Meißel kon- 
struiere, so fange ich damit die Hebelkraft der Natur ein. Wenn ich 
Weizen nicht unmittelbar verzehre, sondern als Saatkorn verwende, so 
fange ich die Keimkraft ein usw. Das ist kapitalistische Produktion in 
ihren einfachsten Grundzügen. Das Kapital in diesem Sinne ist in sich 
selbst zureichender Grund gesteigerten Ertrages. Die größere Ergiebig- 
keit ist der Beweggrund seiner Verwendung. An das Kapital heftet sich, 
in ihm verkörpert sich gewissermaßen das Ertragsstreben als eine sach- 
liche, den Menschen zwingende Notwendigkeit. 

Kapitalistisch in diesem Sinne, Produktion auf Umwegen und mit 
Zwischenprodukten, ist auch die Arbeitsteilung und der Tausch. Das 
Zwischenprodukt ist hier die besonders ausgebildete Fertigkeit in der 
Herstellung bestimmter Güter, die ich dann tausche, um mich mit al- 
lem, dessen ich bedarf, zweckmäßig zu versorgen. Kapitalistisch in die- 
sem Sinne ist auch das Sondereigentum am Kapitale, das selbständige 
Ertragsstreben solcher Sondereigentümer, wenn wir von anderen noch 
tieferen Gründen des Sondereigentums jetzt absehen. Mit dem Son- 
dereigentume wird auch wieder eine Zwischenstelle geschaffen, durch 
welche man eine Hilfskraft der Natur einfängt. Diese Hilfskraft ist das 
Selbstinteresse, die Selbsthaftung, der Lebenswille, der Drang nach 
Besserung der eigenen Lage. Diese Naturkraft wird Mittel und Wir- 
kungshebel des wirtschaftlichen Ertragsstrebens, ist produktivitätsstei- 
gernd. Die selbständige Haftung für Scheitern und Gelingen zwingt zu 
Sorgfalt, Fleiß und Anspannung. Das selbständige, selbstverantwortli- 
che Ertragsstreben auf Grund von Sondereigentum ist das Wesen der 
Unternehmung. 

Aus Arbeitsteilung und Sondereigentum ergibt sich die tauschwirt- 
schaftliche oder marktmäßige Organisation der Wirtschaft, wobei der 
Tausch auch wieder Mittel des Ertragsstrebens und der möglichst 
reichlichen und zweckmäßigen Gewinnung aller Gebrauchsgüter ist. 
Tauschwirtschaftliche Organisation bedingt Preisbildung. Die einzel- 
nen wirtschaftlichen Verrichtungen können wirtschaftlich nur durch 
die Preisbildung ihrer Produkte aufeinander zurückgeführt werden. Das 
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sichert eine wirtschaftliche Art der Verteilung. Preisbildung ermöglicht 
Geldwesen und Geldrechnung. Geldrechnung wieder bedingt das, was 
wir rationelle Wirtschaftsführung nennen, Kalkulation, Prüfung des Er- 
folges usw. Wirtschaftsrechnung in Geld auf Grund der Preisbildung 
durch tauschwirtschaftliche Organisation in Verfolgung des Ertrags- 
strebens wird das Kennzeichen des Kapitalismus als der folgerichtigen 
Entfaltung der wirtschaftlichen Grundfunktion. Kapitalismus wird so 
eine tauschwirtschaftliche auf Sondereigentum und Arbeitsteilung ge- 
gründete Organisation, in welcher die wirtschaftlichen Handlungen nach 
dem FErtrage gemäß der Geldrechnung bestimmt werden, in welcher 
Stammittel, Kosten und Ertrag in Geld veranschlagt werden und ein 
Überschuß über die Kosten in Geld ausgedrückt und rechnerisch nach- 
weislich das Ziel des Handelns ist. Das ist folgerichtig Entfaltung des 
Ertragsstrebens. 

Dabei darf Ertragsstreben und menschlicher Eigennutz und Selbst- 
sucht nicht verwechselt werden, wie es in der Zweideutigkeit des Wor- 
tes Profit leicht geschieht. Man kann der wirtschaftlichen Aufgabe, die 
mit Ertragsstreben zu bezeichnen ist, mit reiner sachlicher Hingabe die- 
nen, um des Werkes, der Leistung willen. So »ideal-sachlich«, wie ich 
die Wahrheit erforschen und das Schöne bilden kann, kann ich auch in 
der Wirtschaft tätig sein. Das braucht mit Eigennutz gar nichts zu schaf- 
fen haben. Im wirtschaftlichen Ertragsstreben ist vielmehr der Eigen- 
nutz oder Lebenswille sachlich zu binden und in Dienst und Zucht zu 
nehmen. Man wird dieses Hebels aber nicht entraten können, so lange 
Menschen Menschen sind. Das Selbstinteresse ist dabei auch grund- 
sätzlich nur ein gebundenes Mittel. 

Schließlich, dem selbständigen Ertragsstreben entspricht die grund- 
sätzliche Freiheit des Verbrauches. Über die Produktionsmittel verfügt 
doch im Grunde der, welcher mit seinem Bedarfe und Verbrauche an- 
gibt, was hergestellt werden soll und von wem es hergestellt werden 
soll. Diese Wirtschaftsweise ist Erwerbswirtschaft, weil sie tauschwirt- 
schaftliche Produktion für den Markt ist, aber sie ist auch Bedarfswirt- 
schaft, weil gerade das Ertragsstreben dazu zwingt, dem Bedarfe nach- 
zugehen, weil Absicht auf Ertrag die Anpassung an den Bedarf aufs 
sicherste verbürgt. Ich kann nur Ertrag erzielen und Erwerb machen, 
. wenn ich etwas erzeuge und anbiete, wofür Menschen aus Bedarf etwas 
zu geben willens und imstande sind, und ich kann nur einen Bedarf 
befriedigen, wenn ich einen Ertrag erziele und Erwerb mache, Über- 
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schuß über die Kosten habe. Der Vorzug der kapitalistischen Produkti- 
onsweise ist diese grundsätzliche Freiheit des Verbrauches und die Lei- 
tung der Wirtschaft nach seinen Ansprüchen. Und das ist es gerade, 
wodurch sich die Wirtschaft nach dem Systeme der Bedürfnisse und 
Anforderungen in das kulturelle Wertganze eingliedert. Der Verbrauch 
muß sich seiner Verantwortung und seiner Macht bewußt werden. Was 
ein Volk für Bedürfnisse hat, auch welchen Beweggründen sein Bedarf 
und Verbrauch bestimmt wird, das entscheidet auch über seine Wirt- 
schaft. Wie es selbst innerlich aussieht, das ist an seiner Wirtschaft greif- 
bar zu erkennen. Die Frage ist, ob der Verbrauch durch innere Form- 
und Wertkräfte bestimmt wird. Die Kultur der Bedürfnisse, der Wert- 
schätzungen ist entscheidend, durch sie gliedert sich die Wirtschaft dem 
Ertragsstreben folgend in das kulturelle Ganze ein. 

Das ist die kapitalistische Wirtschaftsweise als folgerichtige Gestal- 
tung der wirtschaftlichen Grundfunktion des Ertragsstrebens. Daraus 
ist auch ihre geschichtliche Entwicklung und ihr gegenwärtiger Zu- 
stand zu verstehen. Die mannigfachen technischen Erfindungen bilden 
das System der Zwischenprodukte und des Einfangens von Naturkräf- 
ten aufs umfassendste und feinste aus. Ein dadurch steigender Wohl- 
stand stellt immer neues Kapital zur Verfügung, um die Produktion zu 
erweitern und das System auszudehnen. Es bildet sich die Großpro- 
duktion mit Maschinenwesen, die großen Kapitalansammlungen und 
Produktionsmittelkomplexe, in denen sich am meisten das Ertragsstre- 
ben als der Geist der Wirtschaft verkörpert. Der neue Verkehr schafft 
große Wirtschaftsgebiete und weite Märkte. Arbeitsteilung und tausch- 
wirtschaftliche Organisation schreiten entsprechend fort. Rationelle 
Wirtschaftsführung mit sorgfältiger Rechnung wird bis ins feinste durch- 
geführt und beherrscht mit strenger Ordnung die Wirtschaft. 

Die wirtschaftliche Entwicklung vollzieht sich unter dem Drucke 
eines starken, ja unerhörten Volkswachstums. Das ist der Antrieb in 
dieser Wirtschaft. Der große Bevölkerungszuwachs strömt in die neuen 
Formen der Wirtschaft ein. Das bedeutet eine große Umschichtung 
und Umbildung, die an sich schon krisenhafte Übergangserscheinun- 
gen zur Folge haben muß. Die wirtschaftliche Anspannung wächst ge- 
waltig mit der Verengerung des Lebensraumes, der Zunahme der Be- 
völkerung und der Steigerung innerer Ansprüche an. Die Wirtschaft 
kommt in immer stärkere und umfassendere Bewegung. Was in dieser 
Entfaltung geleistet worden ist, kann nicht leicht überschätzt werden. 
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Das deutsche Volk ist auf das Dreifache seines Bestandes zu Anfang des 
19. Jahrhunderts gewachsen, und diese wachsende Menschenzahl ist in 
einem unvergleichlich steigenden Wohlstande ernährt und versorgt 
worden. Es treten aber auch schwere Schäden, Nöte und Gefahren auf, 
besonders in der Lage des neuen Standes, der in dieser Wirtschaftsent- 
faltung entsteht, in den Arbeits-, Lebens- und Siedlungsverhältnissen 
der gewerblichen Lohnarbeiterschaft, in der Lebensform der modernen 
Industriegroßstadt. Sie sind mit einem Worte als Proletarisierung zu 
bezeichnen. Die Bedingungen der Entstehung und der Überwindung 
dieser Schäden sind jetzt nicht zu erörtern. Die Tatsache Proletariat ist 
in starkem Maße die Tatsache unseres Volkswachstums. 

Die Schäden, Nöte und Gefahren verschärfen und steigern sich, weil 
sich nun auch für die Wirtschaft in einer insgesamt aufklärerischen 
Kultur die Gefahr der Verabsolutierung ergibt. Auf wirtschaftlichem 
Gebiete wiederholt sich, was sich auf anderen schon vollzogen hatte. 
Aus der Verabsolutierung der Wirtschaft folgt ebenso, wie wir das Ent- 
sprechende bei den anderen Wertarten feststellen müssen, die Verwirt- 
schaftlichung des gesamten Lebens. Die sich verabsolutierende Wirt- 
schaft verliert ihre Eingliederung in das Kultursystem, wie dieses selbst 
sich aufklärerisch zersetzt hat. Der Verbrauch verliert seine inneren Be- 
dingungen, seine inneren Form- und Wertkräfte, er wird maßlos, form- 
los, in sich zügellos, nur von außen durch die Mittel eingeschänkt. Sein 
Verhältnis zur Wirtschaft droht sich zu verkehren. Verabsolutierte Wirt- 
schaft führt zu sinnlosem Genusse und Erwerbe. Das verabsolutierte 
Mittel der Wirtschaft wird mißbräuchlich das Geld. Das aufklärerische 
Prinzip vom absoluten Individuum führt dazu, daß der Eigennutz, statt 
durch das sachliche Ertragsstreben eingefangen zu werden, sich an die 
Stelle des Ertragsstrebens setzt. Nannten wir die folgerichtig aus ihrer 
Grundfunktion nach ihrer eigenartigen Sonderaufgabe, nach ihrer Ei- 
gengestaltigkeit entfaltete Wirtschaft Kapitalismus, so ist diese verabso- 
lutierte Wirtschaft Mammonismus. Beides ist so sorgfältig zu unter- 
scheiden wie nach Sonderaufgabe differenzierte und verabsolutierte 
Wirtschaft. Das Wort Eigengesetzlichkeit kann in seiner Zweideutig- 
keit beides decken und im Für und Wider eins für das andere setzen 
lassen. Da haben wir zu scheiden. Wir dürfen weder mit den wirtschaft- 
lich notwendigen und unerläßlichen Bedingungen des kapitalwirtschaft- 
lichen oder kapitalistischen Systemes auch seine mammonistische Ver- 
absolutierung und Entartung decken, wollen noch mit der rücksichts- 
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losen Bekämpfung dieser Entartung uns auch über die unerläßliche und 
folgerichtige Herausarbeitung wirtschaftlicher Eigengestaltigkeit hin- 
wegsetzen. Wir können hier nicht zu der wirtschaftlichen Möglichkeit 
und Haltbarkeit sozialistischer Wirtschaftsordnung Stellung nehmen. 
Aber das müssen wir hervorheben, daß die ausgeprägte Gestalt des So- 
zialismus, der Marxismus, gerade das Entscheidende verfehlt und das 
Grundübel, die Verabsolutierung der Wirtschaft und die Verwirtschaft- 
lichung des gesamten Lebens sogar noch zur ausdrücklichen Theorie 
erhebt in der materialistischen Geschichtsauffassung und in der sog. 
Arbeitswerttheorie, in dem wissenschaftlich gründlich widerlegten Ver- 
suche, den Wert wirtschaftlicher Güter auf das Maß von Arbeit zu be- 
gründen, das ihre Erlangung oder Herstellung kostet. 

Wir haben vom Christentum und von christlicher Kulturkritik und 
Kulturschöpfung aus der Verabsolutierung der Wirtschaft mit allen ih- 
ren Folgen entgegenzuwirken, die Vergötzung dieses Dienstwertes, den 
Mammonismus, den aufklärerischen Kulturzustand, aus dem er her- 
vorgeht und innerhalb dessen er allein möglich ist, zu überwinden. Mit 
der Überwindung dieses Kulturzustandes im ganzen sind auch die in- 
neren Voraussetzungen des Mammonismus beseitigt. Die Wirtschaft 
gilt nicht absolut, sie ist als Reich der Mittel ein eingeordnetes Glied im 
kulturellen Wertganzen nach seinem religiösen Ursprunge und seinem 
religiösen Ziele. Und zwar muß sie gerade aus ihren eigenen Bedingun- 
gen heraus, nach ihrer Sonderfunktion und Eigengestaltigkeit einge- 
gliedert werden, wobei wieder an das Gleichnis vom Magen zu denken 
ist. Das geschieht durch innere Formung des Verbrauches, durch wirk- 
liche Kultur des Bedarfs und dadurch, daß alle künstlichen mammoni- 
stischen Hemmungen der Herrschaft eines so bestimmten Verbrauches 
über die Wirtschaft beseitigt werden. 

Solche Eingliederung wird bewerkstelligt in der Rechtsgestaltung, in 
der staatlichen Rechtsordnung, in der staatlichen Wirtschafts- und So- 
zialpolitik. Der Staat ist der Hüter und Ordner des kulturellen nationa- 
len Wertganzen, er ist ein sittlich-kulturelles Gebilde, die Zusammen- 
fassung ringenden Wertwillens in einem Volke. Was der Wille für den 
Einzelnen ist, das ist für ein Voik, für ein kulturell-nationales Gemein- 
wesen der Staat. Wie der Wille im Leben des Einzelnen allem seine Ord- 
nung und Haltung gibt aus dem Ergriffensein des Gewissens heraus, so 
der Staat im Volke. Wie der Einzelne in all seiner Begabung nichts nütze 


ist, wenn ihm der Wille und die Zucht des Willens fehlt, ja wie sich 
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gerade seine Begabung für ihn und seine Umgebung zum Unsegen ver- 
kehren kann, so kann auch ein Volk nicht gedeihen in der Gliederung 
seines Lebens, mag es noch so reiche Gaben und Anlagen mitbringen, 
ohne einen starken Staat. Der Staat hat den Primat über die Wirtschaft. 
Er hat die Wirtschaft einzugliedern, und zwar aus ihren eigenen Bedin- 
gungen heraus. Er hat die Aufgabe der Wirtschaftspflege, er hat das 
Gedeihen der Wirtschaft zu hüten und zu pflegen, ihr Schutz und För- 
derung in ihrer Entfaltung zu gewähren. Er hat der Wirtschaft die recht- 
lichen Bindungen nicht von außen vorzuschreiben, sondern diese aus 
ihrer eigenen Gesetzlichkeit nach deren Wertbeziehung herauszuheben, 
möglichst auch in der organisatorischen Form der Selbstverwaltung. In 
dieser Eingliederung zieht er der Wirtschaft auch ihre Grenzen. Sie ist 
nicht absolut. Und der Staat hat dafür zu sorgen, daß wirtschaftliche 
Vorgänge nicht außerwirtschaftliche Wirkungen haben, die andere Le- 
bensnotwendigkeiten, Kulturgüter und Wertgestaltungen schädigen und 
zerstören. Dafs dieser Wertwille, welcher der Staat ist, recht gebildet 
werde, daß die Lebensordnung, welche der Staat mit seinem Rechte setzt 
und vollzieht, diese Aufgabe erfülle, das ist Sache der Christen im Staa- 
te, dafür tragen sie an ihrem Teile die Verantwortung, auch dafür, daß 
der Staat nicht ein Gemächte wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Gruppen, welche es auch seien, wird, daß er seine eigenständige Hoheit 
und Würde gegenüber der Wirtschaft wahrt, die Hoheit und Würde, 
die ehedem in der Krone ihre verfassungsrechtliche Gewähr hatte. Der 
Staat vermag das, wenn er volkstümlicher Staat ist, d.h. sich in der le- 
bendigen Einheit, Eigenart und Wertganzheit des Volkstums begrün- 
det. Das Volkstum ist auch eine Lebenswirklichkeit der Geschichte, 
welche die aufklärerische Theorie und die Lehre vom absoluten Indivi- 
duum nicht sieht, sondern verkennt und zerstört, mit ihrer individuali- 
stisch gebildeten Gruppe, der Klasse. Die innere Wertverbundenheit des 
Volkstumes nach seinen eigenartigen Anlagen, in denen es eine lebendi- 
ge Schöpfungsindividualität aus Gottes Hand ist, steht der Kulturzer- 
setzung der Isolierung und Verabsolutierung entgegen, in ihr ist fester 
Zusammenhalt des kulturellen Lebens nach seinen irdischen Bedingun- 
gen zu begründen. In der Verlebendigung des Volkstumes, des Volksge- 
fühles, der Zusammengehörigkeit in einer solchen Schöpfungsindivi- 
dualität und einem solchen Wertganzen haben wir die Voraussetzung 
und Möglichkeit der Überwindung der Verabsolutierung auch in der 
Wirtschaft. Sie vollzieht sich im volkstümlichen Staate. 
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Dabei müssen wir nüchtern und klar, mit jener heiligen Nüchternheit, 
die Eigengestaltigkeit der Wirtschaft herausarbeiten. Das ist nötig wie 
alle kulturelle Differenzierung. Wie eine echt wissenschaftliche Wis- 
senschaft, eine wahrhaft künstlerische Kunst, so tut auch eine wirk- 
same, in ihrer arteigenen Verrichtung klar durchgebildete Wirtschaft 
not. Alle Bekämpfung von Schäden und Nöten führt zu nichts, wenn 
die Wirtschaft als solche nicht ertragsfähig ist. Die Aufgabe, unser so 
schnell gewachsenes Volk, das durch seine Feinde so vieler Hilfsmittel 
beraubt ist, dem der an sich schon enge Lebensraum noch mehr einge- 
engt ist, dem in seiner Verarmung noch so schwere Tributpflichten auf- 
erlegt sind, zu ernähren und zu versorgen, nimmt uns kein bloßer guter 
Wille ab. Wir stehen da vor harten und härtesten Notwendigkeiten. Es 
bleibt wahr, die beste Sozialpolitik ist eine gute Wirtschaftspolitik. Wir 
müssen in die strenge Ordnung der causae secundae hinein. So ist es 
auch Gottes Wille nach seiner Schöpfungsordnung. Wir können uns 
darüber nicht hinwegsetzen: non nisi parendo. Nüchterne Klarheit tut 
not. Mir hat das immer eine Anekdote gut klar gemacht. Ein frommer 
Landwirt steht mit einem Besucher vor einem schlechten Acker und 
der Besucher sagt ihm: »Lieber Freund, da hilft kein Beten, da muß 
Mist hinein.« Wir setzen auch Blitzableiter auf unsere Kirchtürme und 
nehmen auf unsere Häuser, die wir in Gottes Hut stellen, Brandversi- 
cherungen auf. Auch natürliche Notwendigkeiten sind nach dem Schöp- 
fungsglauben Gottes Ordnung. So hat die Wirtschaft ihre Eigengestal- 
tigkeit. Auch das Ertragsstreben ist als solches nicht vom Übel. Vom 
Übel ist seine Verabsolutierung, vom Übel sind die Menschen, die es 
verabsolutieren, weil sie nichts anderes haben. Auch der natürliche Le- 
benswille, der uns eingepflanzt ist, hat sein Recht vor Gott, wenn wir 
ihn einfügen in die ewige Aufgabe und Verantwortlichkeit, die unse- 
rem Leben gestellt sind. | 

So gilt das non nisi parendo, aber um des vincitur willen, um des 
Zieles willen, dem so nachgelebt werden soll. Es gilt auch das Wort, 
daß keine Wirtschaft auf die Dauer gesund gedeihen kann ohne eine 
durchgreifende Sozialpolitik. Und das Christentum hat seine Forde- 
rungen an alle Wirtschaftsordnung. Es ist abhängig von aller Wirtschafts- 
ordnung und schreibt keine Wirtschaftsordnung vor. Es kann sich an 
sich weder für Kapitalismus noch für Sozialismus entscheiden. Es muß 
verlangen, daß die Eigengestaltigkeit der Wirtschaft zu ihrem Rechte 


kommt. Es hat sich für das zu entscheiden, was sich aus solcher Eigen- 


293 


gestaltigkeit der Wirtschaft als notwendig und folgerichtig ergibt, was 
gründliche Einsicht in den inneren Bau dieses Wertgebietes und seiner 
Aufgabe verlangt. Es hat dann um die Eingliederung der Wirtschaft zu 
ringen. Es ringt darum mit jenen Forderungen, die so alt sind wie seine 
Geschichte und die wieder erst eben von der sozialen Botschaft des 
Evangelischen Kirchentages verkündigt worden sind. Wir haben hier 
davon nicht mehr zu reden. Ich deute nur an. Es ist die Lehre von 
Eigentum und Besitz als einem anvertrauten Gute, von der Arbeit als 
Beruf, von der inneren Wertbestimmung des Verbrauches, von dem 
unvergleichlichen unbedingten Werte der zur Gottesgemeinschaft be- 
stimmten Menschenseele. Diese Forderungen bestimmen die Wirtschaft 
gerade in ihrer Eigengestaltigkeit von dem religiös begründeten kultu- 
rellen Wertganzen aus, in das sie sich nach ihrer Sonderfunktion einzu- 
ordnen hat; sie formen den Willen, der durch Ausschöpfung und Aus- 
wertung der Mittel und ihrer Bedingungen herrschen soll. Was sie in 
concreto für die Wirtschaftsgestaltung bedeuten, ist nicht mehr darzu- 
legen. Nur soviel ist zu sagen, daß sie uns in allen Stücken über den 
Gegensatz des älteren Kapitalismus mit seinen Schäden, Gefahren und 
Nöten und des Sozialismus, über den Gegensatz, an dem wir uns sonst 
zerreiben, wie mit einem Schlage zu einem höheren Dritten hinausfüh- 
ren. In diesem höheren Dritten wird die Wirtschaftsverfassung des Ka- 
pitalismus in ihren Grundzügen festgehalten und veredelt, und der So- 
zialismus, wenn er überhaupt dazu kommt, sein Wirtschaftsziel positiv 
zu durchdenken und seine aufklärerische Weltanschauung abzustoßen, 
wird erkennen, daß er schließlich mit seinen Ergebnissen gar nicht so 
weit davon entfernt ist. 

In Krisis und Verfall der Diesseitskultur und in Sprengung der Halb- 
heiten und Widersinnigkeiten der Kulturreligion ergeht neu die mis- 
sionarische Berufung an die Kirche nach Verkündigung und Verhei- 
ung. Damit ist ihr auch die Aufgabe weltüberwindender Kulturgestal- 
tung gestellt. Unsere Zeit redet gerne und mit Recht von der Entschei- 
dung, die nottut. Sie wird in neuen schweren Irrtum verfallen, wenn sie 
darüber die Bewährung vergißt, die Bewährung in tätiger, ringender 
Erwartung der Vollendung. Um jedes Mißverständnis, dem der Philo- 
soph unter Theologen ja immer preisgegeben ist, auszuschließen, sei es 
gesagt: Vollendung ist nicht evolutionistisch gemeint im Sinne eines 
Endzustandes dieser Welt, sondern als Gliedwerden an dem Reiche 
Gottes, das nicht von dieser Welt ist, dem wir aber in dieser Welt entge- 
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genleben sollen. Wir wissen, es bereitet sich nicht in Einrichtungen vor, 
sondern in lebendigen erweckten Menschenseelen und Persönlichkei- 
ten. Aber wir wissen, daß für solche Persönlichkeiten Wachstumsvor- 
aussetzungen zu schaffen sind und daß sich solche Persönlichkeiten in 
der Gestaltung der Welt zu bewähren haben. Fine Ordnung auszubil- 
den, in welcher es Menschen nach den Bedingungen ihres irdischen 
Wandels leichter gemacht wird, zu Gott zu kommen und in Gehorsam 
Gottes Schöpfungswillen durch die Sünde hindurch und über sie hin- 
aus im Kampfe des Glaubens zu erfüllen, ist unsere Aufgabe. Dies gilt 
auch nach seiten der Wirtschaft und auch gerade in der Achtung vor 
ihrer Eigengestaltigkeit. Was Luther in seiner Erklärung des Magnificat 
von Maria sagt: omnia sua refert ad Deum, das gilt auch von dieser 
Aufgabe, das ist recht eigentlich das Losungswort des Idealismus in sei- 
ner Kulturgestaltung. Und dieses referre bedeutet sowohl das Zurück- 
führen auf Gott wie das Hinbringen zu Gott. Wenn man will, so liegt 
darin ein »Rühmen«, aber es ist das Sich-rühmen des Herrn und seiner 
Gnade, das »Magnificat«. Das sei für diejenigen gesagt, die in solchem 
Streben immer noch heidnische Weltverklärung sehen zu müssen glau- 
ben. Wir dienen unserem Ziele auch in aller Eigengestaltigkeit der 
Wertarten im Sinne dieser Losung: omnia sua referre ad Deum. 


Diese Rede hielt FE Brunstäd auf dem 24. Kirchlich-sozialen Kongreß 1925 in Dres- 
den. 

Der Text ist entnommen: F Brunstäd, Eigengesetzlichkeit des Wirtschaftslebens? 
In: ders., Gesammelte Aufsätze und kleinere Schriften, hg. von E. Gerstenmaier 


und C.G. Schweitzer, Berlin 1957, S. 377-394 ı.A. 


Text Nr. 35 
H.-D. Wendland, Grundlagen der christlichen Wirtschaftsethik 
(1929) 


Seit mehreren Jahren ist in Kirche und Theologie eine Aussprache über 
die Probleme und Grundbegriffe der christlichen Sozialethik im Gan- 
ge, in deren Verlaufe eine große Zahl kleiner Schriften und Aufsätze 
über diese Fragen erschienen sind. Umso notwendiger war es, alle diese 
zunächst sehr verschiedenartigen, ja gegensätzlichen Versuche zur evan- 


gelischen Sozial- und Wirtschaftsethik gründlich durchzuarbeiten und 
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ihre wertvollen Elemente miteinander zu vereinigen, um so das Ringen 
der Kirche um die Erkenntnis und Gestaltung ihrer sozialen Aufgabe 
ein Stück vorwärtszubringen. Inzwischen ist nun die erste umfangrei- 
che Gesamtdarstellung erschienen: »Evangelische Wirtschaftsethik« von 
Georg Wünsch, a.o. Professor für systematische Theologie in Marburg, 
der schon zuvor mit einigen die Sozial- und Wirtschaftsethik betreffen- 
den Versuchen hervorgetreten war, z.B. »Der Zusammenbruch des Lu- 
thertums als Sozialgestaltung« (1921), »Religion und Wirtschaft« (1925); 
vgl. auch seine regelmäßigen Wirtschaftsberichte in der »Christlichen 
Welt«. Wir haben an dies Buch die Frage zu richten: liegt hier diejenige 
Zusammenfassung evangelisch-lutherischer Sozial- und Wirtschaftsauf- 
fassung vor, deren wir nach der Fülle verschiedenster Versuche und Stel- 
Jungnahmen heute dringend bedürfen? Bringt sie die spezifisch-refor- 
matorische Beurteilung der sozialen Wirklichkeit zur Geltung? 

_ Reformatorische Ethik ist Ethik des Glaubens, und das heißt Ethik 
der Rechtfertigung und Vergebung. Christliche Sozialethik ist nur mög- 
lich, wenn sie dieses Grundes nie vergißt, wenn sie allein aus diesem 
Grunde entfaltet, was Wiedergeburt, neues Leben, neue Schöpfung auch 
der menschlichen Gemeinschaft bedeuten. Christliche Sozialethik stellt 
und beantwortet die Frage, wie aus Gottesgemeinschaft Kraft der Er- 
neuerung und Heiligung der Menschengemeinschaft quillt. G. Wünsch 
betont an einer Stelle seines Werkes also mit Recht, daß die Rechtferti- 
gung die Wurzel der christlichen Ethik sei. Allein er vermag diese Er- 
kenntnis in der breiten theologischen Grundlegung seines Werkes (»Der 
christliche Gottesbegriff, S. 127 bis 269), nicht genügend durchzuge- 
stalten. Ethik aus dem Grunde der Rechtfertigung heißt, daß die Recht- 
fertigung als Ursprung und Kraft des sittlichen Lebens deutlich werde. 
Wünsch zeigt nicht, wie Liebe, Freiheit, Gehorsam, heiliger Geist die 
Geburt der christlichen Ethik sind und ihre Kraft bleiben. Hier allein 
aber ist das Prinzip christlicher Sozialethik zu suchen und zu finden: 
die aus Glauben durch Liebe handelnde Gemeinschaft. Zwar geht 
Wünsch von dem Begriff der göttlichen Güte aus und will diesen von 
einem rationalen Gedanken der Güte sondern. Aber dieser Begriff der 
göttlichen Güte ist selbst schon zuvor rationalisiert worden, wenn 
Wünsch die Liebe (als auf den einzelnen Menschen gerichtet) und gar 
die Barmherzigkeit (auf das in Not befindliche Geschöpf gerichtet!) 
nur »Spezialarten der Güte« nennt, die die ganze Schöpfung umfasse 
und auf das Objektive gerichtet sei. Dann ist das Versöhnungshandeln 


296 


Gottes degradiert; es darf nicht dem Schöpfungshandeln untergeord- 
net werden. Erst »Gnade« bezeichnet das Durchgreifende des göttli- 
chen Handelns mit dem Menschen und der Menschheit als dem Men- 
schen und der Menschheit der Sünde. Hier ist Tieferes und mehr als 
nur »Güte«, so wenig diese aus dem Rechtfertigungsgedanken ausge- 
schlossen bleibt. — Dieser theologische Ansatz Wünschs hat naturge- 
mäß wichtige Folgen: 

Erstens wird die christliche Ethik der humanen zu stark angenähert; 
es ist eine ungenügende Bestimmung zu sagen, das Ziel der christlichen 
Ethik liege ein Stück weiter als das der humanen, vielmehr setzt die christ- 
liche Ethik die völlige Krisis der humanen Ethik voraus und gibt eine 
Antwort auf diese Krisis, in der die humane Ethik eine völlige Umwand- 
lung erfährt. Zweitens, mit diesem ersten aufs engste zuammenhängend, 
ist die von Wünsch vorgenommene Verhältnisbestimmung der theologi- 
schen und philosophischen Ethik höchst gefährlich. Zwar zeigt er in der 
philosophischen Grundlegung (formal- und materialphilosophische Er- 
fassung des Sittlichen, S. 15 bis 126, stark beeinflußt durch Nikolai Hart- 
manns phänomenologische »Ethik«, 1926), daß die philosophische Ethik 
über Skepsis und Relativismus im Grunde nicht hinauskommen könne. 
Aber die Schnelligkeit, mit der er dann den Sprung in die Glaubenswelt 
vollzieht, ist nicht angebracht. Denn hier handelt es sich darum, die Grün- 
de zu entfalten, aus denen heraus die Ethik der Rechtfertigung die Ant- 
wort geben kann in der Krisis und auf die Fragen der philosophischen 
Ethik. Wir finden zwar die Tendenz dazu bei Wünsch, aber nicht ihre 
Durchführung. Daher kann es auch zumindest so scheinen, als wenn die 
christliche Ethik erstens nur eine von vielen möglichen weltanschaulich- 
religiösen Antworten auf die Fragen der philosophischen Ethik sei, ja als 
ob zweitens die christliche Ethik nur Abart und Sonderentfaltung einer 
allgemeinen Ethik sei. Sonst könnte Wünsch bei Darlegung des Begriffs 
Sozialethik nicht sagen: »Zur christlichen Ethik kommt noch ein weite- 
res Moment hinzu, nämlich der Inhalt des christlichen Glaubens und 
die durch ihn bedingten eigentümlichen Werturteile.« Wie kann der 
Glaube als Grund der Ethik überhaupt, sofern sie echte Ethik sein soll, 
ein nur hinzukommendes Moment sein? — Die dritte Folge betrifft das 
Verhältnis der Schöpfung zu der Versöhnung und Erlösung. Es ist zwei- 
fellos ein Verdienst Wünschs, den Schöpfungsglauben als Grund der 
Sozialethik stark betont zu haben. Durch ihn finden wir die Ordnung 
der Wertreiche, die die Philosophie nicht zu geben vermag. Aus ihm fließt 
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die Pflicht zur Sachlichkeit, zur Hingabe an die Wirklichkeit, um deren 
Schöpfungssinn das ethische Handeln ringt. Darin stimmt Wünsch durch- 
aus mit dem von ihm früher heftig bekämpften Brunstäd zusammen, der 
dies schon immer hervorhob. Aber: christliches Ethos ist nicht nur »ein 
Handeln an der Schöpfung« (S. 265). Der Grund der Möglichkeit dieses 
Handelns und des Schöpfungsglaubens selbst muß deutlich werden. Er- 
lösung als neue Schöpfung und Hoffnung der universalen Wiedergeburt, 
der Palingenesie, sind der Grund dafür, daß wir die Welt als Welt Gottes 
sehen dürfen, zugleich aber auch der Grund der Erkenntnis der Sünde 
und Verlorenheit dieser Welt. In der einen Erkenntnis hat die christliche 
Sozialethik ihren Grund, an der anderen ihre Grenze. 

Christliche Ethik ist Ethik der Kirche. Wer Glaube sagt und Offen- 
barung, Rechtfertigung und Vergebung, der sagt Kirche. Daß aus der 
Gemeinschaft der Sünde und Schuld die Vergebungsgemeinschaft wird, 
das ist Kirche. Als Glaubensgemeinschaft ist sie Liebesgemeinschaft. 
Ohne Kirche in diesem Sinne des Glaubens gibt es theoretisch und 
praktisch keine christliche Sozialethik. Der rechte Begriff der Kirche ist 
entscheidend für den Aufbau der evangelischen Sozialethik. Wir ver- 
missen ihn in der Grundlegung der Wünsch'schen Wirtschaftsethik. 
Die Kirche taucht erst am Schluß des Werkes auf, in der Darlegung 
über die Aufgabe der Kirche in der gegenwärtigen Wirtschaftslage. Die 
ihr dort zugewiesene Wächterpflicht über Sinn und Reinheit der Schöp- 
fung und über die Erfüllung der weltlichen Berufe gemäß ihrem Sach- 
sinn und der Liebe (S. 692, vgl. S. 708) kann doch aber nur so sicher 
begründet werden, daß die eigentümliche soziale Struktur der Kirche 
über allen anderen sozialen Bildungen aus dem Wesen der Kirche als 
der Gemeinschaft der zu.Gott Berufenen, mit ihm Versöhnten, durch 
ihn einander Dienenden und Liebenden entwickelt wird. Die soziale 
Aufgabe der Kirche ist sie selbst (Fr. Brunstäd), d.h. die wirklich leben- 
dige Gemeinde, die allem menschlichen Ringen um wahre Gemein- 
schaft in seiner qualvollen Endlosigkeit und Zerbrochenheit mit der 
Verkündigung und dem Leben der erlösten Gemeinschaft entgegen- 
tritt. Sozialethisches Handeln ist immerdar Handeln der Kirche in die- 
sem Sinne, durch Wort und Werk. Nur dadurch, daß es Kirche gibt, 
gibt es christliche Sozialethik und christliches soziales Handeln. Es muß 
nachdrücklich darauf hingewiesen werden, daß die ältere sozialethische 
Arbeit, die heute weithin unbekannt zu sein scheint (Wünsch nennt 


das Buch von M. v. Nathusius »Die Mitarbeit der Kirche an der Lösung 
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der sozialen Frage«, 3. Aufl., Leipzig 1904 überhaupt nicht), so vor 
allem Nathusius (a.a.O. S.233 ff.) als Grundlage für die christliche Lehre 
von der menschlichen Gesellschaft die Lehre von der Kirche entwickelt 
— mit allem Rechte. Antwortet allgemein die Glaubensethik auf die 
Krisis der allgemeinen Ethik, so bedeutet die Kirche als Gemeinschaft 
der Heiligen Gericht und Gnade für die Krisis der nur-menschlichen 
Gemeinschaft. Unter diesem Gesichtspunkt sind in der christlichen 
Sozialethik dann die Probleme des Massentums und des Individualis- 
mus als notwendige Folgen des Versuches, Gemeinschaft ohne Glau- 
ben zu haben und zu bilden, darzustellen. 

Alle christliche Wirtschaftsethik ist in besonderem Sinne Sozialethik. 
Denn in ihr handelt es sich nicht nur um Kritik und Bewertung des 
Phänomens Wirtschaft an sich, des »Wesens« der Wirtschaft. Theolo- 
gisch belangreich ist diese Wirklichkeit »Wirtschaft« vielmehr vor al- 
lem deshalb, weil sie Menschen prägt und untereinander in Beziehung 
setzt. Wirtschaft ist also vorzüglich als Verfassung und Ordnung eines 
Gesamtlebens von Menschen Problem der christlichen Sozialethik. 
Wirtschaft ist immer Wirtschaftsgemeinschaft. Die aus den Grundfunk- 
tionen der Wirtschaft: Arbeiten, Erwerben, Besitzen und Verbrauchen 
hervorgehende soziale Ordnung unterliegt vor allem der christlich-ethi- 
schen Beurteilung. Auch Wünsch untersucht Arbeit, Beruf, Eigentum, 
Arbeitskämpfe und Systeme der Wirtschaft. Aber es fehlt die besondere 
sozialethische Grundlegung. Sozialethik ist für ihn objektive Wertethik 
(Ethik der Kultur) im Gegensatz zur personalen Ethik, also gerade nicht 
Lehre von den menschlichen Gemeinschaften. Auch der Einzelne kann 
ja, sagt Wünsch, zum Wirtschaftswerte in Beziehung stehen. Dann 
brauchten wir aber den Begriff Sozialethik überhaupt nicht mehr. Dies 
scheint uns völlig schief. Die Wertbeziehung der Person als solcher ge- 
nügt nicht, weder zur Konstituierung der Sozial-, noch auch der Wirt- 
schaftsethik. Ebensowenig kann man Wünsch zustimmen, wenn er das 
»reine Personenverhältnis« zwischen Ich und Du aus der Sozialethik 
aussondern will. Sind Ehe, Familie, Nachbarschaft nicht (und gerade 
heute!) entscheidende sozialethische Probleme? Dabei geben wir zu, daß 
es die Sozialethik mit objektiven Werden »Wirtschaft«, »Staat« usw.) 
zu tun hat — aber in ihrem besonderen Sinne. So nämlich, daß sie die 
Wertvergemeinschaftung, die sozialbildende Wirkung dieser Werte 
untersucht. Wie in der theologischen Grundlegung Wünschs die spezi- 
fisch christliche Gemeinschaft, so fehlt in der philosophischen das Ge- 
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meinschaftsproblem überhaupt. Auch von soziologischer Seite ist 
Wünsch auf das Fehlen der soziologischen Unterbauung aufmerksam 
gemacht worden. 

Bei alledem soll nicht verschwiegen werden, daß die zusammenhän- 
gende Aufrollung aller großen Wirtschaftsprobleme im zweiten Teil des 
Werkes »Die Wirtschaft«, S. 270 ff.), in dem die geschichtliche Stel- 
lung der christlichen Konfessionen zur Wirtschaft (hauptsächlich in 
Nachfolge Troeltschs), das Wesen und die Autonomie der Wirtschaft, 
Kapitalismus und Sozialismus u.a. behandelt werden, auch für den 
wertvoll ist, der entscheidende Grundgedanken des Verfassers nicht zu 
teilen vermag. Auch Wünschs Streben nach Gerechtigkeit und Objek- 
tivität wird er gern anerkennen, obwohl einige Urteile über das Luther- 
tum, die Innere Mission, Stoecker, die christlichen Gewerkschaften 
tendenziös gefärbt sind und weder dem Ernst der hier vorliegenden 
Probleme noch zu den geschichtlichen Leistungen genugtun (so wird 
z.B. die Innere Mission eine »patriarchalische Wohltätigkeitsanstalt« ge- 
nannt!). Obwohl Wünsch selber einen (wenn auch stark eingeschränk- 
ten) »religiösen Sozialismus« vertritt, steht er doch keineswegs allen 
Erscheinungen in dieser Bewegung kritiklos gegenüber. So wendet er 
sich vor allem gegen die Richtung Tillich-Mennicke, die ihm zwar ei- 
nen kulturphilosophisch begründeten, nicht aber einen christlichen 
Sozialismus zu vertreten scheint. 

Der Begriff des »religiösen Sozialismus« — warum wird eigentlich, 
wenn schon Christentum und Sozialismus zusammengehören sollen, 
das Wort »christlicher« Sozialismus fast immer vermieden? -, in dem 
sich die Wirtschaftsanschauung Wünschs zusammenfaßt, ist das letzte 
entscheidende Problem, das es hervorzuheben gilt, und bei dem die 
lutherische Sozialethik Wünsch nicht folgen kann. (Vgl. auch Paul Alt- 
haus, »Leitsätze zur Ethik«, Erlangen 1928, S. 71 ff.). Ein religiöser 
Sozialismus ist so unmöglich wie ein religiöser Kapitalismus. Das Chri- 
stentum kann weder das eine noch das andere, weder irgendein Wirt- 
schaftssystem der Vergangenheit noch ein denkbares Wirtschaftssystem 
der Zukunft mit einem religiösen Vorzeichen versehen. An alle in der 
Geschichte möglichen und vorhandenen Wirtschaftssysteme tritt es mit 
seinen ewigen Forderungen heran, indem es die Wirtschaft als das Reich 
- der Mittel des Lebens nach ihrer sachlichen Bestimmung und Notwen- 
digkeit einordnet in die Gesamtheit der göttlichen Weltordnung, und 
also gegen jede Verabsolutierung, gegen jede Vergötzung der Wirtschaft 
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kämpft. Wenn Wünsch den Wirtschaftswert als dienenden Wert be- 
zeichnet und sagt, daß er Mittel zum Leben sei (S. 62 f. u.ö.), so hat er 
die grundlegende wirtschaftsethische Erkenntnis zutreffend formuliert 
(auch hierzu vgl. das schon vor Wünsch von Brunstäd über »Eigenge- 
setzlichkeit« und »Eigengestaltigkeit« der Wirtschaft Gesagte. W. kommt 
hier Br. sehr nahe.). Das Christentum erkennt die Notwendigkeit des 
Wirtschaftens an, die aus der Endlichkeit und der mit dieser verbunde- 
nen Not des Lebens hervorgeht. Die Wirtschaft hat ihren Schöpfungs- 
sinn. Aber zugleich hat die christliche Sozialethik stets eine wirtschafts- 
kritische, gegen allen Mammonismus sich wendende Seite. Die Entar- 
tungsformen der Wirtschaft sind zu erkennen und zu bestreiten. Wenn 
der »religiöse Sozialismus« dies sagt, ist ihm zuzustimmen. Aber er sagt 
eben nicht nur dies, sondern zieht den Sozialismus als die von chtistli- 
cher Ethik her erforderte Wirtschaftsform an das Christentum heran, 
so daß Christentum und Sozialismus nun dem Kapitalismus in einer 
Front gegenüberstehen. Dabei ist übersehen, daß, selbst wenn der So- 
zialismus ein aus wirtschaftlichen Gründen möglichst oder gar heute be- 
sonders zweckmäßiges Wirtschaftssystem sein sollte — was nach Gründen 
wirtschaftlicher Art festzustellen wäre — der Sozialismus ebensowenig 
Schutz und Halt geböte vor dem Mammonismus, wie der Kapitalis- 
mus als solcher. Der Sozialismus ist Verabsolutierung des Wirtschafts- 
wertes in demselben Maße wie der Kapitalismus. — Deswegen ist dem 
im sozialistischen System stehenden Menschen der Weg zum Mammo- 
nismus ebenso frei wie im Kapitalismus. Niemand meine, es handele 
sich hier um »Verteidigung des Kapitalismus«! Es handelt sich allein 
darum, zu verhüten, daß Kirche und christliche Sozialethik, wenn sie 
dem einen Phänomen gegenüber die Haltung christlicher Freiheit (die 
aus Weltjenseitigkeit fließt) gewonnen haben, sich im nächsten Augen- 
blick einer neuen Bindung und Fesselung unterwerfen. Es ist die alle 
Glieder und Elemente der irdischen Ordnung übersteigende christli- 
che Freiheit, die das Christentum in die Not und in die Verheißung 
versetzt, weder bloß Ja noch nur Nein sagen zu können zu Kapitalis- 
mus und Sozialismus. Beide stehen für die christliche Wirtschaftsethik 
prinzipiell auf derselben Ebene (vgl. den Ursprung ihres Geistes in der 
Aufklärung). Ihr Haß gegeneinander ist der Haß von Brüdern. Das 
Unrecht des Kapitalismus ist das Recht des Sozialismus. Das Unrecht 
des Sozialismus ist das Recht des Kapitalismus. Daher das Bild des ge- 


genwärtigen Wirtschaftskampfes: daß sie nämlich einander gegenseitig 
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stets von neuem erzeugen. — Wünsch strebt die angedeutete doppelsei- 
tige Haltung der christlichen Sozialethik auch seinerseits an. Aber er 
vermag sie nicht durchzuführen. Wenn Sozialismus nur einen neuen 
Gemeinschaftswillen bedeutete und dazu die Normierung der Wirt- 
schaft durch den Menschen (so Wünsch), könnte man ihm zustim- 
men. (Allerdings ist zu fragen, was dieser ausgeweitete Begriff vom 
Sozialismus überhaupt noch soll). Aber sein Begriff des Sozialismus schil- 
lert, ist doppelsinnig. Denn er nimmt zweitens die eigentliche soziali- 
stische Idee der Vergesellschaftung der Produktionsmittel auf, obwohl 
er sie etwas einzuengen sucht und einen Raum für persönliches Eigen- 
tum usw. (Irennung von Produktions- und Konsumtionseigentum) 
aussparen möchte. Er gesteht sogar zu, daß man nicht wüßte, ob und 
wann der Sozialismus zu verwirklichen wäre. Daher solle der Sozialis- 
mus nur als regulative ethische Idee genommen werden. Andererseits 
freilich werden wir wieder belehrt, daß man endlich lernen müsse, den 
Sozialismus nicht als ein Weltanschauungssystem, sondern als Wirt- 
schaftssystem zu sehen! Wünsch sieht wohl die materialistischen Ver- 
zerrungen des Sozialismus, ist aber nicht imstande, die Kritik an ihnen 
ebenso scharf durchzuführen wie an den Schäden des Kapitalismus. 
Trotz aller Einschränkungen verfällt er in den Fehler, eine bestimmte 
Wirtschaftsform vom Christentum her zu fordern, nämlich die »stabile 
Bedarfsdeckungswirtschaft«, in der sich Mittelbeschaffung und Bedarf 
decken und deren Harmonie angeblich nicht durch erwerbstüchtige 
Bedürfnisreizung gestört wird. Die Form der Erwerbswirtschaft muß 
überwunden werden. Hier liegt wieder eine Dunkelheit. Soll Überwin- 
dung der Erwerbswirtschaft heißen Ausschaltung des Ertragsstrebens, 
das doch die sachlich notwendige Grundfunktion der Wirtschaft ist? 
Die Entgegensetzung von Bedarfsdeckungs- und Erwerbswirtschaft ist 
schief. Niemals kann die Wirtschaft einen Bedarf decken, ohne einen 
Ertrag zu erzielen; niemals Ertrag erzielen, wenn sie sich nicht auf den 
wirklichen wirtschaftlichen Bedarf einstellt. 

Unter religiösem Sozialismus soll also die Wirtschaftsweise zu ver- 
stehen sein, die die Verantwortung vor Gott als seinsollende Wirtschaft 
in der heutigen wirtschaftsgeschichtlichen Lage fordert. Darin liegt 
wieder die oben angedeutete Doppelsinnigkeit des Sozialismusbegriffs 
verborgen. Wenn schon »religiöser Sozialismus« vertreten wird, so ist 
der vom Bunde religiöser Sozialisten vertretene völlig vulgär-marxisti- 
sche »religiöse Sozialismus« als die klarere und konsequentere Form 
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vorzuziehen! Hier ist die Wahl des Marxismus einschließlich des ge- 
waltmäßigen Klassenkampfes deutlich vollzogen. Wünsch empfindet 
nun offenbar, daß die wirtschaftliche Entwicklung der Gegenwart über 
den alten Kapitalismus (den Hochkapitalismus des 19. und 20. Jahr- 
hunderts) und seinen Gegenspieler, den Sozialismus derselben Epoche, 
hinausstrebt. Daher seine Unsicherheit. Er möchte mit dem »religiösen 
Sozialismus« die Gebrechen des Sozialismus heilen und zugleich den 
Kapitalismus überwinden. Allein er bleibt mit dem religiösen Sozialis- 
mus in der ganzen Problematik des Sozialismus stecken. Das Christen- 
tum als religiöses Vorzeichen verwendet, ist entstelltes Christentum, 
gefesselter Glaube. Die Abgrenzung gegen die Vergötzung des Sozialis- 
mus: auch religiöser Sozialismus sei nicht das Reich Gottes, ist allzu 
selbstverständlich und beseitigt die Gefahr nicht, daß das Christentum 
zur Rechtfertigung dieser Wirtschaftsform mißbraucht wird. 

In der lutherischen Sozialethik spielt der Staat eine gerade heute viel 
angefochtene entscheidende Rolle. Und zwar gerade hinsichtlich des 
sozialen Problems mit guten Grunde. Wünsch sagt leider über seine 
Aufgabe im sozialen Kampfe nichts Grundsätzliches. Daher ist auch in 
dieser Hinsicht sein Bild der evangelischen Wirtschaftsethik unabge- 
schlossen. Aber die Erkenntnis der sozialen Aufgabe und Verantwor- 
tung des Staates für die Einordnung der Wirtschaft ins Lebensganze 
des Volkes, für die soziale Einheit des Volkes, die durch Wirtschafts- 
gruppen und -interessen nicht zerstört werden darf, ist von größter Trag- 
weite für eine christliche Wirtschaftsethik. Das Amt des Staates liegt in 
der direkten Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit durch die Funktio- 
nen der Regierung, der Verwaltung, der Gesetzgebung und Rechtspre- 
chung. Soziales Recht und Sozialpolitik sind unabtrennbar vom Begriff 
des Staates nach christlicher Anschauung. Gerade dann ist es möglich, 
die Kirche von ihr wesensfremden Gedanken und Aufgaben freizuhal- 
ten. Die Aufgabe der Kirche heißt nicht Vervollkommnung der Zivili- 
sation und bessere Organisation der Gesellschaft. Die soziale Aufgabe 
der Kirche ist allein sie selbst: als Trägerin des Wortes Zeugungsgrund 
des Glaubens und Wachstum gemeinschaftbildender Liebe zu sein. Nur 
so ist die Kraft wirklicher Gemeinschaft und zugleich Weg über alle 
noch irdische Gemeinschaft hinaus und hinauf zur Vollendungsgemein- 
schaft des Reiches Gottes. Nur so wirkt sie zugleich direkt sozial auf 
den Menschen, indirekt aber durch die Ordnungen, die ihrerseits di- 
rekte soziale und wirtschaftliche Aufgaben erfüllen wie der Staat, in- 
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dem sie deren Schöpfungssinn zugleich anerkennt und zu läutern be- 
strebt ist. 

Weder die theologische Grundlegung noch die leitenden sozialethi- 
schen Ideen können demnach als der Aufgabe lutherischer Sozialethik 
entsprechend anerkannt werden. Aber wir werden gerade aus den als 
irrig erkannten Gedankengängen Wünschs für die Bildung der eigenen 
Anschauung zu lernen haben. Denn sie machen sowohl die Probleme 
deutlich als die Mittel, mit denen der soziale Zeitgeist sie — vergeblich — 
zu lösen trachtete. 


Der Text ist entnommen: Christliche Welt 1929, Sp. 1098-1103. 
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E. Protestantische Impulse für das Konzept 
»Soziale Marktwirtschaft« 


I. Einführung 
Traugott Jähnichen 


1. Die Impulse aus der ökumenischen Bewegung 


Nach 1933 ist es für Theologen und engagierte Laien in Deutschland kaum 
möglich, offene Diskussionen über sozial- und wirtschaftsethische Fragen 
zu führen. Die Zurückdrängung kirchlicher Aktivitäten auf den geistli- 
chen Bereich im engeren Sinne und das staatlich beanspruchte Monopol 
wirtschaftspolitischer Entscheidungen lassen keinen Spielraum für eine 
ethisch reflektierte Erörterung ordnungspolitischer Grundentscheidungen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Bedeutung der Forschungs- und Stu- 
dienarbeit der ökumenischen Bewegung »Life and Work« kaum hoch 
genug einzuschätzen. Ihren Anfang nimmt diese Bewegung mit der 
Weltkirchenkonferenz von 1925 in Stockholm. Der Stockholmer 
Konferenzbericht (vgl. Text Nr. 36) stellt die Christenheit vor die Her- 
ausforderung, das bestehende Wirtschaftssystem stärker mit den christ- 
lichen Prinzipien der Liebe, Brüderlichkeit und Gerechtigkeit zu durch- 
dringen, und ruft die Kirchen zu einer weiterführenden Diskussion der 
sozialethischen Problemstellungen auf. 

Der damit in Gang gesetzte ökumenische Studienprozeß wird nicht 
zuletzt von dem vom Deutschen Evangelischen Kirchenbund zum 1928 
gegründeten Sozialwissenschaftlichen Institut der Bewegung in Genf 
entsandten Theologen und Ökonomen Hans Schönfeld koordiniert. 
Seine vorrangige Aufgabe ist zunächst die Vorbereitung einer interna- 
tionalen kirchlichen Expertenkonferenz, welche die in Stockholm be- 
gonnene sozialethische Diskussion vertiefen soll. Diese Konferenz fin- 
det schließlich 1930 in London zum Thema »Die Kirchen und die 
moderne Wirtschaftsgestaltung« statt und markiert einen ersten Höhe- 
punkt ökumenischer Studienarbeit. 

Die Tagung steht insbesondere unter dem Eindruck der anhalten- 
den Weltwirtschaftskrise und ihrer hohen Massenarbeitslosigkeit. Dem- 
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entsprechend steht diese Herausforderung im Mittelpunkt des Konfe- 
renzberichtes (vgl. Text Nr. 37). Man spricht den Betroffenen »Mitge- 
fühl für persönliches Leiden« aus und ruft die Kirchen dazu auf, »die 
sozialen Zustände, die solches Leiden bedingen, zu verstehen und zu 
bekämpfen.« ' Als konkrete Lösungsstrategien werden bereits eine Ver- 
kürzung der Arbeitszeit, staatliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
eine Stärkung der Massenkaufkraft vorgeschlagen. 

Diese Londoner Tagung markiert den Auftakt eines Studienprozes- 
ses, der in den folgenden Jahren kontinuierlich weitergeführt und ei- 
nen ersten Höhepunkt sowie vorläufigen Abschluß mit der Weltkir- 
chenkonferenz in Oxford im Jahr 1937 finden wird. 

Eine für den Vorlauf von Oxford wichtige Expertenkonferenz findet 
im März 1933 in Rengsdorf statt. Die kontroverse Diskussion entzün- 
det sich an der Gegenüberstellung des liberalen und eines durch Markt- 
elemente ergänzten sozialistischen Ordnungsmodells, ohne daß man 
zu einer Einigung kommt. Eine Mehrheit der Teilnehmer äußert, »daß 
der Weg der Entwicklung irgendwie in der Mitte zwischen Liberalis- 
mus und Sozialismus liegen müsse.« * Während hier eine gemeinsame 
Position nur bedingt formuliert werden kann, ist man sich in Rengs- 
dorf in der Negation einig: Die wirtschaftlichen Ordnungsmodelle des 
Faschismus wie des Bolschewismus werden eindeutig abgelehnt. 

Eine weitere Intensivierung erfährt der ökumenische Studienprozeß 
in den beiden Jahren vor der Weltkirchenkonferenz in Oxford, als John 
Oldham gemeinsam mit Hans Schönfeld einen Kreis von rund 200 
Ökonomen und Theologen in einen intensiven mündlichen und schrift- 
lichen Diskussionsprozeß, an dem auch deutsche Experten beteiligt sind, 
einzubinden vermag. Diese intensive Vorbereitung trägt ihre Früchte 
während der Weltkirchenkonferenz in Oxford, wo insbesondere die 
Sektion zum Thema Wirtschaft einen anspruchsvollen Konferenzbe- 
richt vorlegt, der als »Durchbruch« der ökumenischen Sozialethik ge- 
würdigt worden ist. ° 


1. Konferenzbericht. Einleitung, in: Die Kirchen und die moderne Wirtschaftsge- 
staltung, L+W Studien und Dokumente Nr.4, Genf 1931, S. 10. 

2. Ökumenische Studienkonferenz Rengsdorf. Die Kirche und das Problem der 
Wirtschaftsordnung, S. 6, in: Archiv Ökumenischer Rat der Kirchen Genf, 
L+W, D 242, Box 1. 

3. Vgl.J.C. Bennet, Breakthrough in ecumenical social ethics, in: the ecumenical 
review, n.2/1988. 
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Unter dem Titel »Kirche, Volk und Staat in ihrer Beziehung zur Wirt- 
schaftsordnung« legt die Sektion 3 einen von allen ihren Mitgliedern 
gebilligten Konferenzbericht vor, der von der gesamten Konferenz ent- 
gegengenommen und den Kirchen zu »ernster und wohlwollender Er- 
wägung« empfohlen wurde.‘ Der Bericht (vgl. Text Nr. 38) ist in sechs 
Abschnitte gegliedert. In einem ersten Teil wird das christliche Interes- 
sean der Wirtschaftsordnung begründet. Hier wird das christliche Lie- 
besgebot durch das Prinzip der Gerechtigkeit für den wirtschaftlichen 
Bereich konkretisiert. Aus der im zweiten Abschnitt entwickelten Ana- 
lyse der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung werden im dritten Abschnitt 
die Punkte, die im Widerspruch zu christlicher Lebensauffassung ste- 
hen, herausgearbeitet. Der Bericht nennt hier vier Punkte: 

— die Steigerung der Profitsucht, 

— die Entwicklung extremer ökonomischer Ungleichheit, 

— den Besitz kaum zu kontrollierender ökonomischer Macht und 

— die Zerstörung des christlichen Berufsethos durch die gegenwärtige 

Form der Lohnarbeit und 
— die ständige präsente Gefahr der Arbeitslosigkeit.” 

Diese theologisch fundierte Kritik fordert die Christen, wie im vier- 
ten Abschnitt erörtert wird, zur Suche nach einer besseren wirtschaftli- 
chen Ordnung heraus. Allerdings bestehen diesbezüglich nicht zu 
harmonisierende Meinungsverschiedenheiten. Der Option für eine 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel, zumindest bei den Schlüs- 
selindustrien und Bodenschätzen, steht eine allenfalls eingegrenzte 
staatliche Kontroll- und Steuerungselemente befürwortende Position 
liberaler Wettbewerbsordnung entgegen. Zu einer eindeutigen Absage 
ringt man sich gegenüber einem strikt individualistischen Liberalismus 
und gegenüber einem Kommunismus nach sowjetischem Vorbild durch. 
Um den damit bezeichneten Weg zwischen individualistischem Libera- 
lismus und Kommunismus zu benennen, erörtert der fünfte Abschnitt: 
»Die christliche Lehre von der Wirtschaftsordnung« einige grundlegende 
Anforderungen aus christlicher Sicht an die Wirtschaftsordnung. Hier 


4. Forschungsabteilung des Ökumenischen Rates für praktisches Christentum. 
Kirche, Volk und Staat in ihrer Beziehung zur Wirtschaftsordnung. Bericht der 
Sektion III, in: K. Heienbrok/H. Przybylski/F. Segbers (Hg.), Protestantische 
Wirtschaftsethik und Reform des Kapitalismus, Bochum 1991, S. 151. 

5. Vgl.Bericht der Sektion III, a.a.O., S. 163ft. 
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werden grundlegende sozialpolitische Sicherungssysteme ebenso wie ein 
Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer im Wirtschaftsprozeß und die 
Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse der zukünftigen Generationen im 
Blick auf die Verwendung der Ressourcen der Schöpfung genannt. Das 
damit bezeichnete Reformprogramm wird, wie der Bericht unmißver- 
ständlich herausstellt, »drastische Veränderungen im Wirtschaftsleben 
nach sich ziehen.«® 

In dem abschließenden Abschnitt wird das konkrete Handeln von 
Kirchen und einzelnen Christen thematisiert. Eindringlich werden die 
Kirchen dazu aufgerufen, im Blick auf Einnahmequellen, Methoden 
der Geldbeschaffung und Vermögensverwaltung zunächst im veigenen 
Haus Ordnung zu schaffen«.’ Ferner wird die Entwicklung besonderer 
Einrichtungen für soziale Forschung und Praxis sowie eine engere Ver- 
bindung von Arbeit und Gottesdienst eingefordert. Die einzelnen Chri- 
sten schließlich ruft der Konferenzbericht dazu auf, im Sinne der oben 
genannten Perspektiven sich im Rahmen von wirtschaftlichen und po- 
litischen Organisationen zu engagieren. 

Es ist interessant, daß auch die ökumenische Diskussion auf eine 
sozial regulierte marktwirtschaftliche Ordnung hinzielt. Die Weltkir- 
chenkonferenz zur Gründung des Ökumenischen Rates der Kirchen 
1948 in Amsterdam geht über das in Oxford Formulierte nicht hinaus. 
Das dort postulierte Leitbild der »Verantwortlichen Gesellschaft« nimmt 
im wesentlichen die Perspektive des Oxforder Berichtes wieder auf und 
weist der ökumenischen Christenheit die Aufgabe zu, jenseits von indi- 
vidualistischem Liberalismus und Kommunismus beim Aufbau einer 
sozial verantwortlichen und gleichzeitig effektiven Wirtschaftsordnung 
mitzuarbeiten. 

In Deutschland wird in diesen Jahren das im wesentlichen bereits 
im Widerstand gegen den Nationalsozialismus erarbeitete Konzept »So- 


ziale Marktwirtschaft« als ordnungspolitisches Leitbild propagiert. 


6. A.a.O., S. 175. 
7. A.a.O., S. 183. 
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2. Ordnungsvorschläge aus dem Widerstand — 
Die wirtschaftspolitischen Konzeptionen des Kreisauer 
und des Freiburger Kreises 


Das Engagement von Christen im Widerstand gegen den Nationalso- 
zialismus fand auch seinen Niederschlag in Beiträgen zur Neuordnung 
Deutschlands, wie sie der Kreisauer Kreis und der Freiburger Bonhoef- 
fer-Kreis entwickelten. 

Der Kreisauer Kreis um Helmuth Graf von Moltke läßt sich in sei- 
nem Kern auf die von Eugen Rosenstock-Huessy inspirierte Tradition 
der schlesischen Arbeitslager im Rahmen des freiwilligen Arbeitsdien- 
stes zurückführen. Der im Widerstand von Graf von Moltke zusam- 
mengeführte Kreis ist eine Gruppierung, die »von links nach rechts« ® 
religiöse Sozialisten aus dem Umfeld Paul Tillichs, Jungsozialisten des 
Hofgeismar-Kreises und Erneuerungsbewegungen des Protestantismus 
und des Katholizismus ebenso vereinen konnte wie Teile des preußi- 
schen Adels und entschiedene Gegner des Nationalsozialismus aus Krei- 
sen der Wirtschaft. Das gemeinsame Fundament dieser Gruppe bildet 
die Überzeugung, daß die »freiheitlich gesonnene deutsche Arbeiter- 
schaft und mit ihr die christlichen Kirchen« ? die wesentlichen "Iräger 
des gesellschaftlichen Neuaufbaus sein werden. Von dieser Basis ausge- 
hend hat der Kreisauer Kreis umfangreiche demokratische Neuordnungs- 
konzeptionen, u.a. für den Bereich der Wirtschaft (vgl. Text Nr. 39), 
erarbeitet. 

Der Freiburger Kreis !° besteht in seinem Kern aus Mitgliedern der 
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Freiburg, 
die in der NS-Zeit »als eine Art Naturschutzpark der liberalen Wirt- 


schaftswissenschaft« '! anzusehen ist. Nach dem Judenpogrom vom 


8. G. van Roon, Neuordnung im Widerstand. Der Kreisauer Kreis innerhalb der 
deutschen Widerstandsbewegung, München 1967, S. 232. 

9. Erste Weisung an die Landesverweser. Entwurf vom 9.8.1943, in: G. van Roon, 
a.a.O., S. 568. 

10. Vgl.zum Freiburger Kreis: In der Stunde Null. Die Denkschrift des Freiburger 
»Bonhoeffer-Kreises«, eingeleitet von H.Thielicke, mit einem Nachwort von 
Ph. von Bismarck, Tübingen 1979; Der Weg in die Soziale Marktwirtschaft. 
Referate, Protokolle, Gutachten der Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath 
1943-1947. Bearbeitet von C. Blumenberg-Lampe, Stuttgart 1986. 

11. G. Schmölders, Personalistischer Sozialismus. Die Wirtschaftsordnungskonzep- 
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9.11.1938 konstituiert sich das »Freiburger Konzil«, zu dem Hochschul- 
lehrer, die meisten aus der oben genannten Fakultät, evangelische Pfar- 
rer und einige Katholiken gehören. Ein engerer Kreis des »Konzils« bil- 
det den sog. Bonhoeffer-Kreis, der aus Mitgliedern der Bekennenden 
Kirche besteht. Hierzu zählen Franz Böhm, Constantin von Dietze, 
Walter Eucken und Adolf Lampe, die ihre Zugehörigkeit zur Freibur- 
ger Christuskirchengemeinde verbindet, ferner der Historiker Gerhard 
Ritter und der Jurist Erik Wolf. Dieser Kreis wird durch einen Hinweis 
Dietrich Bonhoeffers zur Arbeit angeregt, der die Notwendigkeit eines 
einheitlichen Konzeptes des deutschen Protestantismus für eine geplante 
ökumenische Versammlung nach Kriegsende herausstellt. Die Gruppe, 
ergänzt durch Otto Dibelius und Helmut Thielicke als theologische 
Vertreter der Bekennenden Kirche, erarbeitet eine Denkschrift für die 
politische und wirtschaftliche Neuordnung Deutschlands auf der Basis 
der christlichen Ethik (vgl. Text Nr. 40). 

Die Vorstellungen beider Kreise zur Neuordnung der Wirtschaft glei- 
chen sich in vielerlei Hinsicht. Beide sind grundlegend von dem Ziel 
gekennzeichnet, die Subjektstellung des Menschen im Wirtschaftsge- 
schehen zu sichern. Dieser personale Ansatz stellt die Rechte und die 
Eigenverantwortung des einzelnen in den Mittelpunkt, während man 
zentralistischen Organisationen kritisch gegenübersteht. !? Angesichts 
der Gefahr der Vermachtung der Wirtschaft sprechen sich beide Kreise 
für überwiegend privatwirtschaftlich und genossenschaftlich organisierte 
Betriebe kleiner und mittlerer Größe aus. Man befürwortet die Ge- 
winnbeteiligung der Belegschaften, die Freiburger fordern explizit eine 
»möglichst breite Eigentumsverteilung«. ' 

Beide Kreise sprechen sich ferner für eine weitgehende staatliche 
Einflußnahme auf das Wirtschaftsgeschehen aus. Ihnen gilt, ähnlich 
wie den Sozialreformern im 19. Jahrhundert, der Staat als Verkörpe- 
rung des Allgemeinwohls gegenüber den partikularen Einzelinteressen. 
Dementsprechend werden staatliche Kontrollen zur Begrenzung wirt- 


tion des Kreisauer Kreises der deutschen Widerstandsbewegung, Köln/Opla- 
den 1969, S. 29. 

12. Vgl. Grundsatzerklärung Wirtschaft vom 18.10.1942 und Grundsätze für die 
Neuordnung, Entwurf 9.8.1943, in: G. van Roon, a.a.O., S. 548,566; In der 
Stunde Null, a.a.O., S. 90f.,137. 

13. In der Stunde Null, a.a.O., S. 93; Grundsatzerklärung Wirtschaft, a.a.O., S. 
548f. 
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schaftlicher Machtkonzentrationen bei Kartellen wie Monopolen ge- 
fordert, und sogar die Verstaatlichung bestimmter Grundstoffindustri- 
en zieht man in Betracht. Weiterhin ist die Einrichtung von Kammern 
auf Länder- und Reichsebene als Selbstverwaltungsorgane der Wirt- 
schaft geplant, die in engem Kontakt mit den entsprechenden Ministe- 
rien arbeiten sollen. Als ordnungspolitische Zielvorstellung visiert man 
sowohl eine Überwindung des wirtschaftlichen Kollektivismus als auch 
des Wirtschaftsliberalismus an. Damit sind im wesentlichen Forderun- 
gen eines sozialen Reformprogramms aufgestellt, die mehrfach als »gei- 
stige Wurzeln der sozialen Marktwirtschaft« !* bezeichnet worden sind. 
Einige Teilnehmer dieser Arbeitskreise, vor allem aus dem Freiburger 
Kreis, haben sich nach 1945 engagiert an der ordnungspolitischen De- 
batte um die soziale Marktwirtschaft beteiligt. Dabei haben sie ihre 
Kompetenz auch in den Dienst der sich neu konstituierenden Evange- 


lischen Kirche in Deutschland gestellt. 


3. Beiträge evangelischer Christen zur Entwicklung der 
sozialen Marktwirtschaft in der Frühphase der 
Bundesrepublik Deutschland 


Bereits im Jahr 1945 ergreift Hans Asmussen als Leiter der neu errich- 
teten Kirchenkanzlei der EKD die Initiative, um evangelische Fachleu- 
te für eine »Kammer für das öffentliche Leben« zu gewinnen. Er 
wendet sich dabei vornehmlich an die Mitglieder des ehemaligen Frei- 
burger Kreises, woraufhin sich unter Leitung von Constantin von Dietze 
eine Arbeitsgruppe konstituiert, die eine Stellungnahme zur Wirtschafts- 
und Sozialordnung in Deutschland verfaßt. Die wichtigste Ausarbei- 
tung dieses Gremiums sind die von von Dietze herausgegebenen 
»Aussagen evangelischer Christen in Deutschland zur Wirtschafts- und 
Sozialordnung« (vgl. Text Nr. 41), an denen u.a. Franz Böhm, Walter 
Eucken und Gerhard Ritter beteiligt sind. 

Theologisch knüpft man an das Votum der Weltkirchenkonferenz 
von Oxford an und sucht nach einem Ordnungsmodell zwischen den 
dort abgelehnten Konzeptionen des individualistischen Kapitalismus 
und des totalitären Kollektivismus. Man befürwortet eine Wirtschafts- 


14. Ph. von Bismarck, Nachwort, in: In der Stunde Null, a.a.O., S. 153. 
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ordnung, die die Persönlichkeitswürde des einzelnen respektiert und 
dabei »an die Moral der Menschen zwar nicht geringe, aber erfüllbare 
Anforderungen stellt.« '? In Entsprechung zu der reformatorischen Aus- 
sage, daß der Christ immer Sünder und Gerechter zugleich ist, gilt es, 
eine Ordnung zu schaffen, die dem Menschen Raum zur Entfaltung 
der Gerechtigkeit gibt und gleichzeitig seine Neigung zur Ungerechtig- 
keit zu begrenzen vermag. 

Eine solche Ordnung sehen die Verfasser der Ausarbeitung in der 
Wettbewerbsordnung. Im Unterschied zu einer zentralen Verwaltungs- 
wirtschaft, die in der Gefahr steht, die Einzelpersönlichkeit zu nivel- 
lieren und zudem die Korruption zu fördern, sowie in Abgrenzung 
gegenüber den Marktformen der Monopole und Oligopole, die nur un- 
zureichend zu kontrollierende Machtgebilde darstellen, bedeutet die 
Wettbewerbsordnung der vollständigen Konkurrenz ein »vorzüglich 
brauchbares Mittel zur Verwirklichung des gerechten Preises«, das selbst- 
verantwortliches Handeln anregt und die Freiheit des Konsums ein- 
räumt.!° Darüber hinaus gewährleistet die Wettbewerbsordnung in 
effizientester Weise die allgemeine Güterversorgung. 

Dieses Ordnungsmodell ist grundlegend durch eine staatliche Wirt- 
schaftspolitik und durch eine Sozialordnung zu ergänzen. Dem Staat 
kommt insbesondere die Aufgabe zu, die vollständige Konkurrenz zu 
sichern und zu verteidigen. Monopolbildungen sind nach Möglichkeit 
einzuschränken oder unter Staatsaufsicht zu stellen. Im Blick auf die So- 
zialordnung hebt man neben dem Aufbau eines sozialen Sicherungssy- 
stems vor allem die Bedeutung einer partizipatorischen Betriebsverfas- 
sung hervor. 

Diese Stellungnahme, eine Weiterentwicklung der Ausarbeitung des 
Freiburger Kreises, ist als theologisch begründete Option für die 
Konzeption der »Sozialen Marktwirtschaft« zu verstehen. Es geht den 
Verfassern darum, die Affinität des christlichen Ethos zu diesem wirt- 
schaftlichen Ordnungsmodell wie auch zur politischen Demokratie, die 
beide eng verknüpft werden, aufzuweisen.!? 


15. C. von Dietze, Aussagen evangelischer Christen in Deutschland zur Wirtschafts- 
und Sozialordnung, in: Archiv Ökumenischer Rat der Kirchen Genf, L+W, 
D31, S. 25. 

16. C. von Dietze, a.a.O., S. 25. 

17. C. von Dietze bezieht sich hier mehrfach auf R. Niebuhr. (Deutsch: Die Kinder des 
Lichts und die Kinder der Finsternis, München 1947). Vgl. a.a.O., S. 4f., S. 25. 
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In dieselbe Richtung zielt auch eine seinerzeit vielbeachtete Rede des 
Berliner Bischofs Otto Dibelius (vgl. Text Nr. 42). In bemerkenswerter 
Offenheit bekennt Dibelius hier ein weitgehendes Versagen der Kirche 
gegenüber der Arbeiterbewegung. Für die künftige Wirtschaftsentwick- 
lung befürwortet er einen neuen Weg zwischen Kapitalismus und 
Sozialismus, da beide Ordnungsmodelle vor den Forderungen des Evan- 
geliums nicht bestehen können. Dibelius räumt in seinen Überlegun- 
gen dem staatlichen Handeln einen weiten Spielraum ein. Der Staat 
soll »helfen, lenken und planen«, um die Macht der Selbstsucht im 
Wirtschaftsgeschehen zu begrenzen und den »Schwachen gegen die 
Vergewaltigung durch den Starken zu schützen.«'°. Diese Forderung 
bleibt zwar recht unpräzise, da mit den staatlichen Zielbestimmungen 
»helfen, lenken und planen« jeweils sehr unterschiedliche Ordnungs- 
modelle zu verbinden sind, bringt aber erneut die sozialethisch einge- 
forderte ordnungspolitische Verpflichtung des Staates zum Ausdruck. 
Abgerundet werden die Ausführungen Dibelius’ mit den Forderungen 
nach einer rechtlich gesicherten Gewinnbeteiligung und Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer, um deren Integration in das Wirtschaftsge- 
schehen unmißverständlich zu sichern. Wenn hier auch die Option für 
eine sozial regulierte Wettbewerbsordnung nicht ausdrücklich benannt 
wird, so kann das Konzept der »Sozialen Marktwirtschaft« dennoch als 
eine mögliche Einlösung der von Dibelius anvisierten Ordnungsvor- 
stellung bezeichnet werden. Ä 

Die enge Nähe der protestantischen Sozialethik nach 1945 zu den 
Begründern des Konzepts der »Sozialen Marktwirtschaft« kommt 
schließlich darin zum Ausdruck, daß Alfred Müller-Armack als Vorsit- 
zender der Arbeitsgruppe Wirtschaft am Evangelischen Kirchentag von 
1950 in Essen teilnimmt. Müller-Armack hat in der Nachkriegszeit 
durch seine beiden geistesgeschichtlichen Abhandlungen »Das Jahrhun- 
dert ohne Gott« (vgl. Text Nr. 43) und »Diagnose unserer Gegenwart« 
gerade auch in kirchlichen Kreisen eine breite Aufmerksamkeit gefun- 
den. Ihm geht es zentral darum, die zu »Verabsolutierungen« bzw. »Idol- 
bildungen« neigende aufklärerische Kultur des 19. Jahrhunderts zu 
überwinden und auf der Grundlage der christlichen Ethik eine Neube- 
gründung von politischer und wirtschaftlicher Ordnung zu konzipie- 


18. ©. Dibelius, Volk, Staat und Wirtschaft aus christlichem Verantwortungsbe- 
wußtsein — Ein Wort der Kirche, Berlin 1947, S. 39. 
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ren. Auch bei Müller-Armack stehen die Grundrechte der Person im 
Mittelpunkt des Denkens, die es im politischen Bereich durch die Ge- 
waltenteilung und im wirtschaftlichen Geschehen durch eine ausglei- 
chende Konjunkturpolitik und eine den Wettbewerb schützende Ord- 
nungspolitik unbedingt zu sichern gilt. 

Während des Kirchentages in Essen erläutert Müller-Armack den 
Teilnehmern die »Soziale Marktwirtschaft« als das Ideal einer offenen 
Wirtschaftsordnung, in der »die Ziele der Freiheit und der sozialen 
Gerechtigkeit zu einem praktischen Ausgleich gebracht werden«. '? Diese 
Formulierung, die als eine Kurzdefinition des Konzeptes der »Sozialen 
Marktwirtschaft« gelten kann, faßt ebenso wesentliche Grundgedan- 
ken der sozialethischen Traditionen des Protestantismus zusammen. 

Es ist folgerichtig, daß der Rat der EKD den Kirchentag von Essen 
zum Anlaß nimmt, eine Erklärung zur seinerzeit heftig umstrittenen 
Frage der Mitbestimmung zu veröffentlichen (vgl. Text Nr. 44). Der 
Rat unterstreicht hier den Willen der Kirche, »dem Aufbau einer neuen 
sozialen Ordnung zu dienen« und sieht den Sinn der Mitbestimmungs- 
gesetzgebung vornehmlich darin, das »bloße Lohnarbeitsverhältnis zu 
überwinden und den Arbeiter als Mensch und Mitarbeiter ernst zu neh- 
men.«2° Auch wenn diese Erklärung im Blick auf die damalige Kontro- 
verse nur wenig konkret wird, ist hier dennoch die kirchliche Bereit- 
schaft zur Mitwirkung beim Aufbau einer neuen sozialen Ordnung — 
und damit kann nur die »Soziale Marktwirtschaft« gemeint sein — un- 
mißverständlich ausgesprochen. 

Von ihrer Genese her sind protestantische Sozialethik und das Kon- 
zept »Soziale Marktwirtschaft« somit bedeutend enger verbunden, als 
es vielfach dargestellt wird. Es sind in erster Linie protestantische Lai- 
en, die in einer bestimmten historischen Konstellation unter Rückgriff 
auf zentrale Motive protestantischer Tradition dieses Ordnungsmodell 
entwickeln. Sie wissen sich in der Regel der Bekennenden Kirche ver- 
bunden und sind in erheblichem Maße bereit, ihre Kompetenz auch in 
den Dienst kirchlicher Gremien und Veranstaltungen zu stellen. Aller- 
dings nehmen nur sehr wenige Theologen dieser Zeit — zu nennen ist 


19. A. Müller-Armack, Mensch oder Arbeitstier, in: Kirche im Volk, Heft 6/1950, 
S. 16. 

20. Erklärung des Rates der EKD »Zur Frage der Mitbestimmung«, in: Kirche im 
Volk, Heft 6/1950, S. 60. 
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hier vor allem Helmut Thielicke — den Dialog mit diesen Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaftlern auf, so daß sich nach dem Zweiten Welt- 
krieg keine dem Evangelisch-Sozialen Kongreß vergleichbare, gesell- 
schaftlich relevante protestantische Diskussionskultur hat entwickeln 
können. | 


315 


II. Die Bedeutung der ökumenischen Sozialethik 


Text Nr. 36 
Weltkirchenkonferenz »Life and Work« 1925 in Stockholm: Die 


Kirche und die wirtschaftlichen und industriellen Fragen 


Eine genaue Prüfung der vorgelegten Berichte beweist, dass dieselben 
trotz aller Verschiedenheit in der Methode der Aufstellung einmütig 
die Arbeit der Kirchen darin erblicken, die Botschaft der Erlösung durch 
Jesum zu predigen und so die Menschen zum christlichen Glauben an 
Gott und zu einem neuen Leben in der Liebe zu führen. 

Die soziale Botschaft der Kirche liegt nicht ausserhalb ihrer religiö- 
sen Arbeit, sondern ist gänzlich in ihr enthalten. Wo das Evangelium 
Christi die das Leben der Menschen wirklich beherrschende Macht ist, 
wird es auch ihren Beruf und ihre sozialen Beziehungen bestimmen. 
Eine christliche Gemeinschaft kann nur durch Menschen aufgebaut 
werden, die den Geist Christi besitzen. 

Die Christen beten: »Dein Reich komme ! Dein Wille geschehe auf 
Erden wie im Himmel !« Die Christen sollen also »Mitarbeiter Gottes« 
sein, um den Weg für das Kommen des Gottesreiches auf Erden vorzu- 
bereiten. Die gegenwärtig im wirtschaftlichen Leben obwaltenden Ver- 
hältnisse sind in mancher Hinsicht unvereinbar mit dem Ideal des Rei- 
ches und mit der Lehre Christi über die Vaterschaft Gottes und die 
Bruderschaft der Menschen. Die christliche Kirche darf angesichts die- 
ser Uebelstände nicht schweigen. Sie hat zu bekennen, dass sie nicht 
schuldlos ist. Sie hat ihre Verantwortlichkeit für die körperlichen und 
geistigen Schäden, die dem menschlichen Leben verursacht worden sind, 
viel zu leicht genommen. Zu wenig hat sie verstanden, wie die Resulta- 
te der industriellen Umwälzung angewendet werden sollen. Sie hat die 
Macht Christi zur Befreiung des ganzen menschlichen Lebens und zur 
Ueberwindung des Uebels unterschätzt. Die Kirche muss bestrebt sein, 
nicht nur tiefer in die lebendige Wahrheit des Evangeliums hineinzu- 
dringen, sondern auch seine Lehre auf das soziale Leben mehr anzu- 
wenden und die bestehenden Uebelstände blosszustellen. Die grundle- 
genden christlichen Prinzipien, welche die Kirche in dieser Arbeit lei- 
ten sollen, können in folgende Sätze zusammengefasst werden. 
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1. Liebe. Gegenüber dem geläufigen Glauben, dass die weltbeherrschen- 
den Kräfte die Macht und die Selbstsucht seien, halten wir Christen 
darauf, dass Liebe die stärkste Macht ist. Gott ist Liebe, und das gesam- 
te Wohl der Menschheit, wie auch jeder moralische Fortschritt kann 
nur durch Liebe gefördert werden, die sich im guten Willen, in Koope- 
ration, gegenseitiger Hilfe, Dienst und Selbstaufopferung ausdrückt. 


2. Brüderlichkeit. Als Kinder eines Vaters sind wir eine einzige Familie. 
Da ein jeder in den Augen des Vaters wertvoll ist, müssen wir theore- 
tisch und praktisch den Wert jedes menschlichen Wesens anerkennen. 
Die Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit ist wichtiger als Reich- 
tum, der Mensch wichtiger als Geld. In allen ökonomischen Proble- 
men ist der menschliche Faktor wichtiger als materieller Gewinn. 


3. Gerechtigkeit. Keine gesellschaftliche Ordnung kann das menschli- 
che Streben befriedigen, wenn sie nicht gerecht ist. Gott hat die Men- 
schen so geschaffen, dass sie niemals unter ungerechten Bedingungen 
zufrieden sein können. Die gegenwärtige Unzufriedenheit mit der in- 
dustriellen Lage entstammt zu einem guten Teil dem Gefühl erfahrener 
Ungerechtigkeit, da bis jetzt kein Mittel gefunden ist, wie die Löhnung 

der Arbeit dem Verdienst wirklich angepasst werden kann. ! 


Liebe, Brüderlichkeit, Gerechtigkeit sind keine Redensarten. Sie sind ein 
Teil der ewigen Ordnung, leitende Gedanken von göttlicher Autorität. 

Alle Berichte stimmen darin überein, dass die Kirche nicht imstande 
ist zu behaupten, dass sie ein besonderes Schema oder besondere Sche- 
mata für die Wiederherstellung der gesellschaftlichen Ordnung besitzt. 
Solche Schemata werden ständig verändert durch die wachsende Erfah- 
rung. Die Aufgabe der Kirche ist, durch Reinigung und Vertiefung des 
menschlichen Gewissens die Augen der Menschen zu schärfen und ih- 
ren Willen zu bessern. Auf die gegenwärtigen Verhältnisse des ökono- 
mischen Lebens angewendet, führen die grundlegenden christlichen 
Prinzipien zu folgenden praktischen Schlussfolgerungen über die unse- 
rer Kommission überwiesenen Gegenstände: 


Der Mensch und das Eigentum 


Das Christentum betrachtet einen jeden Besitz nicht als Zweck, son- 
dern als Mittel und darum als anvertrautes Gut. Diejenigen, die irgend 
eine Art von Besitz verwalten, sollen sich als Verwalter Gottes und als 
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Diener der Allgemeinheit betrachten, die dafür verantwortlich sind, 
wie der Besitz verwendet wird. Das Streben nach Gewinn ohne ent- 
sprechende Arbeit und Leistung muss, besonders wenn es sich in der 
ungesunden, für das wirtschaftliche Leben schädlichen Spekulation 
äussert, verurteilt werden. Die Verpflichtung zum Dienst ist für alle 
gleich bindend. Keine privilegierte Stellung kann irgendein Mitglied 
der Gesellschaft von dieser Pflicht entbinden. 

Die Kirche hat in der Vergangenheit immer als ihre Aufgabe aner- 
kannt, das Leiden zu mildern und den Bedrängten Liebesdienste zu 
erweisen. Das ist bis heute ihre Aufgabe, aber in ihrer Erfüllung muss 
sie in der Zukunft immer mehr und mehr nach Möglichkeit auch durch 
die Vermittlung der sozialen Einrichtungen, die die Gesellschaft zur 
Fürsorge an den Schwachen und Unglücklichen einrichtet, und in Zu- 
sammenarbeit mit ihnen vorgehen. 


Kooperation in der Industrie 


Die Industrie soll ein auf Zusammenarbeit sich richtendes Bestreben sein, 
die Bedürfnisse aller zu befriedigen und so für alle solche materielle Be- 
dingungen zu schaffen, wie sie für den höchsten aller Werte notwendig 
sind: für ein persönliches Leben in Geistigkeit. Der Organisation der 
Industrie soll als Ziel der Entwicklung daher die Zusammenarbeit aller 
Beteiligten vorschweben. Dadurch wird bei den Arbeitern das Bewusst- 
sein des Wertes ihrer Arbeit erhöht, und sie werden fühlen, dass sie nicht 
bloss ein Spiel fremder Interessen sind. Solche Zusammenarbeit würde 
dem Arbeiter grössere Sicherheit gegen Erwerbslosigkeit geben, und zu- 
gleich eine friedliche Entwicklung der Industrie fördern. Die Erfahrung 
bestätigt den Vorzug dieser Methode. 

Die notwendige Organisation der Arbeit verlangt eine richtige Eintei- 
lung und Zuteilung der Aufgaben, die mit Rücksicht auf das zu errei- 
chende Ziel getroffen werden muss. Es ist im Interesse aller, dass die 
Fähigsten zu führenden Posten gelangen und die nötige Unabhängigkeit 
besitzen, sowohl gegenüber dem Kapital, als auch gegenüber denjenigen, 
die an dem Unternehmen beteiligt sind. 

Ernste Aufmerksamkeit muss auch dem Bedürfnis einer Serssuliehen 
Gewinnbeteiligung der Arbeiter an den Unternehmen zugewendet wer- 
den. Es scheint gerecht, dass sie auch an der Leitung (Control) einen 
gewissen Anteil haben sollen, besonders da, wo es sich um ihre eigensten 
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Interessen handelt, und wo sie im Stande sind, etwas Wirksames zur 
Förderung der Produktion beizutragen. Verantwortung muss Hand in 
Hand gehen mit Autorität, und es darf nicht geduldet werden, dass in 
der Organisation eines Unternehmens Uneinigkeit oder Kastenwesen 
überhand nehmen, die gegen den zur Beseelung des Ganzen notwendi- 
gen Geist der Kooperation und Gemeinschaft gerichtet wären. 

Der dauernde Kriegszustand in der industriellen Welt von heute 
widerspricht scharf dem Ideal einer christlichen Gemeinschaft. Aber 
auch so lange der industrielle Kampf noch dauert, müssen rücksichts- 
lose und ungerechte Methoden, die man so oft anwendet, ebenso sehr 
verworfen werden, wie die Neigung der öffentlichen Meinung, über 
strittige Fragen ohne Sachkenntnis ein Urteil zu fällen. 


Kinderarbeit 


Das Wohl des Kindes und das Wohl der Gesellschaft fordern gleicher- 
massen die Abschaffung der Kinderarbeit. Vorzeitiger Eintritt des Kin- 
des in die Industrie unterbricht die Erziehung, bevor sie Zeit hatte, 
erfolgreich Wurzeln zu fassen, und schädigt nur zu oft die körperliche, 
geistige und moralische Entwicklung des Kindes zum Schaden des 
Menschen, des Arbeiters und des Bürgers. Aber damit ist der Schaden 
nicht zu Ende. Durch die Konkurrenz der Kinder mit den Erwachse- 
nen wird der Arbeitsmarkt gestört. Männer und Frauen sind arbeitslos, 
während Kinder arbeiten, oder es wird ihr Lohn in verderblicher Weise 
herabgedrückt durch die Konkurrenz von Knaben und Mädchen, die 
in der Schule sein sollten. Diese Konkurrenz sollte aufhören. 

Wo es sich um Beschäftigung der Jugendlichen handelt, kommen 
ähnliche Erwägungen in Betracht, wenn auch in gemilderter Form. 
Beschäftigung junger Leute sollte soweit als möglich zugleich industri- 
elle Schulung in sich schliessen, und die Arbeitsstunden sollten so ein- 
gerichtet werden, dass die zur Entfaltung des ganzen Menschen not- 
wendige allgemeine Weiterbildung ermöglicht wird. 

Das Uebel der Kinderarbeit ist in seinen Folgen international. Die 
Lage des einen Landes wirkt auf die der anderen ein. 


Arbeitslosigkeit 
Die Uebelstände der Arbeitslosigkeit sind verhängnisvoll: Angstdruck, 


oft getäuschte Hoffnung, zunehmender Verlust der erworbenen Fertig- 
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keiten, das moralisch niederdrückende Gefühl dauernder Nichtstuerei, 
wachsende Verzweiflung. Die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, die in 
manchen Staaten gewiss viel getan hat, um den physischen Zusammen- 
bruch der arbeitslosen Arbeiter mit ihren Familien zu verhüten, ist nicht 
im Stande, die moralischen Uebel zu verhüten. Ein Christ muss die Lage 
der Arbeitslosen mit tiefer Sorge und Befürchtung betrachten. Er kann 
die Lehre von der ständigen Arbeiterreserve als genügende Entschuldi- 
gung für die Existenz eines Heeres von nur zeitweilig beschäftigten Ar- 
beitern nicht annehmen. Wo es sich gar um arbeitslose Jugend handelt, 
ist die Verantwortlichkeit des Volkes und der Kirchen noch deutlicher 
und ernster. 

Die Uebelstände der Arbeitslosigkeit sind dem sittlichen Gefühl un- 
erträglich. Ihre Ursachen müssen erforscht und beseitigt werden. 

Das Problem Arbeitslosigkeit darf nicht als unlösbar betrachtet wer- 
den. Energische Schritte werden in verschiedenen Staaten getan, um eine 
Lösung von dieser ständigen Gefährdung des Charakters und des Wohl- 
es der Industriearbeiter der ganzen Welt zu finden. | 

Die Kirche hat ein grosses Interesse an diesen Bestrebungen und sollte 
die Aufmerksamkeit der christlichen öffentlichen Meinung auf sie lenken. 

Die christliche Kirche als solche kann keine Reformprogramme 
durchführen, aber sie soll ihnen den lebenspendenden Geist einhau- 
chen, und, wenn irgend möglich, bei ihrer Durchführung mitarbeiten. 
Man kann von ihr nicht verlangen, dass sie wirtschaftliche Systeme und 
technische Einzelheiten oder politische Programme liefert, aber man 
erwartet von ihr erneuernde Kräfte, wie sie allein von oben kommen. 
Man verlangt von ihr, dass sie selbst eine Zentrale seelischer Gemein- 
schaft werde, vor allem, dass sie auf die grosse schöpferische Macht der 
Liebe, Brüderlichkeit und Gerechtigkeit mit Ernst dringe. 

Dazu ist nötig, dass alle Christen, die sich den sozialen Gedanken 
des Evangeliums verpflichtet fühlen, sich zusammenscharen und mit- 
einander überlegen, wie die Ideale des Christentums in dem modernen 
industriellen Leben besser verwirklicht werden können ... 


Bericht der Kommission I »Die Kirche und die wirtschaftlichen und industriellen 
Fragen« der Weltkirchenkonferenz »Life and Work« in Stockholm 1925. 

Der Text ist entnommen: Soziale Programme der Kirchen und freier religiöser 
Organisationen. Life and Work. Studien und Dokumente, Heft 2, Berlin 1930, S. 
70-75. 
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Text Nr. 37 | 
Erklärung der Konferenz kirchlicher Sozialarbeiter in London 
1930: Die Kirchen und die moderne Wirtschaftsgestaltung 


A. Bericht zur Arbeitslosigkeit 


1. Die Konferenz ist überzeugt, dass eine der Hauptaufgaben der Kir- 
chen darin besteht, ihren ganzen Einfluss dafür einzusetzen, dass alle 
Volkskreise und im besondern die Gemeinden ein wirklich eindringen- 
des Verständnis der Not der Arbeitslosigkeit und der von ihr Betroffe- 


nen gewinnen. 


2. Die Konferenz ist überzeugt, dass die Kirchen in Verbindung damit 
die Verpflichtung haben, auf ein tieferes Verständnis der Gesamtvor- 
gänge hinzuwirken, das auf eine kritische Stellungnahme zu der gegen- 
wärtigen Situation gegründet ist, und so die bereits von der Arbeitslo- 
sigkeit Betroffenen oder von ihr Bedrohten nach Möglichkeit vor einer 
blossen unfruchtbaren Verbitterung zu bewahren und den Willen der 
Gesamtheit zur Ueberwindung der Arbeitslosigkeit zu stärken. 


3. Ausgehend von der Feststellung, dass alle nationalen und internatio- 
nalen Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ihr Anwach- 
sen nicht haben verhindern können, unterstützt die Konferenz nach- 
drücklich die Forderung, die Ursachen der Arbeitslosigkeit und die 
Gründe für die Erfolglosigkeit der Massnahmen zu ihrer Bekämpfung 
zu erforschen, um so die gesamte Situation vom christlichen Stand- 
punkt aus zu untersuchen. 


4. Zunächst sollten die Bedeutung und die Auswirkungen der Rationa- 
lisierung daraufhin untersucht werden, inwieweit diese neue Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten schafft, und inwieweit sie für gewisse Gruppen von 
Arbeitern zu einer dauernden Beschäftigungslosigkeit führt. Dabei muss 
besonders beachtet werden, dass umfassende Rationalisierung die Wirt- 
schaft zur weitgehenden Stabilisierung des Arbeitsbedarfes zwingt; wenn 
allerdings Verschiebungen der Marktlage eintreten, so sind ihre Wir- 
kungen schwerwiegender denn je. 


5. Aus dem Studium der Rationalisierung ergibt sich, dass die letzte 
Kontrolle des weltwirtschaftlichen Apparates sich in den Händen eines 
immer kleiner werdenden Kreises konzentriert. Dies führt zu der Frage, 
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ob bei der daraus folgenden Vereinfachung des Problems die Wirtschafts- 
führung zielbewusst und wirksam im Sinne der Wohlfahrt der Gesamt- 
heit ausgeübt werden kann oder nicht. Gewisse Erscheinungen deuten 
bezüglich der Frage der Wirtschaftsführung daraufhin, dass der Haupt- 
faktor die Zwangsläufigkeit der wirtschaftlichen Lage ist, die der mensch- 
lichen Beeinflussung nur einen geringen Spielraum lässt. Dies dürfte 
im wesentlichen richtig sein, soweit die Kontrolle der Wirtschaft in der 
Hand der Industriellen liegt. Aber wir haben die weitere Frage zu stel- 
len, ob nicht die Leitung der Wirtschaft in den Händen der Kapitalge- 
ber liegt, und ob die Kapitalgeber gegenwärtig die nötigen Kenntnisse 
und Fähigkeiten haben, die Wirtschaft so zu führen, dass sie dies auch 
nur als ihre Aufgabe betrachten. 


6. Ein sehr erheblicher Teil der Arbeitslosigkeit scheint durch die Ver- 
kleinerung der ausländischen Märkte bedingt zu sein. Nach dem Krie- 
ge haben eine Reihe von Ländern ihre eigenen Industrien in bestimm- 
ter Richtung entwickelt oder ausgebaut, und anstatt wie früher Güter 
einzuführen, treten sie als Konkurrenten auf dem Weltmarkt auf. Die 
Ursachen und Wirkungen dieser Marktverkleinerung sollten in ihren 
nationalen und internationalen Aspekten untersucht werden. 


7. Die Welthandelsdepression und die damit in Verbindung stehende 
Arbeitslosigkeit wird vielfach besonders auf die Erhöhung der Zollmau- 
ern zurückgeführt, und der Abbau dieser Zollpolitik wird als ein Mittel 
zur Ueberwindung der Wirtschaftskrise empfohlen. In dieser Hinsicht 
sollte die Frage untersucht werden, ob ein solches Vorgehen nicht le- 
diglich die Problemstellung verschieben würde, ohne die Frage der Lö- 
sung näher zu bringen, besonders da diese Empfehlung die wesentliche 
Unterscheidung zwischen Gläubigerländern und Schuldnerländern 
ausser Acht lässt. 


8. In Verbindung damit sollte die Frage untersucht werden, ob nicht 
die wirklichen Gründe der Weltwirtschaftsdepression und damit auch 
der Weltarbeitslosigkeit in der Tatsache begründet sind, dass die Wirt- 
schaftspolitik aller Industrieländer bisher von dem Ziel einer »günsti- 
gen Handelsbilanz« oder in anderen Worten, eines dauernden Export- 
überschusses beherrscht war. Diese Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
Aufrechterhaltung eines Exportüberschusses — und zwar handelt es sich 
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dabei wesentlich um »Export auf Kredit« — erklärt die ungeheure Ver- 
schuldung der weniger entwickelten Länder und hat nach gewissen 
Auffassungen gleichzeitig zu einem dauernden Verlust für die Bevölke- 
rung der exportierenden Länder geführt. Im Blick auf die dieser Politik 
zugeschriebenen Wirkungen sowohl auf die Prosperität der einzelnen 
Länder wie auf den internationalen Konkurrenzkampf sollte die Frage 
untersucht werden, ob die Prosperität der industriellen Länder von in- 
dustrieller Expansion und von wachsenden ausländischen Märkten für 
sichtbaren und unsichtbaren Export abhängig ist oder nicht. 


9. Diese Erwägungen führen zu der Frage, ob die Wirtschaft nicht vor 
allem unter einer ungenügenden Verteilung der Wirtschaftsprodukte 
innerhalb der industrialisierten Länder selbst leidet. Es wird die 
Anschauung vertreten, dass die Verteilung der (im Lohn sich ausdrük- 
kenden) Kaufkraft an die Arbeiter ungenügend ist, um den Teil des 
Produktes aus ihrer eigenen Arbeit zu kaufen, der für ihren Verbrauch 
verfügbar sein sollte, während gleichzeitig die weitere Kapitalbildung 
und -anlage jeder Art gelähmt wird, da die durch die bereits vorhanden 
Betriebe für den Verbrauch produzierten Güter im Ueberfluss vorhan- 
den sind. 


10. Wenn diese Analyse zu Recht besteht, so ist das Problem der Welt- 
prosperität in erster Linie ein Verteilungsproblem, und wenn es als Ver- 
teilungsproblem in Angriff genommen wird, so führt uns unser Glaube 
an die im Aufbau der Welt selber immanente göttliche Güte und Ver- 
nunft zu der inneren Gewissheit seiner Lösbarkeit. Seine Lösung ist 
indessen von der erneuten Ueberprüfung der geläufigen Theorien ab- 
hängig, die die Geldbewegung in der modernen Welt beherrschen. Es 
ist in erster Linie notwendig, in dem tatsächlichen Vorhandensein brach- 
liegender Reichtumsquellen den Hauptfaktor der ganzen Frage zu er- 
kennen und nicht zuzulassen, dass die geläufigen Wirtschaftstheorien 
die Welt um die wirklichen Reichtumsmöglichkeiten betrügen, die auf 
Grund des vorhandenen Wirtschaftsapparates und der heutigen Wirt- 
schaftstechnik gegeben sind. 


11. Die Herbeiführung einer richtigen Verteilung des Reichtums ist 


selbstverständIch ein höchst kompliziertes technisches Problem. Sie 
könnte erfolgen durch einen Ausbau des Lohnsystems, durch eine Ver- 
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mehrung des Gemeineigentums, oder durch neue Formen des persön- 
lichen Einkommens. Dies könnte herbeigeführt werden durch eine neue 
nationale und internationale Kreditgebahrung oder durch ein neuarti- 
ges Prinzip der Besteuerung oder auf eine zu bestimmende andere Wei- 
se. Diese Vorschläge werden in der Ueberzeugung gemacht, dass die 
erforderliche Reichtumsvermehrung durch eine bessere Anwendung 
unserer Produktionsmöglichkeiten geschaffen werden kann und keine 
Vermögensübertragung von den Besitzenden auf die Armen einzuschlies- 
sen braucht. 


12. Die Konferenz empfiehlt, dass eine Sachverständigen-Konferenz über 
Arbeitslosigkeit und die ökonomischen Grundlagen der Wirtschaft auf 
den frühest möglichen Zeitpunkt einberufen wird, die eine gründliche 
Vorbereitung auf nationaler und internationaler Basis gestattet, und dass 
diese Konferenz auf Grund der Zusammenarbeit des Instituts und der 
Kommission »Church and Labour« organisiert wird. 


B. Bericht zur Rationalisierung 


1. Die Konferenz ist der Ueberzeugung, dass die Rationalisierung der 
Wirtschaft die höchste Aufmerksamkeit der Kirchen, insbesondere ih- 
rer sozialen Arbeitsorgane, fordert. Zunächst, weil diese Rationalisie- 
rung Ausdruck der gesamten geistigen und gesellschaftlichen Entwick- 
lung der neueren Zeit ist und auf diese Entwicklung ihrerseits stark 
zurückwirkt. Sodann aber weil die Rationalisierung, die mit dem Cha- 
rakter der gegenwärtigen Wirtschaft gegebenen Fragen verdeutlicht und 
verschärft. Es besteht insbesondere die Gefahr, dass die einseitige Beto- 
nung der Wirtschaft und ihrer Notwendigkeiten, durch die Rationali- 
sierung ohne Frage gefördert, den materialistischen Charakter des Ge- 
samtlebens ausserordentlich vertieft. 


2. Die Konferenz verweist für die Einzelfragen auf die im Anhang ihres 

Berichtes beigefügten Referate. Sie wünscht aber auf einige Fragen auf- 

merksam zu machen, die in allen Ländern und Kirchen ein besonderes 

Studium und besondere Bemühungen nötig machen. 

a) Es erscheint uns als eine wichtige Aufgabe, zu einer klaren Einsicht 
zu kommen, wie weit und in welcher Weise die Rationalisierung der 
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Wirtschaft die Lösung der sozialen Probleme erleichtert oder er- 
schwert. 

b) In der Erkenntnis, dass die Rationalisierung die Bedeutung des wirt- 

schaftlichen Führertums nicht vermindert, sondern erhöht, halten 

wir es für nötig, die Möglichkeiten planvoller Fühlungsnahme mit 
diesen Kreisen zu studieren und auszunutzen. Die Frage, in wel- 
chem Sinne von einer persönlichen Verantwortung dieses Führer- 
tums in einer zunehmend unpersönlich geteilten Wirtschaft noch 
die Rede sein und ob und in welcher Weise durch die persönliche 

Fühlung mit ihm ein wirksamer Einfluss auf die Lösung der sozialen 

Fragen ausgeübt werden kann, bedarf dabei einer grundsätzlichen 

Klärung, an der theoretisch wie praktisch gearbeitet werden sollte. 

Das ist vor allem für die Beurteilung der monopolistischen Tenden- 

zen der modernen Wirtschaft von grösster Bedeutung. Die Kirchen 

sollten der Frage nachgehen, ob die Errichtung nationaler Wirtschafts- 
räte eine Kontrolle wirtschaftlicher Machtgebilde ermöglicht und 
welche Erfahrungen darüber vorliegen. 

Im Blick auf die Arbeiterschaft bleibt die Frage nach der Möglich- 

keit innerer Befriedigung durch die tägliche Arbeit zentral. Ihre Stel- 

lung innerhalb des Betriebes muss so gestaltet werden, dass sie ihren 
wirtschaftlichen Beruf als sinnvoll empfinden kann. Wir halten es, 
ohne die Bedeutung der Lohnfrage zu verkennen, für wichtig, dass 
auch die Kirchen Klarheit darüber zu gewinnen suchen, in welcher 

Weise eine Beteiligung der Arbeiterschaft an der Leitung der Wirt- 

schaft und ihrer Unternehmungen hier eine Lösung verspricht, und 

welche Möglichkeiten die Kirchen haben, diese Entwicklung zu för- 
dern. 

d) Eine besondere Prüfung erfordert die Frage, welche soziale Bedeu- 
tung den Versuchen zukommt, die Arbeiter durch Massnahmen man- 
nigfacher Art enger als bisher an ihre Unternehmungen zu binden, 
insbesondere die Frage, ob ein derart rational gegründeter und ge- 
formter Patriarchalismus den tatsächlichen Bedürfnissen der Wirt- 
schaft entspricht oder widerspricht. Hier sollten die Kirchen bemüht 
sein, in sorgfältiger Weise Erfahrungen zu sammeln und kritisch zu 
untersuchen. 

e) Die Konferenz ist schliesslich überzeugt, dass die Rationalisierung 
ihre Aufgabe verfehlt, solange sie sich auf das technische Problem 
der Produktionssteigerung beschränkt und nicht auch die Aufgabe 


(@) 
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des Ausgleichs zwischen Produktion und Konsum im internationa- 
len Rahmen zur Lösung bringt. Die Konferenz lässt die Frage offen, 
ob im Blick auf diese Rationalisierung der Wirtschaft der politischen 
oder der wirtschaftlichen Aktion die Hauptbedeutung zukommt. Es 
wird Aufgabe vor allem des Instituts, aber in Zusammenarbeit mit 
den entsprechenden Organen der Einzelkirchen sein, diese Frage an 
der Hand einzelner drängender Probleme (Kohlenproblem) einge- 
hend zu untersuchen. Die Kirchen in ihrer Gesamtheit indes wer- 
den sich mehr als je dafür verantwortlich fühlen müssen, dass durch 
Orientierung der öffentlichen Meinung über die Dringlichkeit der 
sozialökonomischen Weltprobleme und durch planmässige Arbeit 
an der Verständigung zwischen den Nationen Voraussetzungen für 
eine wirkliche Lösung geschaffen werden. 


Der Text ist entnommen: Die Kirchen und die moderne Wirtschaftsgestaltung. 
Konferenz kirchlicher Sozialarbeiter London 1930, Life and Work. Studien und 
Dokumente Heft 4, Genf 1931, S. 15-21. 


Text Nr. 38 
Weltkirchenkonferenz 1937 in Oxford: Kirche, Volk und Staat 


in ihrer Beziehung zur Wirtschaftsordnung 


I. Die Begründung des christlichen Interesses an der 


Wirtschaftsordnung 


Die christliche Kirche geht an die Fragen der Gesellschaftsordnung vom 
Standpunkt ihres Glaubens an die Offenbarung Gottes in Christus her- 
an. Im Leben und Sterben unseres Herrn wird Gott als der gerechte 
offenbar, der die Sünde verdammt, und als der barmherzige, der den 
Sünder erlöst. Wesen und Wille Gottes, auf diese Weise offenbar, sınd 
für den Menschen der Grund seiner Existenz und das Gesetz seiner 
Lebensführung. Der Mensch ist vor allem dazu bestimmt, in Arbeit 
und Leben wie im Gottesdienst Gott zu preisen, zu ehren und zu lie- 
ben. Diese Liebe bringt die Verpflichtung mit sich, unseren Nächsten 
zu lieben wie uns selbst, ein zweites Gebot, von dem Jesus sagte, dass es 
dem ersten gleich sei. 
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Diese Liebe zum Nächsten ist eine Verpflichtung, die sich zum Teil auf 
den angeborenen Wert und die angeborene Würde des Menschen als 
eines zum Bilde Gottes geschaffenen Wesens gründet. In allen Moral- 
systemen wird diese Verpflichtung in höherem oder geringerem Grade 
anerkannt. Das Christentum freilich ist sich der Tatsache bewusst, dass 
das Ebenbild Gottes im Menschen durch die Sünde so sehr entstellt 
wird, dass des Menschen angeborener Wert und angeborene Würde 
weithin verdunkelt sind. Aus diesem Grunde muss nachdrücklich ge- 
sagt werden, dass unsere Verpflichtung gegenüber dem Nächsten nicht 
so sehr unserer Anerkennung der angeborenen Menschenwürde ent- 
springt als vielmehr der christlichen Offenbarung von Gottes Vorsatz, 
durch die in Christus geschehende Erlösung diese Würde wiederherzu- 
stellen. Diese Verpflichtung ist also eine Pflicht vor Gott und bleibt 
selbst dann wirksam, wenn der Nächste, so wie er ist, keine Achtung 
fordern kann oder verdient. Wir müssen unsere Mitmenschen lieben, 
weil Gott sie liebt und den Willen hat, sie zu erlösen. 

Das Reich Gottes, wie es im Evangelium verkündigt ist, ist die Kö- 
nigsherrschaft Gottes, die zugleich angebrochen und im Anbruch ist. 
Es ist eine mit dem Kommen Christi und der Gegenwart seines Geistes 
in der Welt begründete Wirklichkeit. Noch aber steht es im Kampfe 
mit der sündigen Welt, die seinen Herrn kreuzigte, und sein endgülti- 
ger Iriumph liegt noch in der Zukunft. Sofern es schon angebrochen 
ist, ist der Wille Gottes, wie er in Christus offenbar wurde (das heisst 
eben: das Gebot der Liebe), in ihm das entscheidende Richtmass christ- 
lichen Verhaltens. Sittliche Lebensregeln, die von der Beobachtung 
menschlichen Verhaltens hergeleitet oder aber von unmittelbar zutage 
liegenden Notwendigkeiten eingegeben werden, sind nicht nur weni- 
ger umfassend als das Gebot der Liebe sondern widersprechen ihm häufig 
auch. Sofern das Reich Gottes im Widerstreit mit der Welt lebt und 
darum erst im Anbruch ist, sieht sich der Christ der Notwendigkeit 
gegenüber, die besten ihm verfügbaren Mittel zu entdecken, mit denen 
menschliche Sündhaftigkeit in Schranken gehalten und die Möglich- 
keiten und Gelegenheiten zur Liebesübung in einer sündigen Welt ver- 
mehrt werden können. 

Das relative und auf ein Teilgebiet beschränkte Richtmass für alle 
sozialen Regelungen und Einrichtungen, alle wirtschaftliche Gestaltung 
und alle politischen Systeme, die dem Leben des Menschen eine Ord- 
nung geben, ist der Grundsatz der Gerechtigkeit. Gerechtigkeit als das 
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Ideal einer harmonischen Beziehung von Mensch zu Mensch setzt of- 
fenbar die sündhafte Neigung des einen voraus, den anderen zu über- 
vorteilen. Dieser sündhaften Neigung sucht sie Einhalt zu tun, indem 
sie den rechtmässigen Platz und die Rechte bestimmt, die jedem Ein- 
zelleben in der Harmonie des Ganzen zukommen, und indem sie 
jedem seine Verpflichtung gegenüber dem anderen zuweist. Die Ge- 
rechtigkeit verlangt nicht, dass das Ich sich dem Wohle des Nächsten 
vollkommen opfere, sondern versucht zu bestimmen und zu verfech- 
ten, was jedes Glied der Gemeinschaft in der Harmonie des Ganzen 
billigerweise beanspruchen kann. 

Das Prinzip der Gerechtigkeit hat sowohl einen positiven als auch 
einen negativen Sinn ... 


II. Punkte, die im Widerspruch zu christlicher Lebensauffassung 


stehen 


Am Eingang dieses Berichtabschnittes muss auf die Möglichkeiten zum 
Guten in der Wirtschaftsordnung hingewiesen werden. Die Lage der 
Dinge ist zwar in den verschiedenen Teilen der Welt verschieden, aber es 
scheint in vielen Ländern bereits möglich zu sein, durch volle Ausnüt- 
zung der neuesten technischen Hilfsquellen und durch die Freimachung 
menschlicher Produktionskraft die Art von Armut zu beheben, die die 
Persönlichkeit verkümmern lässt. In gewissem Sinne ist Armut etwas 
Relatives, und es wird sie darum in irgend einer Gestalt in jeder Lage 
geben; wir denken aber an die Armut, die man zu jeder Zeit als ein 
Versagen der physischen Lebensbedürfnisse ansehen muss. Die Beseiti- 
gung dieser Art Armut scheint heute viel mehr von der Art abzuhängen, 
wie der Mensch die Wirtschaft organisiert, als von naturgegebenen Fak- 
toren oder von dem, was man die unvermeidliche Grundlage jeder Wirt- 
schaftsordnung nennen könnte. Aber die Möglichkeit wirtschaftlichen 
»Überflusses« ist sittlich darum von Bedeutung, weil sie in wachsendem 
Masse die Fortdauer der Armut zu einer Sache macht, für die Menschen 
die moralische Verantwortung tragen. Diese Möglichkeit hebt unsere 
Zeit von dem neutestamentlichen und von andern Zeitaltern ab, in de- 
nen die christliche Anschauung vom Wirtschaftsleben geformt wurde. 
Im Lichte dieser Möglichkeit muss sich christliche Bemühung um die 
Wirtschaftsordnung künftig von karitativem Patriarchalismus abwen- 
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den und sich in der Richtung auf die Verwirklichung einer billigeren 
Gerechtigkeit in der Verteilung der Güter bewegen. Darüber hinaus 
müssen Christen, die in geographisch günstigeren Gebieten leben, er- 
kennen, dass mit der Sicherstellung reichlicher Versorgung und grösse- 
rer Gerechtigkeit bei der Verteilung innerhalb des nationalen Verbandes 
ihrer vollen Verpflichtung in diesem Zusammenhang nicht genügt ist; 
sie können sich einem gewissen Mass und Verantwortung für diejenigen 
Gebiete, wo ohne Zweifel noch auf Jahre hinaus eine verzweifelte Wirt- 
schaftsnot herrschen wird, nicht entziehen. 

Es will uns scheinen, dass das sittliche und religiöse Wesen des Men- 
schen, wenigstens nach seinem christlichen Verständnis, durch die die 
Wirtschaftsordnung der industrialisierten Welt beherrschenden An- 
schauungen und die ganze Art, wie sie arbeitet, in vielfacher Hinsicht 
verletzt wird; darauf möchten wir besonders aufmerksam machen. 


1. Die Steigerung der Profitsucht 

Jene Wirtschaftsordnung bringt zunächst einmal die sehr ernste Gefahr 
mit sich, dass die feineren Wesenszüge des menschlichen Geistes der 
alles beherrschenden Inanspruchnahme durch einen Lebensbereich zum 
Opfer fallen, der, so wichtig er an und für sich sein mag, doch ernsteren 
Seiten des Lebens unbedingt untergeordnet werden muss. Das Neue 
Testament gibt uns die Warnung, dass Reichtum für den, der ihn be- 
sitzt, eine Gefahr ist, und die Erfahrung bestätigt augenscheinlich diese 
Diagnose. Man kann nicht Gott dienen und dem Mammon. Wenn die 
notwendige gesellschaftliche Arbeit auf eine Weise organisiert ist, dass 
der Erwerb von Reichtum zum Hauptkriterium des Erfolges wird, dann 
bedeutet das den Anreiz zu einem fieberhaften Jagen nach Geld und zu 
einer falschen Hochachtung vor den Siegern in diesem Kampfe, die in 
ihren sittlichen Folgen ebenso verhängnisvoll ist wie jede andere Form 
von Götzendienst. Sofern das Streben nach geldlichem Gewinn zu dem 
beherrschenden Faktor im Leben der Menschen wird, wird der innere 
Wert der Gesellschaft langsam aber sicher zerstört. Dass eine solche 
Gesellschaft der Schauplatz eines dauernden, zuweilen versteckten, zu- 
weilen offen zutage liegenden Interessenkonflikts zwischen den wirt- 
schaftlichen Gruppen werden muss, aus denen sie besteht, überrascht 
nicht. Menschen können nur soweit wirklich zusammenarbeiten, als 
sie durch die Bindung an eine ihnen gemeinsam Sache geeint sind, die 
ihnen als etwas ihren Einzelinteressen Übergeordnetes gilt. Solange die 
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Wirtschaft nicht in erster Linie auf den Dienst an der Gemeinschaft 
sondern lediglich auf finanzielle Gewinnerzielung für einige ihrer Glie- 
der angelegt ist, kann ihr nicht zuerkannt werden, dass sie ihren sozia- 
len Zweck richtig erfüllt. 


2. Ungletchheiten 

Das zweite Kennzeichen unseres Wirtschaftssystems, das dem christli- 
chen Gewissen widerspricht, ist die Tatsache, dass die wirtschaftliche 
Lage der Menschen Ungleichheiten in einem Umfang aufweist, der zwar 
von Land zu Land verschieden, in manchen aber empörend, und in 
allen beträchtlich ist. Einmal wird der wirtschaftliche Gesamtertrag so 
ausserordentlich ungleich verteilt (wenn auch das Mass dieser Ungleich- 
heit ebenfalls von Land zu Land beträchtlich wechselt), dass eine kleine 
Minderheit der Bevölkerung Einkommen bezieht, die in ihrer Gesamt- 
summe die Einkommen von mehrmals so vielen Menschen überschrei- 
tet. Eine viel ernstere Sache ist es, dass diese letzteren ausserdem dazu 
verurteilt sind, ihr ganzes Leben in einer hässlichen und schlechten 
Umgebung zuzubringen, der sich die Erstgenannten entziehen kön- 
nen, und dass sie der Möglichkeit voller Entwicklung ihrer Fähigkeiten 
beraubt sind, die ihren vom Glück mehr begünstigten Mitmenschen 
wie selbstverständlich offensteht. Das Christentum lehrt nicht, alle 
Menschen seien von der Natur mit den gleichen Gaben ausgestattet, 
oder allen komme ohne Rücksicht auf Fähigkeiten und Bedürfnisse 
genau dieselbe Versorgung zu. Was es aber behauptet, ist dies, dass alle 
Menschen Kinder desselben Vaters sind, und dass im Vergleich mit die- 
ser vornehmsten und an Wichtigkeit alles andere hinter sich lassenden 
Tatsache die Unterschiede zwischen den Rassen, Nationalitäten und 
Klassen, so bedeutsam sie auch an und für sich sein mögen, äusserlicher 
und geringfügiger Art sind. Jede soziale Ordnung, die die Würde des 
Menschen dadurch kränkt, dass sie die einen als Selbstzweck und ande- 
re als Mittel behandelt, jede Einrichtung, die durch Betonung der äus- 
serlichen Zufälligkeiten von Geburt, Vermögen oder gesellschaftlicher 
Stellung das gemeinsame Menschentum der Menschen verdunkelt, ist 
in sich selbst antichristlich. 

Diese Frage hat eine Seite, die besondere Hervorhebung verdient. 
Wie weit ihre Ansichten über andere Dinge auch auseinandergehen 
mögen, Christen können sich in keinem Zweifel darüber befinden, dass 
es für sie keine vornehmere Verpflichtung gibt als die, dafür zu sorgen, 
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dass die heranwachsende Generation sich in ihrer Gesamtheit der zur 
vollen Persönlichkeitsentwicklung erforderlichen Voraussetzungen er- 
freut. In manchen Ländern wird diese Verpflichtung in grösserem 
Umfange anerkannt als in anderen, aber man kann auch im besten Fal- 
le nur von wenigen sagen, dort gebe es für alle die gleiche Möglichkeit 
körperlicher und geistiger Entwicklung. Selbst für manche der reichen 
Länder Westeuropas trifft es doch noch immer zu, dass eine grosse Menge 
Kinder in der Zeit vor ihrem Schuleintritt gesundheitlich schwere Schä- 
digungen erleiden, obwohl die Wege zur Vermeidung derartiger Schä- 
digungen wohlbekannt sind; dass die Schulbildung, die man ihnen ver- 
mittelt, in ihrer Qualität viel zu wünschen übrig lässt, weil man die 
dafür notwendige Ausgabe scheut; dass viele von ihnen vorzeitig in in- 
dustrielle Vollarbeit hineingeworfen werden, wo man sie nur zu häufig 
unter Bedingungen beschäftigt, die sowohl für ihren Charakter wie für 
ihre Gesundheit äusserst schädlich sind; und dass schliesslich die ver- 
schiedenen Bildungsmöglichkeiten mehr den Einkommensverschieden- 
heiten unter den Eltern als den Fähigkeiten der Kinder entsprechen. Es 
kommt häufig vor, dass diese Benachteiligungen sich wesentlich ver- 
schärfen, wo die entsprechenden Erwerbsmöglichkeiten aus rassischen 
Gründen versagt werden. Diese rassische Diskriminierung erscheint in 
verschiedenen Formen: es gibt zweierlei Lohntarife; Angehörige gewis- 
ser Rassen kommen über eine bestimmte Stufe innerhalb ihres Berufes 
nicht hinweg, mag ihre sachliche Eignung für leitende Stellen noch so 
gross sein; Arbeiterverbände verweigern unter Umständen ihre Aufnah- 
"me, und man weigert sich, sie zu Beschäftigungen zuzulassen, die den 


Angehörigen der herrschenden Rasse vorbehalten sind. 


3. Verantwortungsloser Besitz wirtschaftlicher Macht 

Ein drittes, für das christliche Gewissen abstossendes Kennzeichen der 
heutigen Lage besteht in der Macht, die von ein paar wenigen, keinem 
Organ der Gesellschaft irgendwie verantwortlichen Personen oder Grup- 
pen ausgeübt wird. Das verleiht der Wirtschaftsordnung in vielen Län- 
dern eine gewisse Ähnlichkeit mit der Tyrannis im klassischen Sinne 
des Wortes, wo die Machthaber für ihre Taten von keiner übergeordne- 
ten, die von ihnen beherrschte Gemeinschaft vertretenden Autorität 
zur Rechenschaft gezogen werden können. An der Spitze dieser Hierar- 
chie stehen die Führer der Weltfinanz, deren Entscheidungen die wirt- 
schaftliche Temperatur heben oder senken. Dann folgen die Beherr- 
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scher gewisser grosser Schlüsselindustrien, deren Verhalten und Politik 
das Leben von Millionen entscheidend beeinflusst. Wiederum folgen 
eine Masse grosser und kleiner wirtschaftlicher Unternehmungen, de- 
ren Herren über die paar hundert oder paar tausend jeweils von ihnen 
abhängigen Menschen bestimmen. Die Macht, die diese ausüben, wird 
an vielen Punkten durch das Gewerkschaftswesen und die Gesetzge- 
bung eingeschränkt. Im ganzen aber hat sich die Tätigkeit der Gewerk- 
schaften sowohl wie die des Staates bisher darauf beschränkt, gewisse 
Mindesttarife aufzustellen und aufrechtzuerhalten. Nahezu das gesam- 
te Gebiet der eigentlichen Wirtschaftsführung, die letzten Endes be- 
stimmt, welche Tarife aufrechterhalten werden können, entzieht sich 
ihrem Einfluss. 

Der wirtschaftlichen Autokratie wohnen, ebensowohl wie der poli- 
tischen, zweifellos bestimmte Vorteile inne. Indessen unterliegt sie der 
Gefahr, sowohl in Einzelnen wie in der Gesellschaft eine Charakterhal- 
tung und Lebensauffassung hervorzurufen, die mit keiner noch als christ- 
‚lich zu bezeichnenden Art der Beziehung von Mensch zu Mensch in 
Einklang zu bringen sind. Sie hat die Tendenz, bei den Machthabern 
und ihren Unterorganen eine diktatorische Haltung zu erzeugen, die 
keinem persönlichen Charakterfehler entspringt, sondern dem inneren 
Einfluss der Stellung, die sie innehaben. Die Wirkung übergrosser wirt- 
schaftlicher Macht auf die, die sich ihr fügen müssen, ist ebenso ver- 
hängnisvoll. Oft macht sie sie zu Sklavennaturen; die Angst vor dem 
Verlust des Arbeitsplatzes, und die unklare Überzeugung, dass schlies- 
slich und endlich die Reichen eben doch am längeren Hebelarm sitzen, 
zerstört leicht ihren Mannesmut. Oft auch werden sie auf diese Weise 
bitter und frech; sie empfinden, dass Macht und nicht Recht ihre Welt 
regiert, und sie sind in der Versuchung, Äusserungen, hinter denen eine 
andere Auffassung steht, als verlogenes frommes Geschwätz abzutun. 


4. Die Zerstörung des christlichen Berufsbewusstseins 

Es hat sich ein tiefgreifender Konflikt zwischen der Forderung, dass 
Christen in ihrer täglichen Arbeit den Willen Gottes erfüllen sollen, 
und der Art der Arbeit entwickelt, die Christen im Rahmen der heuti- 
gen Wirtschaftsordnung tatsächlich zu leisten gezwungen sind. Was die 
Arbeiter und Angestellten betrifft, so stehen wir hier vor der Tatsache, 
dass die meisten von ihnen unmittelbar das Bewusstsein haben, für den 
Profit des Arbeitgebers (und um ihres Lohnes willen), aber nur mittel- 
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bar in irgend einem Sinne für das allgemeine Wohl zu arbeiten; mag 
diese Tatsache auch in manchen Fällen sich lediglich daher ergeben, 
dass die Arbeit für das Allgemeinwohl eben auf Umwegen geleistet wird, 
so bleibt die Schwierigkeit selbst doch zum guten Teil bestehen. Ferner 
stehen wir vor der Tatsache, dass gegenwärtig viele Arbeiter Dinge er- 
zeugen müssen, die nutzlos oder wertlos oder zerstörender Art sind. 
Schliesslich gibt es eine bestimmte Art von Arbeit, die ganz deutlich im 
Widerstreit mit dem Christenberuf zu stehen scheint, nämlich jenes 
Händlertum, das nicht ohne Betrug zu denken ist — den Betrug, der 
vielleicht bloss in Suggestion und Übertreibung besteht, aber eine ernst- 
hafte Bedrohung der charakterlichen Sauberkeit dessen darstellt, der 
damit arbeiten muss. 

Doch noch viel verhängnisvoller ist die dauernde Bedrohung mit 
Arbeitslosigkeit. Sie erzeugt in unzähligen Menschen ein Gefühl äus- 
serster Unsicherheit. Arbeitslosigkeit ruft meist, vor allem, wenn sie 
lange andauert, in dem Arbeitslosen das Gefühl hervor, unnütz oder 
gar eine blosse Last für andere zu sein, und nimmt seinem Leben jeden 
Sinn. Dieser Situation lässt sich nicht mit Arbeitslosenunterstützungs- 
massnahmen befriedigend begegnen, weil gerade der Mangel sinnvol- 
ler Betätigung menschliche Selbstachtung zu zerstören droht ... 


V. Die christliche Lehre von der Wirtschaftsordnung 


Wir haben in Abschnitt III dieses Berichtes die besonderen Punkte 
herausgestellt, an denen ein Widerstreit zwischen der bestehenden 
Wirtschaftsordnung und der christlichen Lebensauffassung besteht. 
In Abschnitt IV haben wir das Wesen der sozialen Entscheidungen 
dargelegt, wie sie alle Christen in ihrer Eigenschaft als Staatsbürger zu 
fällen haben. 

Aber es genügt nicht zu sagen, diese Probleme gehörten hauptsäch- 
lich in den Verantwortungsbereich christlicher Einzelmenschen oder 
christlicher Laiengruppen, und es dabei sein Bewenden haben zu las- 
sen. Man muss weiter fragen: Welche Art Weisung können die, die im 
Blick auf die Wirtschaftsordnung solche Entscheidungen zu fällen ha- 
ben, von ihrem christlichen Glauben her empfangen? Diese Frage legt 
ein gut Stück Verantwortung auf die Menschen in der Kirche, deren 
Aufgabe es ist, die Bedeutung des christlichen Glaubens klarzulegen. 
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Hier müsste die Geistlichkeit einen besonders gewichtigen Beitrag zu 
leisten haben, aber das müsste aus einem Verständnis für Laienerfah- 
rungen geschehen. Es ist von grosser Wichtigkeit, dass sich stets Laien 
gemeinsam mit der Geistlichkeit an der Aufgabe der Formulierung be- 
teiligen, wenn christliche Weisung dieser Art in den Berichten und Ver- 
lautbarungen offizieller kirchlicher Körperschaften oder einer Konfe- 
renz wie der von Oxford ihren Ausdruck findet. Diese Laien müssen 
aus verschiedenen sozialen Schichten stammen. Dieser Abschnitt unse- 
res Berichtes soll nun einen Versuch darstellen, die Art von Weisung 
herauszuarbeiten wie sie heute vom christlichen Glauben her für Fra- 
gen des Wirtschaftslebens zu gewinnen ist. Wir befassen uns hier ganz 
unmittelbar mit der Frage, welches die Lehre der Kirche als Kirche ım 
Blick auf die Wirtschaftsordnung sein muss. 

Wir müssen dabei mit der Feststellung beginnen, dass es bestimmte 
Faktoren im Wirtschaftsleben gibt, die deutlicher in den Bereich der 
Kirche fallen als andere, und für die von der christlichen Botschaft her 
mehr Licht gewonnen werden kann als für andere, während es in be- 
sonderen Situationen viele kritische Fragen gibt, die vor allen Dingen 
Sachkenntnis erfordern. Wenn wir demgemäss die grosse Bedeutung 
feststellen, die dem Versuch zukommt, so deutlich und so genau wie 
möglich die Gebiete abzugrenzen, innerhalb derer der Christ vom christ- 
lichen Glauben her Klärung erwarten kann, und innerhalb derer die 
kirchliche Lehre vom Wirtschaftsleben betrieben werden sollte, so be- 
zeichnen wir nun drei solcher Gebiete und deuten den Rahmen dessen 
an, was etwa im kommenden Jahrzehnt christliche Verkündigung zur 
Frage der Wirtschaftsordnung sein müsste. 


A. Die christliche Verkündigung muss sich mit Zielen im Sinne von Zielen 
auf lange Sicht — mit Normen und Grundsätzen befassen, in deren Licht 
jede konkrete Situation und jeder Besserungsvorschlag zu prüfen ist. Im 
Lichte solcher Ziele und Grundsätze treten die vier Wesenszüge der 
bestehenden Wirtschaftsordnung, wie sie in Abschnitt II erörtert wor- 
den sind, als Anstösse für die christliche Kirche heraus. Es bestehen 
theoretische Meinungsverschiedenheiten über die Art und Weise, in 
der diese Ziele zum christlichen Glauben in Beziehung stehen. Manche 
Leute würden sich sehr hüten, diese Ziele christlich zu nennen, und 
doch würden sie anerkennen, dass es sich um Ziele handelt, die Chri- 
sten im Gehorsam gegen Gott anstreben müssen. 
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Wir deuten beispielsweise fünf solche Ziele oder Normen an, die bei 
der Prüfung jeder wirtschaftlichen Situation angewandt werden kön- 
nen. 


(i) Da rechte Gemeinschaft von Mensch zu Mensch eine Voraussetzung 
der Gemeinschaft des Menschen mit Gott ist, muss jede wirtschaftliche 
Regelung, die sie unmöglich macht oder beeinträchtigt, abgeändert 
werden — und insbesondere eine Ordnung des Wirtschaftslebens, die 
die Gemeinschaft in eine besitzende und eine nichtbesitzende Klasse 
aufzuspalten und bei den Ärmeren ein Gefühl ungerechter Behandlung 
zu erzeugen droht. Jedem Glied der Gemeinschaft müssen angemesse- 
ne Unterhaltsmittel zugänglich gemacht werden. Die Möglichkeit zur 
massenhaften Anhäufung privaten Besitzes muss in der Weise beschränkt 
werden, dass die Skala sozialer Werte nicht durch Furcht und Neid, 
durch Unverschämtheit und Unterwürfigkeit, wie sie mit übermässiger 


Ungleichheit Hand in Hand zu gehen pflegen, verfälscht werde. 


(ii) Ohne Rücksicht auf Rassen- oder Klassenzugehörigkeit muss jedes 
Kind und jeder heranwachsende Mensch die Bildungsmöglichkeiten 
erhalten, die der vollen Entfaltung seiner besonderen Anlagen ange- 
messen sind, und muss von all jenen zufälligen Beeinträchtigungen ge- 
sundheitlicher und milieumässiger Art unabhängig sein, wie sie unsere 
heutige Gesellschaft unzähligen Kindern der unteren Schichten aufer- 
legt. Im Zusammenhang hiermit muss der Schutz der Familie als einer 
Gemeinschaftszelle ein dringliches Anliegen der Gemeinschaft sein. 


(iii) Menschen, die zu wirtschaftlicher Betätigung, sei es durch Krank- 
heit, Gebrechlichkeit oder Alter, unfähig geworden sind, dürfen dafür 
nicht wirtschaftlich bestraft werden; sie müssen vielmehr der Gegen- 
stand besonderer Fürsorge sein. Hier spielt wiederum der Schutz der 
Familie mit herein. 


(iv) Die Arbeit hat, als von Gott zum Besten des Menschen verordnet, 
inneren Wert und Würde. Pflicht und Recht des Menschen zur Arbeit 
muss deshalb in gleicher Weise nachdrücklich betont werden. Im Wirt- 
schaftsprozess darf darum die Arbeit niemals als blosse Ware angesehen 
werden. Der Mensch muss imstande sein, in der täglichen Arbeit sei- 
nen Christenberuf zu erkennen und zu erfüllen. Der Arbeiter — der auf 
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dem Felde wie der in der Fabrik — hat eine Anspruch auf auskömmli- 
chen Lohn, gesunde Umgebung und auf Gehör bei den Entscheidun- 
gen, die sein Wohlergehen als Arbeiter berühren. 


(v) Der Reichtum der Erde wie der Boden und die Bodenschätze müs- 
sen als Gaben Gottes für die gesamte Menschheit angesehen und mit 
angemessener und wohlausgewogener Rücksicht auf die Bedürfnisse 
der gegenwärtigen und der zukünftigen Generationen genutzt werden. 
Was sich auch nur aus einer dieser Normen ergibt, wird, wenn man 
es einmal ernst nimmt, drastische Veränderungen im Wirtschaftsleben 
nach sich ziehen. Je nach der besonderen Problemlage im einzelnen 
Volke muss dann ihre Anwendung in bestimmter Form erfolgen ... 


Dieser Bericht der Sektion III »Kirche, Volk und Staat in ihrer Beziehung zur Wirt- 
schaftsordnung« wurde von der Forschungsabteilung des Ökumenischen Rates für 
praktisches Christentum herausgegeben und allen Kirchen zur Prüfung vorgelegt. 

Der Text ist entnommen: K. Heienbrok/H. Przybylski/F. Segbers (Hg.), Prote- 
stantische Wirtschaftsethik und Reform des Kapitalismus, Bochum 1991, S. 151- 
175 1.A. 


336 


III. Christliche Impulse aus dem Widerstand 
gegen den NS 


Text Nr. 39 
Grundsatzerklärung Wirtschaft des Kreisauer Kreises (1942) 


I.Präambel 


Die Wirtschaft dient der Gemeinschaft und dem Einzelnen. Sie hat 
nicht nur Nahrung, Kleidung, Wohnung und die sonstigen Güter in 
ausreichendem Umfange bereit zu stellen, sie hat gleichzeitig das Wachs- 
tum einer Lebensordnung zu ermöglichen, in der der Einzelne und sei- 
ne Familie sich entfalten kann. Neben den materiellen Leistungen der 
Wirtschaft muß eine sinnvolle Beziehung der Einzelnen und der Ge- 
meinschaften zur Arbeit erstrebt werden. Es ist eine Raumordnung zu 
verwirklichen, die der Bevölkerung eine langfristige und gesunde Le- 
bensgrundlage gewährt. 

Die nach Ländern gegliederte Selbstverwaltung der Wirtschaft soll 
den in den Betrieben Tätigen die Möglichkeit geben, an der Verwirkli- 
chung dieser gesellschaftlichen Zielsetzungen der Wirtschaft zu arbei- 
ten. Die wirtschaftliche Führung des Reiches hat über die Einflußnah- 
me auf Märkte und Grundindustrien die Wirtschaftspolitik der Länder 
zu fördern und für einen möglichst reibungslosen Ablauf des wirtschaft- 
lichen Prozesses zu sorgen. 

Vor dem für die Wirtschaft geltenden Gesetz genießen alle wirtschaft- 
lich tätigen Menschen gleiche Rechte, gleichen Schutz und gleiche Frei- 
heit. 

Alle in der Wirtschaft tätigen Menschen haben gleiche Mindestpflich- 
ten zu erfüllen. Zu diesen Mindestpflichten gehören Ehrlichkeit und 
Sauberkeit in der Wirtschaftsführung, Vertrags- und Arbeitstreue im 
Rahmen der abgeschlossenen Verträge. 

Dem arbeitenden Menschen wird dasjenige Existenzminimum gesi- 
chert, welches der Menschenwürde angemessen ist und seiner Bedeu- 
tung für die Gesamtheit entspricht. In diese von dem Einzelnen, dem 
Betriebe, den Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft, der Deut- 
schen Gewerkschaft und dem Staat getragenen Existenzsicherung ist 
die von dem arbeitenden Menschen abhängige Familie eingeschlossen. 
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II. Grundsätze des Wirtschaftens 


1. Das Grundprinzip der Wirtschaft ist der geordnete Leistungswettbe- 
werb, der sich im Rahmen staatlicher Wirtschaftsführung vollzieht und 
hinsichtlich seiner Methoden ständiger staatlicher Aufsicht unterliegt. 


2. Wo die vorhandenen Bindungen und Verflechtungen der Wirtschaft 
(Monopole, Kartelle, Konzerne) einen Leistungswettbewerb ausschlie- 
ßen, ist es Aufgabe der Wirtschaftsführung, die Grundsätze des Lei- 
stungswettbewerbs zur Geltung zu bringen und die Interessen der Ge- 
samtheit zu wahren. 


3. Das Gemeinschaftsinteresse der Wirtschaft an den Grundindustrien 
erfordert im besondern Maße bei diesen Industriezweigen eine straffe 
Wirtschaftsführung des Staates. Schlüsselunternehmen des Bergbaues, der 
eisen- und metallschaffenden Industrie, der Grundchemie und der Ener- 
giewirtschaft sind in das Eigentum der öffentlichen Hand zu überführen. 
Die Betriebe der öffentlichen Hand sind nach den allgemeinen für die 
Wirtschaft geltenden Grundsätzen zu führen und zu beaufsichtigen. 


III. Der Betrieb 


1. Der Betrieb ist die Wirtschaftsgemeinschaft der in ihm schaffenden 
Menschen. 


2. Ihre Form findet diese Wirtschaftsgemeinschaft in der Betriebsge- 
werkschaft, die von dem Eigentümer des Betriebes und der Gesamtheit 


der Belegschaft des Betriebes gebildet wird. 


3. Die Betriebsgewerkschaft betreibt ihr wirtschaftliches Unternehmen 
gemeinschaftlich. Die Betriebsführung obliegt dem Betriebsführer, der 
die Vertretung der Belegschaft laufend unterrichtet und von ihr beraten 
wird. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder der Betriebsgewerkschaft, 
insbesondere der Anteil der Belegschaft an Gewinn und Wertzuwachs 
des Betriebes wird vertraglich zwischen dem Eigentümer des Betriebes 
und der Vertretung der Belegschaft festgelegt. Der Vertrag unterliegt 
der Genehmigung der wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörperschaft 
des Landes. 
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IV. Die Ordnung der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
1. Die wirtschaftliche Selbstverwaltung ist nach Ländern gegliedert. 


. 2. Kraft Gesetzes sind Betriebe von Industrie, Handel und Handwerk 
Mitglieder der Gewerbekammern, alle land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe Mitglieder der Landwirtschaftskammern. Die Gewerbekam- 
mern und Landwirtschaftskammern des Landes sind in der Landes- 
wirtschaftskammer zusammengefaßt. 


3. Die Gewerbekammern und Landwirtschaftskammern werden pari- 
tätisch aus Betriebsführern und Belegschaftsvertretung zusammenge- 
stellt, die durch Wahl ermittelt werden. Hierbei hat jeder Wahlberech- 
tigte sowohl einen Unternehmer wie einen Belegschaftsvertreter zu 
wählen. Die Landeswirtschaftskammer wird gebildet von den in sie 
entsandten Vertretern der Gewerbekammern und Landwirtschaftskam- 
mern. 

Die Kammern geben sich ihre Satzungen selbst, die vom Landesverwe- 
ser genehmigt werden. Die Präsidenten der Kammern und ihre Stell- 
vertreter werden von den Kammern gewählt und bedürfen der Bestäti- 
gung durch den Landesverweser. 


4. Den Kammern obliegt die Selbstverwaltung der Wirtschaft; sie kön- 
nen gleichzeitig von den jeweiligen wirtschaftlichen Landesbehörden 
(Landeswirtschaftsamt usw.) mit Auftragsangelegenheiten des Reiches 
und Landes betraut werden. Zu den Selbstverwaltungsaufgaben gehört 
insbesondere die Überwachung der auf eine Jjährige Schulzeit sich auf- 
bauenden beruflichen Lehre, die den Erfordernissen der Gesamtwirt- 
schaft anzupassen und im allgemeinen auf zwei Jahre zu bemessen ist. 
Für die berufliche Fortentwicklung ist durch geeignete Einrichtungen 
fachlicher und materieller Art zu sorgen. 


5. Die Reichswirtschaftskammer als Spitze der wirtschaftlichen Selbst- 
verwaltung wird aus Delegierten der Landeswirtschaftskammern gebil- 
det. Die Reichswirtschaftskammer gibt sich ihre Satzung selbst, die vom 
Reichswirtschaftsminister genehmigt wird. Der Präsident wird durch 
Wahl bestimmt und vom Wirtschaftsminister bestätigt. Der Reichs- 
wirtschaftskammer obliegt die ständige Beratung des Reichswirtschafts- 
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ministers; sie ist berechtigt, Initiativanträge im Reichstage zu stellen. 
Gleichzeitig hat sie für ein einheitliches Wirken der Landeswirtschafts- 
kammern zu sorgen. | 


V. Die staatliche Wirtschaftsverwaltung 


1. Die staatliche Führung der Wirtschaft obliegt dem Reichswirtschafts- 
ministerium, das sämtliche wirtschaftliche Teilgebiete, einschließlich 
Landwirtschaft, Verkehrswesen, Arbeit usw. umfaßt. 


2. Der Reichswirtschaftsminister läßt sich durch die Reichswirtschafts- 
kammer beraten und bedient sich zu Durchführung seiner Maßnah- 
men der Landeswirtschaftsämter als der obersten Wirtschaftsbehörden 


der Länder. 
3. Die Landesbehörden der Wirtschaft (Landeswirtschaftsämter und 


Untergliederungen) umfassen die gleichen wirtschaftlichen Teilgebiete 
wie das Reichswirtschaftsministerium. | 


4. Die Wirtschaftsverwaltung des Reiches und der Länder bedient sich 
der Reichsfachämter, deren Aufgabe es ist, zusammenfassendes Materi- 
al über sämtliche Vorgänge des Industriezweiges zu beschaffen und aus- 
zuwerten. Diese Reichsfachämter stehen gleichzeitig den Betrieben zur 
Durchführung von Gemeinschaftsaufgaben zur Verfügung. 

Sie haben das Recht auf Auskunftserteilung. 

Ihre Organe sind Leiter und Beirat. Der Leiter und seine Mitarbei- 
ter sind Beamte der Reichswirtschaftsverwaltung. 

Der Beirat wird von den Betrieben gewählt. Der Beirat berät den 
Leiter und beschließt in den zur Selbstverwaltung gehörigen Angele- 
genheiten. 

Die Beitragsregelung wird vom Beirat beschlossen, sie bedarf der 
Genehmigung des Reichswirtschaftsministers. 


VI. Die Deutsche Gewerkschaft 


1. Die Deutsche Gewerkschaft ist ein Mittel zur Durchsetzung des in 
I-V dargestellten wirtschaftspolitschen Programms und des in diesem 
vorausgesetzten Staatsaufbaues. Sie findet ihre Erfüllung in der Durch- 
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setzung dieses Programmes und der Überleitung der von ihr wahrge- 
nommenen Aufgaben auf die Organe des Staates und der wirtschaftli- 
chen Selbstverwaltung. 


2. Sollten die Aufgaben, die die Deutsche Gewerkschaft wahrzuneh- 
men hat, ihr Weiterbestehen erfordern, so ist ihr Aufbau dem Staats- 
und Wirtschaftsaufbau anzupassen. 


Der Text istentnommen: G. van Roon, Neuordnung im Widerstand. Der Kreisauer 


Kreis innerhalb der deutschen Widerstandsbewegung, München 1967, S. 547-550. 


Text Nr. 40 
In der Stunde Null. Die Denkschrift des Freiburger Bonhoeffer- 
Kreises (1943) 


Anlage 4: Wirtschafts- und Sozialordnung 
Vorwort 


Unsere Arbeit gilt in erster Linie der Gesamtordnung des Wirtschafts- 
lebens, weniger den Pflichten und Geboten, die nach christlicher Lehre 
für das Verhalten des einzelnen Menschen im Wirtschaftsleben gelten. 
So sehr wir davon durchdrungen sind, daß die Beachtung der ewigen 
Grundforderungen christlich begründeter Individual-Wirtschaftsethik 
für gesunde wirtschaftliche und soziale Zustände von allergrößter Wich- 
tigkeit ist, so meinen wir doch, sie hier nicht ausführlich behandeln zu 
sollen. Für die christliche Begründung der Individual-Wirtschaftsethik 
scheint uns nämlich alles, was in den Geboten der Liebe zu Gott und 
der Liebe zum Nächsten hanget (Matth. 22,40), genügend klar heraus- 
gearbeitet zu sein. Dagegen ist es eine besondere dringende Aufgabe, 
die Grundlagen der Sozial-Wirtschaftsethik christlich zu begründen, 
gerade nach evangelischem Verständnis. Was hierfür bisher getan ist, 
reicht nicht aus und hat daher auch keine allgemeine Zustimmung ge- 
funden. 

Bei der Ausarbeitung von Vorschlägen und Forderungen für die künf- 
tige Wirtschaftsordnung leiten uns: 
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I. Richtschnuren und Verbote, die sich nach unserem Glauben aus Gottes 
Wort für die Wirtschaft und ihre Ordnung ergeben, die also die Kirche 


vertreten kann und muß; 


II. Grundsätze, die sich aus Sachnotwendigkeiten des Wirtschaftens 
ergeben und die für seine Ordnung dauernde Geltung besitzen; 


III. eine sachliche Würdigung der gegenwärtigen und der nach mensch- 
licher Voraussicht bevorstehenden wirtschaftlichen Lage. 


Wir wollen nicht versuchen, eine besondere evangelische oder auch nur 
allgemein-christliche Wirtschaftsordnung zu entwerfen; denn wir kön- 
nen nicht aus den Grundlagen unseres Glaubens für die Wirtschafts- 
ordnung genaue Regelungen mit dem Anspruch auf unverbrüchliche 
Gültigkeit ableiten. Für die konkreten Anforderungen an die Ausge- 
staltung der Wirtschaftsordnung ergeben sich vielmehr wichtige Ge- 
sichtspunkte aus der jeweiligen Lage; ihre Erkenntnis ist Sache der 
menschlichen Vernunft. Diese Anforderungen brauchen von dem, was 
ernste Katholiken oder auch viele Nichtchristen erstreben, keineswegs 
abzuweichen. Worauf es uns ankommen mufß,, ist: eine Wirtschaftsord- 
nung vorzuschlagen, die — neben ihren sachlichen Zweckmäßigkeiten 
— den denkbar stärksten Widerstand gegen die Macht der Sünde er- 
möglicht, in der die Kirche Raum für ihre eigentlichen Aufgaben be- 
hält und es den Wirtschaftenden nicht unmöglich gemacht oder syste- 
matisch erschwert wird, ein Leben evangelischer Christen zu führen. 


I. Kirchliche Grundlegung 


1) Die Gebote des Herrn richten sich nicht nur an die einzelnen Men- 
schen, denen sie die Nächstenliebe, die Betätigung in einem ordentli- 
chen Berufe, die Achtung vor fremdem Eigentum, die Wahrung der 
Ehrlichkeit und Rechtlichkeit im Geschäftsleben aufgeben. Sie gelten 
auch für die Gemeinschaften des Lebens und Schaffens, für den Inhalt 
der sie bestimmenden Ordnungen. Die Kirche muß daher auch zur 
Wirtschaftsordnung Stellung nehmen. 


2) In ihrer Stellungnahme zur Wirtschaftsordnung muß die Kirche von 
Christus zeugen. Sie dient damit der Befreiung von allen weltlichen 
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Heilslehren. Sie weiß, daß keine Wirtschaftsordnung die Macht des 
Bösen in der Welt beseitigen kann, muß aber von jeder Wirtschaftsord- 
nung verlangen, daß sie dem Ziele dient, dieser Macht zu widerstehen, 
daß sie also den göttlichen Geboten, namentlich dem Dekalog zu ent- 
sprechen sucht. 


3) Der Dekalog ist keine Zusammenstellung von Gesetzesparagraphen, 
die juristisch zu interpretieren wären. Er ist für uns auch nur im Zu- 
sammenhange mit der ganzen Heiligen Schrift verbindlich. So verstan- 
den begründet er folgende Anforderungen an die Wirtschaftsordnung: 

a) Die Wirtschaftsordnung muß darauf angelegt sein, daß die Erfül- 
lung der ersten 3 Gebote (lutherischer Zählung) nicht beeinträch- 
tigt wird. Sie darf insbesondere nicht der Vergötzung irdischer 
Güter und Mächte dienen, der Gleichgültigkeit gegenüber dem Na- 
men und dem Worte Gottes Vorschub leisten oder die Heiligung 
des Feiertags und den Gottesdienst behindern. 

b) Jede Wirtschaftsordnung muß das fünfte Gebot achten, darf also 
nicht systematisch die einzelnen Menschen als sittliche Personen ver- 
nichten oder in ihrer Gesundheit ausbeuten. 

c) Schon um der sittlichen Persönlichkeit der Menschen willen darf 
die Wirtschaftsordnung nicht den einzelnen Menschen und ihren 
natürlichen Gemeinschaften, namentlich den Familien, jede selbst- 
verantwortliche Verfügungsbefugnis über wirtschaftliche Güter vor- 
enthalten. Auch aus dem 7., 9. und 10. Gebot folgt, daß eine Ord- 
nung bestehen muß, in welcher ein Wirtschaftender der Nächste 
des andern sein kann, also echte Gemeinschaft möglich ist. 

d) Die Wirtschaftsordnung darf nicht darauf hinauslaufen, daß die 
Menschen von der Erfüllung des 4. und 6. Gebotes abgehalten wer- 
den, muß vielmehr darauf hinwirken, daß ihre inneren Bindungen 
an die natürlichen und gebotenen Gemeinschaften, besonders an 
Familie und Volk, erhalten und gefestigt werden. 


4) Für das Verhältnis der Volkswirtschaften zueinander kann und muß 
die Kirche verlangen: dies Verhältnis darf nicht von der Vergötzung des 
eigenen Volkes, von rücksichtsloser Ausbeutung anderer Volkswirtschaf- 
ten beherrscht sein. Auch die räumliche Ausstattung der einzelnen Volks- 
wirtschaften und die Kolonialprobleme stehen unter der Forderung, 


daß die Lebensrechte aller Völker zu achten sind. 
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5) Die Kirche kann für jede konkrete Situation nur so, wie es unter 

Ziffer 2-4 geschehen ist: 

a) Grenzen abstecken, also Verbote verkündigen, welche von der Wirt- 
schaftsordnung nicht überschritten werden dürfen; 

b) einige feste Richtschnuren für den Inhalt der Wirtschaftsordnung 
geben. Dabei muß sie aller Welt die Verantwortung für die wirt- 
schaftlichen Nöte der Mitmenschen zum Bewußtsein bringen. 


6) Die Kirche hat jedoch keinen Auftrag und keine Machtvollkom- 
menheit, für die Ausgestaltung der Wirtschaftsordnung im einzelnen 
ständig verbindliche Lösungen anzubieten. Sie wird aus ihrer Kenntnis 
der göttlichen Gebote und des irdischen Wesens stets betonen müssen, 
daß keine Wirtschaftsordnung ihren Wert in sich selbst trägt oder von 
sich aus gute Auswirkungen gewährleistet. Wenn Gottes Gebote »Du 
sollst nicht töten, Du sollst nicht stehlen usw.« auch für die Wirtschafts- 
ordnung gelten, so folgt daraus, daß jede Wirtschaftsordnung einer 
Förderung des Stehlens und Mordens verfallen kann. Auch die bestge- 
meinte Wirtschaftsordnung bietet der Macht des Bösen Zugriffsmög- 
lichkeiten. Eigennützliches Streben nach irdischen Gütern kann nicht 
nur da wuchern, wo dem einzelnen Wirtschaftssubjekt ein hohes Maß 
von Selbstverantwortlichkeit zugebilligt wird, sondern nicht minder in 
einer kollektivistischen Ordnung. Der Mensch kann an seiner sittli- 
chen Person und an seiner Seele Schaden leiden, wenn er sich in freiem 
Wettbewerb hemmungslos dem Ringen um irdischen Besitz ergibt, nicht 
minder jedoch auch, wenn er im Dienste eines vergötzten Kollektivs 
ausgebeutet wird oder gar andere ausbeutet. Immer wird die Gesin- 
nung entscheidend sein, welche die Durchführung einer Wirtschafts- 
ordnung beherrscht. Jeder weltliche Totalitätsanspruch, gerade auch der 
eines Kollektivismus, verstößt gegen das erste Gebot. 


7) Was die Kirche nicht selbst zur Wirtschaftsordnung zu sagen beru- 
fen ist, hat sie den christlichen Laien zu überlassen. Sie kann ihnen aber 
die Verpflichtung einschärfen, sich um eine gedeihliche, der konkreten 
Situation gerecht werdende Wirtschaftsordnung in der Verantwortung 
vor Gott zu bemühen. 
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II. Sachnotwendige Grundsätze des Wirtschaftslebens und 


seiner Ordnung 


1) Die Wirtschaft hat den lebenden und künftigen Menschen zu die- 
nen, ihnen zur Erfüllung ihrer höchsten Bestimmungen zu helfen. Mit 
materiellen Kräften allein läßt sich das menschliche Leben nicht erträg- 
lich gestalten, ist auch keine Volkswirtschaft lebensfähig aufzubauen. 
Sie bedarf der gesicherten Rechtsordnung und der festen sittlichen 
Grundlage. Läßt sie die Menschen innerlich verkümmern, ihren Per- 
sönlichkeitswert und ihre Würde zugrunde gehen, so werden die mit 
einem entseelenden Apparat aufgeführten Riesenbauten bald wieder 
zusammenstürzen. 


2) Erfolgreiches Wirtschaften muß auf leistungsfähigen Kräften und 
Gesinnungen aufbauen. Es kann nicht auf irgendwelchen weltfremden 
Vorstellungen von »Soldaten in der Ernährungsschlacht« oder allgemei- 
ner Selbstlosigkeit begründet werden. Zur richtigen Bestimmung der 
Wirtschaftsordnung müssen die Menschen so genommen werden wie 
sie sind; die wirklich vorhandenen Kräfte müssen richtig eingesetzt und 
genützt werden, so vor allem das Streben der Menschen, für sich selbst 
und für die Ihrigen das Leben möglichst gut zu gestalten. Darin liegt 
sowohl Eigennutz wie Opferbereitschaft. Aber Opfer bringt der Mensch 
ungezwungen am ersten für die kleine, ihm besonders nah verbundene 
Familiengemeinschaft. Sowohl der Eigennutz des Menschen wie seine 
Bereitschaft, zum Besten der eigenen Familie zu wirken, können durch 
einen geordneten Wettbewerb zur Förderung des Gesamtwohles nutz- 
bar gemacht werden. 


3) Alles Wirtschaften ist ständiger Kampf gegen die Knappheit der Natur, 
ihr müssen in beharrlicher Anspannung die Gaben abgerungen wer- 
den. Darüber darf die vervollkommnete Technik nicht hinwegtäuschen. 
Auch das Kapital ist immer nur in begrenzter Menge verfügbar, seine 
Ergänzung und Vermehrung ist um des Gesamterfolges willen wichtig. 
Es darf nicht für uferlose Vorhaben vergeudet werden. Nüchternheit, 
Arbeit und Sparsamkeit sind für gedeihliches Wirtschaften stets uner- 
läßlich. Wo keine klare und geordnete Haushaltsführung getrieben wird, 
drohen Erschütterungen und Elend. 
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4) Die Wirtschaftspolitik hat den wirtschaftlichen Erfolg der menschli- 
chen Anstrengungen zu fördern und unzweckmäfßiger, namentlich un- 
gerechter Verteilung vorzubeugen. Sie darf nicht an jedes (sic) nach 
Belieben wertvolle Güter zuteilen wollen. Wenn die einzelnen Men- 
schen oder ganze Berufszweige ständig auf Hilfen der öffentlichen Hand 
drängen, so werden sie schließlich alle enttäuscht werden und sich ge- 
genseitig die wirklich greifbaren Möglichkeiten verschütten, die zur 
Fristung ihres Lebens und zur Besserung ihrer Lage gegeben sind. 


5) Als Sonderaufgaben des modernen Staates, dessen Bürger in weitge- 

hender Arbeitsteilung wirtschaften, sind hervorzuheben: 

a) Währungspolitik. Ohne gesichertes Geldwesen verlieren die Einzel- 
wirtschaften die Möglichkeit, ihre Kräfte richtig einzuteilen und 
einzusetzen. 

b) Geordnete Finanzwirtschaft. Auf die Dauer kann kein Staat Defi- 

zitwirtschaft erfolgreich treiben. Bleibt der Haushalt ständig 

unausgeglichen, so müssen die aufgeschobenen Ansprüche an die 

Steuerpflichtigen später verstärkt nachgeholt werden: außerdem 

wird die Währung ruiniert, die Notwendigkeit schwerer, erschüt- 

ternder Rückschläge heraufbeschworen. Die Sicherung geordneter 

Finanzwirtschaft wird nach allen praktischen Erfahrungen durch 

Geheimhaltung erschwert. 

Ermöglichung der Zusammenarbeit mit fremden Staaten, also in- 

ternationaler Arbeitsteilung, die gerade zur Überwindung von 

Verarmung unentbehrlich ist. 


@) 
— 


6) Die wichtigste Aufgabe der staatlichen Wirtschaftspolitik, die sogar 
alles bisher Gesagte mit umfaßt, ist unter den modernen, durch weitge- 
hende Arbeitsteilung gekennzeichneten Verhältnissen die planmäßige 
Sicherung einer Gesamtordnung des Wirtschaftslebens. Ohne eine 
sachgemäße Gesamtordnung ist kein befriedigender Erfolg des Wirt- 
schaftens möglich. Der Staat hat sich.für eine der Möglichkeiten der 
Wirtschaftsordnung — Subordination unter zentrale Leitung oder Koor- 
dination in einer Wettbewerbsordnung — zu entscheiden und diese 
Entscheidung folgerichtig durchzuführen. Alle Einzelmaßnahmen der 
Wirtschaftspolitik müssen der Gesamtwirtschaftsordnung entsprechen, 
da sie sonst das Funktionieren der gesamten Volkswirtschaft beeinträch- 
tigen und dadurch im ganzen weit mehr Schaden anrichten, als sie viel- 
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leicht auf einem Teilgebiet nützen. Die Verfassung des Staates muß u.a. 
darauf angelegt sein, ihn zur Erfüllung der wichtigen Ordnungsaufga- 


‘ ben gegenüber dem Wirtschaftsleben besonders zu befähigen. 


7) Diese Ordnungsaufgaben betreffen nicht nur die Beziehungen zwi- 
schen Unternehmer oder sonstigen Betriebsleitern, sondern auch die 
Verfassung innerhalb der Betriebe, also namentlich die Stellung der 
»Arbeiter«, ja die Bildung aller sozialen Gruppen, ihre Beziehungen 
zueinander und zur Gesamtheit. Die Societas kann nicht lediglich nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten geregelt werden. Es war ein im 19. 
Jahrhundert weit verbreiteter Irrtum, zu meinen, daß eine zweckmäßi- 
ge wirtschaftliche Regelung von selbst eine sinnvolle soziale Ordnung 
schaffe. Zu einer Gesamtwirtschaftsordnung gehört vielmehr eine So- 
zialordnung. Wirtschaftsordnungspolitik ist nur ein - allerdings höchst 
wichtiger, ja unentbehrlicher — Teil der Sozialpolitik, wobei dieser Aus- 
druck seinem Wortsinn entsprechend viel weiter verstanden wird als 
ein Sammelname für die seit 1881 ergriffenen Maßnahmen zur Förde- 
rung von Lohnarbeitern, Handwerkern oder Bauern. Sozialpolitik darf, 
um ihren Namen zu rechtfertigen, sich nicht auf zusammenhanglose 
Fürsorgemaßnahmen beschränken; sie muß die gesamte Societas festi- 
gen und ständig im Einklange mit den Grundsätzen der Gesamtwirt- 
schaftsordnung stehen. Sonst werden, wie die namentlich nach 1919 
. und noch stärker die nach 1929 gemachten Erfahrungen zeigen, wirt- 
schaftliche Folgen ausgelöst, welche gerade den wirtschaftlich Schwa- 
chen weit mehr Schaden zufügen, als die zu ihrem Nutzen bestimmten 
Einzelmaßnahmen zu helfen vermögen. 


II. Sachliche Würdigung der Lage 
(Was in diesem Abschnitt ausgeführt, bezieht sich vorwiegend auf 
Deutschland; manches gilt aber auch für außerdeutsche Verhältnisse.) 


1) Die konkrete materielle Situation, für die wir eine Wirtschaftsord- 
nung ins Auge fassen, ist gekennzeichnet durch weit verbreitete Verar- 
mung. Fast auf allen Gebieten ist vorhandenes Kapital ohne hinrei- 
chenden Ersatz verzehrt worden, sind die Produktivkräfte empfindlich 
beeinträchtigt worden. Die Äcker haben durch unzureichende Dün- 
gung und Bearbeitung an Ertragskraft verloren; der Viehstand ist ver- 
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ringert und verschlechtert worden; die Wälder haben durch jahrelange, 
scharfe Eingriffe in die Holzbestände erheblich gelitten. Die dem Zivil- 
bedarf dienenden gewerblichen Produktionsstätten sind stark abgenutzt, 
vielfach völlig stillgelegt worden. Die einzelnen Haushaltungen und 
die Lager der Betriebe sind von unentbehrlichen Vorräten weitgehend 
entblößt. Die Verkehrsmittel haben erhebliche Teile ihrer Leistungsfä- 
higkeit verloren. Was demgegenüber an Fabriken und Güterbeständen 
während der Kriegs- und Vorkriegsjahre zugewachsen ist, dient fast 
ausschließlich Rüstungszwecken und kann nicht ohne weiteres für den 
Wiederaufbau zivilen Wirtschaftslebens Verwendung finden. Dieser 
Wiederaufbau wird noch dadurch erschwert, daß blutige Verluste und 
Verstümmelungen die menschlichen Arbeitskräfte gerade in den wich- 
tigsten Altersklassen dezimiert haben, daß allgemein ihre Leistungsfä- 
higkeit infolge von unzureichender Ernährung und von Nervenverzehr 
gelitten hat. Besonders bedrängt sind die Wohnungsverhältnisse. Überall 
haben die Einschränkungen der zivilen Bautätigkeit einen großen 
Mangel an Wohnungen hervorgerufen, in nicht wenigen Städten lie- 
gen außerdem ganze Viertel in Trümmern. 


2) Die eingetretene Verarmung beruht nur zum Teil auf der Vernichtung 
und Verschlechterung von Sachgütern sowie auf der Verkümmerung 
menschlicher Arbeitskraft. Daneben hat die dem zivilen Wirtschaftsle- 
ben abträgliche Verwendung von Sachgütern und Menschen, die herr- 
schende Wirtschaftsordnung und ihre Handhabung dazu beigetragen, 
die jetzige Mangellage hervorzurufen. Kriegswirtschaft und Kriegsvor- 
bereitungswirtschaft haben unter immer stärkerer Ausbildung zentraler 
Leitung des gesamten Wirtschaftslebens die Kräfte zwar mit höchst 
wirksamer Einseitigkeit auf Rüstungsaufgaben konzentriert, dadurch 
aber die übrigen Gebiete der Volkswirtschaft systematisch vernachläs- 
sigt, dabei auch ein Fülle von überflüssigen und unzweckmäßigen Or- 
ganisationen geschaffen. Sie haben dabei nichts vollständig Neues auf- 
gebaut, sondern manches, was vorher schon vorhanden war, fortgeführt 
und auf die Spitze getrieben. Die zentrale Leitung der Wirtschaft ist 
nun nicht fähig, eine sachgemäfße Deckung des millionenfach zersplit- 
terten, wechselnden Bedarfes für den Wiederaufbau ziviler Wirtschaft 
herbeizuführen. Auch eine Rückkehr zu den Verhältnissen, die vor 1936 
(Vierjahresplan) oder vor 1933 herrschten, wäre hierfür nicht geeignet. 
Eine neue Wirtschaftsordnung darf aber nicht nach Doktrinen entwor- 


348 


fen werden. Die vorgefundenen Zustände und die in ihnen gegebenen 
Ansatzpunkte beanspruchen eingehende Berücksichtigung, obwohl die 
künftige Ordnung durch sie keineswegs bereits mit Notwendigkeit vor- 
bestimmt ist. 


3) Die herrschenden Zustände können nur richtig verstanden und ge- 
würdigt werden, wenn klar ist, wie und woraus sie geworden sind. Ihr 
Werden kann nur richtig verstanden werden, wenn wir uns bewußt 
sind, daß jede Wirtschaftsordnung bestimmter politischer und sittli- 
cher Voraussetzungen bedarf, wie sie ihrerseits auch die politischen Ver- 
hältnisse und die sittlichen Auffassungen beeinflußt. 


Das Gedankengut, von dem die im 19. Jahrhundert verwirklichte soge- 
nannte liberale Wirtschaftsordnung getragen ist, ist im 18. Jahrhundert 
erarbeitet worden. Damals war die merkantilistische Politik bereits dar- 
auf bedacht, die politischen Landesgrenzen mit den für die zunehmen- 
de wirtschaftliche Verflechtung bedeutsamen Grenzen zusammenfallen 
zu lassen. Entgegen den merkantilistischen Auffassungen und Prakti- 
ken haben die Begründer und die Vorläufer der klassischen National- 
ökonomie die Entdeckung gemacht, daß aus selbstverantwortlichem, 
dem eigenen Nutzen und der Wohlfahrt der nächsten Angehörigen die- 
nendem Bestreben der einzelnen Wirtschaftssubjekte und aus ihrem 
Wettbewerb sich eine höchst leistungsfähige Gesamtordnung ergibt, 
bei allgemeiner Befolgung auch zwischen den Volkswirtschaften. Sie 
sehen diese Ordnung sogar als allein vernünftig und natürlich an, da 
eine »unsichtbare Hand« (Adam Smith) die Menschen so leite, daß sie 
bei der Verfolgung ihres eigenen Nutzens in einem allseitigen sauberen 
Wettbewerb unbeabsichtigt und unbewußt das Wohl der Gesamtheit 
am besten verwirklichen. Diese Auffassung, wonach der Gemeinnutz 
in einer entsprechenden Ordnung durch die Betätigung des Eigennut- 
zes am besten gefördert wird, baute bewußt auf sittlichen Grundlagen 
auf, nämlich auf humanitären Vorstellungen, vielfach mit dem Versuch 
christlicher Rechtfertigung. Adam Smith hat ja selbst sein Lebenswerk 
in erster Linie als Moralphilosoph angelegt. Politisch war das ganze Sy- 
stem aufgebaut auf dem Streben, nachdem die Pax Christiana des Mit- 
telalters verloren gegangen war, eine rationale Friedensordnung zwi- 
schen gleichberechtigten Staaten zu begründen, die auch den Krieg als 
Ausnahmezustand festen Regeln unterwarf. Seine Verwirklichung wur- 
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de wesentlich gefördert durch die eigenartige Stellung und Ausgestal- 
tung des Britischen Reiches. 

Die Verwirklichung der so begründeten »liberalen« Wirtschaftsord- 
nung fiel zusammen mit der unerhört starken und schnellen Industriali- 
sierung, mit der dadurch bewirkten Erschließung neuer, ausgedehnter 
Länder und der gleichfalls erst jetzt ermöglichten, gewaltigen Bevölke- 
rungsvermehrung. Unter ihrer Herrschaft hat die gesamte Welt bis 1914 
eine früher unvorstellbare, selbst die Erwartungen der liberalen Refor- 
mer noch weit übertreffende Entfaltung der wirtschaftlichen Kräfte er- 
fahren und hat dabei eine lang anhaltende Periode vorherrschenden Frie- 
dens erlebt. Allerdings zeigten sich schon vor 1914 gewichtige Schwä- 
chen und gefährliche Verzerrungen der liberalen Ordnung. 

Gerade die Kritik an den auftretende Schäden hat den Ausdruck 
»Kapitalismus« für die im 19. Jahrhundert verwirklichte Wirtschafts- 
ordnung eingebürgert. So entschieden wir selbst gegen allen Mammon- 
dienst auftreten und die damaligen Zustände kritisieren, so schen wir 
doch bewußt von der Verwendung des Schlagwortes »Kapitalismus« 
ab; denn es ist mit zu verschiedenen und vielfach unklaren Inhalten 
belastet. 

Die ungehemmte Industrialisierung hatte durch die Verbreitung von 
Großfabriken und Großstädten einen erheblichen Teil der Bevölkerung 
»proletarisiert«. Zur äußeren Entwurzelung trat die innere Haltlosig- 
keit. Die Erwartung, daß eine liberale Ordnung von selbst die erforder- 
lichen sittlichen Grundlagen schaffen werde, hatte sich als irrig erwie- 
sen. Das christliche Erbe war immer mehr aufgezehrt worden, es verlor 
an Wirksamkeit. Ausbeutungsgelüste von der einen, Neid und Begehr- 
lichkeit von der anderen Seite vergifteten das Zusammenleben. Große 
Teile der Bevölkerung gerieten, obwohl die materielle Lage sich auch 
für die Lohnarbeiter allmählich besserte, in menschenunwürdige Le- 
bensbedingungen. Politisch trat gegen Ende des 19. Jahrhunderts ein 
neuartiger Imperialismus auf; er war bestrebt, durch den Einsatz politi- 
scher Macht, durch die politische Beherrschung weiter Gebiete, wirt- 
schaftliche Sondervorteile zu erlangen. Den Krieg 1914/18 führten die 
großen Imperien verbündet, zu seinem Abschluß erließen sie die Pari- 
ser Vorortsdiktate, die u. a. den Unterlegenen absichtlich unerfüllbare 
wirtschaftliche Lasten auferlegten. War dadurch in den auswärtigen 
Beziehungen das Versiegen der alten Ordnungsgedanken offenbar ge- 


worden, so waren auch im Innern schon Jahrzehnte vor 1914 die Grund- 
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sätze der Wettbewerbsordnung ausgehöhlt worden. Die wirtschaftliche 
Freiheit wurde dahin ausgedeutet, daß Zusammenschlüsse jeglicher Art 
erlaubt sein müßten, auch solche zur Begründung von Macht und 
Monopol, d.h. zur Aufhebung der wirtschaftlichen Freiheit und der 
Voraussetzungen freien Wettbewerbs. Das Bewußtsein für die Notwen- 
digkeit einer einheitlichen, systematisch durchgeführten Ordnung war 
abhanden gekommen, Interessengruppen verschafften sich Sondervor- 
teile, unvereinbare Elemente wirkten im Wirtschaftsleben neben- und 
gegeneinander, nicht zuletzt, weil die staatliche Wirtschaftspolitik nicht 
einheitlich durchdacht und ausgerichtet war. 

Die Kriegswirtschaft 1914/18, die als solche die zentrale Leitung 
wichtiger Gebiete des Wirtschaftslebens mit sich gebracht hatte, hin- 
terließ zwar erstaunlich wenig unmittelbare Folgen. Doch war die Tat- 
sache, daß die deutsche Volkswirtschaft — neben einigen anderen — mit 
unerfüllbaren Verpflichtungen belastet wurde, jeder Besinnung auf die 
Notwendigkeit klarer Ordnungsgrundsätze abträglich. Die Währungs- 
politik war, nachdem die entsetzliche Inflation der Jahre 1919/23 über- 
wunden worden war, wie gebannt von der Scheu vor einer Wiederkehr 
inflatorischer Tendenzen und verfiel in den 1929 anbrechenden Kri- 
senjahren nun in den Fehler deflatorischer Maßnahmen, bewirkte da- 
durch einen anhaltenden, allgemeinen Preisrückgang und trug so viel 
zur Massenarbeitslosigkeit bei. 

Diese Massenarbeitslosigkeit wurde in Deutschland seit 1933 auf 
dem Wege der Kreditschöpfung bekämpft, sie war bis 1936 im wesent- 
lichen beseitigt. Für den Erfolg war das den neuen Machthabern in 
weiten Kreisen entgegengebrachte, gläubige, ja fanatische Vertrauen 
bedeutsam. Man erwartete von ihnen, daß sie das deutsche Volk aus 
der elenden und unwürdigen Lage herausführen würden, welche ihm 
nach 1918 zuteil geworden war. Das Verschwinden der Arbeitslosigkeit 
hat den nationalsozialistischen Politikern und ihrer Wirtschaftspolitik 
weiteres Vertrauen verschafft. Die Gefährlichkeit dieser Politik und na- 
mentlich ihrer Fortsetzung, die über den Stand der Vollbeschäftigung 
hinaus zum Zwecke der Aufrüstung erfolgte, wurde nur von wenigen 
erkannt, und die konnten sich nicht durchsetzen. Zentrale Leitung al- 
ler wichtigen Vorgänge im Wirtschaftsleben breitete sich schon deshalb 
aus, weil die Preissteigungen trotz der starken Geldvermehrung verhin- 
dert werden sollten. Sie hat in den Kriegsjahren seit 1939 noch wesent- 
liche Fortschritte gemacht. So sind die zentralistischen Tendenzen in 
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der Ordnung des Wirtschaftslebens noch erheblich verstärkt worden. 
Dadurch sind aber auch private Machtstellungen, zum mindesten po- 
tentiell, in noch nie dagewesener Weise begründet, ist demzufolge die 
Selbständigkeit und vielfach sogar die Fxistenz zahlreicher kleiner und 
mittlerer Einzelwirtschaften aufgehoben worden. Die Kollektivierung 
des gesamten Lebens im Sinne einer Vermassung und Vergewaltigung 
der Einzelpersönlichkeit ist auch außerhalb des wirtschaftlichen Berei- 
ches durch die Politik seit 1933 stark vorangetrieben worden. 


4) In kurzer Zusammenfassung der wichtigsten Züge kann die vorge- 

fundene Lage folgendermaßen gekennzeichnet werden: 

a) Es besteht keine klar durchdachte und durchgeführte Ordnung des 
Wirtschaftslebens, die Rechtssicherheit ist vernichtet worden. Die 
sittlichen und politischen Grundlagen bedürfen des Wiederaufbaus. 
Namentlich gilt es, die schon seit längerer Zeit eingetretene innere 
Zersetzung der Familien zu überwinden, die im Kriege durch die 
vielfach vorgenommene äußere Zerreißung noch erheblich verstärkt 
worden ist. 

b) Die tatsächlich bestehenden Regelungen haben sich überwiegend 
kollektivistisch ausgewirkt, auch die innere Haltung weiter Bevölke- 
rungskreise kommt dem Kollektivismus entgegen. 

c) Eine gewaltige Verarmung ist zu meistern. 

d) Wiedergesundung der Währung, Regelung der hohen Staatsschul- 
den und Erfüllung der aus dem Kriege erwachsenen Verpflichtun- 


gen stellen weitere ernste Anforderungen. 


IV. Grundlinien neuer Ordnung 


1) Die bestehende Regelung kann und darf nicht fortgesetzt werden, 
da sie keine funktionierende Volkswirtschaft ermöglicht, weiterem sitt- 
lichen Verfall Vorschub leistet und den Wiederaufbau gesunder inter- 
nationaler Beziehungen gefährdet. 


2) Die vorgefundene Lage enthält keinen Zwang zu einer einzig mögli- 
chen Richtung der Wirtschaftspolitik, etwa zur Vollendung zentraler 
Wirtschaftslenkung. Es sind vielmehr außerdem folgende Möglichkei- 
ten denkbar: 
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a) Rückkehr zu den vor 1933 oder vor 1914 geltenden Regelungen. 
b) Neue Ordnung. 


3) Eine auf weiteres Vorantreiben zentraler Leitung gerichtete und da- 
mit auf Vollendung des Kollektivismus hinauslaufende Wirtschaftspo- 
litik ist abzulehnen; denn sie würde weder die bevorstehenden wirt- 
schaftlichen Aufgaben meistern noch den sittlichen Anforderungen 
entsprechen. In der gegenwärtigen Lage könnte sie nur vom Geist dä- 
monisierter Technokratie erfüllt sein, müßte also alle Persönlichkeits- 
würde der Menschen und jede echte Gemeinschaftsbildung aufs gründ- 
lichste zerstören, würde die Vermassung und Proletarisierung vollen- 
den. 


4) Rückkehr zu den vor 1933 oder auch vor 1914 herrschenden Ver- 
hältnissen kommt nicht in Betracht, da schon damals keine klar und 
sachgemäß angelegte Gesamtordnung vorhanden war. Die damaligen 
Regelungen haben sich ja auch als unfähig erwiesen, das seitdem her- 
eingebrochene Unheil zu verhüten. Wichtige Grundsätze der im 19. 
Jahrhundert geschaffenen Grundsätze wollen wir jedoch beibehalten. 


5a) Die neue Ordnung muß — anders als in den vergangenen Jahrzehn- 
ten — klar durchdacht sein und energisch gegen innere Aushöhlung 
verteidigt werden. Sie soll — anders als die liberale Ordnung vor 100° 
Jahren - nicht nur nach einem Schema aufgebaut werden, sich also 
verschiedener Verfahren bei der Verwirklichung der Ordnungsgrund- 
sätze bedienen. 

b) Die zu verwirklichenden Ordnungsgrundsätze sollen den auf 
Leistung, d. h. auf Dienst an der Gesamtwirtschaft berufenen Wett- 
bewerb zur Geltung bringen. 

c) In allen dafür geeigneten Wirtschaftsbereichen sollen diese 
Grundsätze sich »automatisch« auswirken, soll also die Ordnung 
auf Selbstverantwortlichkeit der Einzelwirtschaften beruhen, sollen 
Markt- und Preisfreiheit herrschen. Hier soll der Staat kein laissez- 
faire treiben, sondern die Regeln, nach denen die Einzelwirtschaf- 
ten verfahren dürfen, mit aller Genauigkeit erlassen und mit aller 
Strenge sichern. Dadurch wird Machtzusammenballungen vorge- 
beugt, die gerade den mittleren und kleinen Betrieben gefährlich 
werden. Die Familienwirtschaften sind darüber hinaus, wo nötig 
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d) 


€) 


und zweckmäßig, zu fördern. Damit die mit der Marktwirtschaft 
verbundenen Schwankungen sich nicht verderblich auswirken, ist 
allgemein Selbstversorgung der Einzelwirtschaften, d. h. die Beschaf- 
fungeines Teiles der Einnahmen aus marktfreiem Raum, wo irgend 
angängig, zu erhalten und wieder zu erweitern. Obwohl die Erhal- 
tung und Stärkung der Familienbetriebe die von der modernen 
Entwicklung der Technik gestellten unabweislichen Aufgaben der 
Gesamtwirtschaftsordnung nicht zu meistern vermag, ist sie 
dennoch geeignet, die wirtschaftlichen Unsicherheiten einer arbeits- 
teiligen Wettbewerbsordnung zu verringern und für den sozialen 
Aufbau eine wichtige Stütze zu geben. 

Wo dagegen kein echter Wettbewerb zwischen zahlreichen Einzel- 
wirtschaften mit seinen wohltätigen Folgen bestehen kann, wo näm- 
lich technische Notwendigkeiten Einzelwirtschaften von solcher 
Größe erfordern, daß sie ihre Konkurrenten, Lieferanten oder Ab- 
nehmer in wirtschaftliche Abhängigkeit bringen, da soll entweder 
aa) der gegen Interessenteneinflüsse gesicherte Staat oder ein Kom- 
munalverband selbst als Inhaber und Leiter wirtschaftlicher Unter- 
nehmungen auftreten (z. B. Verkehrsanstalten, vielleicht auch Berg- 
werke, Gas- und Stromwerke und dergl.) oder 

bb) es sollen der Staatsaufsicht unterstellte, große private Wirtschafts- 
verwaltungen die Leitung haben. Der Staat muß sowohl da, wo er 
selbst oder ein Gemeindeverband Unternehmer ist, wie auch da, 
wo er über private Wirtschafsverwaltung die Aufsicht ausübt, si- 
cherstellen daß die Gesamtordnung des Wirtschaftslebens nicht 
durch Interessenteneinflüsse gestört wird, daß also die Preispolitik 
und das gesamte sonstige Verhalten nicht vom Eigennutz des Mo- 
nopolisten bestimmt werden, sondern nach Grundsätzen ausgerich- 
tet werden, die herrschen würden, wenn Wettbewerb bestünde. 
Die Währungspolitik muß, um eine funktionsfähige Wettbewerbs- 
ordnung zu ermöglichen, einen möglichst stabilen Geldwert schaf- 
fen und erhalten. Vor allem muß so schnell wie irgend möglich der 
Zustand beseitigt werden, daß — infolge von langanhaltender Kre- 
ditschöpfung — weit mehr Zahlungsmittel vorhanden sind als Gü- 
ter zu den geltenden Preisen umgesetzt sind. Dauernd muß die 
Geldmenge dem Bedarf angepaßt sein, d. h. nicht zu reichlich, aber 
auch nicht zu knapp gehalten werden. Hierfür ist voraussichtlich 
nicht ständig mit ungebundener Währungsmanipulierung auszu- 
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kommen, sondern wieder eine Anlehnung an das Gold zweck- 
mäfßig. 

f}) Die Regelung der gewaltigen Staatsschulden ist für das künftige 
Wirtschaftsleben eine schwere Belastung und ein ernstes Problem. 
Sie ist keine unerfüllbare Aufgabe, wird aber nicht ohne Härten 
abgehen. Die Lösung muß so gefunden werden, daß der geordnete 
Gesamtablauf der Wirtschaft die stärkste Förderung erfährt, und 
die Anleihebesitzer möglichst wenig geschädigt werden. Eine gut 
durchdachte Wettbewerbsordnung und die ihr entsprechende Fi- 


nanzpolitik bieten hierfür die günstigsten Voraussetzungen. 


6) Eine auf den Grundsätzen allseitigen sauberen Wettbewerbs funk- 
tionierende Volkswirtschaft bietet auch Gewähr gegen Massenarbeits- 
losigkeit. Wir können nicht jedem Lohnarbeiter seinen individuellen 
Arbeitsplatz für alle Zeiten sichern, das tut auch eine zentral geleitete 
Wirtschaft keineswegs, aber wir wollen und müssen ihm eine mög- 
lichst sichere Aussicht auf angemessene Arbeitsgelegenheit verschaffen. 
Sauberer Wettbewerb bewirkt auch am ehesten gerechte Preise und 
Löhne, was übrigens schon die Lehrer der Scholastik seit Jahrhunder- 
ten betont haben. 

Auch die Lohnbildung muß soweit wie irgend möglich Wettbewerbs- 
grundsätzen unterstellt werden. Vereinigungen von Arbeitern und Ar- 
beitgebern dürfen nicht Kampforganisationen sein, die Monopolmacht 
anstreben und das Bewußtsein des gemeinschaftlichen Dienstes am 
Betriebe und an der Volkswirtschaft zerstören. Der Staat muß die Lohn- 
bildung überall überwachen und von den Vertretern der Lohnarbeiter- 
schaft - am besten jedes einzelnen Betriebes — angerufen werden kön- 
nen, um Ausbeutungslöhne zu verhindern. Wo die Unternehmer den 
Arbeitern gegenüber eine Übermacht besitzen, hat der Staat die Lohn- 
bildung nach denselben Grundsätzen zu bestimmen wie die Preispoli- 


tik großer Wirtschaftsverwaltungen (oben Sec). 


7) Die Grundsätze der Wettbewerbsordnung sollen also allgemein An- 
wendung finden, nur die Art der Verwirklichung soll verschieden sein. 
Der Wirtschaftsbereich, in dem sie sich unmittelbar durch freie Preis- 
bildung am Markte durchsetzen, ist, soweit wie irgend möglich, abzu- 
grenzen. Gerade die zur Bekämpfung der Vermassung anzustrebende, 
möglichst weitgehende Erhaltung, ja erneute Ausbreitung der Famili- 
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enbetriebe verlangt die Gültigkeit der Wettbewerbsordnung, da zentra- 
le Verwaltungswirtschaft sie notwendig zurückdrängt und ihre Selb- 
ständigkeit vernichtet. Die vielfach ohne zwingende technische und 
ökonomische Vorteile vollzogene Zusammenballung von Betrieben und 
Unternehmungen ist rückgängig zu machen. Möglichst vielen Einzel- 
wirtschaften ein Stück Selbstversorgung aus eigenem Garten oder auf 
ähnliche Weise zu ermöglichen, wird nicht nur deshalb gefordert, weil 
die arbeitsteilige Wirtschaft in der Wettbewerbsordnung notwendig 
Schwankungen der Wirtschaftslage mit sich bringt, — die übrigens in 
der zentralen Verwaltungswirtschaft gleichfalls und voraussichtlich noch 
erheblich stärker auftreten, nur in anderen Formen -: vielmehr spre- 
chen auch hier gewichtige ethische Gesichtspunkte mit. 


8) Die Stellung, welche zu den Familienbetrieben eingenommen wird, 
die Regelung der Lohnbildung und die Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit sind besonders wichtige Stücke der Maßnahmen, die als Sozialpo- 
litik bezeichnet werden. Wir müssen aber den Ausdruck »Sozialpolitik« 
in einem weiteren Sinne verstehen, um das Verhältnis zur Wirtschafts- 
ordnungspolitik richtig zu begreifen (vergl. oben II 7). Die Sozialpoli- 
tik hat demnach die allgemeine Aufgabe, die einzelnen Menschen zu 
echten Gemeinschaften und zu einer allımfassenden Societas zusam- 
menfassen zu helfen. Die hierfür erforderlichen Gesinnungen können 
nicht vom Staate geschaffen oder angeordnet werden. Vielmehr muß 
eine weise staatliche Sozialpolitik vornehmlich den sittlichen Kräften 
Wirkungsmöglichkeiten gewähren und erleichtern, die echte Gemein- 
schaft zu bilden vermögen. Diese kann nur erwachsen, wo eine rechte 
Individualethik das soziale und wirtschaftliche Leben erfüllt. Das Ver- 
halten sowohl der Betriebsleiter wie der übrigen Arbeitskräfte muß dem 
rücksichtslosen Egoismus enthoben sein, darf aber auch nicht in einer 
letztlich amoralischen, unbedingten Unterwürfigkeit gegenüber den 
Anordnungen von Vorgesetzten bestehen. 

Der Staat als wichtigster Träger der Sozialpolitik kann und soll nun 
auf die Schaffung geeigneter Bedingungen einwirken, unter denen so- 
ziale Gemeinschaften und Gruppen sich zu bilden vermögen. Er braucht 
dabei keineswegs alles durch eigene Organe zu erledigen, kann viel- 
mehr mit Nutzen geeignete Aufgaben kirchlichen Stellen, freien Verei- 
nigungen oder auch den einzelnen Betrieben überlassen. Er kann aber 
heutzutage nicht allgemein ein den Anforderungen der Nächstenliebe 
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entsprechendes Ethos voraussetzen. Viele seiner Untertanen sind christ- 
lich bestimmtem Ethos unzugänglich, lehnen es womöglich sogar be- 
wußt ab. Auch solche Menschen sind den Einrichtungen einer Sozial- 
politik zugänglich. 

Dabei ist entscheidend, welche Auffassung vom Staate, von seinem 
Wesen und seinen Aufgaben herrscht. Ein »totaler« Staat mit der seiner 
Natur entsprechenden, alles zentral regelnden Wirtschaftsordnung kennt 
überhaupt keine eigentliche Sozialpolitik. In ihm gibt es nur Organisa- 
tionen, welche die bedingungslose Unterwerfung der Menschen unter 
die Anordnungen der Zentrale sichern sollen, keine sozialen Gemein- 
schaften oder Gruppen. Die Staatsauffassung, welche zur Zeit des Auf- 
kommens der Sozialpolitik im 19. Jahrhundert herrschte, leitet zwar 
das Leben aller kleineren sozialen Gemeinschaften und Gruppen von 
staatlicher Ermächtigung ab. Aber sie sucht doch, soweit sie nicht von 
einer naiven, praktisch kaum noch anzutreffenden völligen Harmonie- 
gläubigkeit erfüllt ist, die rechte Einordnung der einzelnen Menschen 
in soziale Gruppen und Gemeinschaften, sowie deren Beziehungen zu 
einander und zur Gesamtheit von Staatswegen zu regeln, wenigstens zu 
beeinflussen. Nach einer Staatsauffassung, die gewissen Verbindungen 
der Menschen (Familie, Berufsstand u. a.) eine Existenz aus eigenem 
Rechte zuerkennt, ist erst eine Sozialpolitik geboten, um das Leben der 
einzelnen Gemeinschaften und ihr gedeihliches Zusammenwirken zu 
sichern. 


9) Wir haben uns hier nicht für eine bestimmte Staatsauffassung zu 
entscheiden, haben lediglich noch darzulegen, welche sozialpolitischen 
Aufgaben eine geeignete Wirtschaftspolitik von sich aus zu lösen ver- 
mag, und welche daneben noch zu lösen sind. 

Eine die Grundsätze des Leistungswettbewerbs verwirklichende Ge- 
samtwirtschaftsordnung bedeutet für die Lösung sozialer Probleme: 

a) Sie gewährt auf die Dauer — im Gegensatz zu vorübergehenden 
krampfhaften Anspannungen — die reichlichste Gesamtversorgung 
mit wirtschaftlichen Gütern, kann also auch für rein soziale Aufga- 
ben mehr erübrigen. 

b) Sie gewährt den Gemeinschaften der Menschen, die für den Aufbau 
einer rechten Societas unentbehrlich sind, die erforderlichen Mög- 
lichkeiten des Lebens und der Betätigung. Sie gibt vor allem der 
Familie als der Grundlage alles echten sozialen Lebens die ihr ge- 
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bührende Stellung. Eine besondere Berücksichtigung der Familien- 
wirtschaft ist ja auch in unseren Vorschlägen ausdrücklich vorgese- 
hen (vergl. IV, 5c). 

c) Sie bekämpft die Bildung wirtschaftlicher Machtstellungen und ver- 
hindert damit die eigentlichen Gelegenheiten zur Ausbeutung Schwa- 
cher. 


An besondern Aufgaben der Sozialpolitik verbleiben: 

a) Die Stellung der Lohnarbeiter und ihrer Organisationen. Oben ([V;6) 
konnten dafür von dem Gedanken der Gesamtwirtschaftsordnung 
her nur Grenzen abgesteckt werden. Innerhalb dieser Grenzen sind 
verschiedene Lösungsmöglichkeiten gegeben: 
aa) Wiederherstellung der Gewerkschaften und der Arbeitgeberver- 
bände als freie Vereinigung, allerdings unter Versagung von Streik 
und Aussperrung, an deren Stelle die staatliche Überwachung der 
Lohnbildung tritt. 
bb) Zulassung nur einer staatlich anerkannten Gewerkschaft und 
eines ebenso staatlich anerkannten Arbeitgeberverbandes. 
cc) Bildung von Arbeitskammern, zu denen Unternehmer- und Ar- 
beitervertreter gehören. | 
dd) Ausschüsse für Arbeitssachen in Wirtschaftskammern. 


Welche dieser Möglichkeiten gewählt wird, und wie sie im einzelnen 

ausgestaltet wird, hängt von dem innerpolitischen Aufbau ab. 

b) Regelung der Beziehungen zwischen Unternehmern und Arbeitern 
innerhalb des einzelnen Betriebes. Hierfür kann man daran denken, 
die Bestimmungen des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
weitgehend bestehen zu lassen. Die Entscheidung hängt aber davon 
ab, welche Regelung für die Organisation der Lohnarbeiter und der 
Unternehmer gewählt wird. 

c) Unerläßlich sind eingehende Bestimmungen über Arbeiterschutz und 
über Ansprüche der Kranken, der Invaliden und Alten. Dabei macht 
die eingetretene Entartung wichtiger Zweige der Sozialversicherung 
die ernste Prüfung notwendig, wieweit die überkommenen Grund- 
sätze der Versicherung beibehalten werden sollen, wieweit sie durch 
selbstverantwortliches Sparen, durch Verpflichtung der Betriebe oder 
durch staatliche Altersversorgung (ohne Versicherungscharakter) zu 
ersetzen sind. 
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d) Ein Auftreten von Massenarbeitslosigkeit ist bei sauberer Wettbe- 
werbsordnung nicht zu befürchten. Immerhin muß für Notzeiten 
eine geeignete Unterstützung und Beschäftigung Arbeitsloser vorge- 
sehen werden. Diese darf aber nicht dem Ideal der sogenannten Voll- 
beschäftigung nachjagen; denn das würde zu unzusammenhängen- 
den Stücken zentraler Verwaltungswirtschaft und damit zu einer 
Erschütterung der Gesamtwirtschaftsordnung führen. 

e) Einer besonderen Ordnung bedarf das Wohnungswesen. Auch für 
die Deckung des Wohnungsbedarfs ist die Tätigkeit selbstverant- 
wortlicher Unternehmer von größtem Wert. Sie wird aber kaum 
ausreichen, um allein die durch den Krieg und seine Zerstörungen 
hervorgerufene besondere Schärfe der Wohnungsnot zu beheben. 
Auch in ruhigen Zeiten bleibt die Beschaffung befriedigender und 
erschwinglicher Wohnungen für kinderreiche Familien ein Problem, 
das nicht ausschließlich von der Unternehmerinitiative gelöst wer- 
den kann. Für die Wohnungsfrage darf allerdings die Beschaffung 
des Bodens nicht so überschätzt werden, wie es Bodenreformer gele- 
gentlich getan haben, zumal der Bodenpreis regelmäßig nur einen 
geringen Anteil der Wohnungskosten ausmacht. 

f) Genossenschaftliche Vereinigungen, Nachbarschaftsverbände und 
Berufsvertretungen sind wichtige Bestandteile sozialer Ordnung. Sie 
erhalten ihre lebendige Bedeutung weit mehr als von der Art organi- 
satorischer Zusammenfassung von den Gesinnungen, welche die Ge- 
nossen, die Nachbarn und die Berufsangehörigen erfüllen. Selbst die 
Familien können ihrer Aufgabe, als Kernstück der sozialen Ordnung 
zu dienen, ja nur gerecht werden, wenn sie innerlich gesund und 
lebenskräftig sind. Eine erfolgreiche Sozialpolitik darf sich daher nie- 
mals im Organisieren erschöpfen. Die Societas lebt letztlich von den 
in ihr betätigten Gesinnungen. Die Sozialpolitik muß daher gerade 
den Kräften Wirkungsmöglichkeiten gewähren, welche der Festigung 


und Verbreitung der geeigneten Gesinnungen zu dienen vermögen. 


10) Die neue Ordnung soll allgemein wirtschaftlichen Anforderungen 
bestens entsprechen und sittlichen Forderungen gerecht werden. Sie wird 
freilich als Wirtschaftsordnung nicht von sich aus sittliche Haltung schaf- 
fen und gewährleisten. Sie kann und soll aber ein Minimum an Versu- 
chungen anstreben und denjenigen Kräften die Wirkungsmöglichkeiten 
freigeben, die berufen sind, die Menschen sittlich zu beeinflussen. 
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Zentrale Verwaltungswirtschaft mit ihrem gegenwärtig unvermeidba- 
ren Totalitätsanspruch bietet durch Vollendung der Vermassung die 
größten Hindernisse für die Führung eines christlichen Lebens. Sie 
schafft die größten Versuchungen zu Verstößen gegen die Gebote der 
Liebe zu Gott und zum Nächsten. Sie zwingt geradezu zu einer Aus- 
beutung und Mißachtung der Menschen, die weit schlimmer ist als in 
der privaten Sklaverei. Das wirtschaftliche Interesse, welches den Ei- 
gentümer von Sklaven veranlaßt, sie nicht schlechter als sein Vieh zu 
behandeln, fehlt dem Kommissar einer Kollektivwirtschaft. Die zentra- 
le Verwaltungswirtschaft schafft ferner den Boden für ausgedehnte Kor- 
ruption. Schließlich beseitigt sie nicht nur die Rechtssicherheit, son- 
dern bewirkt einen Verfall der Rechtsidee überhaupt; denn ihre unzäh- 
ligen Vorschriften können gar nicht restlos erfüllt werden. Die »freie 
Wirtschaft«, wie sie sich im 19. Jahrhundert herausbildete, barg u.a. 
die ernste Versuchung, Machtstellungen, d.h. Ausbeutungsgelegenhei- 
ten nachzujagen. Gerade diese Möglichkeiten werden durch die hier 
geforderte Wettbewerbsordnung ausgeschlossen. Keine Wirtschaftsord- 
nung vermeidet die Versuchung zum lieblosen Geiz, zum Mammon- 
dienst. Aber die Wettbewerbsordnung schafft keinen Zwang, der in dieser 
Richtung wirken müßte. Sie ist keiner anderen Wirtschaftsordnung sitt- 
lich unterlegen. Vor allem verhindert sie niemand, ein christliches Le- 
ben zu führen und gibt die besten Aussichten dafür, daß die zur sittli- 
chen Erziehung der Menschen berufenen Kräfte sich betätigen und der 
unsittlichen Vermassung entgegenwirken können. Dabei ermöglicht sie 
am ehesten die Wiederherstellung und Bewährung der Rechtssicher- 
heit. Während nämlich die Zentralverwaltungswirtschaft zur Durch- 
setzung ihrer Anordnungen im besten Falle ständig des Strafrichters 
und des Scharfrichters bedarf, praktisch sogar alle, die nicht gefügig 
sind, durch unkontrollierbare Polizeiaktionen züchtigt und ausrottet, 
genügt zur Durchsetzung der Grundsätze einer Wettbewerbsordnung 
regelmäßig der Gerichtsvollzieher. Dafür eine sichere Rechtsordnung 
zu schaffen und zu erhalten, ist eine nicht zu schwere Aufgabe. Ihre 
Erfüllung bietet die beste Aussicht, die eingerissene Verwilderung zu 
überwinden. Ä 


11) Eine auf der Selbstverantwortlichkeit der Einzelwirtschaften aufge- 


baute, weitgehend durch genossenschaftliche und berufsständische Ver- 
einigungen ergänzte Gesamtwirtschaftsordnung ist der gegenwärtigen 
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Lage besonders bedeutungsvoll als Schutz gegen das Aufkommen un- 
beschränkter, maßloser Gewalt. Politische Einrichtungen allein haben 
sich als nicht genügend widerstandsfähig erweisen, gerade demokrati- 
sche Verfassungen haben diktatorischen Gewalten ermöglicht, sich 
durchzusetzen. Bleibt die im Kriege vorgenommene zentrale Leitung 
des Wirtschaftslebens bestehen und wird sie gar noch bis zur Vollen- 
dung ausgebaut, so ist die dadurch gebotene Macht über haltlose Mas- 
sen eine ständige, schließlich unüberwindliche Versuchung zu frevel- 
haftem Mißbrauch. In solcher Wirtschaftsverfassung können auch kei- 
ne politischen Sicherungen verhüten, daß ganze Völker auch gegen ihr 
inneres Widerstreben gezwungen werden, Wahnwitz und Verbrechen 
auszuführen. Fine geeignete, der Unterdrückung entgegenwirkende 
Verbindung von politischer Verfassung und Wirtschaftsordnung stärkt 
dagegen das Verantwortungsbewußtsein und verhindert, daß die Völ- 
ker sich für hemmungsloses Gewaltstreben mißbrauchen lassen. Sie 
fördert auch die Erhaltung und Neubelebung der sittlichen Kräfte, die 
für ein gedeihliches nationales Leben und für den internationalen Frie- 
den entscheidend sind. 


12) Innerhalb der Wettbewerbsordnung ist Raum für genossenschaftli- 
che und berufsständische Vereinigungen, nur dürfen sie nicht eine In- 
teressenherrschaft anstreben. Schäbigen Profitjägern, die ja nicht dem 
Gerichtsvollzieher verfallen und auch strafrechtlich nur ausnahmsweise 
zur Verantwortung gezogen werden können, wird am aussichtsreich- 
sten Einhalt geboten, wenn die Berufsgenossen sie als Verletzer der Stan- 
desehre ablehnen. Hierfür die Möglichkeit einer berufsständischen 
Ehrengerichtsbarkeit zu schaffen, ist ein anzustrebendes Ziel. Nur muß 
durch staatliche Aufsicht und durch Berufungsmöglichkeiten an staat- 
liche Gerichte streng darauf geachtet werden, daß solche Ehrengerichte 
und die Zusammenschlüsse, von denen sie getragen sind, weder ausge- 
nutzt werden, um rührigen Konkurrenten das Leben zu erschweren, 
noch zu milde gegen unwürdige Berufsgenossen verfahren. Außerdem 
können solche Ehrengerichte nur in den Wirtschaftszweigen gedeih- 
lich wirken, in denen gesundes Empfinden für Standesehre und ihre 
Anforderungen lebendig ist. Nach den Verwüstungen, denen gerade 
die Ehrauffassungen in den vergangenen Jahren ausgesetzt wurden, muß 
sehr behutsam vorgegangen werden, gerade um das hohe Ziel nicht zu 
gefährden: eine zwischen dem Staat und den einzelnen Wirtschaftstrei- 
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benden wohl eingegliederte ständische Zusammenfassung zu schaffen, 
um dem Zerfall der Bevölkerung in Atome, die nur zu leicht seelenlo- 
ser Vermassung verfallen, entgegenzuwirken. 


13) Wir haben bewußt davon abgesehen, Vorschläge für die viel erör- 
terte, sogenannte Übergangswirtschaft zu machen. Wir sind uns völlig 
klar, daß die empfohlene, neue Wirtschaftsordnung nicht mit einem 
Schlage an die Stelle der gegenwärtigen kriegswirtschaftlichen Rege- 
lungen gesetzt werden kann. Die Bedeutung der Übergangswirtschaft 
darf jedoch nicht überschätzt werden. Vor allem ist es für die rechte 
Ausrichtung solcher Übergangswirtschaft erforderlich, das anzusteuernde 
Ziel klar zu erkennen und stets im Auge zu behalten. In welchen Zeit- 
räumen und in welcher Reihenfolge dann die einzelnen Regelungen 
der Kriegswirtschaft verändert und abgebaut werden sollen, ergibt sich 
aus der tatsächlichen Lage. Fest steht lediglich: 

a) Eine Übergangswirtschaft kann ihre Aufgabe nur erfüllen, wenn klar 
ist, zu welcher Wirtschaftsordnung sie überleiten soll. 

b) Die Übergangsmaßnahmen sind möglichst einfach zu halten und 
möglichst kurz zu bemessen. 

c) Voraussetzung für die Ingangsetzung der Wettbewerbsordnung ist 
eine Währungspolitik, die stabilen Geldwert schafft und dauernd 
sichert (vergl. oben IV, 5 e). Die Bereinigung des Geldwesens ist 
daher vordringlich. 


Der Text ist entnommen: In der Stunde Null. Die Denkschrift des Freiburger Bon- 
hoeffer-Kreises, eingeleitet von H.Thielicke, mit einem Nachwort von Ph. von Bis- 


marck, Tübingen 1979, S. 128-145. 
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IV. Protestantische Beiträge zum Konzept 


»Soziale Marktwirtschaft« 


Text Nr. 41 
C. v. Dietze, Aussagen evangelischer Christen in Deutschland 


zur Wirtschafts- und Sozialordnung (1946) 


1. Wir knüpfen an die Aussagen aus der Ökumene an. Von ihnen sind 
uns besonders wichtig: | 


a) Aus dem Bericht von Oxford 1937: 

Keine wirtschaftliche Regelung darf die Gemeinschaft des Menschen mit 
Gott beeinträchtigen. Keine Wirtschafts- und Sozialordnung darf mit 
dem Reich Gottes gleichgesetzt werden. Wir Christen haben für die best- 
mögliche Wirtschafts- und Sozialordnung einzutreten. Unter den Zie- 
len, welche wir im Gehorsam gegen Gott anzustreben haben, steht an 
erster Stelle: die rechte Gemeinschaft von Mensch zu Mensch als Voraus- 
setzung der Gemeinschaft des Menschen mit Gott. Der christlichen 
Wahrheit widerstreiten: der Utopismus, der die Vollendung des 
Menschen vom natürlichen Ablauf der Geschichte und seine Besserung 
automatisch von der Veränderung sozialer Einrichtungen erwartet; der 
Materialismus, der alle sittlichen und religiösen Ideale auf wirtschaftli- 
che Bedürfnisse und Verhältnisse zurückführt, und die Missachtung der 
Würde des Einzelmenschen, wie sie totalitären Bewegungen eigen ist. 


b) Aus dem Studienplan für Amsterdam 1948 und aus anderen neueren 
Arbeiten: | 

Die soziale Verwirrung der Gegenwart entspringt sowohl akuten Anläs- 
sen wie der allgemeinen, aus menschlicher Sünde immer kommenden 
Unordnung der Welt; sie ist nicht nur eine Folge der Säkularisierung. 
Überall ist die Familie sowohl durch individualistische als auch durch 
kollektivistische Tendenzen unterhöhlt. Die moderne Technik ermög- 
licht eine die ganze Welt umspannende Einheit, aber die Menschen 
vermochten die internationale Verflechtung moralisch und politisch 
noch nicht zu meistern. Die Technik ist zur Begründung von Tyrannei 
und zur Kriegsführung verwendet worden. Die optimistischen Erwar- 
tungen, die sowohl die Begründer des bürgerlichen Liberalismus wie 
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die Marxisten (diese allerdings erst für die Zukunft) erfüllten, sind ent- 
täuscht worden. Die Menschen sind innerlich nicht bereit, die Unsi- 
cherheit zu ertragen, in der wir uns befinden. 

Die Verantwortlichkeit der Christen für die Wirtschafts- und Sozi- 
alordnung und die Ablehnung sowohl des kommunistischen Kollekti- 
 vismus wie des kapitalistischen Individualismus werden noch stärker 
betont als in Oxford. Die Lösung des Konfliktes zwischen Christentum 
und Sozialismus wird als das Hauptproblem unserer Zeit bezeichnet. 


2. Für Amsterdam 1948 ist demnach die Aufgabe: den in Oxford für 
die Stellungnahme zur Wirtschafts- und Sozialordnung noch recht weit 
gespannten Rahmen so eng zu begrenzen und so weit auszufüllen, wie 
es unserem Glauben und Denken erlaubt ist, und die Änderungen der 
Situation zu berücksichtigen. Unser Beitrag schildert die Probleme der 
Wirtschafts- und Sozialordnung in Deutschland und soll die allgemei- 
ne Diskussion fördern, indem er a) die Verwirrungen des herrschenden 
Sprachgebrauchs, namentlich die Worte »Sozialismus« und »Kapitalis- 
mus« vermeidet und scharf die Verfassung innerhalb der Betriebe von 
der Ordnung zwischen den Betrieben unterscheidet: b) die national- 
ökonomische Erkenntnis der Anforderungen nützt, die eine befriedi- 
gend funktionierende Gesamtordnung des Wirtschafts- und Sozialle- 
bens stellt. Massgebend sind für uns aber ethische Urteile, die auf der 
christlichen Lehre, namentlich auf der Auffassung vom Menschen be- 
ruhen. 


3. In Deutschland ist die auf der klassischen Nationalökonomie auf- 
bauende Ordnung seit dem Anfang des 19. Jahrhunderts eifrig in die 
Tat umgesetzt worden. Die optimistischen Erwartungen kamen nach 
der Jahrhundertmitte in Lehre und Politik ins Wanken (Verein für So- 
zialpolitik, Sozialgesetzgebung). Aber es fehlte an Verständnis für die 
Anforderungen einer in sich folgerichtigen Gesamtordnung. Gegen- 
über den Kartellen und ähnlichen zur Begründung von Monopolen 
bestimmten Zusammenschlüssen wurde eine Politik des Laissez faire 
getrieben. 

Nach 1918 machten unerfüllbare Reparationen eine systematische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik geradezu unmöglich; die Auffassung, dass 
die Versailler Bestimmungen unter unehrlicher Begründung auf Berau- 
bung, Knechtung und Vernichtung ausgingen, brachten jede ethische 
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Beurteilung in Misskredit. Die Teilnahme der Sozialdemokraten an der 
Regierung brachte keine radikale Änderung, die »Sozialisierung« erschöpf- 
te sich in der Bildung einiger Zwangssyndikate. Nach den Schrecken der 
Inflation (1919-1923) suchte die Währungspolitik in erster Linie jede 
Wiederkehr inflatorischer Tendenzen zu verhindern. In der 1929 herein- 
brechenden, durch Abziehung von Auslandskrediten verschärften Krise 
wurden sogar deflatorische Massnahmen ergriffen, die zusammen mit 
starrer Lohnpolitik zur Massenarbeitslosigkeit beitrugen. 

Die Massenarbeitslosigkeit half den Nationalsozialisten, die Macht 
zu erlangen. Die Überwindung der Arbeitslosigkeit (bis 1936 mit Hilfe 
von Kreditschöpfung) stärkte das ihnen entgegengebrachte Vertrauen. 
Auch ihre Sozialpolitik fand bei vielen Unternehmern, Arbeitern und 
redlichen Idealisten Anklang. 

Seit 1936 und namentlich im Kriege setzte sich die zentrale Leitung 
im Wirtschaftsleben stark durch, schon weil trotz dauernder Geldver- 
mehrung Preissteigerungen verhindert werden sollten und weil der 
Aussenhandel monopolisiert wurde. Die Zentralisierung entsprach aber 
auch dem totalitären Regime. Dies suchte immer offenkundiger eine 
sich selbst vergötzende Weltanschauung gewaltsam durchzusetzen. Da- 
durch wirkten auch die Teile der Wirtschafts- und Sozialpolitik ver- 
derblich, die tüchtige Leistungen waren. 

Seit 1945 hat Russland in seiner Besatzungszone eine dem bolsche- 
wistischen Vorbilde angepasste Wirtschafts- und Sozialordnung durch- 
führen lassen, ohne innere Zustimmung der deutschen Bevölkerung, 
also mit Gewalt. So sind die Rechtlosigkeit, Unwahrhaftigkeit und 
Korruption der Nazizeit sogar noch vergröbert worden. In den drei West- 
zonen wird die nationalsozialistische Kriegswirtschaft im wesentlichen 
fortgeführt. Zentrale Wirtschaftsverwaltung und private Wirtschaftsin- 
itiative wirken gegen einander. Die gesetzlichen Bestimmungen können 
nicht mehr durchgesetzt werden. Korruption und schwarze Märkte sind 
zur Regel geworden. 

Die bestehenden Zustände werden allgemein abgelehnt, gerade die 
»einfachen Leute« misstrauen heilversprechenden Wirtschafts- und So- 
zialprogrammen, auch dem Kommunismus. Die Überwindung der für 
Leib und Seele verderblichen Verarmung, zu deren Ausmasse auch das 
Fehlen einer einheitlichen Wirtschafts- und Sozialordnung beigetragen 
hat, ist auch bei der Entscheidung über die künftige Ordnung vordring- 
lich. 
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4. Als Grundlegung für unsere Stellungnahme zur Wirtschafts- und 
Sozialordnung gibt uns die Heilige Schrift Richtschnuren und Verbote. 
Die Menschen sind nicht gut genug, um die Vereinigung aller politi- 
schen und wirtschaftlichen Macht recht zu gebrauchen oder um sich in 
völlig freier Wirtschaft der Ausbeutung zu enthalten; sie sind aber auch 
nicht so schlecht, dass man sie staatlicher Iyrannei oder privater Macht 
unterwerfen dürfte oder gar müsste. Jede entbehrliche Macht über 
Menschen ist zu bekämpfen. Unentbehrlich ist die staatliche Macht 
jedoch, um eine Wirtschafts- und Sozialordnung zu setzen und ständig 
zu verteidigen, damit nicht private Machtbildung sie zersetzt. 


5. Da wir keine zwingenden Gesetze des Wirtschaftslebens anerken- 
nen, haben wir in jeder Lage die rechte Ordnung zu suchen. Dabei 
müssen wir den göttlichen Geboten entsprechen, aber auch die jeweili- 
ge Lage und sachnotwendigen Grundsätze des Wirtschaftslebens be- 
achten. 


6. Nur eine in sich richtige Gesamtordnung kann gedeihlich wirken. Es 
muss also eine Entscheidung zwischen den beiden allein möglichen 
Grundlagen getroffen werden, zwischen Subordination (Zentralverwal- 
tungswirtschaft), in der ein einziger Plan gilt, und Koordination (Ver- 
kehrswirtschaft), in der zahllose Einzelpläne sich durch Orientierung 
an den Preisverhältnissen aufeinander abstimmen. Von den verschiede- 
nen Möglichkeiten der Verkehrswirtschaft kommt für uns nur die Wett- 
bewerbsordnung in Frage. Diese kann ihre Grundsätze mit verschiede- 
nen Verfahren verwirklichen, auch mit subsidiärer Verstaatlichung. 
Genossenschaften oder berufsständische Organisationen können nur 
die Verfassung innerhalb der Betriebe oder Wirtschaftszweige regeln, 
enthalten also keine Entscheidung über die Gesamtordnung. Die Wirt- 
schaftsordnung bedarf der Ergänzung durch eine Sozialordnung. 


7. Eine Wettbewerbsordnung hat noch niemals gegolten. Ihr dürfen 
daher die Mißsstände der Vergangenheit, wie übermässige Konjunktur- 
schwankungen und Arbeitslosigkeit, nicht entgegengehalten werden, 
am wenigsten die Bildung privater Wirtschaftsmacht. Die Erkenntnis 
der Nationalökonomen des 18. Jahrhunderts, dass sich aus dem Wett- 
bewerbe von Einzelwirtschaften, die ihr Planen und Handeln am Markt 
orientieren, eine leistungsfähige Gesamtordnung ergibt, ist richtig. Falsch 
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war es nur, darin eine natürliche Ordnung für alle Bereiche des Wirt- 
schaftslebens zu erblicken, der sich die Menschen durch Laissez faire 
anvertrauen könnten. 


8. Die Grundsätze der Wettbewerbsordnung sind vom Staate einzufüh- 
ren und ständig zu verteidigen. Inanspruchnahme von Wirtschaftsmacht, 
also Ausbeutung, ist als unerlaubte, zum Schadensersatz verpflichtende 
Handlung anzusehen. Wo vollständige Konkurrenz möglich ist, kann 
die Wettbewerbsordnung unmittelbar für alle Einzelwirtschaften gel- 
ten. Wo private oder kommunale Wirtschaftsverwaltungen mit Mono- 
polstellung unentbehrlich sind, um bedeutende technische oder wirt- 
schaftliche Vorteile wahrzunehmen, hat Staatsaufsicht zu sichern, dass 
sie nicht nach dem Eigennutz des Monopolisten handeln, sondern so, 
als ob sie im Wettbewerb stünden. Dieselben Grundsätze sind für staat- 
liche Wirtschaftsbehörden zur Geltung zu bringen. 

So wird durch allgemeine Geltung derselben Ordnungsgrundsätze 
eine Gesamtordnung des Wirtschaftslebens erreicht. 


9. Der Bereich, in dem Einzelwirtschaften in vollständiger Konkurrenz 
selbstverantwortlich wirken sollen, ist möglichst weit abzugrenzen; er 
kann fast ganz die Landwirtschaft, das Handwerk, die Feinindustrie, 
den Handel und die kleinen Verkehrsunternehmungen umfassen. Der 
Staat soll möglichst wenig selbst wirtschaften. Gerade in Deutschland 
ist eine weitgehende Einschränkung der staatlichen Verwaltungsaufga- 
ben geboten, damit wir wieder zu einer durchführbaren Rechtsordnung 
und zu brauchbaren Preisverhältnissen kommen. 


10. Damit die Wettbewerbsordnung funktioniere, hat a) die staatliche 
Währungspolitik eine stabilen Geldwert zu sichern, auch durch staatli- 
che Richtlinien für die Kreditpolitik der Banken und anderer Kreditan- 
stalten, b) die Finanzpolitik auf den Ausgleich der öffentlichen Haus- 


halte bedacht zu sein und die Steuern zweckmässig zu wählen. 


11. Ausbeutungslöhne sind zu verhindern, indem die Lohnbildung den 
Wetrbewerbsgrundsätzen unterstellt wird. Monopolmacht dürfen auch 
die Vereinigungen der Arbeiter nicht ausüben. 


12. Im internationalen Verkehr entspricht der Wettbewerbsordnung die 
Weltmarktwirtschaft. Sie muss gegen Volkswirtschaften, deren Mass- 
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nahmen den Ausgleich der Zahlungsbilanzen stören würde, nament- 
lich gegen Aussenhandelsmonopole, gesichert werden. Internationale 
Planung stellt besonders hohe sittliche Anforderungen. 


13. Die wichtigsten Teile der Sozialordnung sind: 

a) Die Ordnung innerhalb der Betriebe. In Familienbetrieben ist nur 
einzugreifen, wo offenkundiger Missbrauch droht. Für Lohnarbei- 
ter sind Mitbestimmungsrechte festzulegen, namentlich in grossen 
Unternehmungen. Produktivgenossenschaften können gefördert 
werden, dürfen aber nicht dem Leistungswettbewerbe entzogen wer- 
den. 

b) Schutz und Förderung der Familienwirtschaften. 

c) Festlegung der Befugnisse von Gewerkschaften, Arbeitgeberverbän- 
den, Genossenschaften und berufsständischen Organisationen in 
Übereinstimmung mit der Gesamtordnung. Ehrengerichtsbarkeit ist 
wertvoll, kann aber im heutigen Deutschland nur behutsam aufge- 
baut werden. 

d) Arbeiterschutz durch Begrenzung der Arbeitszeit und durch Verbote 
gesundheitswidriger Arbeitsbedingungen. Vorsorge für Zeiten der 
Arbeitslosigkeit, für Krankheit, Invalidität und Alter ist zu treffen; 
wieviel davon dem Sparen, der Versicherung oder Versorgungszu- 
schüssen überlassen werden kann, ist nach Arbeitergruppen und 
Wohlstandslage verschieden. 

e) Das Wohnungswesen bedarf einer besonderen Ordnung, nament- 
lich im heutigen Deutschland. 


14. Die Wettbewerbsordnung und die entsprechende Sozialordnung 
können nur Mindestanforderungen durchführen. Sie ermöglichen den 
Menschen, christlich zu leben, und lassen Raum, um sie auf gute Wege 
zu weisen. Christen sind zu erheblich mehr verpflichtet als zur Innehal- 
tung der allgemeinen Ordnungsgrundsätze. 


Dieser Text ist das deutsche Vorbereitungspapier zur Frage der Wirtschaftsordnung 
für die Weltkirchenkonferenz 1948 in Amsterdam. 

Der Text ist bisher unveröffentlicht. Archiv Ökumenischer Rat der Kirchen Genf, 
Life and Work, D 31 ı.A. 
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Text Nr. 42 
O. Dibelius, Christentum und Wirtschaftsordnung (1947) 


Wirtschaft aus christlichem Verantwortungsbewußtsein 


Wenn heute von der Wirtschaft und ihrer Gestaltung gesprochen wird, 
dann gibt es zum mindesten einen Ausgangspunkt, in dem wir uns als 
Christen einig wissen mit allen andern: nämlich, daß jetzt alles darauf 
ankommt, daß in Deutschland wieder mehr Güter hergestellt werden. 
Wie das geschieht, ob es auf kapitalistischer oder sozialistischer oder 
sonst einer Grundlage geschieht, ist eine Frage zweiten Ranges — wenn 
nur erst einmal wieder Wohnungen gebaut werden und das Allernot- 
wendigste wieder hergestellt wird an Nahrung und Kleidung und was 
sonst zum täglichen Leben nötig ist. 

Es geht dabei nicht nur um unsere äußere Not, sondern es geht auch 
darum, daß dieser ewige Anreiz zu unwahren Angaben, daß der Schwarze 
Markt und das System der Schmierzigaretten nicht länger ein ganzes 
Volk verseucht. 

Dieser Punkt ist es aber freilich auch, an dem wir Deutschen selbst 
nur sehr wenig tun können. Wir können vielleicht unsere Arbeiter bit- 
ten, in dieser Zeit von Arbeitsniederlegungen abzusehen, aus welchem 
Grunde sie auch immer angeregt werden. Wir können sie vielleicht bit- 
ten, auch als Einzelne möglichst wenig der Arbeit fern zu bleiben, selbst 
_ wenn sie dadurch, daß sie mit dem Rucksack über Land fahren, viel- 
leicht mehr für ihre Familie schaffen, als wenn sie neun Stunden im 
Schweiße ihres Angesichts arbeiten. Im übrigen aber hängt es nicht von 
uns, sondern von den Besatzungsmächten ab, ob und wann bei uns 
wieder echte Arbeit getan werden kann. Wir können daher nur immer 
wieder bitten, man möge uns nach zwölf Jahren Nationalsozialismus 
und zwei Jahren wirtschaftlichen Zusammenbruchs endlich wieder er- 
möglichen, ehrlich zu arbeiten. 

Ehrlich zu arbeiten — nicht Sklavenarbeit zu tun! Wenn eine Fabrik, 
die Gegenstände des täglichen Bedarfs herstellt, hundertprozentig fürs 
Reparationskonto arbeiten muß, wenn also beispielsweise ein Arbeiter 
täglich massenweise das Porzellan, an dem er selbst mitgeschaffen hat, 
den Fabrikhof verlassen sieht und die eigene Frau kann sich keine Tasse 
und keine Waschschüssel kaufen, weil kein Stück für das eigene Volk 
zur Verfügung steht, dann hat die Arbeit für ihn ihren Sinn und ihre 
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Würde verloren. Das deutsche Volk ist gewiß bereit, im Rahmen des 
Möglichen den Schaden wiedergutzumachen, der von Deutschen drau- 
ßen angerichtet worden ist. Aber der Arbeiter muß das Bewußtsein 
haben, daß er auch für sein eigenes hungerndes und frierendes Volk 
etwas schafft! 

. Es ist für den Christen ein kleiner Lichtblick in dieser düsteren Lage, 
daß in einem gewissen Umfang die Arbeit heute mehr Seele hat als 
früher. Der Schuhmacher, der heute ein Paar Stiefel repariert, der Uhr- 
macher, der eine Uhr wieder in Gang bringt, der Monteur, der ein hun- 
dertmal zusammengeflicktes Auto doch noch wieder zum Laufen bringt, 
der Kaufmann, der irgend etwas auf den Ladentisch legt, er weiß, daß 
er den Menschen wirklich hilft und ihnen einen Dienst der Liebe er- 
weist. Alle Arbeit, die heute in Deutschland getan wird, ist im vollen 
Sinne des Wortes caritative Arbeit geworden. 

Alle diese Verhältnisse werden sich einmal ändern. Einmal wird die 
Stunde schlagen, in der das deutsche Volk wieder in eigener Verantwor- 
tung arbeiten kann. Wie sich dann die Wirtschaft ordnen soll, das ist 
die große und schicksalsschwere Frage, für die die Antwort heute vor- 
bereitet werden muß. 

Wir kommen von derjenigen Form der Wirtschaft her, die wir den 
Kapitalismus nennen. Das ist diejenige Form, bei der ein Einzelner oder 
ein Kreis von Menschen einen Wirtschaftsbetrieb schafft, wobei dann 
alles darauf ankommt, daß das hineingesteckte Geld sich möglichst gut 
rentiert. Der Arbeiter mit seiner Arbeitskraft gilt lediglich als Mittel zu 
diesem Zweck. Das Kapital beherrscht den Menschen. Und das Kapital 
wiederum hat die Tendenz, sich ständig zu vergrößern und seine Macht 
zu erweitern. Aus Einzelbetrieben werden Konzerne und TIrusts. Der 
einzelne Mensch wird gegenüber dieser Macht des Kapitals immer mehr 
hilflos und wehrlos. 

Das klassische Literaturdenkmal dieses deutschen Kapitalismus in 
seiner Frühzeit sind die »Weber« von Gerhart Hauptmann, im Jahre 
1892 geschrieben. Da ist der Fabrikant Dreißiger, nicht eigentlich bös- 
willig oder brutal, aber davon durchdrungen, daß er als Unternehmer 
der einzig Wichtige sei, daß ihm alle Rechte gebühren und daß Forde- 
rungen der Arbeiter nichts weiter seien als unerlaubte Begehrlichkeit. 
Da sind die Weber, gutwillige und fleißige Leute, aber durch das hoff- 
nungslose Elend ihrer Existenz schließlich in die Verzweiflung getrie- 
ben. Da ist der Pastor, der seine Gemeinde lieb hat und sich gerne op- 
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fern will, wenn er damit zum Frieden helfen kann, der es aber nicht 
‚anders kennt, als daß alles menschliche und göttliche Recht auf der 
Seite des bürgerlichen Fabrikanten sei. Und im Hintergrunde der junge 
Kandidat, der die Partei der hungernden Weber nimmt und dafür von 
dem entrüsteten Fabrikanten aus dem Haus gejagt wird. 

Ja, so war es damals. Es gab einzelne Männer innerhalb der evange- 
lischen Kirche, die sich im Namen ihres Herrn Christus gegen eine 
Ordnung empörten, an der lebendige Menschenseelen zu Hunderttau- 
senden zugrunde gingen. Aber sie drangen mit ihrer Stimme nicht durch. 
Die Kirche als Ganzes wußte es nicht anders, als daß das Evangelium 
mit dem Leben der Wirtschaft nichts zu tun habe, sondern daß die 
Kirche lediglich zu predigen und sich der Armen und Kranken anzu- 
nehmen habe — was sie auch in erheblichen Umfange tat -; die Wirt- 
schaft aber habe sie nach deren eigenen Gesetzen ihren Gang gehen zu 
lassen. 

Wir erkennen heute, daß sich die Kirche dadurch schuldig gemacht 
hat am Evangelium und damit auch an der Arbeiterschaft. Sie hätte 
sehen müssen, daß ihre Neutralität einseitig dem Unternehmer zugute 
kam und daß es keine rechte Erfüllung des christlichen Liebesgebotes 
ist, wenn man zwar die Not zu lindern versucht, aber die Quelle nicht 
verstopft, aus der Tag für Tag dieselbe Not für Leib und Seele von neu- 
em fliefßt. Diese Erkenntnis ist es, die uns treibt, heute unsere Stimme 
zu erheben und zu sagen, wie eine Wirtschaft gestaltet sein muß, wenn 
sie in christlicher Verantwortung geführt werden soll. Wir haben eine 
Schuld zu sühnen. Deshalb reden wiır. 

Worum es der Kirche geht, ist das, daß alle Arbeit in derjenigen 
Freiheit getan werden muß, die sie braucht, wenn sie ein Dienst zur 
Ehre Gottes sein soll; daß die Menschenwürde des Arbeiters respektiert 
wird, weil nach Gottes Willen die Arbeit um des Menschen willen da 
ist und nicht der Mensch um der Arbeit willen; und daß der Arbeiter 
einen Lohn erhält, den er als gerecht empfinden und mit dem er eine 
Familie ernähren kann. Es geht ihr aber nicht minder darum, daß jeder, 
der arbeitet, sich in die Gemeinschaft seiner Mitmenschen einfügt und 
daß das echte Wohl der Gesamtheit den Vorrang vor dem Interesse des 
Einzelnen haben muß. 

Das bedeutet praktisch, daß die Kirche, — jedenfalls unter Verhält- 
nissen, wie sie in Deutschland heute sind und wie sie auf lange Zeit 
hinaus bleiben werden, — den Kapitalismus nicht mehr als eine Wirt- 
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schaftsform ansehen kann, die vor den Forderungen des Evangeliums 
bestehen könnte; daß sie aber ebensowenig wünschen kann, daß an die 
Stelle des Privatkapitals einfach der Staat tritt. Sozialismus und Soziali- 
sierung sind lockende Wörter für das Ohr des Christen. Sie können 
bedeuten, daß in brüderlicher Solidarität Eigentum verwaltet und Ar- 
beit getan werden soll. Viele von uns sind der Meinung, daß wir diese 
Begriffe nicht denen überlassen sollten, die sie lediglich mit materiali- 
stischem Inhalt erfüllen und mit Vorstellungen vom Klassenkampf ver- 
binden. Christlicher Sozialismus ist ein altes Ideal in unserer Mitte — 
obwohl wir alle spüren, daß das Evangelium mehr fordert, als dies Wort 
besagt. Sozius heißt auf deutsch: Genosse; Arbeitskollege würden wir 
heute sagen. Das Evangelium aber fordert nicht Kollegialität, sondern 
brüderliche Gesinnung und brüderliche Gemeinschaft. Das ist mehr! 

Unter dem dämonischen Einfluß des modernen Staates freilich ist 
Sozialisierung heute weithin gleichbedeutend geworden mit Verstaatli- 
chung. Darin aber, daß alle Produktionsmittel, aller Besitz und die ge- 
samte Wirtschaft in der Hand des Staates zusammengefaßt werden, der 
sie dann als Mittel für politische Machtziele gebraucht, können wir 
eine Ordnung, wie wir sie als Christen wünschen müssen, nicht erblik- 
ken. Solange der Staat das ist, was er heute ist, ist staatliche Allgewalt 
niemals brüderliche Leitung, sondern Ausübung einer Macht, für die 
der einzelne Mensch nur Objekt politischer Ziele ist, nicht eine Persön- 
lichkeit mit lebendiger Seele, die respektiert werden muß. Die gemein- 
same Herrschaft von Arbeitsamt, Wohnungsamt und Wirtschaftsamt 
über den Einzelnen wird zu einer seelenlosen Tyrannei, die schlimmer 
sein kann als die Tyrannei des Fabrikanten Dreißiger. Und daß die Spar- 
groschen, die die arbeitende Bevölkerung dem Staat in seinen Sparkas- 
sen und Versicherungen anvertraut, dort keineswegs besonders gut auf- 
gehoben sind, haben wir nun schon mehr als einmal in sehr bitterer 
Weise erlebt. Glücklicherweise gibt es noch andere Formen der »Sozia- 
lisierung« als die Überführung in Staatsbesitz. Und für diese anderen 
Formen wird der Christ immer aufgeschlossen sein. 

Nicht Verstaatlichung, sondern Wirtschaftsführung in christlicher 
Verantwortung ist das Ziel. Daß es im Augenblick noch nicht möglich 
ist, die Wirtschaft aus ihrer Verflechtung in den Staat herauszuziehen, 
sei noch einmal wiederholt. Aber das Ziel muß klar sein: der Staat soll 
helfen, lenken und planen; er soll der Selbstsucht Schranken setzen und 
den Schwachen gegen die Vergewaltigung durch den Starken schützen; 
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aber selber wirtschaften soll er so wenig wie möglich. Wer dann aber 
wirtschaftet, es sei ein Einzelner oder ein Kreis von Menschen, der soll 
an dem Ertrag der Wirtschaft denjenigen Anteil haben, der seiner Lei- 
stung entspricht. Im übrigen soll der Ertrag der Gesamtheit zugute 
kommen. Übergroße Gewinne von einzelnen Menschen sind in einem 
verarmten Volk nicht mehr zu verantworten. 

Der Lohn des Arbeiters soll grundsätzlich so hoch sein, wie der Be- 
trieb es erlaubt. Eine gewisse Mindesthöhe wird der Staat im Einver- 
nehmen mit der Arbeiterschaft selbst, die durch ihre Gewerkschaften 
handelt, festlegen müssen, damit der Arbeiter nicht ausgebeutet wer- 
den kann. Wo es der Betrieb aber erlaubt, sollte der Arbeiter in irgend- 
einer Weise am Gewinn beteiligt werden, um die Freudigkeit der Ar- 
beit zu erhöhen. 

Aus diesem Grunde sollte in jedem großen Betrieb die Arbeiterschaft 
auch innerhalb der Leitung, die über das wirtschaftliche Ergebnis und 
seine Verwendung entscheidet, vertreten sein. 

In einem verarmten Volk muß jeder, der arbeiten kann, auch wirk- 
lich arbeiten. Denn niemand soll sein Leben für sich selber leben, son- 
dern er soll es leben im Dienst an den andern, zu Gottes Ehre. Für 
Menschen, die lediglich von arbeitslosen Einkünften leben wollen, ist 
heute — um der Liebe willen! — kein Raum mehr in unserm Volk. Des- 
halb muß auch das Arbeitseinkommen immer den Vorrang vor jeder 
Art von Renten haben. 

Wo aber die Gemeinschaft verlangt, daß jeder, der arbeiten kann, 
auch wirklich arbeitet, hat sie auch die Pflicht, dafür zu sorgen, dafs für 
jeden, der arbeiten will, Arbeit da ist. Das wird für die Zukunft des 
deutschen Volkes eins der allerschwersten Probleme werden. Der natio- 
nalsozialistische Staat hat dies Problem dadurch lösen wollen, daß er in 
jedem Jahr neue Schulden machte, um die Wirtschaft anzukurbeln und 
schließlich durch gewaltsame Annexionen den Wirtschaftsraum immer 
weiter ausdehnte. Es war ein Vabanquespiel, und am Ende kam der 
Zusammenbruch. Gegenwärtig versucht man es mit Aufräumungsar- 
beiten. Aber die Zeit ist nicht fern, wo das deutsche Ruinenfeld so auf- 
geräumt sein wird, daß nun wirklich nichts mehr aufzuräumen bleibt. 
Wie wird dann Arbeit für die Arbeitslosen beschafft werden können? 
Auch hier können wir als Christen das Heil nicht darin sehen, daß der 
Staat. eine Armee von Arbeitslosen kommandiert und sie zu Arbeiten 
zwingt, denen jede Seele fehlt und die niemals mit Freudigkeit getan 
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werden können. Den Arbeitslosen muß dazu geholfen werden, in eige- 
ner Initiative etwas zu schaffen, woran sie selber Freude haben und 
woraus für andere Nutzen erwächst. Auf Jahrzehnte hinaus wird 
Deutschland einen unerschöpflichen Bedarf an neuen Wohnungen ha- 
ben. Wenn der Staat solchen, die arbeitslos sind, dazu hilft, sich in Ge- 
meinschaft mit anderen selbst einfache Häuser herzustellen, wenn er 
Unternehmungen unterstützt, wie sie der alte Bodelschwingh in Arbei- 
terkolonien der verschiedensten Art verwirklicht hat, wenn er einem 
freiwilligen Arbeitsdienst, wie wir ihn vor dem Nationalsozialismus 
hatten, die Wege ebnet und dann für diejenigen, die durchaus nichts 
anderes finden, Notstandsarbeiten vorsieht, dann mag vielleicht auch 
dies schwerste aller Probleme, wenn auch nicht restlos, so doch in er- 
träglicher Weise gelöst werden. 

Dabei muß unser besonderes Anliegen sein, daß die Millionen von 
Flüchtlingen und Vertriebenen wieder Arbeit und Auskommen finden. 
Hier ist ein elementares Gebot der Nächstenliebe, um dessentwillen 
wir alle bereit sein müssen, unsere Opfer zu bringen. 


Gott muß die tragende Mitte sein 


Es ist nicht die Aufgabe der Kirche, ein Wirtschaftsprogramm im ein- 
zelnen zu entwerfen. Die Kirche hat lediglich zu sagen, was für große, 
grundsätzliche Forderungen das Evangelium an die Wirtschaft stellt. In 
der Theologischen Erklärung von Barmen hat die Bekennende Kirche 
im Jahre 1934 den Satz aufgestellt: »Wir verwerfen die falsche Lehre, 
als gäbe es Bereiche unseres Lebens, in denen wir nicht der Rechtferti- 
gung und Heiligung durch ihn bedürfen.« Zu diesem Satz bekennt sich 
heute die ganze evangelische Christenheit Deutschlands. Auch die Wirt- 
schaft ist mit allem, was sie tut, dem Herrn Christus zu eigen und muß 
ihre Arbeit unter seinem Gebot und unter der Wirkung seines Geistes 
tun. Es soll in der Wirtschaft gewiß von der Sache her gearbeitet wer- 
den. Denn es ist Gottes Wille, daß der Mensch sich die Kräfte der Na- 
tur und ihre Bodenschätze untertan mache mit den Mitteln des Geistes 
und des Körpers, die ihm verliehen sind. Aber weil, wie wir immer 
wieder sagen müssen, die Wirtschaft nicht um der Wirtschaft willen, 
auch nicht um staatlicher Machtziele willen, sondern um des Menschen 
willen, und zwar um des einzelnen Menschen willen da ist, darum darf 
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sie nicht ihrer eigenen Dämonie überlassen bleiben, auch nicht der 
Dämonie eines Staates, der sich zum Selbstzweck gemacht hat, sondern 
muß unter der Verantwortung der christlichen Nächstenliebe zur Ehre 
Gottes gestaltet werden. Darum geht es der Kirche. | 
. Die drei Dinge, von denen wir gesprochen haben, gehören auf das 
engste zusammen. Wenn ich Fremdwörter gebrauchen darf: es geht 
um die Entsäkularisierung unseres Gemeinschaftslebens, 
um die Entmythologisierung des Staates 
und um die Entdämonisierung der Wirtschaft. 


Der Text ist entnommen: O. Dibelius, Volk, Staat und Wirtschaft aus christlichem 
Verantwortungsbewußtsein. Ein Wort der Kirche (1947), in: H. Noormann, Prote- 
stantismus und politisches Mandat 1945-1949. Bd.2: Dokumente und Kommen- 
tare, Gütersloh 1985, S. 168-172. 


Text Nr. 43 
A. Müller-Armack, Das Jahrhundert ohne Gott (1948) 


... Worum es geht, ist eine Wiederbefestigung des Lebens in einer ewi- 
gen Ordnung. Nur in der Spannung zu den Maßstäben einer echten 
Transzendenz kann auch das innerweltliche Leben des Menschen in 
seiner Form gehalten werden. Daß diese Aufgabe nur in einer letzten 
Anstrengung aller intakt gebliebenen und neu zu gewinnenden Glau- 
benskräfte zu leisten ist, macht sie schwer, aber nicht aussichtslos. Hier, 
wo es für uns nur darum geht, den möglichen Beitrag der Wissenschaft 
zu umschreiben, kann uns die Konstellation der Zeit insgesamt zuver- 
sichtlich machen. 

Nie in der neueren Geschichte stimmten die Tendenzen der Er- 
kenntnis und jene des Glaubens so sehr überein. Je mehr die geistigen 
Formen der jüngsten Vergangenheit in ihrer inneren Fragwürdigkeit 
erkannt werden, je mehr im Geistigen die Bereitschaft wächst, Sinn, 
Eigenständigkeit und Welttiefe des Religiösen anzuerkennen, desto 
mehr eröffnet sich uns die Hoffnung auf einen Zusammenschluß von 
Kräften, die seit dem Mittelalter nicht vereinigt waren. Daß eine sol- 
che Einstimmigkeit des Geistigen, auch realsoziologische Kräfte aus- 
zulösen vermag und in die Breite wirkt, erscheint keineswegs unwahr- 
scheinlich. 


375 


Solcher Zusammenschluß wird nur dann die Kräfte steigern, wenn dem 
Verständnis für die Position des Religiösen seitens der Wissenschaft auf 
Seiten der Kirche eine ebensolche, auf zeitbedingte Gegenpositionen 
verzichtende offene Haltung zum Geistigen antwortet. Bei aller Not- 
wendigkeit, den dogmatischen Standort klar zu umschreiben, wäre 
dieser Frieden schwer gefährdet, wenn je die Konfessionen es an der 
äußeren Toleranz fehlen ließen und aus dem nunmehr ja über hundert- 
jährigen Erlebnis gemeinsamer Bedrohung des christlichen Fundamentes 
nicht gelernt hätten, ein gemeinsames Schicksal anzuerkennen. 

Trotz der Verschiedenheit der zentralen Gefährdung müssen die 
christlichen Konfessionen den Glaubenszerfall als ein gemeinsames Pro- 
blem begreifen, dessen Konsequenzen auch die festeste dogmatische 
Position erreicht haben und das nur in einer einmütigen Anstrengung 
überwunden werden kann. Die Wissenschaft, als solche nicht vom 
Konfessionellen ausgehend, aber auf das Religiöse hingerichtet und 
dessen besondere Formung begreifend, wird schon unersetzliche Dien- 
ste leisten können, wenn sie das Gemeinsame des christlichen Funda- 
mentes und des geschichtlichen Schicksals betont. Auch sie wird diese 
wichtige Aufgabe nur leisten können, wenn die Freiheit ihres Forschens 
und sachgerechten Denkens nicht angetastet wird... 

Die Anerkennung einer echten Transzendenz, deren Existenz, Werte 
und Ziele das irdische Dasein erst in jenen Horizont stellen, aus dem es 
einzig verstanden werden kann, die Verpflichtung des Lebens auf unbe- 
dingte, überlegene Werte, ist die Voraussetzung für die Weltkultur, in 
der der Mensch echt gestaltend leben kann und nicht den Idolen dieser 
Welt selbst verfällt. Erst auf einem solchen Lebensboden dürften die 
Täuschungen des abgelaufenen Jahrhunderts voll überwunden werden. 

Solche Verwurzelung ist keineswegs gleichbedeutend mit einer Ge- 
ringschätzung oder gar Ignorierung außerreligiöser Lebenswerte. Im 
Gegenteil. Nichts hat den ruhigen Gang unserer kulturellen Entwick- 
lung im letzten Jahrhundert mehr gestört als die idolhafte Übersteige- 
rung wirtschaftlicher, sozialer und politischer Werte und das Fehlen 
überlegener Richtmaße. Nur so konnte jener gesinnungslose Instru- 
mentalismus entstehen, der sich den Kräften des Bösen ebenso willig 
zu Dienste stellte wie denen des Guten. Aus solcher Haltung war die 
Technik skrupellos dahin gelangt, ohne auch nur ein schlechtes Gewis- 
sen zu haben, Mittel einer letzten Zerstörung zu erfinden. Aus solcher 
Gesinnung wurden Wirtschaft und Verwaltung zu willigen Instrumen- 
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ten verbrecherischer Staatsführungen. Erst die Idolbildung schuf jene 
Verzerrung politischer und sozialer Bewegungen, die unsere Kultur an 
den Rand des Verderbens führte. 

Wir müssen endgültig der Illusion aufsagen, als sei es um das irdi- 
sche Leben am besten bestellt, wo man einzig seine Werte ernst nimmt 
und als Lebenszweck anerkennt. das Gegenteil ist der Fall. Was an Zer- 
störungen und Verbrechen im Namen irdischer Lebensprogramme be- 
gangen wurde, spricht eine klare Sprache, und keine noch so finstere 
Epoche der Vergangenheit hat Anlaß, davor zu erröten. Die Fortschrit- 
te, deren sich das letzte Jahrhundert mit Recht rühmte, hat es nicht zu 
behaupten vermocht, sondern sie immer stärker selbst wieder in Frage 
gestellt. 

Eine Rechristianisierung unserer Kultur ist damit die einzige reali- 
stische Möglichkeit, ihrem inneren Verfall in letzter Stunde entgegen- 
zutreten. In ihrem Zeichen vereinigt sich die Wahrheit des Wortes mit 
den letzten Kräften der europäischen Tradition und den geistigen Über- 
zeugungen unserer Gegenwart, um jene wenigen aber unverrückbaren 
Richtmaße zu geben, deren wir im irdischen Dasein bedürfen. 

So wie die Absage an die christlichen Werte das 19. Jahrhundert 
heraufführte, wird mit dem Bekenntnis zu ihrer verpflichtenden Gel- 
tung der dämonische Zauberkreis gesprengt, der es von Idol zu Idol 
umtrieb. Gerade weil das Christliche das Unzeitgemäße ist, bietet es für 
die Umgestaltung unseres politischen und wirtschaftlichen Lebens die 
einzig zeitgemäße Lösung. 

... Wenden wir uns der Frage der künftigen Gestaltung zu: Was dür- 
fen wir erwarten von einer Ausschaltung aller Idolbildung im Wirt- 
schaftlichen und von einer Rückbesinnung auf jene ewigen Werte, de- 
nen sich auch das wirtschaftliche Leben einzuordnen hat? 

Die Anerkennung höchster geistiger Werte enthüllt uns als die Illu- 
sion eines Jahrhunderts, in einem wie auch immer gearteten Wirtschafts- 
programm letzte Lebenserwartungen erfüllt schen zu wollen. Es bedarf 
all unserer geistigen Entschiedenheit, daß nicht irgend ein anderes den 
Massen gebotenes Wirtschaftsprogramm die gefährliche Faszination 
erneuert. Das bedeutet keineswegs eine asketische Geringschätzung des 
Wirtschaftlichen. Es ist und bleibt ein wichtiges, wenn auch nicht das 
zentrale Lebensgebiet, und von seiner guten Ordnung hängt für die 
Kultur sehr viel ab. Aber gerade dies, seine gute Ordnung, wurde un- 
möglich gemacht durch die nun schon Tradition gewordene Überstei- 
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gerung wirtschaftspolitischer Prinzipien zu Glaubenspostulaten. Die 
Volkswirtschaftslehre ist längst dahin gelangt, die Grundsätze freier oder 
gebundener Ordnung sachlich auf ihre relativen Vorzüge und Nachtei- 
le zu prüfen. Dennoch hat sich der Beginn des Jahrhunderts so verhal- 
ten, als sei schlechthin nichts gegen den intransigenten Liberalismus 
einzuwenden, während heute die umgekehrte Neigung besteht, die ge- 
rade in den letzten Jahren zutage tretenden Mängel der zentralen Wirt- 
schaftslenkung überhaupt nicht sehen zu wollen und vor jeder Len- 
kung einfach gläubig zu kapitulieren. 

Hier muß erst die Distanz geschaffen werden, die es erlaubt, Fragen 
der Wirtschaft sachlich zu diskutieren. 

Im Blick auf die dem Wirtschaftlichen überlegenen menschlichen 
Werte gewinnen wir den Standort für eine Wirtschaftsethik und wirt- 
schaftpolitische Ordnung im tieferen Sinne. Das Interesse an wirtschafts- 
ethischen Fragen war das Jahrhundert hindurch erstaunlich gering; dies 
ist durchaus verständlich, da gegenüber der mächtigen Automatik des 
Wirtschaftlichen eine ethische Regulierung entweder als aussichtsloser 
Kampf gegen Windmühlenflügel erscheint — so dachte Malthus von 
sozialpolitischen Maßnahmen — oder uns von der Vorsehung gütigst 
abgenommen wurde, die in einer idealen Freihandelswelt oder einer 
ebensolchen Zukunftsgesellschaft alles aufs beste zu bestellen versprach. 
Illusionen, die wir nicht hegen wollen und die uns heute nicht der Pflicht 
entheben, die Gestaltung nicht der Geschichte zu überlassen, sondern 
von einem außerhistorischen Standpunkt in die eigene Hand zu neh- 
men. Mit Recht haben Eucken, Böhm und Großmann-Doerth im Vor- 
wort ihrer Schriftreihe zur Ordnung der Wirtschaft diese Berufung 
unserer Zeit zu einer gestaltenden Wirtschaftspolitik als Anliegen der 
heutigen Wissenschaft gefordert. Freilich verlangt dies ein klares Be- 
kenntnis zu den zielsichernden zentralen Werten, die, wie aus allem 
hier Gesagten hervorgeht, nur dem christlichen Wertfundament ent- 
stammen können. 

Gerade weil wir uns nicht der Illusion hingeben, im Wirtschaftsle- 
ben bereits ein ideal geordnetes Gebiet zu besitzen, gerade weil es einen 
vollen Anteil menschlicher Unzulänglichkeit in sich trägt, bedarf es ei- 
ner ausgleichenden, regulierenden Gestaltung. Einzig die christliche 
Haltung ist geeignet, die Zerrissenheit in die Formen individualisti- 
scher und kollektivistischer Haltungen aus der Tiefe ihres überlegenen, 
beide Antagonismen umschließenden Personalismus zu überwinden und 
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schon aus ihrer Distanz zur Welt der gefährlichen Verstrickung in jene 
formalen Grundsätze zu steuern ... 

Über die Notwendigkeit einer zentralen Verwurzelung des Menschen 
braucht keineswegs die notwendige wirtschaftliche Reform vergessen 
zu werden, ja, dieser sind aus der geistigen Umorientierung die ent- 
scheidenden Anknüpfungspunkte gegeben. 

Es handelt sich in erster Linie um eine Korrektur der Entwicklungs- 
einseitigkeiten, in die die säkularisierten Ideale unseres Jahrhunderts 
hineingeführt haben. Der Glaubensabbau schuf auch wirtschaftlich eine 
Situation, in der breite Schichten endgültiger Entwurzelung verfielen. 
Es ist auch keineswegs so, daf der Grad unserer Großbetriebsentwick- 
lung, die Intensität der Verstädterung, die Unpersönlichkeit und so- 
ziale Härte, die Arbeitsbedingungen, die Beliebigkeit der Standort- 
wechsel, daß alles dies schlechthin wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
entsprochen hätte und keiner Korrektur zugänglich wäre. Gerade da- 
durch, daß im Beginn des Jahrhunderts das Idol einer freien, sich selbst 
überlassenen Entwicklung galt, sind die Verstädterung, das Betriebs- 
wachstum, die Entseelung der Fabrikarbeit, der Verlust an Boden- 
ständigkeit erheblich weitergegangen, als nützlich und wirtschaftlich 
notwendig war. Andererseits haben in jüngster Zeit die Idole des Kol- 
lektivismus diese Tendenz zu wachsender Unpersönlichkeit der Wirt- 
schaft noch gesteigert. In beider Hinsicht bedarf unsere Zeit einer 
Korrektur, und gerade der völlige Neubeginn, vor dem die deutsche 
Wirtschaft jetzt steht, sollte genug Anlaß sein, den Übergang zu einer 
persönlicher gestalteten Wirtschaftsweise zu bedenken. An die Stelle 
einer von rastloser Dynamik getriebenen Wirtschaft sollte eine seeli- 
sche beruhigtere Form treten, die durch Konjunkturpolitik in ausgegli- 
chenerem Rhythmus gehalten wird, in der eine behutsame Wirtschafts- 
politik die Erhaltung des kleinen und mittleren Betriebes, wo dessen 
Überschreitung nicht durch die Technik wirklich zwingend vorgeschrie- 
ben ist, betreut, in der eine sinnvolle Raumgliederung eine gesunde 
und vielseitige Struktur der einzelnen Wirtschaftsgebiete ermöglicht, 
in der Erhaltung einer gesunden Bodenständigkeit auch bei der Indu- 
striearbeiterschaft bedacht bleibt. Hierbei wird es notwendig sein, den 
sozialen Ausgleich ebenso zu bedenken wie den Spielraum für eine per- 
sönliche Initiative des Unternehmers. In Wissenschaft wie Verwaltungs- 
praxis liegt zu solch ausgleichender, zwischen Individualismus und Kol- 
lektivismus hindurchgehender Wirtschaftspolitik eine Fülle guter em- 


379 


pirischer Vorarbeit in Raumforschung und Siedlungsplanung vor, die 
zwischen den leidenschaftlichen Alternativen der Vergangenheit nicht 
zum Zuge kam. Auch hier ist ein geistiges Fundament sachlicher Er- 
kenntnisse in der Arbeit der letzten Jahrzehnte bereits herangereift und 
hat sich längst aus der Verstrickung der Idole der Vergangenheit befreit. 
Es muß in seiner Arbeit nur die Möglichkeit erhalten, gehört und zur 
Wirksamkeit gebracht zu werden. 

Dies alles sind Teile des umfassenden Problems einer Neuordnung 
der Wirtschaft, das nur zu lösen ist, wenn die sachliche wirtschafts- 
wissenschaftliche Erfahrung der Vergangenheit sich verbindet mit dem 
Wissen um die zentralen geistigen Werte, die es auch im Wirtschaftli- 
chen zu sichern gilt. Nichts hat die Wirtschaft verhängnisvoller beein- 
flußt, als jene Idolbildung, die überall den Zugang zu sachlicher und 
praktischer Arbeit verlegte. Was nottut, ist ein unverrückbarer Leitstern, 
der uns den Weg aus dem Irrgarten der Vergangenheit weist und in 
dessen Schein wir wieder das Irdische wirklich irdisch zu sehen lernen. 


Der Text ist entnommen: A. Müller-Armack, Das Jahrhundert ohne Gott. Zur Kul- 
tursoziologie unserer Zeit, Münster 1948, S. 180-182; 196-199 1.A. 


Text Nr. 44 
Rat der EKD: Entschließung zur Mitbestimmung (1950) 


Aus dem Willen, dem Aufbau einer neuen sozialen Ordnung zu die- 
nen, erklärt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu der 
Frage der Mitbestimmung des Arbeitnehmers in der Wirtschaft: 

Der Rat der EKD ist davon überzeugt, daß die soziale Entwicklung 
in Deutschland eine Erweiterung des Betriebsräterechts von 1920 er- 
fordert. Es ist der Sinn des Mitbestimmungsrechtes, das bloße Lohnar- 
beiterverhältnis zu überwinden und den Arbeiter als Menschen und 
Mitarbeiter ernst zu nehmen. Seine Verwirklichung wird nicht nur für 
den Arbeitnehmer, sondern für den Arbeitgeber und das Gemeinwesen 
ein Beitrag zur Gesundung unserer sozialen Verhältnisse sein. Die Mit- 
bestimmung bedarf allerdings der rechtlichen Ordnung. Dabei werden 
aus der Sache heraus Abstufungen zwischen sozialen, betriebstechni- 
schen, persönlichen und wirtschaftlichen Mitbestimmungsrechten un- 
erläßlich sein. 
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Die gesetzliche Regelung sollte dem organischen Hineinwachsen der 
Beteiligten in die Aufgaben und der freien Vereinbarung weiten Spiel- 
raum geben und allen Versuchen zum Schematismus und Zentralismus 
widerstehen. Der Gedanke der Selbstverwaltung unter maßgeblicher 
Beteiligung der Arbeiterschaft sollte auch auf betrieblichem Gebiet viel 
stärker verwirklicht werden, als dies weithin bis heute der Fall ist. Wel- 
che gesetzliche Form des Mitbestimmungsrecht auch immer erhalten 
wird, die eigentliche Aufgabe fängt dann erst an. 

Die Verantwortung der beiderseitigen Organisationen sollte sich vor 
allem auf das überbetriebliche Mitbestimmungsrecht erstrecken, wäh- 
rend bei der Gestaltung des betrieblichen Mitbestimmungsrechtes der 
Tatsache Rechnung getragen werden muß, daß in erster Linie die An- 
gehörigen des Betriebes selbst zur Mitverantwortung berufen sind. Hier 
haben die Organisationen vorwiegend fördernde Hilfe zu leisten. 

Der Rat begrüßt dankbar, daß die Verhandlungen der Sozialpartner 
über das Mitbestimmungsrecht im Geiste gegenseitiger Achtung ge- 
führt worden sind. Er bittet und mahnt, von diesen Bemühungen nicht 
abzulassen, und die Opfer, die der soziale Friede erfordert, nicht zu 
scheuen. 


Der Text ist entnommen: Kirche im Volk, H.6/1950, Essen, S. 60. 


381 


Die Gicht an ntutihne 


TE HEN EKEEKTEREKEKETEEKTUELKTERERTWT 


Herausgegeben von der Kirchenkanzlei der EKD. 


Band 1: 
Frieden, 
Menschenrechte, 
Weltverantwortung 


' Mit einer Einführung von 
Ludwig Raiser 


Band 1/1: 


3. Auflage. 247 Seiten. Kt. 


[13-579-00413-1] GTB 413 


Band 1/2: 


3. Auflage. 222 Seiten. Kt. 


[3-579-00414-X] GIB 414 


Band 1/3: 
380 Seiten. Kt. 
[3-579-00424-7] GTB 424 


Band 1/4: | 
213 Seiten. Kt. 
[3-579-00425-5] GTB 425 


Band 2: 


Soziale Ordnung, 
Wirtschaft, Staat 


Mit einer Einführung von 


Eberhard Müller 


Band 2/1: 


3. Auflage. 218 Seiten. Kt. 


[3-579-00415-8] GTB 415 


Band 2/2: 
302 Seiten. Kt. 
[3-579-00421-2] GTB 421 


O Gütersloher 
@ Verlagshaus : 


ed Den ER 


Herausgegeben von der Kirchenkanzlei der EKD. 


Band 2/3: Band 4/1: 

443 Seiten. Kt. 301 Seiten. Kt. 

[3-579-00422-0] GIB 422 [3-579-00417-4] GIB 417 

Band 2/4: Band 4/3: 

239 Seiten. Kt. 175 Seiten. Kt. 

[3-579-00423-9] GTB 423 [3-579-00420-4] GTB 420 
Band 3: 


Ehe - Familie - 
Frauen und Männer 


Mit einer Einführung von 
Erwin Wilkens 


Band 3/1: 
3. Auflage. 324 Seiten. Kt. 
[3-579-00416-6] GTB 416 


Band 4: 


Bildung, Information, 
Medien 


Mit einer Einführung von 
Gerhard Bromm 


O Gütersloher : 
© Verlagshaus : 


Denkschriften 


Gemeinwohl 

und Eigennutz 
Wirtschaftliches Handeln und 
Verantwortung für die Zukunft. 
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